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Die Vereinbarung zur Förderung
der Chancengleichheit zwischen
Bundesregierung und den Spitzen-
verbänden der Wirtschaft im Juli
2001 hat wenig bewirkt. Das be-
legt eine repräsentative Unterneh-
mensbefragung im Auftrag von DGB
und Hans-Böckler-Stiftung. In 70
Prozent der Unternehmen hat sich
seit 2001 weder der Frauenanteil
unter den Beschäftigten noch der im
Management oder im technischen
Bereich erhöht. „Ein Durchbruch ist
nicht erkennbar“, so DGB-Vize Ur-
sula Engelen-Kefer. „Die Idee, wir
könnten auf ein Gleichstellungsge-
setz verzichten, ist gescheitert.“
Auch wenn es einige vorbildliche
Unternehmen gebe, sei die Verein-
barung „völlig unzureichend“.

Um ein Gesetz zu verhindern,
hatte die Wirtschaft vor drei Jahren
freiwillige Maßnahmen versprochen.
Ende Januar wollen Bundesregie-
rung und Arbeitgeberverbände eine
erste „offizielle Bilanz“ präsentie-
ren. Fällt die negativ aus, könnte
das Gesetz wieder anstehen – so
die Vereinbarung.

Die Ergebnisse der DGB-Studie
sind ernüchternd. Die Berliner Wirt-

schaftswissenschaftlerinnen Gertrau-
de Krell und Renate Ortlieb haben
dafür Telefoninterviews mit 500 Un-
ternehmen ausgewertet. Nur ein
Viertel führt überhaupt nach Ge-
schlecht differenzierte Personalsta-
tistiken. Nicht mal zwei Prozent in-
teressieren sich dafür, wie hoch der
Anteil von Frauen und Männern auf
den verschiedenen Hierarchiestufen
ist. Zwar gab die Hälfte der Unter-
nehmen an, die Wünsche der Be-
schäftigten zur Vereinbarkeit von
Job und Familie zu ermitteln. Den-
noch unterstützen nur gut fünf Pro-
zent Eltern bei der Kinderbetreuung.
Verbessert haben sich die Chancen
von Frauen am ehesten in größeren
Unternehmen, die einen hohen
Frauenanteil und einen engagierten
Betriebsrat haben.

In jedem achten Unternehmen
gibt es keinerlei Maßnahmen zur
Chancengleichheit, nur ein Viertel
kann mehr als drei Aktivitäten vor-
weisen. Mehr als 70 Prozent aller
Unternehmen planen keine weite-
ren Schritte. Das belege, so Enge-
len-Kefer, dass die Vereinbarung
schon jetzt zu verpuffen drohe.
DGB und Gewerkschaften fordern

deshalb nach wie vor gesetzliche
Regelungen. Die anstehende Um-
setzung der EU-Richtlinie zur Gleich-
behandlung von Männern und
Frauen im Erwerbsleben dürfe keine
Minimallösung werden. Der DGB
schlägt zum Beispiel eine nationale
Gleichbehandlungsstelle mit Klage-
recht, Einrichtungen mit Ombuds-
funktion in den Regionen sowie ein
verbindliches Auditierungsverfah-
ren vor. •
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Der Bundestagsabge-
ordnete Willi Brase

(SPD) hat die Bundesregierung
aufgefordert, sicherzustellen,
dass auch Beamte und Parla-
mentarier die 10-Euro-Praxis-
gebühr zahlen müssen. Für sie
müssten die gleichen Regelun-
gen gelten wie für gesetzlich
Versicherte.

+ DIHK-Präsident Ludwig 
Georg Braun hat eine

Nullrunde für die kommenden
drei Jahre gefordert. Dadurch
könne die Wettbewerbsfähig-
keit gestärkt werden. Aber
nicht alle sollten Lohnverzicht
üben. Für die Beschäftigten er-
folgreicher Unternehmen müs-
se es Öffnungsklauseln geben.
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Der Ruck ist ausgeblieben

Häufigste Maßnahmen zur Förderung
der Chancengleichheit in Unterneh-
men sind flexible Arbeitszeiten. 

Vor allem flexible
Arbeitszeiten
Durchgeführte und geplante Maß-
nahmen zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern
in Unternehmen (in Prozent)
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Quelle: Krell/Ortlieb 2003
– Auswertung einer
repräsentativen Befragung
von 500 Unternehmen im
Auftrag von DGB und Hans-
Böckler-Stiftung

Gleitzeit, Arbeitszeitkonten

Verankern in Unternehmensphilosophie

aktive Gestaltung der Elternzeit

Anwerben von Frauen

Teilzeit im Management

Erhöhung des Frauenanteils
im Management

Chancengleichheitsbeauftragte,
Arbeitskreis

Unterstützung bei der Kinderbetreuung

Anwerben von Frauen in
technischen Berufen
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POLITIK AKTUELL
Die neue Technik hält in den Räumen des einblick wieder Einzug:

Nachdem schon im November Kommunikationsdienstleister versatel
die Redaktion mit einem bezahlbaren und passabel schnellen Internet-
zugang versorgte, steht nun ein neuer E-Mail-Server zur Verfügung.
Neue E-Mail-Adressen sind die Folge: redaktion@einblick.info
(Sybille Pape, Redaktionssekretariat), u.boehlefeld@einblick.info
(Udo Böhlefeld), a.graef@einblick.info (Anne Graef), n.huesson@
einblick.info (Norbert Hüsson), s.hegger@einblick.info (Stephan
Hegger), u.perina@einblick.info (Udo Perina, Geschäftsführung). Die
alten Adressen nach dem Muster nachname.einblick@t-online.de wer-
den demnächst abgeschaltet.

Ebenfalls der technologischen Entwicklung zum Opfer fallen un-
sere Faxabrufe. Hintergrundtexte sind ab sofort ausschließlich über 
Internet zu beziehen, unter www.einblick.dgb.de bieten wir ent-
sprechende PDF-Dateien zum Herunterladen an. Die existierenden 
Faxabruf-Dokumente stehen noch bis Ende Januar zum Abruf zur Ver-
fügung (Übersicht unter 0211/43 01 689).

ineigenerSache

G e w e r b e a u f s i c h t

BDA fordert
Abschaffung

Die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA)
hat in Musterschreiben an die Minis-
terpräsidenten der Länder die Ab-
schaffung der staatlichen Arbeits-
schutzaufsicht gefordert. Die Auf-

G e r i c h t s b a r k e i t

Sozialgerichte
bald aufgelöst?

Das Ende der Sozialgerichte
rückt näher. Die Bundesregierung
wird bis Jahresmitte einen Gesetz-
entwurf vorlegen, der den Ländern
gestattet, „die Sozialgerichtsbar-
keit durch besondere Spruchkörper
der Verwaltungsgerichte und der
Oberverwaltungsgerichte auszu-
üben“. Das hat – wie erst jetzt be-
kannt geworden ist – der Vermitt-
lungsausschuss von Bundestag und
Bundesrat Mitte Dezember verein-
bart. Mit der Zusammenlegung von
Sozial- und Verwaltungsgerichten
sollen die Auslastungsunterschiede
zwischen beiden Gerichtsbarkeiten
ausgeglichen werden.

Der DGB lehnt das Vorhaben ab
und bezweifelt dessen Verfassungs-
mäßigkeit. Das Grundgesetz schrei-
be getrennte Gerichtszweige vor, so
Helga Nielebock, Leiterin der Abtei-
lung Arbeits- und Sozialrecht beim
DGB-Bundesvorstand. Eine Zusam-
menlegung von Sozial- und Verwal-
tungsgerichten würde der Komplexi-
tät des Sozialrechts nicht gerecht. •

gaben von Gewerbeaufsicht und
Berufsgenossenschaften sollten „al-
lein den Berufsgenossenschaften
zugeordnet werden“. Käme es dazu,
so befürchtet der DGB, seien Sicher-
heit und Gesundheit der Beschäf-
tigten „nicht mehr in der bisherigen
Qualität gewährleistet“. Arbeits-
schutzexperte Wolfgang Hien: „Ge-
setze haben keinen Wert, wenn ihre
Einhaltung nicht kontrolliert wird.“ •

Das Kaufkraftargument
zieht doch
Entwicklung von Inlandsnachfrage
und Beschäftigung im internationalen
Vergleich 1998 – 2003*
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* 1991 = 100
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Von den Arbeitgeberverbänden bis
zum Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der wirtschaftlichen Lage:
Alle fordern von den Gewerkschaf-
ten Lohnzurückhaltung. Völlig aus-
geblendet wird, dass Löhne auch
Kaufkraft bedeuten – und Arbeits-
plätze schaffen. Wo die Nachfrage
nach Waren und Dienstleistungen
steigt, wächst die Beschäftigung.

■ Hat dich die Wende der SPD in der 
Bildungspolitik, ihr Bekenntnis zur Elite-Uni,
überrascht?
■ Mich hat dieses Signal von Weimar
schockiert: Wir verabschieden uns von einer
breiten Förderung der akademischen Bildung.
Die Fokussierung auf Elite-Unis könnte dazu
führen, dass wir ein paar gut ausgestattete
Universitäten haben, der Großteil aber ums
Überleben kämpft. Am meisten ärgert mich

dieser Rückschritt hinter die Diskussion seit 
Pisa: Dieses Land hat kaum Probleme mit der
Spitze, wir sind schlecht in der Breite. Und nir-
gendwo sonst entscheidet die soziale Herkunft
so sehr über den Bildungserfolg wie bei uns. 
■ Ist das Liebäugeln der SPD mit der US-
Kaderschmiede Harvard nicht Effekthascherei?
■ Das ist reiner Populismus. Und zeugt von
großer Unkenntnis. Harvard hat ein Milliarden-
Vermögen, davon können deutsche Universitä-
ten nur träumen.
■ Außer der geplanten Förderung von 
Spitzenhochschulen steht nichts Neues in den
Weimarer Leitlinien der SPD. Das meiste pro-
pagiert die Partei schon seit Jahr und Tag.
Wie glaubwürdig sind ihre Ankündigungen?
■ Es ist positiv, dass der Bundeskanzler die Bil-
dungspolitik zum Spitzenthema gemacht hat.
Ich befürchte nur, dass es auf die Förderung
von einigen wenigen Hochschulstandorten re-

duziert wird. Und damit wäre das Thema ver-
fehlt. Die Weimarer Leitlinien sehen keinerlei
konkrete Maßnahmen vor – abgesehen von
der Elite-Förderung. Schade, dass die Chance
nicht genutzt worden ist, ernst zu machen mit
der Herstellung von Chancengleichheit im Bil-
dungssystem und der Anhebung des durch-
schnittlichen Leistungsniveaus. Beides hatte
Schröder in seiner Regierungserklärung vom
März 2003 angekündigt. 
■ Bundeskanzler Schröder kann leicht den
Mund vollnehmen, der Bund ist gar nicht zu-
ständig für Kitas, Schulen und Universitäten...
■ Der Bund hat es nicht leicht, Reformen im
Bildungswesen anzustoßen. Wäre der gemein-
same Wille von Bund und Ländern da, ließen
sich die Hürden der Zuständigkeit überwinden.
Daran fehlt es. Insofern hielte ich es für sinn-
voll, dass der schon für 2003 geplante Bil-
dungsgipfel jetzt tatsächlich stattfindet.

Dass die SPD Bildung zum
Spitzenthema machen

wolle, freue sie. Aber das
Signal von Weimar, die

Abkehr von der Breiten-
förderung, habe sie doch

„stark irritiert“, sagt
Eva-Maria Stange,

46, Vorsitzende der 
Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW).
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Betriebsräte sind skeptisch
Ende 2003 konnten sich die Hardliner im Unternehmerlager, bei Union
und FDP, die bereits das Ende des Flächentarifvertrags eingeläutet hatten,
im Vermittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat nicht durchset-
zen. Diese Politik hat der DGB erfolgreich blockiert. Aber mit Beginn der
Tarifrunde 2004 gerät die Debatte über eine Verbetrieblichung der Tarif-
politik erneut auf die Tagesordnung. Gesamtmetall will es den Betriebs-
parteien überlassen, Dauer und Bezahlung der Arbeitszeit festzulegen.

Der Auftritt war nicht nur vom
Tonfall her ruppig. „Man müsste
Lagerfeuer machen und erst einmal
die ganzen Flächentarifverträge ver-
brennen“, hatte BDI-Präsident Mi-
chael Rogowski im vergangenen Jahr
gefordert. FDP-Vorsitzender Guido
Westerwelle träumte öffentlich vom
Verschwinden branchenweiter Tarif-
verträge. Und Unions-Fraktionsvize
Friedrich Merz forderte gar den
„Rückzug der Gewerkschaften“ aus
den „Angelegenheiten der Firmen“.
Dass die Einschränkung der Tarif-
autonomie in der Schlussphase 
des Parteiengeschachers um Hartz-
Gesetze und Steuerreform keine
Rolle mehr spielte, lag nicht nur am 
Widerstand von SPD und Gewerk-
schaften, sondern auch an den Ar-
beitgebern. Die hatten erklärt, dass
sie keinen Handlungsbedarf des
Gesetzgebers in Bezug auf die Tarif-
autonomie sehen.

Beendet ist die Auseinanderset-
zung um die Zukunft des Flächen-
tarifvertrags damit keinesfalls. „In
den Arbeitgeberverbänden gibt es
unterschiedliche Auffassungen zur
Bedeutung des Flächentarifvertrags,
aber auch seine Befürworter streben
einen nachhaltigen Funktionswan-
del an“, warnt Reinhard Bispinck
vom Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut in der Hans-
Böckler-Stiftung (WSI) vor falschen
Hoffnungen. Für die Anhänger des
Flächentarifvertrags stehe die Ord-
nungs- und Befriedungsfunktion des
Tarifvertrags im Vordergrund, nicht
dessen Verteilungsfunktion.

Wie weit die Verbetrieblichung
der Tarifpolitik entgegen der öffent-
lichen Wahrnehmung bereits voran-
geschritten ist, zeigt eine erste Aus-

cen für eine bessere Berücksichtigung
betrieblicher Belange“, 56 Prozent
der Personal- und 67 Prozent der
Betriebsräte sehen hingegen die
Arbeitgeberposition gestärkt.

Weniger kritisch beurteilen die
WSI-ForscherInnen betriebliche
Bündnisse. Bereits in 23 Prozent 
aller Betriebe mit Betriebsrat und
mindestens 20 Beschäftigten gibt
es sie. Betriebliche Bündnisse seien
in der Regel Tauschabkommen, bei
denen die Beschäftigten Zugeständ-
nisse bei Arbeitszeit und Einkommen
machen und die Arbeitgeber sich in
Gegenzug zu beschäftigungs- und
standortsichernden Zusagen ver-
pflichten, so WSI-Leiter Hartmut
Seifert. In über der Hälfte aller Fälle
(58 Prozent) ging die Initiative vom
Betriebsrat oder der Gewerkschaft
aus, nur in jedem dritten Fall (28
Prozent) vom Arbeitgeber.

Die weit verbreitete These, dass
der Flächentarifvertrag betriebliche
Bündnisse verhindere, wird durch
die WSI-Daten widerlegt. Nur fünf
Prozent der Betriebsräte nennen das
Fehlen einer tariflichen Öffnungs-
klausel als Grund dafür, dass ein be-
triebliches Bündnis nicht zustande
gekommen ist. In 14 Prozent der
Betriebe sei das Bündnis hingegen
am Widerstand der Geschäfts-
führung gescheitert. Das zeige, so
Seifert, „dass die Arbeitgeberseite
häufig kein Interesse an einer Be-
schäftigungsvereinbarung hat“.

Ihr Interesse an einer weiteren
Öffnung der Tarifverträge aber
bleibt bestehen. Und der Druck auf
die Gewerkschaften, nicht nur über
Lohnprozente zu verhandeln, wird
zunehmen. Dass es dabei auch
Grenzen der Kompromissbereitschaft
gibt, haben etliche Gewerkschafter
zum Jahreswechsel erklärt.Wer den
Flächentarifvertrag durch ein be-
triebliches System der Lohnfindung
ersetzen wolle, habe schlicht den
Sinn der Einheitsgewerkschaft, die
die berufsständische Begrenzung
des Einzelnen überwunden hat,
nicht erkannt, warnt IG Metall-Vize
Berthold Huber. •

wertung der Sonderbefragung 2003,
die das WSI Anfang Dezember vor-
gestellt hat: Bereits seit zwanzig
Jahren gebe es einen schleichenden
Umbau des Flächentarifvertrags, so
WSI-Tarifexperte Bispinck. Nach ers-
ten Vereinbarungen zur Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit (1984), der Ein-

führung von Härtefall- und Öffnungs-
klauseln (1993) und der Aufnahme
von Elementen der ertragsabhängi-
gen Entgeltgestaltung (2002) gebe
es inzwischen mehrere hundert 
Öffnungsklauseln für 15 Millionen
Beschäftigte in 80 Tarifbereichen.
Zum Teil werde dadurch bereits die
Regulierungskraft der Tarifverträge
„spürbar beeinträchtigt“.

Kritik kommt auch von den Be-
triebs- und Personalräten. Nur jeder
vierte sieht in einer stärkeren Verbe-
trieblichung der Tarifpolitik „Chan-

Nicht nur in
Krisenbanchen

Betriebliche Bündnisse für

Arbeit sind weit verbreitet.

Sie gibt es nicht nur in Kri-

senbranchen sondern längst

auch in florierenden Unter-

nehmen. Das zeigt eine erste

Auswertung der Sonder-

befragung 2003 des Wirt-

schafts- und Sozialwissen-

schaftlichen Instituts in der

Hans-Böckler-Stiftung (WSI).

In 23 Prozent aller Betriebe

mit mindestens 20 Beschäf-

tigten besteht ein betriebli-

ches Bündnis, in drei Prozent

der Betriebe wird darüber

verhandelt. 

Mit 71 Prozent aller Verein-

barungen liegt der Aus-

schluss von Kündigungen an

der Spitze aller Arbeitgeber-

zusagen im Bündnis. Gefolgt

von der Verpflichtung zum

Erhalt des Standortes (44

Prozent) bzw. der Beleg-

schaftsstärke (26 Prozent)

und der Übernahme der Aus-

zubildenden (26 Prozent).

Neueinstellungen spielen

hingegen nur in acht Prozent

der betrieblichen Bündnisse

eine Rolle. 

Nicht immer sind die betrieb-

lichen Bündnisse für die 

Beschäftigten ohne Risiko: 

In dreizehn Prozent aller 

Vereinbarungen haben die

Arbeitgeber überhaupt keine

Zusage für eine Gegenleis-

tung gemacht. In weiteren

zehn Prozent haben sie ihre

Zusage nicht gehalten.

Eine detaillierte Analyse der

Sonderbefragung 2003 wird

in den WSI-Mitteilungen

5/2004 vorgestellt.

Generell problematisch
Erwartungen der Betriebsräte an
eine Verbetrieblichung der Tarifpolitik
(in Prozent)
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zu begrüßen

Quelle: WSI Betriebs-
und Personalräte-
befragung 2002

keine
Angaben

Eine Verbetrieblichung der
Tarifpolitik ist

zwiespältig

generell
problematisch
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38

42
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Der überwiegende Teil der 
Betriebs- und Personalräte steht
einer weiteren Verbetrieblichung
der Tarifpolitik skeptisch bis 
ablehnend gegenüber. 38 Prozent
bewerten sie als zwiespältig.
42 Prozent halten sie für 
generell problematisch.



„Reformanstöße des DGB für Wachstum 
und Beschäftigung, Bildung und Innovation“
heißt eine Broschüre der Grundsatz-
abteilung beim DGB-Bundesvorstand,
die Zukunftskonzepte des DGB und der 
Gewerkschaften zusammenfasst. Einzel-
exemplare werden kostenfrei versandt.
Tel. 030 / 240 60 722, Fax 030 / 240 60 405

T e c h n o - B e r a t u n g

Firmenwandel
begleiten

Neue Technologien zwingen
Unternehmen zu Veränderungen.
Wie Betriebsräte diesen Wandel be-
gleiten können, zeigt die Broschüre
„Organisations- und Personalent-
wicklung in transformierten Betrie-
ben“. Das Heft der DGB-Technolo-
gieberatungsstelle (TBS) NRW erklärt
die Prinzipien von Zielvereinbarun-
gen, Jobrotation,Gruppenarbeit oder
Feedback-Prozessen und sagt, was
es im Interesse der Beschäftigten zu
beachten gibt. Das Heft kostet 4,50
Euro, im Einzelversand kommen
drei Euro dazu. •

Tel. 0208 / 820 76 32
www.tbs-nrw.de
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Veranstaltung am 19. und 20. Fe-
bruar in Berlin organisieren Hans-
Böckler-Stiftung und Wissenschafts-
zentrum Berlin gemeinsam. Die
Teilnahme ist kostenfrei. •

Tel. 0211 / 77 78 123
ralf-guthoff@boeckler.de

rüber hinaus, ob Modelle wie öf-
fentlich-rechtlicher Rundfunk oder
Bürgerradio als Alternativen tau-
gen. Das Heft kommt im Einzelver-
sand für 6,44 Euro ins Haus. •

Tel. 0211 / 43 01 258

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Umgang mit
Arbeitszeit

Starre Arbeitszeiten haben aus-
gedient. Wie sich Zeitkonten oder
Vertrauensarbeit zum Vorteil für 
Betrieb und Beschäftigte nutzen
lassen, steht im Mittelpunkt der 
Tagung „Balance von Arbeit und
Leben – Zur Regulierung und Nut-
zung flexibler Arbeitszeiten“. Die

F U  B e r l i n

Lehren aus 
Weimar

Wie die Gewerkschaften mit der
Sozialstaatskrise Ende der 1920er
Jahre umgegangen sind, zeigt die
Tagung „Gewerkschaften und Ge-
sellschaft am Ende der Weimarer
Republik“ am 30. Januar in Berlin.
Die TeilnehmerInnen diskutieren
zudem die Frage, welche Parallelen
sich zum gegenwärtigen Sozialab-
bau ziehen lassen. Veranstalter ist
die Kooperationsstelle von Freier
Universität Berlin und Gewerk-
schaften. •

Tel. 030 / 838 51 469
avdh@zedat.fu-berlin.de

N o r d - S ü d - N e t z  

Medienmacht
macht Politik

Ob Italien, Russland oder China:
Wer Medienmacht besitzt, kann
Politik und BürgerInnen beeinflus-
sen. Welche Gefahren die Konzen-
tration des Mediengeschäftes birgt,
zeigt das Heft „Medien im Globali-
sierungsrausch – Kommt die Demo-
kratie unter die Räder?“. Die Bro-
schüre des Nord-Süd-Netzes beim
DGB-Bildungswerk untersucht da-

W S I - T a r i f a r c h i v

Lohnabschlüsse
im Jahr 2003

Einen Überblick über Tarifab-
schlüsse im vergangenen Jahr ver-
schafft das Heft „Tarifpolitik 2003
auf einen Blick“. Die Broschüre des
Tarifarchivs des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung
bündelt alle Pressemitteilungen so-
wie informative Statistiken aus
2003. Einzelexemplare des Hefts
sind kostenlos. •

Tel. 0211 / 77 78 248
Fax 0211 / 77 78 250
tarifarchiv@wsi.de
www.tarifvertrag.de

v e r . d i

Alterssicherung
für Selbständige

Zwei Tagungen bietet „media-
fon“, die ver.di-Beratung für Selbst-
ständige, im Januar: Unter dem Titel
„Selbstständig – gesichert!“ steht
am 26. Januar in Berlin ein Reform-
vorschlag der Uni Bremen zur Al-
terssicherung Selbstständiger zur
Diskussion. Ein Fazit der bisherigen
Beratungsarbeit zieht „mediafon“
während der Veranstaltung „Bilanz
und Perspektiven eines Erfolgspro-
jekts“ am 27. Januar in Berlin. Die
Teilnahme ist kostenfrei. •

Tel. 01805 / 75 44 44
info@mediafon.net

G e n d A - N e t z w e r k

Arbeit unter
Druck

Hohe Erwerbslosenquoten und
Deregulierung prägen den Arbeits-
markt überall in Europa.Wie können
dennoch Qualitätsstandards von Ar-
beit gesichert werden? Diese Frage
steht im Mittelpunkt der internatio-
nalen Tagung „Arbeit unter Druck.
Qualitätsstandards von Arbeit im
Arbeitsraum Europa – Feministi-
sche Einsprüche und Anstöße“ vom
25. bis 27. Februar im Marburg.
Veranstaltet wird die Konferenz
vom Projekt „GendA – Netzwerk
für feministische Arbeitsforschung“
am Institut für Politikwissenschaft
der Philipps-Universität Marburg.

Ziel des Projektes unter der Lei-
tung von Prof. Dr. Ingrid Kurz-Scherf
ist, über eine systematische Einbe-
ziehung der Kategorie Geschlecht
in die Forschung sowie bei der For-
mulierung eines zukunftsfähigen
Leitbildes von Arbeit die Arbeitsfor-

schung weiterzuentwickeln. GendA
organisiert thematische Workshops
oder Tagungen und betreut Inter-
netforen. Der in Berlin angesiedelte
Arbeitsbereich „Praxiskooperation
– Praxiskompetenz“ fördert den
Dialog zwischen Wissenschaft und
Praxis. •         www.gendanetz.de

••• Die DGB Region West-
pfalz wagt mit der Broschüre
„Druck aus Lautern“ einen Rück-
blick auf ihre Veranstaltungen und
Aktionen des vergangenen Jahres.
Im Mittelpunkt steht die Dokumen-
tation der Podiumsdiskussion „Al-
ternativen zur neoliberalen Wirt-
schaftspolitik“ mit Oskar Lafontaine
im April 2003. Der Irak-Krieg, die
Reformen der Bundesregierung und
der Schutz der Tarifautonomie sind
weitere Themen. Infos: Thomas
Schulz, Tel. 0631 / 366 6544,
E-Mail: thomas.schulz@dgb.de
••• Die DGB Region Boden-
see-Oberschwaben dokumen-

tiert in einer Broschüre die Ergeb-
nisse ihrer Tagung „Grenzenlose
Gesundheit? Gesundheitssysteme
am Bodensee im Vergleich“. Die
Vorstellung der Systeme in
Deutschland, Liechtenstein, Öster-
reich und der Schweiz soll die Bera-
tung grenzüberschreitend pendeln-
der ArbeitnehmerInnen erleichtern
und in Diskussionen zu deutschen
Reformen den Vergleich mit eu-
ropäischen Vorbildern wie der
Schweiz ermöglichen. Mehr Infos
und Bestellung (gegen Rückporto):
DGB Region Bodensee-Oberschwa-
ben, Jahnstr. 26, 88214 Ravens-
burg, Tel. 0751 / 36 151 0.

interregio

PROJEKTE UND PARTNER
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Arbeitslose müssen – unge-
schützt – jede legale Arbeit anneh-
men. Damit falle Deutschland hinter
die EU-Standards zurück, kritisiert
DGB-Vorsitzender Michael Som-
mer. „In den meisten europäischen
Ländern gilt wenigstens ein Min-
destlohn.“ Von der Politik erwartet
Sommer deshalb „eine Präzisie-
rung, was legale Arbeitsverhältnis-
se sind“.

Dass auch Arbeit unterhalb der
Sozialhilfeschwelle zumutbar ist, „er-

genargument, der Gesetzgeber
greife damit in die Tarifautonomie
ein, lässt ihr Vorsitzender Franz-
Josef Möllenberg nicht gelten: „Ich
kann doch in den Branchen, in de-
nen sich die Menschen aus Angst
um ihren Arbeitsplatz nicht gewerk-
schaftlich organisieren, nicht die
Fahne der Tarifautonomie hoch hal-
ten.“ Früher sei er selbst gegen ge-
setzliche Löhne gewesen, habe sich
aber „vom Saulus zum Paulus ge-
wandelt“. In den EU-Ländern mit

gesetzlichem Mindestlohn „sagt
keine Gewerkschaft, das behindert
unsere Tarifpolitik“.

In Europa sind Mindestlöhne
mittlerweile üblich. Sie gelten meist
für alle ArbeitnehmerInnen ab 18
Jahre und werden in der Regel ein-
mal im Jahr vom Staat festgelegt –
entsprechend der staatlichen Infla-
tionsprognose oder auf Empfehlung
der Sozialpartner, sprich Arbeitge-
ber und Gewerkschaften.

Der Anteil der Vollzeitbeschäf-
tigten, die einen Mindestlohn be-

öffnet Lohndumping Tür und Tor“,
warnt DGB-Vize Ursula Engelen-
Kefer. Notwendig sei jetzt, „untere
Haltelinien“ einzuziehen. Laut Recht-
sprechung beginnt sittenwidriger
Lohnwucher erst 30 Prozent unter-
halb des normalen Arbeitslohns.
Engelen-Kefer: „Ist das wirklich das
Gelbe vom Ei?“ Damit würden
Hungerlöhne zugelassen, „die nicht
einmal das gesellschaftliche Exis-
tenzminimum sichern können“.

Die NGG fordert deshalb einen
gesetzlichen Mindestlohn. Das Ge-

ziehen, ist in den EU-Mitgliedsstaa-
ten sehr unterschiedlich. Mal be-
trägt er 0,9 Prozent (Spanien), mal
15,5 Prozent (Luxemburg). Und: Er
ist bei Frauen durchgängig höher
als bei Männern (Spanien: 1,3 Pro-
zent, Luxemburg: 20,0 Prozent).

Für die IG Metall ist ein gesetz-
licher Mindestlohn kein Thema. Für
sie ist der Tariflohn der Mindest-
lohn. Der öffentliche Eindruck, die
Gewerkschaften seien in dieser Fra-
ge zerstritten, sei aber falsch, betont
ihr Sprecher Georgios Arwanitidis.
„Wir haben Verständnis für die Po-
sition der NGG.“ 

Eine mittlere Position nimmt
ver.di ein: Die Tarifvertragsparteien
vereinbaren – bezogen auf ihre je-
weilige Branche – einen Mindest-
lohn, den die Bundesregierung
dann für allgemeinverbindlich er-
klärt. Das habe „den Reiz, dass wir
als Tarifpartei im Geschäft blei-
ben“, so ver.di-Sprecher Hermann
Zoller.

Auf dem Bau gilt dank EU-Ent-
sendegesetz ein Mindestlohn. Per
Allgemeinverbindlichkeitserklärung
werden Helfertätigkeiten mit 10,36
bzw. 8,95 Euro (West/Ost), quali-
fizierte Arbeiten mit 12,47 bzw.
9,65 Euro entlohnt. Gesetzliche
Mindestlöhne hält die IG BAU denn
auch für kontraproduktiv. Ihr Spre-
cher Michael Knoche: „Sie lägen
unterhalb der niedrigsten Tariflöhne
und würden diese noch weiter run-
terziehen.“ 

Nach Feststellung des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Instituts in der Hans-Böckler-
Stiftung (WSI) hat das deutsche Ta-
rifsystem bei der Bekämpfung von
Niedriglöhnen „ein Defizit“. Zwölf
Prozent der Vollzeitbeschäftigten
verdienten weniger als die Hälfte
des durchschnittlichen Vollzeit-
lohns. Es sollte deshalb geprüft
werden, ob nicht auch in Deutsch-
land ein gesetzlicher Mindestlohn
bei der Bekämpfung von Armuts-
löhnen hilfreich sei. •

Die neuen Zumutbarkeitsregeln haben die Diskussion um Mindestlöhne
neu belebt. Konsens unter den DGB-Gewerkschaften ist, dass ein 
Arbeitseinkommen aus Vollzeittätigkeit die Existenz sichern muss. 
Verschieden sind die Auffassungen über den Weg dorthin.

E x i s t e n z s i c h e r n d e s  E r w e r b s e i n k o m m e n

Viele Wege zum Ziel

Was ist zumutbar?

Langzeitarbeitslose, die ein

Jahr und länger ohne Job

sind, müssen ab 2005 grund-

sätzlich jede Arbeit anneh-

men. Auch wenn sie unter

Tarif bezahlt wird. Selbst

ortsübliche Löhne dürfen 

unterschritten werden. Wer-

den sie allerdings um mehr

als 30 Prozent unterschrit-

ten, wird’s kritisch. Dann

spricht die Rechtsprechung

von sittenwidrigen Löhnen.

Und die sind unzumutbar. 

Arbeitslosenhilfeempfänger,

die früher Vollzeit gearbeitet

haben, müssen sich auch mit

Teilzeitarbeit, Mini- oder 

Midijobs (400/800 Euro) zu-

frieden geben. 

Lehnt jemand zumutbare 

Arbeit ab, werden ihm zu-

nächst 30 Prozent der Regel-

leistung gestrichen. Sie be-

trägt für Alleinstehende im

Westen 345, im Osten 331

Euro. Das künftige Arbeits-

losengeld II liegt auf Sozial-

hilfeniveau. Es wird erst bei

Arbeitseinkommen über

1500 Euro (bisher 681 Euro)

ganz gestrichen. 

Schon länger gilt: Ein Berufs-

schutz besteht nicht mehr.

Jobs müssen angenommen

werden, auch wenn sie der

Ausbildung oder der früheren

Tätigkeit des Arbeitslosen

nicht entsprechen. In den 

ersten drei Monaten der 

Arbeitslosigkeit darf das

neue Einkommen 20 Prozent

unter dem letzten Netto lie-

gen, in den folgenden drei

Monaten 30 Prozent darunter.

Ab dem siebten Monat ist

ein Einkommen in Höhe des

Arbeitslosengelds zumutbar. 

Nationale Mindestlöhne gibt es mittlerweile in neun der 15 Mitglieds-
staaten der Europäischen Union (EU) und in zwölf der insgesamt 
13 Beitrittskandidatenländer. In der EU reicht er von 416 bis 
1338 Euro (Portugal/Luxemburg). Rechnet man die Preisunterschiede
heraus, um den so genannten Kaufkraftstandard (KKS) zu ermitteln,
verringern sich die Unterschiede. 

Mindestlöhne – üblich in Europa
    Bruttomindestlöhne und     nach Kaufkraftstandard
bereinigte Bruttolöhne,
Januar 2003 (in Euro)
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Bis zu 45 der derzeit knapp 900
Beschäftigten des DGB sollen die
Möglichkeit erhalten, bis Ende 2006
vorzeitig über Altersteilzeit auszu-
scheiden. Darauf haben sich der
Geschäftsführende Bundesvorstand
(GBV) und der Gesamtbetriebsrat
(GBR) des DGB am 16. Dezember
im Rahmen der Entgeltverhandlun-
gen 2003/2004 verständigt.Vorzei-
tig ausscheiden können wegen des
vom Bundeskabinett beschlossenen
Auslaufens der Altersteilzeit aller-
dings nur die rund 80 Beschäftigten,
die bis Ende 2003 eine entspre-
chende Vereinbarung geschlossen
haben, sowie Kolleginnen bis zum
Jahrgang 1951 und Schwerbehin-
derte. Nur diese Gruppen haben
per Vertrauensschutz noch einen
Anspruch auf Altersteilzeit.

Da die Zahl der Interessenten
das zwischen GBV und GBR verein-
barte Volumen von maximal fünf
Prozent der Beschäftigten über-
steigt, stehen die entsprechenden
Altersteilzeitvereinbarungen zur
Zeit noch unter beiderseitigem
Kündigungsvorbehalt. Bis Ende Mai
wollen GBR und GBV endgültig ent-

scheiden, wer früher gehen kann.
Verständigt haben sich GBV

und GBR auch auf die Erhöhung
der Tarifgehälter der DGB-Beschäf-
tigten. Sie steigen zum 1. Januar 
tabellenwirksam um 1,6 Prozent.

Slogan ist auch die zentrale Bot-
schaft der Mai-Kundgebungen
2004. Für den 2.April schlägt der
Geschäftsführende Bundesvor-
stand (GBV) des DGB eine Ver-
anstaltung zum Thema Mitbe-
stimmung in Europa vor. Am 
3. April sollen zentrale Demon-
strationen, unter anderem in
Berlin, folgen. Vom 22. März
bis 3.April sollen Schwerpunkt-
aktionen in den Regionen für
die Aktionstage mobilisieren. Über
die genaue Ausgestaltung der Akti-
onstage wird der DGB-Bundesvor-
stand in seiner Klausurtagung am
21. Januar beraten. •

Für den 2. und 3. April hat der
Europäische Gewerkschaftsbund
(EGB) zu Europäischen Aktionsta-
gen aufgerufen. Der DGB hat sich
wie zahlreiche andere nationale
Gewerkschaftsbünde dem Aufruf
des EGB bereits angeschlossen. Ziel
der europaweiten Protestaktionen
ist es, im Vorfeld der EU-Erweite-
rung und der Europawahlen der ge-
werkschaftlichen Forderung nach
einem sozialen Europa Nachdruck
zu verleihen. Unter dem Motto
„Unser Europa – frei, gleich und
gerecht“ will sich der DGB nicht
nur an den beiden Aktionstagen für
ein soziales Europa engagieren. Der

D G B - B e s c h ä f t i g t e

Fünf Prozent dürfen früher gehen

Weitere 0,3 Prozent sollen für die
Finanzierung der Altersteilzeitrege-
lungen sowie zusätzliche 0,4 Pro-
zent für die Finanzierung der Ein-
führungskosten des DGB-Entgeltsys-
tems 2003 genutzt werden. •

Die IG BAU hat die 
Sprechstunden ihres 
Service-Telefons auf

dreizehn Stunden täglich 
erweitert: Montags bis 
freitags ist der Mitglieder-
service der Geschäftsstelle
(069 / 957 37 556) von 7 bis
20 Uhr erreichbar. Am 
Samstag nimmt ein kosten-
pflichtiges Service-Center
(01805 / 07 07 77) zwischen 
9 und 18 Uhr Fragen entge-
gen (12 Cent/Minute).

ver.di und DGB stellen 
gemeinsam unter dem 
Titel „Erste Hilfe –

Wegweiser Gesundheitsre-
form“ in einer Broschüre
die wichtigsten Änderun-
gen bei der gesetzlichen
Krankenversicherung vor.
Die Info-Broschüre kann 
unter www.verdi.de herun-
tergeladen werden.

Der IG BCE-Vorsitzen-
de Hubertus Schmoldt 
will mit Lohnzuschüs-

sen der Bundesagentur für
Arbeit (BA) verhindern, dass
Arbeitsplätze aus Niedrig-
lohngruppen ins Ausland
verlagert werden. Stellen,
die von Konkurrenzunter-
nehmen aus Niedriglohn-
ländern bedroht seien, soll-
ten befristet mit zwanzig
Prozent des Tariflohnes von
der BA finanziert werden.

Die IG Metall hat ihre 
erst im Oktober er-
schienene, schnell

vergriffene Broschüre
„Mobbing wirkungsvoll 
begegnen“ neu aufgelegt.
Der Ratgeber kann für drei
Euro plus Mehrwertsteuer
und Versand online unter
www.igmetall.de/gesund-
heit/material/mobbing
bestellt werden.

kurz&bündig

2004: Das Gewerkschaftsjahr 
auf einen Blick

3.3. DGB-Bundesausschuss, Themenschwerpunkt Europa, Berlin

8.3. Internationaler Frauentag

2./3.4. Europaweite Aktionstage der Gewerkschaften für ein soziales Europa

1.5. „Unser Europa – frei, gleich, gerecht“, zentrale Mai-Kundgebung des DGB,
Berlin

DGB Nord, Job Parade, Schwerin   

Eröffnung der Ruhrfestspiele Recklinghausen

6.6. DGB Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt, Verleihung des 
DGB-Filmpreises, Emden

7. – 11.11. „kreativ handeln“, 17. Gewerkschaftstag von TRANSNET, Berlin

16.11. DGB, Schöneberger Forum, Berlin

14 Wahlen und der Beitritt von zehn Staaten in die Europäische Union 
prägen das politische Jahr 2004 und damit auch die politische Agenda der
Gewerkschaften. Die Forderung nach einem sozialen Europa steht nicht
nur im Mittelpunkt der Mai-Veranstaltungen des DGB und der Gewerk-
schaften, sondern sie bildet auch das Motto der europaweiten Aktions-
und Demonstrationstage am 2. und 3. April. Die Wahlen etlicher Kommu-
nal- und Landesparlamente spiegelt sich vor allem in den Aktionen auf
Landesebene wieder. Unter dem Motto „kreativ handeln“ setzt die 
Gewerkschaft TRANSNET im November mit ihrem Gewerkschaftstag 
zudem einen eigenen Akzent.

Mehr Termine im Internet: www.einblick.dgb.de

Europa – das sind
vor allem seine
Menschen. Das ist
die zentrale Bot-
schaft des DGB 
am 1. Mai.

E u r o p a w e i t e  A k t i o n s t a g e

Gemeinsam für ein soziales Europa



7 einblick 1/04

➜

MEINUNG

Gewerkschaftspolitik lebt von authen-
tischer Kommunikation. Die Gewerkschaften
handeln mit ideellen Werten, sie wollen eine gerech-
te, lebenswerte Gesellschaft. Ihre Ziele erreichen sie
aber nur, wenn sie ihre Ideale glaubwürdig kommu-
nizieren. Doch die meisten Funktionäre, die in der
Öffentlichkeit auftreten, sind kommunikative Ein-
siedler, die auf stereotype Dramatik setzen: ein Han-
dikap für wirksame Lobbyarbeit.

Ein Beispiel aus der regionalen Alltagswelt kann
die Risiken und Nebenwirkungen ungesteuerter Lob-
byarbeit illustrieren. Ende November 2003 lud der
DGB-Bezirk West in Mainz zum parlamentarischen
Abend ein. Der Politikwissenschaftler Jürgen Falter
vermittelte ein empirisches Röntgenbild der Gewerk-
schaften. Eine diplomatische Präsentation, aber keine
Diskussion. Keine Gegenrede.

Dass es auch anders geht, zeigten die selben Ak-
teure schon am Tag danach. Der DGB lud die Lan-
despressekonferenz zu einem Hintergrundgespräch
mit dem Trierer Bischof Reinhard Marx ein. Unge-
schminkt, vital und kontrovers informierte der CDA-
Mann über das anstehende neue Sozialwort der Ka-
tholiken. Gelungene, kontroverse Kommunikation
für alle Beteiligten.Wirksamer als risikofreie Rituale.

Mit dem Scheitern des Bündnisses für Arbeit ging
eine Ära des formalisierten Interessenabgleichs zu
Ende. Dies hatte Folgen. Der Interessenkampf ist
härter und direkter geworden. Das Bild der Gewerk-
schaften in der Öffentlichkeit ist ramponiert, Ge-
werkschaftsmitglieder sind verunsichert, manche
Funktionäre suchen nach neuen Konzepten. Eine
Mehrheit klammert sich aber an den Status quo, der
nicht mehr haltbar ist. Das Kernproblem: Erfolgrei-
che Gewerkschaften sind auf der betrieb-
lichen Ebene längst Co-Manager, die mit
kreativen Ideen und politischem Vermittlungsge-
schick Betriebe retten und Produktionsfortschritte
ermöglichen. Diese Realität wird aber oft geleugnet,
zum Tabu erklärt. Die Gewerkschaften vertrauen of-
fenbar nicht ihren Stärken, sondern verheddern sich
im Gestrüpp ihrer Schwächen.

Wer aber kein aufgeklärtes Verhältnis zu seinen
eigenen Erfolgen hat und das seit langem strapa-
zierte Verhältnis zur SPD immer wieder aufs Neue
belastet, reduziert die Spielräume für eine wirksame
Positionierung.

Das Lobbying der Gewerkschaften
kann nur erfolgreich sein, wenn sich auch
das Bild der Gesamtorganisation in der 
Öffentlichkeit verändert. Lobbying beginnt
bereits mit der Organisationsstruktur der Gewerk-
schaften. Sie haben – noch – den Zugang zum Kanz-
leramt, sprechen aber immer mit viel zu vielen Stim-
men. Der DGB verliert an Einfluss, während IG Metall
und ver.di weiter an Veto-Macht gewinnen. Eine
wirksame Bündelung und Koordination der Interes-
sen wird mit dieser Tendenz der „verdeckten Domi-
nanz“ nicht möglich sein.

Weil die Gewerkschaften oft miteinander kon-
kurrieren, kalkulieren sie den Nachteil der Partner-
gewerkschaft mit ein. Ohne die Pflege einer partner-
schaftlichen Kommunikation und eines fairen Aus-
gleichs im DGB wird die Gewerkschaftslobby ihr
Struktur- und Formtief aber nicht überwinden.

Einer organisatorischen Bündelung der vielstim-
migen Akteure müsste eine Strategiebildung folgen.
Denn Lobbying kann nur erfolgreich sein,
wenn die politischen Ziele klar sind. Und ei-
ne Strategiebildung muss mit einer schonungslosen
Lageanalyse beginnen. Für die politischen Gegen-
spieler ist es gegenwärtig ein Leichtes, das Feindbild
Gewerkschaften zu kommunizieren. Fast zwei Dutzend
Kampagnen widmen sich dieser Aufgabe.Die Gewerk-
schaften haben nicht einen einzigen Gegenakzent
dazu gesetzt. Dies hängt auch damit zusammen,
dass Kommunikation in den Gewerkschaften meist
introvertiert geführt wird. Es wird zu wenig überlegt,
ob und wie die Botschaften draußen ankommen.

Lobbying muss auch für die Gewerk-
schaften Teil einer umfassenden Strategie
sein, um bei der Gestaltung der gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen wirkungsvoll mitbestimmen
zu können. Denn nur eine Gestaltungsmacht kann
im Konfliktfall auch als Gegenmacht wirken. •

Statt miteinander zu konkurrieren, sollten die DGB-Gewerkschaften ihre Lobbyarbeit
besser koordinieren, empfehlen die Politikwissenschaftler und Lobbyismus-Experten
Thomas Leif und Rudolf Speth.

Einblicke in den
Lobby-Dschungel

Die Lobby – das englische

Wort für die Wandelhalle vor

dem Parlament – ist längst

nicht mehr Ort lobbyistischer

Tätigkeit. Einfluss auf Minis-

terialbeamte und Parlamen-

tarier, Parteien und Medien

nehmen Lobbyisten per Tele-

fon, Fax und E-Mail, im Café

und beim Abendessen, in 

Arbeitskreisen, Beiräten und

Kommissionen. Informell

und anonym, geräuschlos,

professionell und effizient.

„Die stille Macht“ nennen

Thomas Leif und Rudolf

Speth ihr Buch über „Lobby-

ismus in Deutschland“

(Westdeutscher Verlag, 

385 Seiten, 32,90 Euro).

Lobbyisten tauschen Exper-

tenwissen gegen politischen

Einfluss, sie hören das Gras

wachsen. Ihre Arbeit hat 

etwas Anrüchiges, Transpa-

renz tut Not. Gleichwohl ist

diese Art der Interessenver-

tretung notwendig. Auch für

Gewerkschaften. Weil die

traditionelle Staat-Verbän-

de-Beziehung verblasst und

die Gewerkschaftsmitglied-

schaft von Abgeordneten 

allein keine Gewähr mehr

für gewerkschaftsfreundli-

che Politik bietet. 

„Dagegen sein ist nicht 

alles“ überschreibt DGB-

Lobbyist Konrad Klingen-

burg seinen Beitrag im Buch

von Leif und Speth. Dass die

Gewerkschaften ihr Lobby-

ing verbessern müssten, ver-

schweigt er nicht: In Berlin

agiere „eher jeder für sich“.

G e w e r k s c h a f t e n  a l s  L o b b y o r g a n i s a t i o n e n

Vagabunden im Feindesland

Thomas Leif (links), 44, ist Chefreporter 
Fernsehen beim SWR in Mainz, Rudolf Speth,
46, ist Privatdozent an der FU Berlin.
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••• Dr. Martina Helmerich,
38, Diplomjournalistin und zuletzt
freie Autorin für ARD, Deutsche
Presseagentur und Frankfurter Rund-
schau, ist seit dem 5. Januar stell-
vertretende Pressesprecherin der IG
Metall. Sie folgt Dagmar Opo-
czynski, 61, die Ende 2003 aus
Altersgründen ausgeschieden ist.
Opoczynski hatte 1965 als Sekre-
tärin in der Pressestelle angefan-
gen, wurde 1979 dritte und 1993
stellvertretende Pressesprecherin.
••• Claus Matecki, 55, seit Mit-
te November 2003 Koordinator der
Vorstandsaufgaben beim IG Me-
tall-Vorstand in Frankfurt/M. (ein-
blick 22/03), ist auch Leiter des
Büros 1.Vorsitzender.
••• Carsten Burckhardt, 30,

Bundesjugendsekretär der IG BAU,
ist seit dem 1. Januar in Personal-
union auch Leiter der Abteilung Or-
ganisation. Er folgt Bernd Hons-
berg, 47, der als Geschäftsführer
zum Bezirksverband Nordhessen
der IG BAU gewechselt hat.
••• Dr. Gudrun Trautwein-
Kalms, 59, Referentin des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Instituts (WSI), ist seit dem 1.
Januar verantwortliche Redakteurin
der WSI-Mitteilungen. Sie folgt 
Dr. Wolfgang Lecher, 58, der in
Altersteilzeit gegangen ist.
••• Klaus Dahmann, 45, ist mit
Wirkung zum 1. Februar zum Mit-
glied des Vorstands der Beteiligungs-
gesellschaft der Gewerkschaften
AG (BGAG), Frankfurt/M., bestellt
worden und wird dort vor allem für
den Beteiligungsbereich Finanzen
Verantwortung tragen. Dahmann
kommt von der Aareal Bank AG,

Wiesbaden, wo er für sämtliche
Geld- und Kapitalmarktaktivitäten
zuständig war. Bis 2001 war Dah-
mann für das Treasury der SEB AG
verantwortlich.

DIES&DAS
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ARBEITSRECHT: Unkenntnis der Betriebe verhindert Einstellungen
Das größte Hindernis bei der Einstel-
lung neuer MitarbeiterInnen ist nicht
der vermeintlich hohe Kündigungs-
schutz, sondern die fehlende Kenntnis
der Betriebe über das Arbeitsrecht. 
Das zeigt eine Mitte Dezember veröf-
fentlichte erste Auswertung der WSI-
Befragung zur betrieblichen Personal-
politik 2003. 31 Prozent aller Betriebe
haben Probleme beim Überblick über
das Arbeitsrecht. Zwei Drittel aller 
Betriebe mit bis zu fünf Beschäftigten
glauben, dass für ihre Beschäftigten 
das Kündigungsschutzgesetz gilt. ©
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Quelle: WSI-Befragung zur betrieblichen Personalpolitik (2003)

1 – 5

* Die Befragung wurde vor den im Dezember beschlossenen
   Verschlechterungen beim Kündigungsschutz durchgeführt.

27

Betriebsgröße (Beschäftigte)
6 – 9 10 – 19 20 – 99 ab 100

Betriebe, die Probleme haben,das
Arbeitsrecht zu überblicken (in Prozent)

Betriebe, die davon ausgehen, dass das
Kündigungsschutzgesetz für sie gilt (in Prozent)*

64

40

86

38

93 95

34 32

98
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NGG, Betriebsräte-
konferenz „Ausländische Werkver-
tragsunternehmen in Schlachthö-
fen. Einladung zu Vorstößen oder
notwendiges Übel?“, Berlin

ver.di-Selbststän-
digenprojekt „mediafon“, Tagung
„Bilanz und Perspektiven eines Er-
folgsprojekts“, Berlin

NGG, HBS, Tagung
„Brauwirtschaft unter dem Druck
der Globalisierung“, Oberjosbach

DGB Niedersach-
sen, Tagung „Mitbestimmung in
Europa“, Hannover

30.1.

28.1.

27.1.

20.1.

14TAGE

Schlusspunkt●

Die Berliner tageszeitung (taz) am 9. Januar 2004 über den Anstieg der 
Arbeitslosenquote im Jahresschnitt 2003 auf 10,5 Prozent.

„Schröder auf Kohl-Niveau“

Film: Montags in der 
Sonne, Regisseur: Fernan-
do León de Aranoa,
Kinostart: 15. Januar

In Vigo, einer Hafenstadt im
Norden der spanischen Atlantik-
küste muss eine Werft rentable-
ren Neubauten weichen. Der
Kampf um den Erhalt der Arbeits-
plätze ist längst verloren. Der
„melankomische“,mit fünf Goyas
und dem Spanischen Filmpreis
ausgezeichnete Film, zeigt fünf
Freunde, die das Schicksal der Ar-
beitslosigkeit auf ihre persönliche
Art meistern. Javier Bardem, in
der Hauptrolle des Santa, kämpft
mit Humor gegen den Verlust der
Identität und um seine Würde.

Tipp
.
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Deutschland im Jahr 2 der
Agenda 2010: Die Verzichtsideolo-
gie, die in der Politik längst Fuß ge-
fasst hat, soll auf die Tarifpolitik
übertragen werden. Die Zeitungs-
verleger wollen die Gehälter der
Redakteure einfrieren, Urlaub und
Urlaubsgeld kürzen. Die Bauarbeit-
geber wollen die Wochenarbeitszeit
auf 42 Stunden verlängern oder die
Monatslöhne senken. Gesamtmetall
fordert die Rückkehr zur 40-Stun-
den-Woche ohne Lohnausgleich –
eine Lohnsenkung um 12,5 Prozent.

Dass sich die Stimmung in der
Wirtschaft aufhellt, die Konjunktur
anspringt und selbst Industrie-
Präsident Michael Rogowski ein
Wachstum von zwei Prozent in die-
sem Jahr für möglich hält, ist
scheinbar egal. Kein Wunder, der
Streit um Lohnerhöhungen spielt in
dieser Tarifrunde nur vordergründig
eine Rolle.Auch dass die Unterneh-
mer flexiblere Tarifverträge benöti-
gen, ist ein vorgeschobenes – und
längst tot gerittenes – Argument.

Die Metalltarife bieten „jedes
erdenkliche Maß an Arbeitszeitfle-
xibilität“ sagt Reinhard Bispinck vom
Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-

lichen Institut in der Hans-Böckler-
Stiftung (WSI), „nur eines nicht:
Arbeitszeitverlängerung ohne Lohn-
ausgleich“. Und dabei soll es blei-
ben, legt sich IG Metall-Vize
Berthold Huber fest: „Wir machen
weder eine Verlängerung der Re-
gelarbeitszeit mit noch reichen wir
für unbezahlte Arbeit die Hand.“

Die eigentliche Sprengkraft der
Tarifrunde 2004 aber liegt woan-
ders: Die Weichen im tarifpoliti-
schen Macht- und Verteilungs-
kampf sollen verschoben werden.
Gesamtmetall will die Tarifparteien
umgehen und es den Betriebspar-
teien selbst überlassen, die Länge

der Arbeitszeit und deren Bezah-
lung zu regeln. Keine Frage, die 
Arbeitgeber wollen ihr Erpressungs-
potenzial gegenüber den Beschäf-
tigten erhöhen.

Gewerkschaften stecken in der
Bredouille. Gesetzliche Tariföff-
nungsklauseln konnten sie zwar
verhindern. Der Vermittlungsaus-
schusses von Bundestag und Bun-
desrat  erwartet aber von den Tarif-
vertragsparteien, dass „sie sich in
den nächsten 12 Monaten auf eine
neue Balance zwischen Regelun-
gen auf tarifvertraglicher und be-
trieblicher Ebene verständigen.“

Gesamtmetall fühlt sich nach
der Streikniederlage der IG Metall
im Osten von 2003 stark. Und die
IG Metall muss jetzt beweisen, ob
ihre Truppen stehen. Die erste
Warnstreikwelle rollt. Einen Streik
will keine Seite. Ob er aber zu ver-
hindern ist, bleibt fraglich.

Die dreijährige Konjunktur-
schwäche und die anhaltend hohe
Massenarbeitslosigkeit haben die
Gewerkschaften bereits 2003 tarif-
politisch in die Defensive gedrängt.
Die Tarifabschlüsse fielen im Laufe
des vergangenen Jahres laut WSI
„immer niedriger“ aus. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.einblick.dgb.de
Aufruf des DGB für den 
Aktionstag am 3. April

www.deutsche-
sozialversicherung.de

Der neue Internetauftritt
der Spitzenverbände der

Sozialversicherung mit 
Basisinformationen zum

deutschen Sozialversiche-
rungssystem in drei 

Sprachen

2/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 02.02.2004

Bundespräsident 
Johannes Rau hat sich 

gegen die Pläne der Bundes-
regierung zur Eliteförde-
rung ausgesprochen.
Deutschland gebe für Bil-
dung weniger aus als erfor-
derlich. Spitzenleistung 
sei nur mit „mehr Breiten-
bildung“ zu erreichen.

+ Der bayerische Bun-
destagsabgeordnete

Johannes Singhammer (CSU)
ist gegen die Finanzierung
von Abtreibungen durch
Steuermittel. Jedes geborene
Kind sei „ein Konsument –
erst von Pampers, später von
Autos. Und wir brauchen
Konsumenten“.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Zweifelhafte Effekte
Die neuen Minijobs beschleu-

nigen den Abbau von Voll-

zeitstellen. Eine Jobmaschine 

sind sie nicht

_____________ _____

Gefordert, gefördert – 
und abkassiert
DGB fordert einen Vertrauens-

schutz bei den Betriebsrenten

_____________ _____

Herausforderung 
Kommunikation
Eine offene, kontroverse 

Debatte über die Kampagnen-

fähigkeit der Gewerkschaften 

ist überfällig, meint IG BCE-

Vorstandssekretär Michael 

Vassiliadis
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Konterrevolution auf leisen Sohlen
Erstmals seit 1992
hat sich 2003 die
Zahl der tatsächlich
geleisteten Arbeits-
stunden je Erwerbs-
tätigen erhöht.
Ausschlaggebend
dafür waren die 
Reduzierung des
Krankenstandes
und der Anstieg 
der Nebenerwerbs-
tätigkeit.

Arbeitszeit zieht wieder an
Geleistete Arbeitsstunden je Erwerbstätigen in der
Gesamtwirtschaft 1992 – 2003
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1992 1999 2000 2001 2002 2003

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
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A u s l a n d s a u f e n t h a l t e

Förderung 
halbiert

Facharbeiter und junge Berufs-
tätige, die ihre Qualifikation durch
einen Auslandsaufenthalt verbes-
sern wollen, können in Zukunft

B e r u f s a r m e e

Ökonomisch
sinnvoll

Deutschland solle „dem Bei-
spiel anderer EU-Staaten folgen und
eine Berufsarmee einführen“, rät das
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). Volkswirtschaftlich
betrachtet sei eine Wehrpflichtar-
mee aufgrund ihrer „Überausstat-
tung an Arbeitskräften“ ineffizient.
Die Kosten des ineffizienten Personal-
einsatzes ließen sich zwar nur schwer

kaum noch auf staatliche Unter-
stützung hoffen. Denn die Bundes-
regierung hat die Fördermittel für
internationale berufliche Weiterbil-
dung von fünf auf zwei Millionen
Euro mehr als halbiert. Sieben Pro-
gramme, die jungen Berufstätigen,
Auszubildenden sowie Fach- und
Führungskräften den Weg ins Aus-

land ebneten, mussten sogar ganz
gestrichen werden.

Geldmangel sei offenbar „nicht
der Grund für die Kürzungen“ ge-
wesen, so Klaus Heimann, Leiter der
Abteilung Berufsbildung der IG Me-
tall. Denn parallel zur Halbierung
der Mittel für den Nicht-Akademi-
ker-Austausch hat die Bundesregie-
rung die Gelder für den Austausch
von Studenten und Wissenschaft-
lern um 14,5 Millionen Euro er-
höht. Kritik kommt auch von den
Arbeitgebern. Die Haltung des Bil-
dungsministeriums sei nicht nach-
vollziehbar. „Es geht nicht um eine
Dauerfinanzierung der Betriebe. Die
Programme haben eine Anschub-
funktion, den Austausch zwischen
kleinen und mittleren Betrieben
aufzubauen,“ so BDA-Berufsbil-
dungsexperte Helmut Keim. •

ermitteln, die Prognosen möglicher
Personaleinsparungen aber reich-
ten „von 20 bis 50 Prozent“.

Auch das Problem der Wehrge-
rechtigkeit rechtfertige die Aufstel-
lung einer Freiwilligenarmee. 38
Prozent der westdeutschen Männer
leisteten weder Wehr- noch Zivil-
dienst, das habe eine Untersu-
chung der Geburtsjahrgänge 1962
bis 1977 ergeben.

Die Befürchtung, eine Berufsar-
mee würde sich von der Gesell-
schaft isolieren, nennt das DIW
„weitgehend unbegründet“, die
Bundeswehr sei „heute schon
überwiegend eine Berufsarmee“.
Die Einführung eines sozialen
Pflichtjahrs als Alternative zum
Wehrdienst verstieße gegen die
Konventionen der Internationalen
Arbeitsorganisation zur Abschaf-
fung der Zwangsarbeit. •

Hart war sie, die Woche: Der Skandal um den
Vorstandsvorsitzenden der Bundesagentur für
Arbeit, Florian Gerster, hat uns mindestens ei-
ne Woche Arbeit gekostet. Auch nach seiner
Ablösung ging das Theater weiter, weil uns der

Nebelwerfer Niebel aus der FDP-Fraktion an-
geblich wirtschaftliche Eigeninteressen in Sachen
Bundesagentur anzuhängen versucht. Das ist
natürlich ein billiges Ablenkungsmanöver, um
vom fortgesetzten Fehlverhalten des Herrn
Gerster abzulenken.
Um so größer war der Kraftaufwand, neben
diesem Irrsinn die Vorbereitungen für den Eu-
ropäischen Aktionstag der Gewerkschaften
am 3. April voranzutreiben. Die Bundesvor-
standsklausur hat ein klares Signal gegeben:
Natürlich stehen wir zur europäischen Dimen-
sion des Aktionstages. Denn in fast allen EU-
Ländern kriegen die ArbeitnehmerInnen die

dumpfe Predigt zu hören: Sozialstaat zu teuer,
Steuern runter, Löhne kürzen, Arbeitszeit ver-
längern. Das eint uns. Der Entwurf für einen
Aufruf ist fertig. Er verbindet unsere Kritik an
der Allparteien-Superreform mit dem europäi-
schen Fortschrittsgedanken. Wir müssen jetzt
aufstehen, damit es endlich besser wird. Für
ein Europa, das frei, gleich und gerecht ist.
Und sich keineswegs den vermachteten Inter-
essen der Konzerne unterwirft. 
Der Bundesvorstand wird am 3. Februar über
den Entwurf abstimmen, ihn möglicherweise
noch in Details verändern. Aber die Kernbot-
schaft steht: Wir müssen jetzt aufstehen! 

wiewardiewoche?
In ganz Europa werden die
Gewerkschaften am 3. April
für ein soziales Europa auf 
die Straße gehen. In Deutsch-
land wollen sie den Aktions-
tag auch nutzen, um ein 
Zeichen gegen das Allpartei-
enrefomtheater zu setzen.
DGB-Pressesprecher Hilmar
Höhn, 35, bereitet den 
Tag mit vor.

geplant● ● ●

➜ beschlossen

Der DGB-Bundesvorstand 
in Berlin erhält eine neue 
Abteilung „Veranstaltungs-
und Innenservice“ (vis). Die
neue Abteilung wird dem 
Bereich Finanzen des DGB 
zugeordnet. Das hat der 
Geschäftsführende Bundes-
vorstand (GBV) am 20. Janu-
ar beschlossen.

Familien zahlen drauf
Veränderung des Nettoeinkommens von Familien mit zwei Kindern durch die
Einführung von Kopfpauschalen in der Krankenversicherung im Vergleich zur
Bürgerversicherung (in Prozent)
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Quelle: Berechnungen des Sozialexperten Prof. Dr. Karl Lauterbach

Bürgerversicherung Kopfpauschale

Bruttoeinkommen/Jahr (in Euro)
20 000 30 000 40 000 50 000 60 000 70 000 80 000

-4,13

-3,03
-2,52

-0,48 -0,43

-2,02
-2,49

-2,03

1,27 1,39 1,52

0,01 0,15

-0,06

Um weitere Einschnitte im Gesundheitssystem zu verhindern, muss nach
Vorstellungen des DGB das bestehende Krankenversicherungssystem in
den nächsten Jahren schrittweise durch eine Bürgerversicherung
abgelöst werden, die auch Selbstständige und neu eingestellte Beamte
einbezieht. Das sei sozial gerechter, als die von der Union favorisierten
Kopfpauschalen, so die stellvertretende DGB-Vorsitzende Ursula Enge-
len-Kefer. Bestätigt sieht sich der DGB in seiner Forderung nach einer
Bürgerversicherung durch Berechnungen des Kölner Sozialexperten Pro-
fessor Karl Lauterbach zu den Auswirkungen von Bürgerversicherung
und Kopfpauschalen: Während die Bürgerversicherung Familien mit
niedrigem Einkommen entlastet, profitieren von der Kopfpauschale vor
allem gut verdienende Singlehaushalte. Sie hätten im Jahr rund 2000 
Euro netto mehr zur Verfügung. Draufzahlen müssten dagegen Familien
mit Kindern. Ihr Nettoeinkommen würde um bis zu vier Prozent sinken.
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Im Internet

http://doku.iab.de/
kurzber/2003/kb1503.pdf

Die Kurzfassung 
zum Download 

M i n i j o b s

Zweifelhafte Effekte
Umwandlung von Vollzeitstellen in Minijobs und Einnahmeverluste 
der Sozialversicherungen: Ein Dreivierteljahr nach Einführung der 
neuen Minijobs scheinen sich die von den Gewerkschaften 
befürchteten negativen Arbeitsmarkteffekte einzustellen.

Mehr als eine Million Minijobs
seien bereits neu entstanden, ver-
meldete im letzten Herbst die Mini-
job-Zentrale der Bundesknappschaft,
bei der diese Jobs seit dem 1. April
2003 gemeldet werden müssen.
Insgesamt waren dort Ende Sep-
tember 2003 rund 6,7 Millionen
Minijobber registriert. In seltener
Einigkeit feierten Opposition und
Regierung die Minijobs als den
richtigen Weg, niedrig entlohnte Ar-
beit von Abgaben zu entlasten und
so neue Impulse für den Arbeits-
markt zu geben.

Zahlen aus der Bundesagentur
für Arbeit (BA) und dem Statisti-
schen Bundesamt rücken die „Er-
folge“ in ein anderes Licht. So hat
es viele dieser Jobs bereits vor der
Reform gegeben: Durch die Anhe-
bung der Minijobgrenze von 325
auf 400 Euro sind nach Schätzun-
gen der BA rund 100 000 sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse zu Minijobs umgewandelt
worden. Und während deren Zahl
zugenommen hat, ist die Zahl der
Erwerbstätigen im letzten Jahr ins-
gesamt um 400 000 Personen zu-
rückgegangen. Von Jobmaschine
also keine Spur.

Um Minijobs attraktiver zu ma-
chen, wurde 2003 die Geringfügig-
keitsgrenze auf 400 Euro an- und
die Beschränkung der Arbeitszeit
auf 15 Stunden je Woche aufgeho-
ben. Bis zu dieser Grenze zahlen
die Arbeitgeber pauschal einen er-
mäßigten Steuer- und Sozialabga-
bensatz. Die neuen Jobs sollten
auch als Brücken in den ersten Ar-
beitsmarkt wirken. Doch registrier-
te Arbeitslose profitieren kaum von
der Neuregelung, wohl aber wurde
die Verdrängung von regulärer Ar-
beit weiter forciert.Attraktiver ist es
vor allem für Arbeitgeber gewor-

Agnes Schreieder von der Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di. „Diesen
Trend in der Personalpolitik gab es
bereits vorher, er ist aber noch ver-
stärkt worden.“ Schreieder berichtet
von großen Handelsketten,bei denen
der Anteil der Minijobber in der Be-
legschaft bereits 40 bis 50 Prozent
betrage und von Drogeriemarktfi-
lialen mit zehn Verkäuferinnen, von
denen gerade mal die Leiterin und
die Stellvertreterin in einem regulä-
ren Arbeitsverhältnis angestellt sind.
„Mit Lohndumping und besonders
miesen Arbeitsbedingungen ver-
schaffen sich Unternehmen Wett-
bewerbsvorteile im gnadenlosen
Konkurrenzkampf im Handel.“   •

den, Vollzeitstellen in Minijobs auf-
zuspalten. Das sei vor allem im
konsumnahen Dienstleistungsbe-
reich zu beobachten, wie etwa in
Gaststätten, so Franz-Josef Möllen-
berg, Vorsitzender der Gewerk-
schaft NGG. Auch Discounter er-
setzten zunehmend Vollzeitstellen
durch mehrere Minijobs, bestätigt

Den angeblich großen Zuwachs der geringfügig 
Beschäftigten kann ich noch nicht erkennen: An-

fang 1999 gab es 6,5 Millionen dieser Beschäftigungsverhältnisse, im
Herbst 2003 zählte die Bundesknappschaft nur gut 200 000 mehr. Ein
größerer Zuwachs wäre im übrigen ein zweifelhafter Erfolg.
Die Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze auf 400 Euro und der
Wegfall der 15-Stunden-Grenze werden das Arbeitsplatzangebot in
Betrieben bestimmter Branchen und Regionen weiter verändern. 
Erste Indizien dafür gibt es dafür bereits bei manchen Handelsketten
oder in der Gastronomie. Diese Regelungen führen zu Lohndumping,
und statt sozialversicherungspflichtigen Vollzeit- und vollzeitnahen
Teilzeitarbeitsplätzen setzen die Arbeitgeber zunehmend auf Mini-
jobs. Zwei Drittel der geringfügig Beschäftigten sind Frauen. Sie kön-
nen in diesen Jobs kein existenzsicherndes Einkommen erzielen und
erst recht keine vernünftige Altersvorsorge aufbauen. 
Hinzu kommt, dass die Mini-Jobber sich kaum trauen, ihre verbrieften
Rechte, wie zum Beispiel Lohnfortzahlung bei Krankheit und bezahl-
ter Urlaub, einzufordern.
Die gerade geführte öffentliche Debatte über die Schwarzarbeit in
den Privathaushalten geht in die falsche Richtung. Die Bundesregie-
rung will der Schwarzarbeit zu Leibe rücken. Das ist richtig. Es geht
aber nicht darum, dass die einzelne Haushaltshilfe von ihrem Lohn
Beiträge zahlen sollte, sondern der private Haushalt, der ihre Dienste
in Anspruch nimmt. Man wird doch wohl von den Haushalten erwar-
ten können, dass sie die Haushaltshilfe anmelden, die Versicherungs-
beiträge zahlen und eine Unfallversicherung abschließen. Das wirkli-
che Problem der Schwarzarbeit liegt in der gewerblichen Wirtschaft
und muss mit aller Härte angepackt werden.

?...nachgefragt
Die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 
sind im Rahmen der Hartz-Gesetze am 1. April 2003
neu geregelt worden. Wie bewertet der DGB die
neu geschaffenen 400-Euro-Minijobs? Das fragte
einblick die stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Ursula Engelen-Kefer.

Freibetrag in der
Sozialversicherung 
schafft Arbeit

Bereits im Januar 2003 hat

der DGB vorgeschlagen, ana-

log zum Steuerrecht auch in

der Sozialversicherung einen

monatlichen Grundfreibe-

trag von 250 Euro einzu-

führen. Die Beitragsausfälle

der Sozialversicherung soll-

ten aus Steuermitteln ersetzt

werden. 

Das Freibetragsmodell des

DGB wurde in einer Studie

im Auftrag der Hans-Böckler-

Stiftung und des Instituts für

Arbeitsmarkt und Berufsfor-

schung (IAB) untersucht. Ihr

Fazit: Ein Freibetrag bei den

Sozialabgaben kann mehr

Beschäftigung schaffen 

und Strukturprobleme am

Arbeitsmarkt mindern. Bei

gleichzeitiger Gegenfinan-

zierung durch Steuern sei

mit einem Beschäftigungs-

zuwachs im sechsstelligen

Bereich zu rechnen. Die ge-

samte Arbeitsnachfragewir-

kung eines Freibetrages sei

etwa vier Mal so groß wie

bei einer linearen Senkung

der Sozialabgaben bei ver-

gleichbaren Beitragsausfällen.

GeringverdienerInnen und

ihre Arbeitgeber würden

überproportional entlastet.

Die Studie: Bruno Kaltenborn, 
Susanne Koch, Ulrike Kress, 
Ulrich Walwei, Gerd Zika: 
Arbeitsmarkteffekte eines Frei-
betrags bei den Sozialabgaben,
Rainer Hampp Verlag, 19,80 Euro



Ä r z t e f o r t b i l d u n g

Stress erkennen
und bewerten

BetriebsärztInnen müssen stress-
bedingte Belastungen im Beruf ziel-
sicher erkennen können. Wie das
geht und wie sich die Probleme lö-
sen lassen, lernen die MedizinerIn-
nen im Fortbildungscurriculum „Ar-
beitsbedingter Stress – analysieren,
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Chancengleichheit – nicht nur 
ein Frauenthema

Die Autorinnen ermutigen, re-
gen an und empfehlen ausdrücklich
den „Ideenklau“. Wer immer sich
für das Thema Chancengleichheit
interessiert – egal ob Mann oder
Frau: Er/Sie kann aus diesem Buch
viel Honig saugen. •

Dorothee Beck/Anne Graef,
„ChancenGleich – Handbuch für
eine gute betriebliche Praxis“,
Bund-Verlag, Frankfurt/M.,
2003, 185 Seiten plus CD-ROM 
19,90 Euro

A r b e i t s k a m m e r  S a a r

Servicepalette
im Überblick

Das Beratungsangebot der Ar-
beitskammer (AK) des Saarlandes
ist breit gefächert. Es reicht von Hil-
festellung im Sozialrecht über Infos
zum Arbeitsschutz bis zur Weiterbil-
dungsberatung. Alle wichtigen An-
sprechpartnerInnen, Internetseiten
und Kooperationen fasst die Broschü-
re „Beraten – Bilden – Forschen:
Die Dienstleistungen der Arbeits-
kammer im Überblick“ zusammen.
Das 64-seitige Heft ist kostenlos. •

Tel. 0681 / 40 05 444
Fax 0681 / 40 05 411
info@arbeitskammer.de
www.arbeitskammer.de bewerten, gestalten“. Das zweitei-

lige Seminar am 9. Februar und 26.
März organisiert die Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA). Neben der Vermittlung
von rechtlichen und fachlichen
Grundlagen können die ÄrztInnen
einen speziellen Stresstest an Ar-
beitnehmerInnen üben. Die Fortbil-
dung kostet 330 Euro. •
Tel. 030 / 515 48 292
Fax 030 / 515 48 743
teubner.heidemarie@baua.bund.de
www.baua.de

M i g r a t i o n - O n l i n e

Islam in der
Arbeitswelt

Weit mehr als eine Million Mus-
limInnen arbeiten in Deutschland.
Wie sich islamischer Glaube und
deutscher Berufsalltag verbinden
lassen, damit beschäftigt sich der
Bereich Migration und Qualifizie-
rung des DGB-Bildungswerks. Ei-
nen Überblick über das Angebot an
Seminaren, Handreichungen und
Filmen gibt der Flyer „Islam in der
Arbeitswelt“. Das Flugblatt gibt’s
zum Download im Internet oder
kostenlos per Post. •

Der Setzkasten
Fax 0211 / 408 00 90 40
mail@setzkasten.de
www.migration-online.de

G i r l s ´ D a y  

Aktionen online 
Der Girls’ Day 2004 soll am 22.

April 10- bis 16-jährige Mädchen
für technische Zukunftsjobs interes-
sieren. Seit kurzem können Firmen
und Organisationen, die Veranstal-
tungen zum Girls’ Day planen, ihre
Angebote im Internet in einer Akti-
onslandkarte eintragen. Auch für
regionale Arbeitskreise gibt es eine
Landkarte. •

www.girls-day.de

Das Betriebsverfassungsgesetz
verpflichtet Betriebsräte, die Gleich-
stellung der Geschlechter sowie die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
zu fördern. Leichter gesagt als getan.
An theoretischen Konzepten man-
gelt es nicht, wohl aber an prakti-

schen Hilfen, vor allem für Betriebs-
räte in kleinen und mittleren Unter-
nehmen. Diese Lücke schließt das
Praxishandbuch „ChancenGleich“.

Es liefert Ideen, rechtliche
Grundlagen und eine Fülle von Bei-
spielen guter Praxis. Es hilft bei der
Analyse der betrieblichen Situation
sowie der Planung und Umsetzung
konkreter Verbesserungen. Die bei-
liegende CD-ROM enthält Checklis-
ten, Musterschreiben und Betriebs-
vereinbarungen.

••• Der DGB Bremen präsentiert
vom 26. Januar bis zum 20. Februar
die Ausstellung „Aufgegriffen –
Kunst aus Müll“ des Bremer Künst-
lers Joachim Fischer im DGB-Haus
am Bahnhofsplatz 22-28. Fischers
Bilder, die selbst das Land Bremen
erworben hat, geben scheinbar
nutzlosen Abfällen eine neue Form
und Bedeutung. Die Werke mit 
Titeln wie „Wenn der Kanzler 
Geburtstag hat“ sind beim DGB
montags bis donnerstags von 9 bis
17 Uhr und freitags von 9 bis 13
Uhr zu sehen. Der Eintritt ist frei.
Mehr Infos: DGB-Region Bremen/
Bremerhaven,Tel. 0421 / 33 576 11

••• Der DGB Hamburg bietet
am 5. Februar bei einem „Spitzen-
kandidaten-Hearing“ die Mög-
lichkeit, mit PolitikerInnen der 
Hansestadt über die anstehenden
Bürgerschaftswahlen zu sprechen.
Für SPD, Grüne und FDP stehen de-
ren SpitzenkandidatInnen Thomas
Mirow, Christa Goetsch und Rein-
hard Soltau Rede und Antwort. Die
CDU wird von Wirtschaftssenator
Gunnar Uldall vertreten. Die Veran-
staltung an der Rothenbaumchaus-
see 80 startet um 18.30 Uhr. Mehr
Infos und Anmeldung: Claudia Falk,
Tel. 040 / 28 58 247

interregio

PROJEKTE UND PARTNER

Rund 4,5 Mil-
lionen Produzen-
tInnen in 45
Ländern profitie-
ren beim Anbau
von Tee, Oran-
gen, Kakao-
oder Kaffee-
bohnen vom
Fairen Handel.

Die Informationskampagne
„fair feels good.“ soll Bekanntheit
und Nachfrage nach den Produkten
steigern. Träger der Kampagne ist
der Verein Verbraucher Initiative in

Kooperation mit Transfair und dem
Weltladen-Dachverband. Der Faire
Handel garantiert den ErzeugerIn-
nen Preise über Weltmarktniveau
sowie langfristige Lieferverträge.
Auf der Internetseite der Kampagne
lassen sich unter anderem Info-
Materialien herunterladen und ein
E-Mail-Newsletter bestellen. •

Verbraucher Initiative e.V.
Tel. 030 / 53 60 73 0
Fax 030 / 53 60 73 45
mail@verbraucher.org
www.fair-feels-good.de

F a i r e r  H a n d e l

Bekanntheit mit Kampagne steigern
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POLITIK AKTUELL

Der Jubel war groß. Damals,
2001. Vorbei die Zeiten, in denen
der Arbeitgeber allein bestimmte,
ob er eine Betriebsrente gewährt.
Seit 1. Januar 2002 haben Arbeit-
nehmerInnen einen individuellen
Anspruch auf betriebliche Alters-
vorsorge per Entgeltumwandlung.
Bis zu vier Prozent der Beitragsbe-
messungsgrenze in der Rentenver-
sicherung können in die Betriebs-
rente fließen. Steuer- und sozialab-

stes und von Bezügen aus berufs-
ständischen Versorgungswerken
der volle Krankenkassenbeitrag ge-
zahlt werden. Das sei politisch kon-
traproduktiv und „das falsche Sig-
nal“, warnt der IG Metall-Vorsit-
zende Jürgen Peters. Gesetzt wurde
es durch das Gesetz zur Moderni-
sierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung, das SPD, Grüne sowie
CDU/CSU am 14. November be-
schlossen haben.

Den gewerkschaftlichen Sozial-
experten war das schon länger be-
kannt. Bereits im Sommer vergan-
genen Jahres, in seiner Stellung-
nahme zur Gesundheitsreform, hat
der DGB die geplante Gesetzesän-
derung abgelehnt, sich aber nicht
durchgesetzt.

Zumal sich der Gesetzgeber
recht sicher fühlen konnte und
kann. Er hat die Rückendeckung
des Bundesverfassungsgerichts. Die

gabenfrei. Rot-Grün forderte nicht
nur mehr Altersvorsorge, sondern
förderte sie auch tatkräftig.

Zwei Jahre später herrscht Ka-
terstimmung. Wie überfallartig ins-
zeniert wirkt, was erst Anfang des
Jahres öffentlich bekannt gewor-
den ist: Seit dem 1. Januar 2004
muss von so genannten Versor-
gungsbezügen, d.h. von Betriebs-
renten, von der zusätzlichen Alters-
versorgung des öffentlichen Dien-

Verfassungshüter haben am 15.
März 2000 die damals geltende
Regelung – freiwillig versicherte
Rentner zahlen den vollen Kranken-
kassenbeitrag, pflichtversicherte
nur den halben – für verfassungs-
widrig und die jetzige Regelung
(voller Beitragssatz für beide Versi-
chertengruppen) ausdrücklich für
möglich erklärt.

Den jetzt betroffenen vier Mil-
lionen Betriebsrentnern mag das
schnurz sein. Sie werden abkas-
siert. 1,6 Milliarden Euro spült die
Gesetzesänderung jährlich in die
Krankenkassen. Die monatlich ge-
zahlte Betriebsrente wird durch-
schnittlich um mehr als sieben Pro-
zent gekürzt. Und die kapitalisierte
Betriebsrente, sprich die Einmalzah-
lung, sogar um bis zu 15 Prozent.
Denn sie war bislang nicht beitrags-
pflichtig. Zugrunde gelegt wird der
Beitragsbemessung 1/120 der Ka-
pitalleistung, zahlbar monatlich,
längstens zehn Jahre.

Die privat Rentenversicherten
können sich ins Fäustchen lachen.
Sie sind von allem nicht betroffen.
Der DGB ermuntert die Betriebs-
rentner, gegen den Bescheid ihrer
Krankenkasse Widerspruch einzule-
gen. Rechtsschutz wird gewährt.

Sozialministerin Ulla Schmidt
(SPD) macht es sich leicht. Dass die
Belastung der Betriebsrentner das
Vertrauen in die Betriebsrente aus-
höhlt, wischt sie weg: Vertrauens-
schutz gebe es nicht.Niemand könne
konstante Krankenkassenbeiträge
garantieren. Recht hat sie. Politische
Alternativen gibt es gleichwohl:Als
1983 der Gesetzgeber die Beitrags-
pflicht der Rentner einführte, räum-
te er sogar eine Übergangszeit von
mehreren Jahren ein.

Entgegenkommen signalisiert
der SPD-Arbeitsmarktexperte Klaus
Brandner: Es müsse geprüft werden,
ob in den Fällen, in denen die Rente
aus bereits verbeitragtem Einkommen
stamme,die volle Beitragspflicht rück-
gängig gemacht werden könne. •

Die Verdoppelung des Krankenkassenbeitrags für Betriebsrentner habe
„für erheblichen Aufruhr gesorgt“, den die Gewerkschaften so nicht 
erwartet hätten, sagt DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer. Der DGB 
dringt deshalb auf eine Abmilderung der neuen Belastung. Sein Ziel: 
„ausreichende Vertrauensschutzregelungen“. 

B e t r i e b s r e n t e n

Gefordert, gefördert – und abkassiert

Stichwort
Alterseinkünfte

Mit dem geplanten Alters-

einkünftegesetz (AEG) will

die Bundesregierung die

nachgelagerte Besteuerung

der Alterseinkünfte einfüh-

ren, die betriebliche Alters-

vorsorge verbessern und die

Riester-Rente vereinfachen. 

Ausgangspunkt ist ein Urteil

des Bundesverfassungsge-

richts von 2002, wonach die

unterschiedliche Besteu-

erung von Renten und Pen-

sionen verfassungswidrig 

ist und der Gesetzgeber bis

2005 eine Neuregelung 

finden muss.

Im Prinzip ist der DGB damit

einverstanden. Denn die

Steuerbelastung in der Ruhe-

standsphase wird niedriger

sein als die Entlastung wäh-

rend der Berufstätigkeit.

Doch der Teufel steckt im 

Detail. Die Übergangsfristen

seien zu kurz, kritisiert der

DGB. Sie schlössen eine

Zweifachbesteuerung nicht

aus. Zudem würden Rentner-

Innen und rentennahe Jahr-

gänge belastet, die keine

Möglichkeit mehr haben,

sich auf die Einkommensver-

luste einzustellen. Der DGB

erwartet Nachbesserungen –

„insbesondere großzügigere

Übergangsregelungen“. 

Kritik übt er auch an einer

Neuregelung der betriebli-

chen Altersvorsorge. Die

Möglichkeit, 1752 Euro jähr-

lich in eine Direktversiche-

rung einzuzahlen, soll entfal-

len. Außerdem ist geplant,

die private Rente steuerlich

besonders zu fördern, nicht

aber die betriebliche.

Ende März 2003 hatten 10,3 Millionen sozialversicherungspflichtige
ArbeitnehmerInnen Anwartschaften auf eine betriebliche Alters-
versorgung (43 Prozent). Bei In-Kraft-Treten des Altersvermögens-
gesetzes Anfang 2002 waren es 980 000 Beschäftigte weniger 
(38 Prozent). In den alten Bundesländern erhöhte sich der Anteil 
von 42 auf 46 Prozent, in den neuen von 19 auf 27 Prozent.

Betriebsrenten erleben Renaissance
Die betriebliche Altersversorgung in der Privatwirtschaft 2001 – 2003
nach Geschlecht und West-/Ostdeutschland (in Prozent)
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Quelle: Infratest Sozialforschung, München

Männer
Frauen

31.12.2001
West Ost

44

31.12.2002
West Ost

31.3.2003
West Ost

35

18 20

47

39
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25
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GEWERKSCHAFTEN

Die Website des DGB und der
drei größten Mitgliedsgewerk-
schaften, ver.di, IG Metall und IG
BCE, sind für die Internetnutzer at-
traktiv. Das zeigt eine von ver.di in
Auftrag gegebene Benchmarkstu-
die, die zwölf deutsche und interna-
tionale Gewerkschaftsauftritte ver-
glichen hat. Analysiert werden ne-
ben dem Nutzwert der einzelnen
Sites (hochwertiger und exklusiver
Content, Aktualität, zielgruppen-
spezifische und individuelle Ange-
bote, Serviceleistungen) auch das
Profil (unternehmens- und medien-
gerechtes Design, nutzergerechte
Aufarbeitung der Inhalte), die Dy-
namik (inspirierende Inhalte, Ver-
netzung mit anderen Sites) und der
Komfort des Auftritts (Performance,
klare und einfache Navigation).

Über den Internetauftritt des
Auftraggebers heißt es in der Studie,
die ver.di-Site vermittle einschließ-
lich ihrer Untersites der Fachberei-
che und Landesbezirke „insgesamt
ein harmonisches und konsistentes
Designbild“, das Oberflächen- und

das Navigationsdesign griffen gut
ineinander. Zudem sei der Internet-
auftritt „modern und zielgruppen-
spezifisch seriös gestaltet“. Inspira-
tion und Event-Charakter der
ver.di-Site sind hingegen verbesse-
rungsfähig. Die „sachliche, über-

als 1000 Euro im Monat seien nicht
in der Lage, allein für das Alter vor-
zusorgen. Das Konzept sieht vor,
die Auftraggeber der Selbstständi-
gen zur Hälfte an der Finanzierung
zu beteiligen. Bereits 1998 waren
knapp 15 Prozent der Selbstständi-
gen-Haushalte ganz ohne Altersab-
sicherung. •

B ü r g e r s c h a f t s w a h l

DGB will
Politikwechsel

Vier Wochen vor der Wahl der
Hamburger Bürgerschaft am 29.
Februar, der ersten von 14 Wahlen
im Superwahljahr 2004, hat der

Auch Selbstständige sollten in
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung pflichtversichert werden. Das
hat die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di gefordert. Ansonsten
sei für die zunehmende Zahl gering
verdienender „Solo-Selbstständi-
ger“ Altersarmut vorgezeichnet,
warnt der ver.di-Vorsitzende Frank
Bsirske. Im Auftrag von ver.di haben
WissenschaftlerInnen der Univer-
sität Bremen ein Alterssicherungs-
Konzept erarbeitet, das insbeson-
dere die 1,8 Millionen Selbstständi-
gen ohne Beschäftigte – die so ge-
nannten Solo-Selbstständigen – in
die Rentenversicherung mit einbe-
ziehen soll. Diese Freiberufler mit
Bruttoeinkommen von oft weniger

I n t e r n e t - A u f t r i t t e  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Auch international wettbewerbsfähig

DGB Hamburg seine Erwartungen
an den künftigen Hamburger Senat
vorgestellt. Die Politik des CDU/
Schill/FDP-Senats habe sich „in 
wesentlichen Bereichen gegen die
Interessen der Hamburger Arbeit-
nehmerInnen gerichtet“ heißt es in
der Positionsbestimmung. Der DGB
kritisiert den beabsichtigten Ver-
kauf der landeseigenen Kranken-
häuser, die geplante Privatisierung
der Berufsschulen und die Kürzun-
gen im sozialen Bereich.

Der Wahlaufruf des DGB ist kein
Aufruf zur Wahl einer bestimmten
Partei. „Die Gewerkschaften wer-
den, unabhängig davon, wie die
Wahl ausgeht, auch gegenüber 
einem neuen Senat die Interessen
der ArbeitnehmerInnen offensiv
vertreten“, heißt es im Aufruf,
„wenn möglich in Kooperation,
wenn nötig im Konflikt“. •

wiegend textorientierte Darstel-
lung“ inspiriere nicht unbedingt
dazu, „auf Entdeckungsreise zu ge-
hen“. Zudem fehlten Online-Events
wie Live-Chats, Übertragung von
Veranstaltungen per Live-Stream,
Online-Meetings und Umfragen. •

Die Europäische 
Transportarbeiter--
Föderation (ETF)

und der Arbeitgeberver-
band Gemeinschaft Europäi-
scher Bahnen (GEB) haben
sich auf einen einheitlichen
EU-Lokführerschein geei-
nigt. Beide Tarifpartner 
haben sich zudem auf maxi-
male Fahrtzeiten von neun
Stunden für LokführerInnen
beim grenzüberschreiten-
den Bahnverkehr innerhalb
der EU verständigt.

Die GEW-Vorsitzende 
Eva-Maria Stange 
unterstützt den Vor-

schlag der SPD-Fraktion, die
Goldreserven des Bundes
für eine „Stiftung Bildung“
zu veräußern. Stange for-
dert außerdem die Wieder-
einführung der Vermögens-
steuer. Damit stünden bis 
zu 20 Milliarden Euro zum
Ausbau des Bildungssys-
tems zur Verfügung.

IG BAU-Vize Hans-
Joachim Wilms sieht 
100 000 Arbeitsplätze

in der Landwirtschaft ge-
fährdet, wenn die Verbrau-
cher weiterhin durch Dis-
kussionen über den Gen-
technik-Anbau verunsichert
würden. Die Überproduktion
der EU-Landwirte zeige
außerdem, dass es keinen
Bedarf für Produktionsstei-
gerungen durch die umstrit-
tene Technik gebe.

Die IG Metall bietet 
online einen „Jobkil-
ler-Rechner“, der aus-

rechnet, wie viele Jobs im
eigenen Betrieb durch eine
Verlängerung der Arbeits-
zeit wegfallen würden:
www.bw.igm.de/arbeitsplatz-
vernichtungsformel/index.php

kurz&bündig R e n t e n v e r s i c h e r u n g

Solo-Selbstständige einbeziehen

Die deutschen Gewerkschaften haben in den vergangenen Jahren 
erhebliche Mittel in die Modernisierung ihrer Online-Auftritte investiert.
Im internationalen Vergleich ist die Zugriffsgeschwindigkeit auf die 
Startseiten zum Teil aber noch erheblich zu lang. Ursächlich dafür ist 
neben der technischen Ausstattung auch das jeweilige Datenvolumen.

Schneller wäre besser
Datenvolumen und Ladezeit ausgewählter gewerkschaftlicher Websites
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Quelle: Benchmarkstudie Online-Kommunikation von Gewerkschaften im internationalen Vergleich

DGB
(www.dgb.de)

* Anwahl über eine ISDN-Standardverbindung, bei der ver.di-Homepage per Modem

ver.di
(www.verdi.de)

IG BCE
(www.igbce.de)

IG Metall
(www.igmetall.de)

International Transport Workers
Federation (www.itf.org.uk)

Communication Workers of America
(www.cwa-union.org)

Union Network International (UNI)
(www.union-network.org)

Syndikat (Schweizer Online-Gewerkschaft)
(www.syndikat.ch)

550

228

138

79

145

73

65

1

70

36

17

10

18

10

8

15

Datenvolumen
(in Kilobyte)

Aufbau der
Startseite*
(in Sekunden)
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MEINUNG

Gewerkschaften standen in der öffentlichen 
Meinung schon einmal besser da. Unser Image hat
in jüngster Zeit unverkennbar Schaden genommen.
Was sind die Ursachen? Es wäre allzu einfach, aus-
schließlich Arbeitgeber oder konservativ-liberale
Kreise dafür verantwortlich zu machen. Dass diese
einen antigewerkschaftlichen Kurs fahren, ist nicht
neu. Neu ist allerdings, dass antigewerkschaftliche
Politik so erfolgreich sein kann. Dafür tragen wir,
die Gewerkschaften, selbst Verantwor-
tung.

Wir müssen uns fragen, warum wir Akzeptanz
und Gehör verloren haben.Warum haben wir inhalt-
lich und kommunikativ den Zug der Zeit verpasst?
Wie finden wir aus der Defensive heraus? Sicher nur
mit der Fähigkeit zur Selbstkritik. Sind unsere Ant-
worten auf die wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Herausforderungen wirklich überzeugend?
Können wir mit dem, was wir anbieten, Akzeptanz
und Vertrauen der Menschen gewinnen? 

Im vergangenen Jahr ist es erschreckend leicht
gelungen, Gewerkschaften in die Ecke der Blockierer
zu drängen, sie als ideologieversessen, starrköpfig
und realitätsfern zu stigmatisieren. Das war möglich,
weil die Gewerkschaften dieses Bild selbst bedient
und befördert haben.

Die im Frühjahr 2003 vom DGB gestartete Kom-
munikationskampagne will die tatsächlichen Ziele
der Gewerkschaften in Zeiten von Globalisierung
und Individualisierung deutlich machen. Wir wollen
mit unseren Argumenten wieder in die Offensive
kommen. Leider hat sich jedoch gezeigt, dass die
Gewerkschaften nach wie vor Kampagnenfähig-
keit mit Protestfähigkeit verwechseln.

In der Auseinandersetzung um die Agenda 2010
entwickelte sich die Kommunikationskampagne 
immer stärker zu einer klassischen Protest- und Mo-
bilisierungsaktion. Ohne langes Federlesen wurde
der Transport positiver, werbender und Vertrauen
schaffender Botschaften der gewerkschaftlichen 
Alltagsarbeit geopfert. Eine strategische Prüfung,
welche Kommunikations- und Aktionsform zu wel-
cher Zeit die Zustimmung der Menschen findet, ist
bis heute nicht erfolgt. Genauso wenig gibt es eine

kritische Nachbetrachtung, ob die anvisierten Ziele
überhaupt erreicht wurden.

Wer heute Inhalte erfolgreich in die Öf-
fentlichkeit transportieren will, muss Begriffe
besetzen, Slogans über einen längeren Zeitraum bei-
behalten und den Transfer von Botschaften gewähr-
leisten.Verschiedene nötige Aktions- und Kommuni-
kationsformen müssen einem Generalthema folgen,
das positiv besetzt ist und Identifikation ermöglicht.
Die IG BCE berücksichtigt das mit ihrer Image-
und Zukunftskampagne „Modell Deutsch-
land … zuerst der Mensch“.

Der Begriff „Modell Deutschland ... zuerst der
Mensch“ steht für wirtschaftlichen Erfolg und Ex-
portstärke, für Qualität, Know-how und technologi-
schen Fortschritt. Er steht genauso für qualifizierte
Arbeitnehmer, für soziale Gerechtigkeit, für intelli-
gente und faire Partnerschaft zwischen Unternehmen
und Arbeitnehmern. Tarifautonomie, Betriebsverfas-
sung, Beteiligung der Arbeitnehmer und Demokratie
in der Arbeitswelt, das sind die großen Themen der
Gewerkschaften. Unsere Botschaft lautet: Wir sind
bereit, Deutschland zukunftsfähig zu halten und
weiter zu entwickeln. Aber einen Systemwechsel
oder eine Amerikanisierung unseres Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystems wird es
mit uns nicht geben. Gerade die Gewerkschaf-
ten könnten, da sie nicht der Logik politischer Wahl-
kämpfe unterworfen sind, ein Gegengewicht zur Be-
liebigkeit der Reformdebatte bilden.

Unsere Kampagne nimmt die Identität und Tradi-
tion der IG BCE auf und ist somit nicht als Rezept für
alle Gewerkschaften zu verstehen. Sie kann sicherlich
nicht eins zu eins übertragen werden.Anregen möch-
ten wir jedoch, endlich eine offene und konkrete
Debatte um die Kampagnenfähigkeit der
Gewerkschaften und die Kommunikation ihrer
Ziele zu führen. Es ist an der Zeit. •

Raus aus der Defensive – das ist das wichtigste Ziel, das die Gewerkschaften auf ihre
Agenda 2004 gesetzt haben. Über den Weg gibt es innerhalb des DGB unterschiedliche
Vorstellungen. Michael Vassiliadis stellt die Strategie der IG BCE vor.

Auf Gewinner-
themen setzen

Gewerkschaften sind in der

Defensive, weil sie in der 

Öffentlichkeit als Blockierer

gelten. Als Verteidiger eines

selbst in die Defensive gera-

tenen Sozialstaatsmodells

und als Verfechter der Voll-

beschäftigung.

Aber es sind nicht die politi-

schen Ziele, die die Gewerk-

schaften in die Defensive 

gebracht haben. Nicht das

Recht jedes Menschen, von

den Erträgen seiner eigenen

Arbeit leben zu können. Und

es geht auch nicht die Idee

eines Sozialstaates, in dem

die Lasten nicht nur den 

sozial Schwachen aufgela-

den werden. Sondern es ist

die Form des öffentlichen

Auftritts, die die Gewerk-

schaften in den vergange-

nen Jahren in die Defensive

gebracht hat.

Die Kampagne „Modell

Deutschland …zuerst der

Mensch“ der IG BCE setzt auf

ein neues Themenmanage-

ment in den Gewerkschaf-

ten. Es stellt „Gewinnerthe-

men“ in den Vordergrund,

die die Mitglieder anspre-

chen und ihre Identifikation

mit der Gewerkschaft stei-

gern. Und sie setzt auf neue

Formen der politischen 

Kommunikation.

R e f o r m a g e n d a  2 0 0 4

Herausforderung Kommunikation!?

Michael Vassiliadis,
39, ist Vorstands-
sekretär der 
IG Bergbau,
Chemie, Energie.

Im Internet

www.modell-deutschland.de
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••• Dieter Pleyer, 43, Bereichs-
leiter Veranstaltungsorganisation der
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di,
ist seit dem 1. Februar Leiter der neu
geschaffenen Abteilung Veranstal-
tungs- und Innenservice des DGB.
••• Peter Hunnekuhl, 44,
Rechtsanwalt in Reutlingen, ist auf
der Grundlage eines Beratervertrages
seit 20. Januar Leiter des Justiziariats
der IG Metall. Er folgt Dr. Michael
Blank, 55, der die Funktion des
Justiziars seit 1996 inne hatte.

DGB Bremen, Ar-
beitsgemeinschaft Arbeit und Le-
ben, Arbeitsschutzkonferenz „Heu-

3.2.

te ausgemustert mit fünfzig – mor-
gen arbeiten bis 67?“, Bremen

ver.di, Fachtagung
„Ausbildung im Handel“, Kassel

DGB Hamburg,
Hearing mit den Spitzenkandidaten
der Parteien für die Bürgerschafts-
wahl, Hamburg

DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen Anhalt,
Courage-Fachtagung „Der zivilgesell-
schaftliche Ansatz zur Bekämpfung
des Rechtsextremismus“, Hannover

DGB, Fachgespräch
„Umsetzung der Gleichbehandlungs-
richtlinien in deutsches Recht“,Berlin

Kooperationsstellen
Hochschule – Gewerkschaften Nie-
dersachsen,Tagung „Arbeitsgestal-
tung als Zukunftsaufgaben – Pers-

11.2.

11.2.

5.2.

5.2.

4./5.2.

pektiven von Arbeitszeit und Quali-
fizierung“, Braunschweig

ver.di, Vortragsrei-18.2.

he sicht.weisen, Prof. Dr. Joachim
Wieland, „Föderalismusreform wo-
hin?“ Berlin

DIES&DAS
Postvertriebsstück A 45918 Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath

OSTEUROPA: Löhne und Produktivität niedrig
Die Einkommensunterschiede zwischen
den zehn Ländern, die der Europäischen
Union (EU) am 1. Mai beitreten, und 
den jetzigen 15 EU-Mitgliedsstaaten
sind beträchtlich. Dem niedrigen Ein-
kommensniveau entspricht aber auch
ein niedriges Produktivitätsniveau. 
Wer also von den niedrigen Löhnen in
den Beitrittsländern spricht, um Produk-
tionsverlagerungen zu begründen,
muss auch deren niedrige Produktivität
beachten. Die hohe Produktivität in
Deutschland gleicht die Lohnunter-
schiede vielfach aus. ©

 D
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Quelle: IG Metall, „Blaue Reihe“, Januar 2004
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Bruttoinlandsprodukt
je Einwohner in Euro (nach Kaufkraft)

Produktivitätsniveau
in Prozent des EU-Durchschnitts

Pro-Kopf-Einkommen (2002) und Produktivitätsniveau (1999) in ausgewählten
osteuropäischen Beitrittsländern (EU 15 = 100)
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Schlusspunkt●

Die Berliner tageszeitung (taz) am 26. Januar zur Entlassung von Florian
Gerster als Chef der Bundesagentur für Arbeit durch Wirtschaftsminister
Wolfgang Clement. Zuvor hatten in einer geheimen Abstimmung 20 
der 21 Mitglieder des Verwaltungsrates der Bundesagentur Gerster ihr
Misstrauen ausgesprochen.

„Gerster nicht vermittelbar“

Buch: Uta-Maria Hange-
brauck, Klaus Kock, Edel-
gard Kutzner, Gabriele 
Musemann (Hrsg.), 
Handbuch Betriebsklima, 
Rainer Hampp Verlag, 
München 2003, 27,80 Euro

„Schluss mit der Spielwiese,
das Klima in der neuen deutschen
Wirtschaft ist härter geworden“,
titelte das Wirtschaftsmagazin
„brandeins“ schon im Januar
2001, vor dem Zusammenbruch

der New Economy. Weil seitdem
in vielen Unternehmen das einzig
Beständige der dauernde Wandel
ist, sind die weichen Faktoren
längst aus dem Blick geraten.
Dass es auch für das Manage-
ment handfeste ökonomische
Gründe gibt, den gern als „Sozial-
klimbim“ abgetanen sozialen Be-
ziehungen im betrieblichen Alltag
wieder mehr Beachtung zu schen-
ken, zeigen die Beiträge des
Handbuchs.

Tipp
.
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Der Bundesvorstand des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes hat zu
einem europäischen Aktionstag am
3.April aufgerufen. An drei Orten,
in Berlin, Köln und Stuttgart, wer-
den Mitglieder aller DGB-Gewerk-
schaften für ein soziales Europa 
demonstrieren. Sie sind damit Teil
des europaweiten Aktionstages für
Arbeit und soziale Gerechtigkeit im
Europa von morgen.

Wenige Tage vor dem Beitritt
von zehn neuen Mitgliedsstaaten
zur Europäischen Union wollen die
Gewerkschaften in ganz Europa
darauf hinweisen, dass dieses Euro-
pa mit deutlichen Defiziten im so-
zialen Bereich daher kommt. Den
wachsenden Herausforderungen an
den Sozialstaat Deutschland etwa
begegnen Politik und Arbeitgeber
damit, dass sie die soziale Siche-
rung abbauen und Kürzungen
durchsetzen wollen. Überall in Eu-
ropa wird von unten nach oben
umverteilt.

Der DGB hat deshalb beschlos-
sen, neben Protestaktionen und
Demonstrationen am 2. April mit 
einer Konferenz zum Thema „Glo-
bale Unternehmen: Teilhabe und

Mitbestimmung in Europa“ Politi-
ker von Regierung und Opposition
in Diskussionen um das Thema Mit-
bestimmung zu verwickeln. Mit
Best-Practise-Beispielen wollen Ge-
werkschaften und Arbeitnehmer-
vertreter die Diskussion um die Mit-
bestimmung aufgreifen und positiv
besetzen.
Bereits im Vorfeld findet am 21.
März eine Diskussion im Berliner
Ensemble am Schiffbauerdamm
statt. Teilnehmer unter anderem:
Claus Peymann, Intendant des
Berliner Ensembles, Friedhelm

Hengsbach, Leiter des Oswald
von Nell-Breuning-Instituts für
Wirtschafts- und Gesellschafts-
ethik, Heinz Dürr, ehemaliger
Vorstandsvorsitzender der Bahn AG
und Michael Sommer, Vorsit-
zender des DGB.
Thema der Diskussion: „Jeder für
sich oder wer für alle – brau-
chen wir einen neuen Karl
Marx?“ (Kartenbestellung: 5 Eu-
ro, Tel. 030 / 284 08 155)

Am 3.April heißt es dann „Auf-
stehn, damit es endlich besser
wird!“. Große Demonstrationen in
Berlin, Köln und Stuttgart sollen
bundesweit Zeichen für Reformen
setzen, „damit es besser wird“. Und
schließlich wird das Thema Europa
auch bei den Maikundgebungen die
zentrale Rolle spielen – wie auch
anders, ist doch genau der 1. Mai
der Beitrittstermin für die zehn neu-
en EU-Mitglieder. Redner der zen-
tralen Maikundgebung in Berlin
wird der DGB-Vorsitzende Sommer
sein, der die Forderung der Ge-
werkschaften für den 1. Mai ver-
tritt: Wir wollen ein Europa, das
frei, gleich und gerecht ist!   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.vereinbarkeit.de
Infothek zur Vereinbarkeit

von Familie und Beruf

www.einblick.dgb.de
Umsetzung der EU-Anti-

diskriminierungsrichtlinie.
Positionspapier des DGB
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Frank-Jürgen Weise,
neuer Chef der Bundes-

agentur für Arbeit, hat vor
übertriebenen Erwartungen
an eine verbesserte Arbeits-
vermittlung gewarnt. Durch
ihre Professionalisierung 
könne die Arbeitslosigkeit 
lediglich „um einen Prozent-
punkt“ reduziert werden.

+ Deutsche Eltern sind im 
internationalen Vergleich

im Nachteil: Pro 1000 Kinder
gibt es 85 Krippenplätze. An-
dernorts liegt die Versorgung
über 60 Prozent. Familienminis-
terin Renate Schmidt (SPD)
lehnt einen Rechtsanspruch 
ab: wegen der Finanznot der 
Kommunen „nicht zu machen“.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Nicht unendlich Zeit
IG Metall-Vorsitzender 

Jürgen Peters bevorzugt eine 

Lösung am Verhandlungstisch.

_____________ _____

Vom ADAC lernen
„facts“, die infoline der 

IG BAU, will die Erreichbar-

keit verbessern

_____________ _____

Der Traum des Lobbyisten
Viele Jahre wie 2003 werden 

sich die Gewerkschaften 

nicht mehr leisten können, 

meint DGB-Lobbyist Konrad 

Klingenburg
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gen für die Konzerne entscheidend
verbessert hätten, entwickle sich
der Schutz der Arbeitsrechte in die
entgegengesetzte Richtung. Leid-
tragende seien vor allem Frauen.

Die Studie basiert auf mehr als
1000 Interviews mit Beschäftigten
in zwölf Ländern, von Bangladesh
und Chile bis zu Großbritannien und
den USA. So arbeiteten Obstpflü-
ckerinnen in Chile ohne festen Ba-
sislohn bis zu 18 Stunden am Tag.
In Bangladeshs Textilindustrie gilt
laut Oxfam für die meisten Arbeite-
rinnen weder Mutterschutz noch
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.
Doch auch Tomatenpflückerinnen im
US-Staat Florida leisteten monat-
lich bis zu 148 Überstunden ohne
faire Vergütung. •

www.oxfam.de

A r b e i t s z e i t

Männer gegen
länger

Über 600 Männer haben Ende
Januar in einem offenen Brief an
die Spitzen von Politik und Tarifpar-
teien ihren Unmut über die von den
Arbeitgebern geforderte Verlänge-
rung der Arbeitszeit geäußert. Ge-
rade die jungen Männer hätten
„die Morgenluft neuer Männerrol-
len geschnuppert“, heißt es in dem
offenen Brief. Eine Arbeitszeitver-
längerung mache partnerschaftliche
Familienmodelle zunichte. Der
Zwang zu immer längeren Arbeits-
zeiten sei ein Rückschritt in die
50er Jahre und zudem frauenfeind-
lich. Weil viele Männer sie nutzen
könnten, um sich aus der Familien-

G l o b a l i s i e r u n g  

Frauen sind die 
Verliererinnen

Die restriktive Preispolitik global
agierender Konzerne verschlechtert
weltweit die Arbeitsbedingungen.
Das zeigt eine Studie der Entwick-
lungshilfe-Organisation Oxfam. Die
Folge seien häufig Löhne unterhalb
der Mindestgehälter, Beschäftigung
ohne Arbeitsverträge und die Ver-
letzung des Mutterschutzes, so die
Nichtregierungsorganisation. Wäh-
rend sich im Zuge der Globalisierung
die rechtlichen Rahmenbedingun-

T a r i f k a m p f

Solidarisch mit 
der IG Metall

Die IG Metall kann in ihrem Wi-
derstand gegen die von den Arbeit-
gebern geforderten längeren Arbeits-
zeiten auf die Unterstützung von

M i t b e s t i m m u n g

Kein Hindernis
für Investoren

Die deutsche Mitbestimmung
ist kein Hindernis für ausländische
Investoren, das geht aus einer Ana-
lyse der Universität München und
der Hans-Böckler-Stiftung hervor.
Danach gehört jedes dritte der 767
Unternehmen, in denen 2002 Ar-
beitnehmervertreterInnen im Auf-
sichtsrat saßen, einer ausländischen
Muttergesellschaft.Auch zahlreiche
US-amerikanische Unternehmen
hätten sich freiwillig für die deut-
sche Rechtsform entschieden – und
damit für einen mitbestimmten
Aufsichtsrat. •

Betriebs- und Personalräten aller
Branchen setzen. „Einen Persilschein
zur kostenlosen Ausweitung der 
Arbeitszeit erhalten die Arbeitgeber
von uns nicht“, so Ralf Blauth, Spre-
cher der „Initiative der Betriebs-
und Personalräte für den Erhalt der
Tarifautonomie“. Über 35 000 Be-
legschaftsvertreterInnen hatten sich
im Herbst 2003 zu dieser Initiative
zusammengeschlossen, um gesetz-
liche Einschränkungen der Tarifau-
tonomie zu verhindern. Mit gemein-
samen Solidaritätsaktionen wollen
auch der DGB und die Mitgliedsge-
werkschaften ihre Unterstützung
für den tarifpolitischen Kurs der IG
Metall bekräftigen. •

arbeit zurückzuziehen, schnappe die
Vereinbarkeitsfalle bei den Frauen
doppelt zu. Zu den Unterzeichnern
gehören unter anderem der Sozial-
ethiker Friedhelm Hengsbach, IG
Metall-Vize Berthold Huber, Ulrich
Mückenberger, Vorsitzender der
deutschen Gesellschaft für Zeitpoli-
tik, der Buchautor Paul Maar und
der Sänger Konstantin Wecker. •

www.maenner-gegen-
laenger@paps.de

Der Suche nach einem Kompromiss mit den Unionsparteien dürfen
nicht auch noch die letzten Fortschritte des Zuwanderungsgesetzes
geopfert werden. Wir brauchen moderne Instrumente für die Steue-
rung der Einwanderung von Arbeitskräften und nicht weiter einen
Dschungel von Ausnahmebestimmungen, die keiner mehr versteht.
Mit der Erweiterung der EU kommen neue Sonderregelungen hinzu.
Wir brauchen einfache, überschaubare Regeln. Das Auswahlsystem
für qualifizierte Arbeitskräfte, die Aufhebung von Arbeitsverboten für
bereits in Deutschland lebende MigrantInnen und eine nachhaltige 
Integrationspolitik sind unverzichtbare Bausteine einer zukunftsorien-
tierten Einwanderungsgesetzgebung. Noch immer müssen in Deutsch-
land ausgebildete WissenschaftlerInnen nach ihrem Abschluss das
Land verlassen. Diese Verschwendung von Kompetenz können wir
uns nicht leisten. Sie ist innovationsfeindlich.
Im Vermittlungsausschuss wird bereits seit dem letzten Spätsommer
verhandelt, bislang ohne Erfolg. Die Unionsparteien beharren wider
besseren Wissens auf dem mehr als 30 Jahre alten, wenig erfolgrei-
chen Anwerbestopp. Die CDU/CSU sollte nicht länger Politik machen
für die ewig Gestrigen, sondern aus ihrer ideologischen Ecke heraus-
kommen. Kirchen, Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften setzen
gemeinsam auf eine zukunftsfähige Einwanderungs- und Integrati-
onspolitik. Ihnen sollten die Parteien folgen.

?...nachgefragt
Anfang März will eine vom Vermittlungs-
ausschuss von Bundestag und Bundesrat 
eingesetzte Arbeitsgruppe einen neuen 
Versuch unternehmen, um doch noch 
zu einem parteiübergreifenden Kompro-
miss in der Einwanderungspolitik zu 
kommen. einblick hat DGB-Vorstand 
Heinz Putzhammer, 62, gefragt,
wo die Schmerzgrenze liegt.

geplant● ● ●

➜ beschlossen

Gewerkschaftsmitglieder, die
als Interessenvertreter der
ArbeitnehmerInnen bei den
Sozialwahlen 2005 kandidie-
ren wollen, müssen neben
sozialpolitischer und kommu-
nikativer Kompetenz auch
Kenntnisse im Bereich der
Unternehmensführung mit-
bringen. Gefordert werden
Kenntnisse im Bereich strate-
gische Planung und Control-
ling, Organisations- und 
Personalentwicklung sowie
Finanz- und Investitions-
planung. Das geht aus den
Grundsätzen hervor, die der
DGB-Bundesvorstand für die
Auswahl von KandidatInnen
der Gewerkschaftslisten 
beschlossen hat. Gewählt
werden die Selbstverwal-
tungsorgane der Sozialversi-
cherung am 1. Juni 2005. 
Die Kandidatenlisten müssen
bis zum 18. November einge-
reicht werden.
www.einblick.dgb.de
Sozialwahl 2005: Grundsätze für
die Auswahl der KandidatInnen
für die Gewerkschaftslisten
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I n t e r v i e w  m i t  I G  M e t a l l - C h e f  J ü r g e n  P e t e r s

Nicht unendlich Zeit
Der IG Metall-Vorsitzende Jürgen Peters drängt auf eine friedliche Lösung
des Metalltarifkonflikts. Im einblick-Interview sagt er: „Wir werden jede
nur mögliche Chance nutzen, um ein Ergebnis am Verhandlungstisch zu
erreichen.“ Allerdings habe die IG Metall „nicht unendlich Zeit“.

■ Was wollen die Arbeitgeber ei-
gentlich: Die Lohnkosten senken,
die Arbeitszeit verlängern oder die
IG Metall ein Stück weit aus dem
Tarifgeschäft verdrängen, sprich, es
den Betriebsparteien überlassen,
über die Länge der Arbeitszeit und
deren Bezahlung zu entscheiden?
■ Alles gemeinsam. Sie sehen of-
fenbar die Zeit für gekommen, die
IG Metall in ihren Kernthemen zu
attackieren und sie zu einer
flächendeckenden Rückkehr zur
40-Stunden-Woche zu zwingen.
Sie wissen: Wenn es ihnen in der
Metallbranche gelingt, hätte dies
Auswirkungen auf alle anderen
Branchen. Die Arbeitgeber wollen,
dass wir ein System im Tarifvertrag
unterschreiben, das unsere Betriebs-
räte unter Erpressungsdruck stellt
und sie zur Zusage unbezahlter
Mehrarbeit zwingt. Ein gigantisches
Entlassungsprogramm für mehrere
hunderttausend Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer.
■ Gesamtmetallpräsident Martin
Kannegiesser hat 100 000 Jobs in
Aussicht gestellt, falls die IG Metall
auf die Forderungen der Arbeitge-
ber eingeht.Verlockend?
■ Mit Verlaub, aber das ist eindeu-
tig eine PR-Nummer. Auf eine vage
formulierte Hoffnung hin werden
wir nicht zulassen, dass über
400 000 Kolleginnen und Kollegen
in kurzer Zeit ihren Arbeitsplatz ver-
lieren. Ich erinnere darüber hinaus
an das Bündnis für Arbeit 1995, wo
Klaus Zwickel moderate Abschlüsse
angeboten hatte, wenn die Arbeit-
geber den Zuwachs von 300 000
Arbeitsplätzen zusagen. Damals
haben sich die Arbeitgeber verwei-
gert. Jetzt brauchen sie nicht damit
kommen. Von dieser Art von Ne-
belkerzen lassen wir uns nicht mehr
beeindrucken.

■ Auch am Ende dieser Tarifrunde
wird ein Vertrag unterschrieben.
Wie hoch sind die Chancen einer
Einigung am Verhandlungstisch?
■ Die IG Metall will eine Einigung.
Mittlerweile haben wir 35 Verhand-
lungen geführt, ohne dass wir ent-
scheidend weitergekommen sind.
Wir werden jede nur mögliche
Chance nutzen, um ein Ergebnis
am Verhandlungstisch zu erreichen.
Aber wir haben nicht unendlich
Zeit. Wenn bis zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt keine Lösung am Ver-
handlungstisch möglich ist, dann
werden wir auch den Arbeitskampf
ins Auge fassen. Schließlich wollen
wir ja nicht als Bettler am Verhand-
lungstisch sitzen.
■ Was sind – mit Blick auf diese Ta-
rifrunde – die Lehren aus dem Streik-
abbruch in Ostdeutschland 2003?
■ Der Streik im Osten wurde unter
bestimmten Rahmenbedingungen
geführt, und er ist auf unglückliche
Art zu Ende gegangen. Aber wer
daraus schließt, dass die IG Metall
dadurch geschwächt wäre, der sieht
sich spätestens seit Ende der Frie-
denspflicht am 29. Januar eines Bes-
seren belehrt. Bis zum 10. Februar
haben sich bereits mehr als 420 000
Metallerinnen und Metaller an den
Warnstreiks beteiligt. Wir haben ei-
ne Tarifbewegung der Belegschaf-
ten. Ich hoffe, dass sie Bewegung
in die Verhandlungen bringt.
■ Gesetzliche Tariföffnungsklauseln
konnten die Gewerkschaften ab-
wehren. Der Vermittlungsausschuss
von Bundestag und Bundesrat er-
wartet aber, dass sich die Tarifpar-
teien auf eine neue Balance tarifli-
cher und betrieblicher Regelungen
einigen.Wie könnte diese neue Ba-
lance aussehen?
■ Die IG Metall hat zugesagt, dass
sie die betrieblichen Entscheidungs-
räume erweitern wird, wenn es 
erforderlich ist. Dazu stehen wir
auch. Wir haben nicht zugesagt,
dass wir sie auf Wunsch der Arbeit-
geber einführen. Wie solche be-
trieblichen Spielräume aussehen
können, hängt vom konkreten Ge-
genstand ab und kann nicht allge-
mein beantwortet werden. •

■ Gesamtmetall sagt: Keine Lohn-
erhöhung ohne Tariföffnung. War-
um regt sich die IG Metall über die-
ses Junktim so auf?
■ Der einzige Tarifvertrag, der ge-
öffnet ist, ist der Tarifvertrag über
Lohn und Gehalt. Die Verträge über
Arbeitszeit sind bis Ende 2005 ge-
schlossen. Es hat schon eine neue
Qualität, wenn die Arbeitgeber nur
über Lohn reden wollen, wenn sie
in einen geschlossenen Vertrag ein-
greifen können. Laufzeiten sollen
Planungssicherheit bieten, das gilt
nicht nur für die Arbeitgeber, das
gilt auch für die Arbeitnehmer.
Wenn das einreißt, dann verlassen
wir eine über Jahrzehnte gewach-
sene Verhandlungskultur.
■ Die Forderung der Arbeitgeber
beherrscht die Diskussion. Die der
IG Metall ist ein bisschen in Verges-
senheit geraten.
■ Unsere Forderung ist ja auch
nicht maßlos. Die Leute reden über
die Maßlosigkeit der Arbeitgeber.
Arbeitszeitverlängerung auf bis zu
40 Stunden ohne Bezahlung be-
deutet ein Minus von 17,5 Prozent!
Und das Angebot von 1,2 Prozent
bedeutet bei einem durchschnitt-
lichen Einkommen eine Erhöhung
von 82 Cent. Das ist eine bodenlo-
se Frechheit. Ein Zeichen für die Ge-
ringschätzung der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die gerade
dafür gesorgt haben, dass Deutsch-
land wieder Exportweltmeister ge-
worden ist. 

Das Zeitfenster 
schließt sich
Die Warnstreik-Welle rollt

seit dem Ende der Friedens-

pflicht in der Metallindustrie

am 29. Januar, bundesweit 

in allen sieben Bezirken der

IG Metall. Die Beteiligung ist

beachtlich. 

Dass sie mehr arbeiten sol-

len für weniger Geld – das

treibt die Beschäftigten auf

die Straße. Auch auffallend

viele nicht Organisierte 

und Angestellte.

Trotz der massiven Warn-

streiks sind die Verhandlun-

gen festgefahren. IG Metall-

Vize Berthold Huber ist

„skeptisch, dass wir eine 

Lösung am Verhandlungs-

tisch finden werden“, sagte

er der in London erscheinen-

den „Financial Times“. Tage

zuvor hatte er den Arbeit-

gebern eine letzte Frist bis

Ende Februar gesetzt. Die IG

Metall werde sich bis dahin

entscheiden, ob sie Urab-

stimmungen für einen Streik

einleite. Der „Berliner Zei-

tung“ sagte Huber: „Dann

heißt es hü oder hott. Ent-

weder wir haben einen Tarif-

abschluss oder wir müssen

tatsächlich einen Arbeits-

kampf vorbereiten.“ 

Die IG Metall fordert für die

knapp 3,5 Millionen Beschäf-

tigten der Metallindustrie

vier Prozent mehr Geld für

zwölf Monate. Gesamtmetall

hat zwei Mal 1,2 Prozent für

27 Monate angeboten. Vor-

ausgesetzt, die Gewerkschaft

verlagere Kernelemente der

Tarifpolitik auf die Betriebs-

parteien. Diesen „Selbst-

mord aus Angst vor dem

Tod“ lehnt sie strikt ab.

Für Jürgen 
Peters, den 
1. Vorsitzenden
der IG Metall,
ist das Angebot
von Gesamt-
metall, 100 000
Jobs zu schaf-
fen, „eine 
PR-Nummer“.Fo

to
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R u h r f e s t s p i e l e

Keine Angst

Der Angst vor Terror, Sozialab-
bau und Wertewandel treten die
Ruhrfestspiele 2004 entschieden
entgegen. Der Schwerpunkt des
mutmachenden Programms „No
Fear“ (keine Angst) liegt auf dem
kulturellen Austausch zwischen Po-
len, Berlin, Ruhrgebiet, Spanien
und Amerika. Für die Spielzeit vom
30. April bis 13. Juni hat der neue
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Sonnengelbe Schülerkarte

um Bewerbung, Sozialkom-
petenz, Konfliktlösung und Rheto-
rik belegen. Sie eignen sich das
nötige Know-how für den Jobstart
an. Darüber hinaus gibt’s Rabatte
beim Jugendbildungsangebot
„Streber“ und den Ferienfahrten
von „anders reisen“. Die Seminare
und der regelmäßige Kontakt sollen
gewerkschaftliche Kompetenzen
herausstellen und für eine ehren-
amtliche Tätigkeit begeistern. Über
die SchülerInnen-Card informiert
die DGB-Jugend im Internet sowie
über ein Faltblatt und ein Poster. •

DGB-Jugend NRW
Tel. 0211 / 36 83 133
info@schuelerinnencard.de
www.dgb-jugend-nrw.de

Den Bekanntheitsgrad von Ge-
werkschaften bei Jugendlichen stei-
gern – das ist das Ziel der Schüler-
Innen-Card. Mit der Aktion beglei-
tet die DGB-Jugend Nordrhein-
Westfalen SchülerInnen aus NRW
beim Sprung vom Schul- in den Be-
rufsalltag. Der Ausweis kostet zwölf
Euro im Schuljahr – und die sind
gut investiert: Die InhaberInnen der
sonnengelben Karte können ohne
weitere Kosten drei Seminare rund

L e i t f a d e n

Gute Software
erkennen

Unübersichtliche Bildschirmmas-
ken, unverständliche Meldungen
oder Abweichungen von der ge-
wohnten Bedienungsweise, all das
macht Computerprogramme unnö-
tig kompliziert. Woran Betriebs-
und Personalräte gute Programme

F r a u  g e h t  v o r

Wichtige Kitas

Kindertageseinrichtungen leis-
ten einen wichtigen Beitrag zur so-
zialen Entwicklung von Kindern,
schaffen Freiräume für Erwerbs-
tätigkeit und bieten Möglichkeiten
zur Integration. Dies betont der ak-
tuelle Infobrief „Frau geht vor“ der
Abteilung Gleichstellungs- und
Frauenpolitik des DGB-Bundesvor-
stands. Das Heft „Kindertagesein-
richtungen – Chancen schaffen und
nutzen“ zeigt, was gute Einrichtun-
gen ausmacht und warum qualifi-
zierte Weiterbildung der ErzieherIn-
nen unverzichtbar ist. Der Info-Brief
erscheint alle zwei Monate, ein Jah-
resabo kostet 13 Euro. •

DGB-Bundesvorstand
Abt. Gleichstellungs- und 
Frauenpolitik
Tel. 030 / 240 60 728
gfr@bvv.dgb.de

A r b e i t  u n d  L e b e n

Jugendseminare

Prallvoll ist das „Jugendpro-
gramm 2004“ von Arbeit und Le-
ben, der Bildungseinrichtung von
DGB und VHS. Insgesamt rund 70
Veranstaltungen sind geplant. Auf
dem Programm stehen ein Öko-
workshop im Künstlerdorf, ein Se-
geltörn für Frauen, Radiowerkstät-
ten sowie internationale Seminare
in Frankreich, Polen oder Ungarn.
Teilnehmen können Jugendliche
von 14 bis 26 Jahre. •

www.arbeitundleben.de

G e s u n d h e i t s r e f o r m  I

Neuerungen 
kritisch im Blick

Die aktuelle Reform in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) geht eindeutig zu Lasten von
SeniorInnen, Frauen und Bezieher-
Innen niedriger Einkommen. Kosten-
senkungen im Gesamtsystem sind
indes keineswegs garantiert. Zu
diesem Schluss kommen Volkswir-
tInnen der Uni Augsburg in einer
von der Hans-Böckler-Stiftung ge-
förderten Studie. Die Ergebnisse lie-
gen unter dem Titel „Zuzahlungen
nach dem GKV-Modernisierungs-
gesetz (GMG) unter Berücksichti-
gung von Härtefallregelungen“ vor.
Das Heft aus der Volkswirtschaftli-
chen Diskussionsreihe (Beitrag Nr.
253) steht im Internet zum kosten-
losen Download. •

www.wiwi.uni-augsburg.de/
vwl/institut/paper/253.htm

••• Der DGB Nord hat sich An-
fang Februar erstmals mit nord-
deutschen Abgeordneten
der Unions-Fraktion (dem so
genannten „Küstenkreis“) getrof-
fen. Auf der Tagesordnung standen
neben der aktuellen Arbeitsmarkt-
problematik auch verkehrspoliti-
sche Fragen: Beide Seiten sprachen
sich dabei für die Elektrifizierung
der Bahnstrecke Hamburg-Lübeck
trotz fehlender Einnahmen aus der
Lkw-Maut aus. Der DGB Nord plant
nun regelmäßige Gespräche zu

Schwerpunktthemen mit dem CDU-
Küstenkreis, wie sie mit norddeut-
schen SPD-Abgeordneten bereits
üblich sind. Das nächste Treffen ist
noch für dieses Jahr geplant. Infos:
Alfons Grundheber-Pilgram, Tel.
040 / 28 58-207
••• Der DGB NRW hat zu einem
„Grenzübergreifenden Parla-
mentariertreffen“ eingeladen.
Gemeinsam mit Abgeordneten der
nationalen Parlamente aus Deutsch-
land und den Niederlanden, Mit-
gliedern des Europäischen Parla-

ments und Vertretern deutscher,
niederländischer und belgischer Ge-
werkschaften diskutierte der DGB
Probleme grenzüberschreitender
Pendler. Ziel solcher Gespräche sei
die „Schaffung eines Instrumentari-
ums, das nationale und Landesge-
setze auf Grenzkompatibilität prüft“,
so der Vorsitzende des DGB NRW
Walter Haas. Derzeit entstünden
durch fehlende Harmonisierung
noch Lücken in der sozialen Siche-
rung für Grenzpendler. Infos: Jutta
Reiter, Tel. 0211 / 36 83 156

interregio

PROJEKTE UND PARTNER
erkennen, zeigt der „Projektleitfa-
den Software-Ergonomie“, heraus-
gegeben vom Hessischen Ministeri-
um für Wirtschaft,Verkehr und Lan-
desentwicklung. Die Broschüre ist
130 Seiten stark und als Internet-
Download und Printversion für Pri-
vatpersonen kostenfrei. •

TechnologieStiftung Hessen
Tel. 0611 / 77 46 12
info@hessen-it.de
www.ergonomie-leitfaden.de

Festivalleiter Frank Castorf sechs
Uraufführungen nach Recklinghau-
sen geholt. Im Programm zum Bei-
spiel das Stück „Gier nach Gold“
nach einem Roman von Frank Nor-
ris, eine Arbeiter- und Punkliederre-
vue des Musikers Schorsch Kame-
run oder die kritische „Geschichte
von Ronald dem Clown von McDo-
nalds“. Für Gewerkschaftsmitglie-
der gibt’s in vielen Betrieben in
NRW ermäßigte Tickets. •

Tel. 0 23 61 / 92 18 0
www.ruhrfestspiele.de (ab März)
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GEWERKSCHAFTEN

„Die Gewerkschaften können
vom ADAC lernen”, sagt Klaus
Hentschel, einer der beiden Ge-
schäftsführer der „facts“ GmbH,
und stellt klar: Damit meine er
nicht, dass sie unpolitischer werden
sollten. Aber sie könnten sich beim
„Pannenhelfer der Nation“ einiges
in Sachen Service und Mitglieder-
nähe abgucken. Der ADAC vermitt-
le seinen Mitgliedern das Gefühl:
„Wenn ich mit dem Auto liegen
bleibe, sind die gelben Pannenhel-
fer prompt zur Stelle.“ Dieses posi-
tive Image sorge letztendlich auch
dafür, dass der ADAC so erfolgreich
als politische Lobby wirke.

Aus vielen Telefonaten mit un-
zufriedenen Gewerkschaftsmitglie-
dern weiß Hentschel, dass es weni-
ger die großen politischen Themen
sind, die für Unmut sorgen, son-
dern eher mehrfache Kontaktversu-
che, die ins Leere liefen. Er ist sich
sicher: Auch Gewerkschaftsmitglie-
der erwarten von ihrer Interessen-
organisation vor allem schnelle Hil-
fe bei Problemen am Arbeitsplatz.
„Wer gerade eine fristlose Kündi-
gung oder eine Abmahnung be-
kommen hat, braucht direkt einen
kompetenten Ansprechpartner.“ 

Die Erreichbarkeit für die Mitglie-
der ist eines der großen Probleme
der Gewerkschaften. Mitgliederver-
luste, finanzielle Mindereinnahmen,
daraus folgender Personalabbau
und Rückzug aus der Fläche ver-
größern das Dilemma. Um das zu
verändern, hat die IG BAU 2001 
ihre „facts – Die Infoline der Ge-
werkschaft GmbH“ gegründet.

„facts“ ging am 2. Januar 2002
ans Netz und bietet IG BAU-Mit-
gliedern montags bis freitags von 
7 bis 20 Uhr und samstags von 10
bis 18 Uhr den direkten Draht zur
IG BAU. Mit einem herkömmlichen
Callcenter ist „facts“ nicht ver-

gleichbar. 38 auf gewerkschaftliche
Themen geschulte MitarbeiterInnen
können die meisten Anfragen bin-
nen weniger Augenblicke kompe-
tent beantworten. Eine eigens ent-
wickelte Wissensdatenbank mit
sämtlichen IG BAU-Tarifverträgen
sowie arbeits- und sozialrechtlichen
Grundlagen ist die Basis. Während
alle Mitglieder eine Erstberatung
erhalten, haben eine Reihe von Be-
zirksverbänden der IG BAU für die
Mitglieder das „Full-Service-Paket“

gebucht. Ziel ist dabei, die Proble-
me der AnruferInnen möglichst ab-
schließend zu klären. Unterstützt
werden die Callcenter-Agents von
einer ausgefeilten Mitglieder-Kon-
taktsoftware. Hentschel erläutert:
„Ruft etwa jemand an, der soeben
eine Kündigung erhalten hat, be-
kommt er zunächst erste moralische
Unterstützung und rechtlichen Rat
am Telefon. Gleichzeitig werden die
Falldaten elektronisch erfasst und
ein Termin mit einem Gewerk-
schaftssekretär vor Ort gebucht.
Wenn das Mitglied dort erscheint,
kann es gleich individuell und de-
tailliert beraten werden.“

Der Service kommt an: Eine Mit-
gliederbefragung zeigte eine hohe
Zufriedenheit, 86 Prozent begrüß-
ten vor allem die bessere Erreich-
barkeit. Die gute Bilanz lässt sich
auch in Zahlen ausdrücken: Über
129 000 Anrufe hat das Service
Center allein 2003 bearbeitet, nur
ein Bruchteil der Anrufe ging verlo-

ren. 75 Prozent der Probleme konn-
ten sofort gelöst werden. Für den
anderen Teil wurden Rückrufe oder
die Vermittlung anderer ExpertIn-
nen notwendig.

Neben der Hotline bietet das
Servicecenter weitere Dienstleis-
tungen an – von Sonderaktionen
bei Tarifauseinandersetzungen über
die Bearbeitung der Internetanfra-
gen bis zu Telefonaktionen, um
ausgetretene Mitglieder zurück zu
gewinnen. Und kann auch dabei
gute Ergebnisse vorweisen. Die Be-
raterInnen der Infoline riefen rund
1200 Mitglieder an, die gekündigt

hatten; knapp
20 Prozent von
ihnen konnten
überzeugt wer-
den, ihren Aus-
tritt wieder
rückgängig zu
machen. Inner-
halb der letzten
zwei Jahre hat

„facts“ durch die telefonischen
Kontakte außerdem über 2000
neue IG BAU-Mitglieder gewon-
nen. „Wir sind da sehr beharrlich“,
verspricht Hentschel, „und fassen
mehrfach nach.“

Die Gesellschaft arbeitet längst
nicht mehr nur für die IG BAU. Die
„facts-academy“ soll das Know-
how auch für andere Gewerkschaf-
ten nutzbar machen. Sie bietet 
Beratungsleistungen, Telefon-Trai-
nings oder Seminare zu Themen
wie Kündigerrückholung an. Für 
die NGG hat „facts“ bereits eine
Machbarkeitsstudie zur telefoni-
schen Erreichbarkeit erstellt und
betreut eine Hotline für Beschäf-
tigte im Hotel- und Gaststättenbe-
reich. Auch mit weiteren Gewerk-
schaften ist die GmbH im Ge-
spräch. •

„facts“ – Die Infoline der 
Gewerkschaft
Tel. 01805/442281
E-Mail: info@facts-infoline.de

Erreichbarkeit ist ein wichtiger Faktor für die Zufriedenheit von Gewerk-
schaftsmitgliedern. Doch genau hier hapert es oft. Um das zu ändern,
hat die IG BAU vor zwei Jahren die Infoline „facts“ gestartet. 

„ f a c t s “  –  D i e  I n f o l i n e  d e r  G e w e r k s c h a f t  

Vom ADAC lernen

Beispiele
guter Praxis

Mitgliederverluste sind kein

Naturgesetz. Mit neuem Ser-

vice, Angeboten für bislang

kaum organisierte Zielgrup-

pen und konsequenter Inte-

ressenvertretung bemühen

sich die Gewerkschaften,

den Trend umzukehren. Und

können erste Erfolge vorwei-

sen: So ist es ihnen zum Teil

bereits gelungen, mit Berufs-

schulaktionen, einer Verjün-

gung bei den Jugendsekretä-

rInnen und zielgruppenspezi-

fischem Service und Infoma-

terial den Rückgang unter

den jugendlichen Mitglie-

dern zu verringern oder zu

stoppen. 

Immer besser gelingt es den

Gewerkschaften auch, neue

Zielgruppen zu erschließen:

Die Dienstleistungsgewerk-

schaft ver.di kann zum Bei-

spiel überproportional viele

Neueintritte in der Gruppe

der Selbstständigen vorwei-

sen – dank neuer innovativer

Projekte wie etwa „media-

fon“, dem Beratungsnetz-

werk für Selbstständige.

Zählte ver.di bei der Grün-

dung 22 000 Selbstständige

als Mitglieder, sind es heute

rund 30 000.

Solche Beispiele guter 

Praxis in der Mitglieder-

betreuung und -gewinnung

wird einblick künftig in

lockerer Folge vorstellen.

➜
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GEWERKSCHAFTEN
chen bei den Vorständen der Ge-
werkschaften. Innerhalb des DGB
liegt die Federführung bei der Ab-
teilung Organisation und Kommu-
nikationssysteme. •

niorenvertreterInnen der Gewerk-
schaften geforderte Stärkung der
Seniorenarbeit im DGB. Mitglied des
neuen Koordinierungskreises sind
die für Seniorenarbeit Verantwortli-

S e n i o r e n a r b e i t

DGB koordiniert 

Der DGB richtet auf der Bun-
desebene einen „Koordinierungs-
kreis Seniorenarbeit“ ein. Der min-
destens zweimal im Jahr tagende
Koordinierungskreis soll dem Infor-
mationsaustausch über Aktivitäten
und Veranstaltungen der Mitglieds-
gewerkschaften im Bereich Senioren
dienen. Die Diskussions- und Mei-
nungsbildungsprozesse des Koordi-
nierungskreises zu sozialpolitischen
Fragen haben allerdings keinen Be-
schluss- und Entscheidungscharak-
ter. Das hat der DGB-Bundesvor-
stand am 3. Februar beschlossen.
Vorausgegangen war dieser Ent-
scheidung eine mehrjährige Debat-
te über eine vor allem von den Se-

„Ohne Regeln geht
es nicht“ – unter
diesem Motto hat
die IG BAU eine
Mobilisierungs-
kampagne zur
Sicherung des Tarif-
systems im Bauge-
werbe gestartet.
Auf Plakaten,
Werbeflyern und 
T-Shirts wirbt die
Gewerkschaft für
die Einhaltung der Tarifverträge, die Durchsetzung des Mindestlohns 
auf den Baustellen und eine sozial gerechte Gestaltung der EU-Ost-
erweiterung. „Weniger als der Mindestlohn ist unanständig“ heißt es 
auf einem der Plakate. „Dumpinglohn vernichtet Arbeitsplätze“ erklärt 
die Gewerkschaft und fordert „saubere Verhältnisse“ im Wettbewerb.

■ Die Geschäftsführung will die Zahl der Rechts-
schutzbüros weiter reduzieren. Die Zahl der Verfah-
ren je RechtsschutzsekretärIn soll auf 400 bis 500
Fälle pro Jahr steigen. Ist das realistisch? 
■ Das Konzept der Geschäftsführung lässt sich so
nicht umsetzen. Der Rechtsschutz ist eine der Kern-
aufgaben der Gewerkschaften, gleich nach der Tarif-
politik. Er muss deshalb für die Mitglieder erreichbar
sein. Ein Mitglied, das für eine Rechtsberatung fünf-
zig Kilometer fahren muss, wird sich gut überlegen,
ob es den Rechtsschutz überhaupt in Anspruch
nimmt. Und wenn diese Frage von unseren Mitglie-
dern negativ beantwortet wird, würde uns das sehr
schnell auf unsere eigenen Füße fallen. Auch einen
Korridor von 400 bis 500 Fällen je Rechtsschutz-
sekretärIn halte ich für zu hoch.
■ Das Problem ließe sich auch dadurch lösen,
dass der Anteil des Rechtsschutzes an den 
Mitgliedseinnahmen erhöht wird.

■ Als Mitglied des Aufsichtsrates muss ich
akzeptieren, dass es hierfür eine Obergren-
ze gibt. Der DGB muss insgesamt hand-
lungsfähig bleiben. Etwas anderes ist die
Bereitstellung von Einmalmitteln für die
Modernisierung des DGB-Rechtsschutzes,
wie sie die Lang-Kommission bereits ange-
schoben hat. Diesen Bereich müssen wir
uns noch einmal ansehen. 
■   Reicht das, um das Finanzierungspro-

blem der DGB Rechtsschutz GmbH zu lösen?
■ Nein. Im Übrigen gibt es ja nicht nur beim DGB-
Rechtsschutz Finanzierungsprobleme, sondern auch
bei den Gewerkschaften. Deshalb müssen wir uns
unsere Strukturen sehr genau ansehen. Wir müssen
prüfen, wo ist der DGB-Rechtsschutz vertreten und
wo bieten die Gewerkschaften parallel dazu eben-
falls Rechtsschutz an. Und dann müssen wir zu kon-
kreten Verabredungen kommen, wie wir diese
Strukturen besser aufeinander abstimmen können.
Wir müssen überlegen, wer was für den anderen
übernehmen kann, ohne dass wir die grundsätzliche
Arbeitsteilung zwischen dem DGB-Rechtsschutz und
dem der Gewerkschaften verändern. Wir müssen
verhindern, dass wir zu Regionen kommen, in denen
die Einzelgewerkschaften nicht mehr in der Lage
sind, den Rechtsschutz bereitzustellen, und in denen
sich auch der DGB-Rechtsschutz aus Kostengründen
zurückzieht.

Fünf Millionen Euro muss die DGB
Rechtsschutz GmbH ab 2004 jedes Jahr
einsparen, weil mit dem Rückgang der 
Mitgliederzahlen auch ihre Einnahmen 

gesunken sind. Anfang März will der
Aufsichtsrat entscheiden, wo gespart

werden kann. einblick hat den stellver-
tretender ver.di-Vorsitzenden Gerd
Herzberg, 53, gefragt, wie er das 

von der Geschäftsführung vorgelegte
Konsolidierungskonzept beurteilt.

Fragenan ...

Der Chemie-Pensions-
fonds von IG BCE und 
dem Bundesarbeitge-

berverband Chemie hat
2003 mit 10,9 Prozent seine
bisher höchste Durch-
schnittsrendite erzielt. Die
englische Fachzeitschrift
„Investment & Pensions 
Europe“ (IPE) hat den Fonds
als „einen der besten euro-
päischen Pensionsfonds“ in
der Kategorie „Beitragszu-
sage“ bewertet. Die Metall-
Rente von IG Metall und 
Gesamtmetall wurde von
IPE als „bester industriewei-
ter Pensionsfonds Europas“
ausgezeichnet.

Der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske hat die 
Schirmherrschaft des

Theaterprojekts „Stauffen-
berg heute“ übernommen.
Das Stück „Stauffenberg –
Die Tragödie des 20. Juli
1944“ wird Pfingsten in 
Berlin uraufgeführt. Danach
gastiert das Drama über das
misslungene Hitler-Attentat
an historischen Schauplät-
zen. Im Internet: 
www.stauffenberg-heute.de

TRANSNET hat Mus-
terklagen gegen 
die Belastung von

Betriebsrenten angekün-
digt, auf die seit kurzem 
der volle Beitragssatz zur
gesetzlichen Krankenversi-
cherung gezahlt werden
muss. Mehrere andere Ein-
zelgewerkschaften haben
ebenfalls Widerstand gegen
die Zusatzbelastung an-
gekündigt. Vor einer Klage
müssen die betroffenen
RentnerInnen Widerspruch
bei ihrer Kasse einlegen.
Musterschreiben dafür gibt
es unter www.transnet.org 

und www.igmetall.de.

kurz&bündig
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Wir müssen wieder mehr über Ziele und Werte
reden, nicht nur über Spiegelstriche. Politischer Ein-
fluss leitet sich nicht aus der Zahl der Stellungnah-
men zu Gesetzentwürfen ab. Das ist nur das
Schwarzbrot der täglichen Lobbyarbeit. Aber wir
müssen auch beim Brotbelag mehr bieten
als Magerkost. Wir müssen offensiver für unsere
Vision einer modernen Gesellschaft werben. Denn
Vorschläge für eine sozial gerechte Modernisierung
Deutschlands haben die Gewerkschaften genug.
Vieles steht seit langem auf unserer Agenda – auch
das nun modische Thema Innovation.Wir fordern die
Bürgerversicherung und mehr Wettbewerb im Ge-
sundheitswesen. Und wir wollen eine wirkliche
Neuausrichtung bei den Sozialabgaben durch einen
Freibetrag für niedrige Einkommen.

Diese Vorschläge haben wir lange unter Wert
verkauft, uns vom Gegenwind – auch aus den eige-
nen Reihen – entmutigen lassen. Aber die Umset-
zung politischer Ziele braucht einen langen Atem.
Das haben uns die Arbeitgeber mit der „Initiative
Neue Soziale Marktwirtschaft“ voraus. Sie predigen
seit Jahren dieselbe Botschaft und haben die Mei-
nungsführerschaft erobert, von den Stammtischen
bis in die Chefredaktionen. Mit dieser Kampagne
können wir finanziell nicht mithalten. Aber wir
können ihr unsere Kreativität entgegen-
setzen. Wenn wir uns selbst mehr Zeit „zum Spin-
nen“ geben, den Mut haben, jenseits von Gewerk-
schaftstagen auch das Unvorstellbare zu denken.
Freie Gedanken entwickeln sich nicht in Sitzungsri-
tualen, sondern in flexiblen Arbeitsabläufen. Projekt-
arbeit und flache Hierarchien dürfen auch in den Ge-
werkschaftszentralen nicht länger Fremdworte sein.
Wir brauchen mehr Phantasie und weniger Bürokra-
tie.Wir müssen mehr als bisher den herrschaftsfreien
Diskurs pflegen.

Wissen ist Macht. Deshalb müssen wir bereit
sein, es mit denen zu teilen, die die Gewerkschaften
arbeits- und leistungsfähig machen, und nicht nur
mit denen, die Posten besetzen. Deshalb brauchen
wir im DGB ein strategisches Zentrum, damit
wir das Gras wieder wachsen hören. Mit
dem Instrumentenkasten der Lobbyisten und ihren
Netzwerken: Hier konzentrieren wir uns auf die Aus-
einandersetzung mit BDA und Co. Wir nehmen sie
als unseren politischen Gegner wieder ins Visier. Wir

suchen regelmäßigen Kontakt zu
Trend- und Zukunftsforschern, die
uns über zukünftige Märkte, Be-
rufe und Arbeitsmöglichkeiten in-
formieren. Und fragen genauer,
was die KollegInnen in den Bezir-
ken, in den Regionen und vor al-
lem in den Betrieben umtreibt.Und
was unsere Mitglieder von den Apparaten erwarten,
die sie bezahlen. Ein strategisches Zentrum wäre ein
Ort des Austausches mit anderen gesellschaftlichen
Gruppen. Ein Ort der Streitkultur, wo auch andere
Meinungen zu hören sind – um in der Auseinander-
setzung das eigene Profil zu schärfen. Es würde uns
helfen, die Wagenburg der Gewerkschaftszentralen
zu verlassen und die Selbsttäuschung zu überwinden,
dass wir als „die Guten“ ständig nur von bösen,
mächtigen Neoliberalen umzingelt sind.

Wir machen es „den anderen“ im politischen
Geschäft zu leicht. Wir entsprechen zu oft durch re-
flexhafte Reaktionen, durch unsere Sprache und durch
überholte Veranstaltungsrituale den Vorurteilen über
Gewerkschaften. Wer diese Stigmatisierung durch-
brechen will, darf nicht versuchen, jede Sau zu
packen, die von der Politik durchs Dorf ge-
trieben wird. Wir müssen lernen, Dinge auch ein-
mal unkommentiert und Mikrophone unbeachtet zu
lassen. Als Stimme für Arbeit und soziale Gerechtig-
keit sind wir seriös, nicht marktschreierisch.

Stille Diplomatie kann hin und wieder wirksamer
sein als lautstarker Protest.Wir müssen deshalb we-
niger drohen und mehr überzeugen. Und wir müs-
sen zurück zum Mannschaftsspiel finden.
Wie Michael Sommer es umschrieben hat: Die einen
müssen wollen, die anderen aber auch lassen. Wir
brauchen wieder mehr Teamgeist und weniger Ellen-
bogen im Umgang miteinander. Oder glaubt wirklich
jemand, den Gewerkschaften hilft es, wenn jeder
sich mit einer eigenen Kampagne in gesellschaftliche
Debatten einmischt?

Auch für die Gewerkschaften gilt:Wir müssen nicht
alles anders, aber vieles besser machen.Wie, darüber
lässt sich streiten. Nur bitte bald, denn noch viele
Jahre wie 2003 werden wir uns nicht mehr
leisten können. Aber: Es gibt auch keinen Grund
für den gebückten Gang. Denn wir können mehr, als
viele uns zutrauen – auch in den eigenen Reihen. •

Je geräuschloser Lobbyarbeit ist, desto besser – insbesondere, wenn es um das 
Ansehen einer Organisation geht, um die es nicht zum Besten gestellt ist. Konrad
Klingenburg will der Lobbyarbeit der Gewerkschaften trotzdem eine Stimme geben.

Risikofaktor
Gewerkschaft

Rechtzeitig mit dem Beginn

der Tarifrunde 2004 hat die

Politik ein Lieblingsthema

wiederentdeckt: die Gewerk-

schaften. 

Die „überzogenen Forderun-

gen“ der IG Metall würden

die „Wettbewerbsfähigkeit

Ostdeutschlands“ aufs Spiel

setzen, hat Thüringens

Ministerpräsident Dieter 

Althaus (CDU) in der „Neuen

Osnabrücker Zeitung“ er-

klärt. CDA-Mann Karl-Josef

Laumann drohte per „Bild

am Sonntag“, dass die Union

notfalls per Gesetz klarstellen

werde, dass über die Arbeits-

zeit auch durch betriebliche

Bündnisse entschieden wer-

den kann. Und die FDP for-

dert in einem mit dem Bun-

desverband der Deutschen

Industrie (BDI) entwickelten

„Ostpapier“ gar die Schaf-

fung von Modellregionen, 

in denen das Tarif- und

Betriebsverfassungsgesetz

„zeitweise außer Kraft 

gesetzt werden kann“. 

Ähnliche Angriffe hat es

auch in den Tarifrunden der

vergangenen Jahre gegeben.

Aber der Ton ist härter ge-

worden. Die Fragen nach

dem Zukunftskonzept der

Gewerkschaften droht da-

durch erneut in den Hinter-

grund gedrängt zu werden.

Lobbyarbeit für die Gewerk-

schaften ist aber nur dann

erfolgreich, wenn sie die 

eigenen Reformoptionen

nicht aus dem Blick verliert,

meint DGB-Lobbyist Konrad

Klingenburg.

R e f o r m a g e n d a  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Der Traum des Lobbyisten

Konrad Klingen-
burg, 38, ist in 
der Grundsatzab-
teilung des DGB
für den Kontakt
zu den Parteien
und politischen
Organisationen
zuständig.



personalien
5. Februar Leiter der Rechtsabtei-
lung von ver.di.
••• Bärbel Feltrini, 39, Refe-
rentin der Bildungsstätte Stein-
bach/Taunus der IG BAU, ist seit
dem 1. Februar 2004 Personalent-
wicklerin der IG BAU.
••• Lothar Judith, 46, Referats-
leiter der Abteilung Jugend des
DGB, ist seit dem 14. Januar Orga-
nisationssekretär des DGB in Cott-
bus.
••• Petra Bratzke, 48, Referen-
tin für Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik des DGB Sachsen-Anhalt, ist
seit dem 1. Januar Leiterin der
Agentur für Arbeit in Dessau.
••• Prof. Dr. Peter Bofinger,
Wirtschaftswissenschaftler der Uni-
versität Würzburg, ist auf Vorschlag

der Gewerkschaften von Bundesre-
gierung mit Wirkung zum 1. März
in den Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung („Rat der fünf
Weisen“) berufen worden. Bofinger
folgt dem Berliner Wirtschaftswis-
senschaftler Prof. Dr. Jürgen
Kromphardt, 70.

in der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit“, Berlin

DGB Thüringen, Po-
diumsdiskussion „Welche Reform
in Thüringen?“, Erfurt

ver.di, Symposium
„Aufgaben von Betriebs- und Per-
sonalräten bei wirtschaftlichen und
strukturellen Veränderungen in
Banken, Sparkassen und Versiche-
rungen“, Hannover

Wahlen zur Ham-
burger Bürgerschaft

Vo lk sen t s che id
über den vom Hamburger Senat
geplanten Verkauf der städtischen
Krankenhäuser

DGB Nord, „Agen-
da 2010 und das Sozialstaatsge-
bot – ist unser Sozialstaat am En-
de?“, Flensburg

DGB-Bundesaus-
schuss, Berlin

3.3.

2.3.

29.2.

29.2.

26./27.2.

24.2.

14TAGE

8
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••• Ulrich Freese, 52, Mitglied
des Geschäftsführenden Hauptvor-
stands der IG BCE, soll stellvertre-
tender Vorsitzender der Gewerk-
schaft werden. Der bisherige stell-
vertretende Vorsitzende Klaus
Südhofer, 60, und Vorstandsmit-
glied Jürgen Walter, 56, werden
ausscheiden. Für sie sollen Alfred
Geißler, 51, bislang Landesbe-
zirksvorsitzender Westfalen, und IG
BCE-Vorstandssekretär Michael
Vassiliadis, 39, in den Vorstand
nachrücken. Über diesen Vorschlag
des Vorstands wird der Beirat der
Gewerkschaft Mitte März beraten.
••• Helmut Platow, 55,Bereichs-
leiter Kollektives Arbeitsrecht/Recht
der Wirtschaft von ver.di, davor Jus-
titiar der IG Medien, ist seit dem 

DGB Thüringen,
Vortrag „Bürgerversicherung –
Weg aus der vermeintlichen Sack-
gasse“, Erfurt

DGB Baden-Würt-
temberg, Diskussionsrunde „Mit
dem Kopftuch unterrichten?“

DGB Nord, Sach-
sen, Berlin-Brandenburg, Auftakt-
konferenz „Geschlechterdimension

19./20.2.

19.2.

19.2.

DIES&DAS
Postvertriebsstück A 45918 Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath

JOBMOTOR KLEINBETRIEB: Ein Trugschluss
Gut die Hälfte aller Betriebe (46 Prozent)
hat zwischen 2000 und 2002 Personal
abgebaut. Nur jedes dritte Unterneh-
men (33 Prozent) hat hingegen die Zahl
seiner Beschäftigten erhöht. Kleinere
Unternehmen schneiden beim Beschäf-
tigungszuwachs sogar schlechter ab:
Nur in 22 Prozent der Unternehmen mit
weniger als 50 MitarbeiterInnen gab 
es einen Beschäftigungszuwachs. 
Bei größeren Unternehmen gilt dies 
immerhin für 38 Prozent. Das hat das
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
che Institut (WSI) ermittelt. ©

 D
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* Abweichung von 100: keine Veränderung

bis 49

Beschäftigungsentwicklung der Betriebe 2000 – 2002 (in Prozent)

50 – 249 ab 250 gesamt

Quelle: WSI-Mitteilungen 1/2004

Betriebsgröße (Beschäftigte)
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BeschäftigungszunahmeBetriebe mit Beschäftigungsabnahme*
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30

45

38

47

33

46

dieDGBgrafik

IMPRESSUM einblick erscheint vierzehntäglich   Herausgeber: DGB   Verlag:
einblick Verlagsgesellschaft mbH   Geschäftsführer: Udo Perina, Christian Paulsen
Redaktion: Udo Böhlefeld,Anne Graef, Stephan Hegger (verantwortlich für diese Aus-
gabe), Norbert Hüsson, Sybille Pape (Redaktionsassistentin) Redaktionsanschrift:
Wallstraße 60, 10179 Berlin, Tel. 030 / 30 88 24 - 0, Fax 030 / 30 88 24 - 20, Internet:
www.einblick.dgb.de, E-Mail: redaktion@einblick.info   Anzeigen: Bettina Mützel,
Tel. 030 / 85 99 46 - 240, Fax 030 / 85 99 46 - 100, E-Mail: bettina.muetzel@berlin.de
Layout: zang.design, Sprockhövel   Infografik: Klaus Niesen   Druck und Vertrieb:
Toennes Druck+Medien GmbH,Niermannsweg 3-5,40699 Erkrath,Tel.0211 /92008-26,
Fax 9 20 08-38.
Nachdruck frei bei Quellenangabe und zwei Belegexemplaren.

Schlusspunkt●

Die Berliner Zeitung am 7. Februar über den Rücktritt von Gerhard Schrö-
der als SPD-Vorsitzender

„Schröder entlässt sich“
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Die Diskussion über die Belas-
tung der BetriebsrentnerInnen durch
die Gesundheitsreform reißt nicht
ab. Zwar wollen Bundeskanzler Ger-
hard Schröder und der designierte
SPD-Vorsitzende Franz Müntefering
auf keinen Fall nachbessern, aber
der Vorsitzende des mächtigsten
SPD-Landesverbandes, der nord-
rhein-westfälische Arbeits- und
Wirtschaftsminister Harald Schartau,
lässt nicht locker: „Ich wirke mit al-
lem Nachdruck darauf hin, dass
dies geändert wird.“ 

Gemeint ist die schlagartige
Verdoppelung des Krankenkassen-
beitrags auf Betriebsrenten zum 
1. Januar. Damit werde der Vertrau-
ensschutz missachtet. In dieselbe
Kerbe schlägt der Bundesverband
Deutscher Versicherungskaufleute
(BDV). Die Menschen hätten ihre
Altersversorgung „an den beste-
henden gesetzlichen Regelungen
orientiert“, erklärte BDV-Vize Ulrich
Zander, und die würden „jetzt
nachträglich entwertet“.

Auch die Tarifparteien in NRW
machen Druck. In einer gemeinsa-
men Erklärung unterstützen IG Me-
tall-Bezirksleiter Peter Gasse und

Metallarbeitgeber-Präsident Michael
Jäger Arbeitsminister Schartau. Die
Betriebsrente dürfe „nicht untergra-
ben“ werden. Es müsse sich auch
künftig lohnen, in sie zu investieren.

Vor einem nachhaltigen Ver-
trauensverlust in die Betriebsrente
warnt auch IG BAU-Vize Ernst-
Ludwig Laux. Bei den SeniorInnen
seiner Organisation sei „mächtig
Dampf auf dem Kessel“. Die volle
Belastung der Betriebsrenten mit

Krankenkassenbeiträgen konterka-
riere die Bemühungen der Bundes-
regierung, einen Ausgleich für das
sinkende gesetzliche Renteniveau
zu schaffen. Laux: „Den Menschen
reicht es langsam.“ Diese Erfah-
rung macht auch der Zweite IG Me-
tall-Vorsitzende Berthold Huber –
„und wenn die Leute die Nase voll
haben, hat die Politik die Aufgabe,
auf die Leute zuzugehen“, sagt er.

2,2 Millionen Menschen bezie-
hen derzeit eine Betriebsrente, im
Schnitt 330 Euro im Monat. Durch
die Verdoppelung des Krankenkas-
senbeitrags von sieben auf 14 Pro-
zent haben sie 25 Euro weniger.
Damit nicht genug. Ab dem 1. April
wird der volle Beitragssatz zur Pfle-
geversicherung fällig; das macht
bei einer Durchschnittsrente von
1000 Euro 8,50 Euro aus. Zum 1.
Juli wird es zudem keine Rentener-
höhung geben; das bedeutet einen
weiteren Verlust von zehn Euro.
Und in der parlamentarischen Bera-
tung ist der so genannte Nachhal-
tigkeitsfaktor in der Rentenanpas-
sungsformel. Er soll ab 2005 die
steigende Zahl der Rentner im 
Verhältnis zur sinkenden Zahl der
Beschäftigten berücksichtigen. Die
Rentenerhöhung fällt dadurch 7,50
Euro pro 1000 Euro Rente niedriger
aus. Das Nettorentenniveau – also
das Verhältnis von Arbeits- und
Renteneinkommen – sinkt bis 2030
von jetzt 69 auf 53 Prozent.

„Die gesetzliche Rentenversiche-
rung steckt in ihrer größten Vertrau-
enskrise“, sagt die stellvertretende
DGB-Vorsitzende Ursula Engelen-
Kefer. „Die Balance von Beiträgen
und Rentenhöhe stimmt nicht mehr.“
Der DGB fordert deshalb eine Ni-
veausicherungsklausel. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.elearning.iao.
fraunhofer.de/

Prozessorientiertes 
Bildungscontrolling

www.einblick.dgb.de
Gleichstellung gleich 

umsetzen! DGB-Aufruf 
zum Internationalen 

Frauentag am 8. März

4/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 01.03.2004

Hellmut Wißmann,
Präsident des Bundesar-

beitsgerichts, hält die geplan-
te Zusammenlegung der 
Arbeits- und Zivilgerichte für
eine „große Gefahr“. Die 
Qualität der Rechtsprechung
werde negativ beeinflusst. 
Der Richter sei dann Genera-
list und nicht mehr Spezialist.

+ CSU-Vorsitzender 
Edmund Stoiber hat die

Metallarbeitgeber scharf kriti-
siert. Sie hätten einem „zu 
hohen Abschluss“ zugestimmt.
Dieselben Arbeitgeber würden
anschließend Arbeitsplätze ins
Ausland verlagern und der 
Politik Vorwürfe über zu hohe
Lohnkosten machen.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Arbeitnehmer zurück 
an den Katzentisch
Neoliberale gegen 

Mitbestimmung

_____________ _____

Umsetzung der Gleich-
behandlungsrichtlinien 
der EU 
Von einer Kultur der Antidis-

kriminierung ist Deutschland 

noch weit entfernt

_____________ _____

DGB-Kampagne 2004
Damit Arbeit nicht zum 

Lotteriespiel wird

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt
S t r e i t  u m  B e t r i e b s r e n t e n

Ruf nach Korrektur wird lauter

Neue Mail-Anschrift:
redaktion@einblick.info

Seit 2002 haben alle Arbeitnehmer-
Innen einen Rechtsanspruch auf 
eine Betriebsrente. Von einer
flächendeckenden Verbreitung
kann aber keine Rede sein.

Unterversorgt
Verbreitung der betrieblichen
Altersvorsorge in der Privatwirt-
schaft 2003 (in Prozent)
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Quelle: Infratest Sozialforschung München

ArbeitnehmerInnen

Männer

Frauen

Westdeutschland

Ostdeutschland

Betriebsstätten

43

44

39

46

27

35
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Manchmal ist der Wurm drin. Gleich zweimal ist es uns gelungen,
eine falsche Telefonnummer von „facts – der Infoline der Gewerk-
schaft“ zu veröffentlichen (einblick 1/04 und 3/04). Aller guten Dinge
sind drei: Die richtige Nummer zur Infoline der IG BAU lau-
tet: 0180 1 / 44 22 81 – versprochen!

ineigenerSache

Die BGAG Beteiligungsgesell-
schaft der Gewerkschaften AG
prüft derzeit ein finanzielles Invest-
ment bei der Frankfurter Rund-
schau (FR), nachdem die wirtschaft-
lich angeschlagene FR auf der Suche
nach neuen Finanzpartnern auch
an die Gewerkschaftsholding her-
angetreten ist. Die BGAG hat er-
klärt, dass sie die Anfrage der FR
sorgfältig prüfen werde. Entschei-
dend sei aus ihrer Sicht, ob ein 
solches Engagement hinreichende
Chancen hat und wirtschaftlich er-
folgreich sein kann.

Der Verlag der FR, die Druck-
und Verlagshaus Frankfurt am Main

F r a n k f u r t e r  R u n d s c h a u

BGAG prüft Finanzbeteiligung

GmbH, war im Zuge der allgemei-
nen Krise der Druck- und Medien-
branche in die roten Zahlen gera-
ten. Ein Sanierungsplan sieht unter
anderem den Abbau von mehr als
650 Arbeitsplätzen vor. 2001 wa-
ren bei der FR noch 1650 Mitarbei-
terInnen beschäftigt. Ferner wurde
mit der Belegschaft die Verringe-
rung der bezahlten Regelarbeitszeit
auf 33,5 Stunden und ein Verzicht
auf Weihnachts- und Urlaubsgeld
vereinbart. Um neue LeserInnen 
zu gewinnen, hat die Frankfurter
Rundschau außerdem Ende 2003
ihr redaktionelles Konzept und Er-
scheinungsbild erneuert. •

Um bei den heutigen technischen Möglichkeiten
das Erscheinen einer Zeitung zu verhindern, 
müssten wir an jeden Redaktions-Computer einen

Streikposten stellen. Dann geht der Chefredakteur mit ein paar Ge-
treuen und Notebooks in die Kneipe und macht die Zeitung. Spaß
beiseite: Bestreikte Zeitungen sind im verminderten Umfang erschie-
nen. Viele Blätter erscheinen als Mantelausgabe mit bis zu 20 und
mehr Regionalausgaben. In diesen Außen- oder Regionalredaktionen
waren unsere „kampfstarken Truppen“. Auch in den Zentralredaktio-
nen arbeiten die Kolleginnen und Kollegen oft am Limit, die Situation
in den Außenredaktionen ist noch schwieriger: Die wenigen Festan-
gestellten absolvieren mit Pauschalisten und Freien ein abenteuerli-
ches Tagespensum. Termin reiht sich an Termin, und kurz vor Redak-
tionsschluss wird unter Zeitdruck geschrieben. Aber auch bei den
überregionalen Zeitungen gab es Streikende. Mit dem Hinweis „Ver-
schlechterungen im Manteltarifvertrag heißt weniger Qualität“ er-
schienen Ausgaben der „Frankfurter Rundschau“ mit weißen Flecken.
Die Redaktionen vor Ort entschieden selbst über die Streiktaktik, und
die meisten bevorzugten den Flexi-Streik.
Dank der Aktionen konnten einige Verlegerangriffe wie eine Nullrun-
de beim Gehalt, die Ausweitung der Arbeitszeit und Öffnungsklau-
seln abgewehrt werden. Dafür mussten wir Zugeständnisse bei der
Urlaubsdauer machen, und dass das Urlaubsgeld auf 80 Prozent ge-
senkt wird, ist bitter. Das ist ein Kompromiss, mit dem wir nicht voll
zufrieden sind.

?...nachgefragt
Mehr als vier Wochen waren die Tageszeitungs-
redakteure im Streik. Um was es ging und 
warum die Zeitungen trotzdem erschienen,
fragte einblick Inez Kühn, 48, Bereichsleiterin
Medien von ver.di und Streikkoordinatorin.

■  Ist nach der Insolvenz von Maatwerk mit einer
Pleitewelle unter den PSA-Betreibern zu rechnen?
■ Nein. Soweit diese PSA im regionalen Arbeitsmarkt gut verankert
sind und sie die zugewiesenen Arbeitslosen tatsächlich in Dauerjobs
vermitteln können, ist das nicht zu befürchten. Die Agenturen für Arbeit
müssen allerdings genauer hinsehen und die Spreu vom Weizen trennen. 
■ Was ist die Ursache des Maatwerk-Desasters?
■ Das Unternehmen besaß so gut wie keine Erfahrung im Verleihge-
schäft und hat sich maßlos überschätzt. In Neuruppin zum Beispiel hat
Maatwerk 500 Stellen angeboten, obwohl die Aufnahmefähigkeit des
Arbeitsmarktes dort bekanntermaßen begrenzt ist.
■ Hätte die Bundesagentur für Arbeit die Pleite verhindern können?
■ Die Bundesagentur hat Maatwerk offensichtlich auf Risiken und

Fehlsteuerungen aufmerksam gemacht. Eine PSA ist aber keine Unter-
abteilung der BA, sondern ein normales Unternehmen. 
■ Ist die Vergabepraxis zu stark an Billigangeboten orientiert?
■ Die BA setzt ganz klar auf Wettbewerb. Das war auch politisch so 
gewollt. Der Markt soll es wieder einmal richten. Nur über ein „billiges
Angebot“ konnte Maatwerk zum größten PSA-Betreiber werden. Bei der
Lizenzvergabe muss das Verhältnis von Preis und Qualität neu gewichtet
werden. Zurzeit spielt das Preisangebot mit 60 zu 40 im Vergleich zur
Qualität des Anbieters eine zu große Rolle. Auch den Arbeitgeberkon-
takten und der betriebsnahen Qualifizierung in verleihfreien Zeiten muss
mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden.
■ Die PSA sind das Herzstück der Hartzschen Arbeitsmarktreform.
Von 47 000 PSA-Beschäftigten seit April 2003 konnten nur 6400 in
Dauerjobs vermittelt werden. Ist das Konzept gescheitert?
■ Nein. Über die PSA können Vorurteile bei Arbeitgebern abgebaut
und Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose erschlossen werden. Aber das
braucht Zeit. Und wir haben immer davor gewarnt, dieses neue Instru-
ment der Arbeitsmarktpolitik zu überschätzen. 

Nach der Insolvenz von Maatwerk, Deutschlands
größtem Betreiber von Personal-Service-Agen-
turen (PSA), stehen 10 000 Beschäftigte auf 
der Straße. einblick hat den Leiter der Abteilung
Arbeitsmarktpolitik des DGB, Wilhelm
Adamy, 54, nach den Konsequenzen gefragt.

Fragenan ...
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Grundsätze ordnungsgemäßer
Aufsichtsratstätigkeit, Ar-
beitshilfen für Aufsichtsräte 10
der Hans-Böckler-Stiftung
(kostenlos)
Bestellnummer 25010, 
Fax 0211 / 408 00 90 40
mail@setzkasten.de 
Angemessene Vorstands- und
Aufsichtsratsvergütungen,
DGB-Broschüre (kostenlos)
DGB-Bundesvorstand 
Fax 030 / 240 60 670 
sabine.bobzin@bvv.dgb.de 

Literatur-Tipp

Im Internet

www.boeckler.de/unter-
nehmensmitbestimmung

Literaturempfehlung: „Zur
aktuellen Kritik der Mitbe-
stimmung im Aufsichtsrat“

Die Gegner der Mitbestimmung

http://otto.ww.tu-berlin.de/
FB14/Organisation/BNCG/

Das Berliner Netzwerk 
Corporate Governance

www.chancenfueralle.de
Die Initiative Neue Soziale

Marktwirtschaft

www.buergerkonvent.de
Der Bürger-Konvent

Aufsichtsrat herausgelöst und ei-
nem Konsultationsrat übertragen
werden“, heißt es darin. Dahinter
stecke „eine elitäre Sicht, die be-
sagt: Arbeitnehmer haben in den

K a m p a g n e  g e g e n  M i t b e s t i m m u n g  

Zurück an den Katzentisch
Hinter den Angriffen auf die Unter-
nehmensmitbestimmung steckt 
System. Ihr Ziel: die paritätische
Mitbestimmung der Arbeitnehmer-
Innen in den Aufsichtsräten großer
Kapitalgesellschaften zu beseitigen.

Die Verwicklung von Ex-IG-
Metall-Chef Klaus Zwickel in den
Mannesmann-Prozess bietet immer
wieder Gelegenheit, Stimmung ge-
gen die Mitbestimmung zu machen.
Zwickel hatte sich im Aufsichtsrat
der Stimme enthalten, als die um-
strittenen Millionen-Prämien für Ex-
Manager beschlossen wurden. Dass
die Gewerkschaften aus diesem Feh-
ler gelernt haben, geht in der Me-
dienschelte unter: Künftig werde es
in solchen Fällen „keine Enthaltung
mehr geben“, erklärte DGB-Vor-
stand Dietmar Hexel gegenüber der
Frankfurter Rundschau.

Die Attacken auf die Mitbestim-
mung haben jedoch längst grund-
sätzlichen Charakter. Selten werden
sie so offen vorgetragen wie vom
„Berliner Netzwerk Corporate Go-
vernance“, einem Zusammenschluss
von sechs konservativen Professo-
ren der FU, TU und Humboldt-Uni-
versität. In ihren „12 Thesen zur
Modernisierung der Mitbestim-
mung“ fordern sie schlicht deren
Abschaffung: Sie solle „aus dem

früheren Präsidenten des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie,
der die Mitbestimmung gern als
„Mühlstein um den Hals der deut-
schen Wirtschaft“ bezeichnet.

Die Argumente der Mitbestim-
mungskritiker seien „pure Ideolo-
gie“, meint der noch amtierende
SPD-Generalsekretär Olaf Scholz.
Das Kölner Max-Planck-Institut für
Gesellschaftsforschung hat sie un-
ter die Lupe genommen – und
kommt zu dem Ergebnis, dass an
ihnen nicht viel dran ist. Die Mitbe-
stimmung mindere weder die Ren-
tabilität der Unternehmen noch
drücke sie die Börsenkurse. Die Per-
sonalfluktuation in mitbestimmten
Unternehmen sei niedriger, die 
Arbeitszeitflexibilität höher als in
anderen Firmen. Zwar schlügen die
Kosten der Mitbestimmungsgremi-
en negativ zu Buche, der entschei-
dende, oft verschwiegene Vorteil der
Mitbestimmung sei jedoch „das
hohe Maß an Arbeitsfrieden“: Fast
nirgendwo wird so selten gestreikt
wie in Deutschland.

Falsch ist die Behauptung, inter-
nationale Investoren machten we-
gen der Mitbestimmung einen Bo-
gen um deutsche Firmen. Von den
727 Unternehmen, in deren Auf-
sichtsräten Arbeitnehmervertreter
sitzen, gehören 30 Prozent einer
ausländischen Muttergesellschaft,
so eine Studie der Uni München.
Das bestätigt auch das Berliner
Wissenschaftszentrum für Sozial-
forschung: Eine Befragung von Ma-
nagern der 400 größten deutschen
Tochtergesellschaften ausländischer
Unternehmen hat ergeben, dass
die Mitbestimmung kein ausschlag-
gebender Standortfaktor ist; wichti-
ger seien Marktgröße und -dyna-
mik, das Vorhandensein von guter
Infrastruktur und qualifizierten Ar-
beitskräften.

Sogar eine Studie von Unter-
nehmensberater Roland Berger be-
legt, dass Firmen, die Mitbestim-
mung praktizieren, wesentlich we-
niger krisenanfällig sind und einge-
tretene Krisen besser und schneller
überwinden als andere. •

Führungsgremien eines Unterneh-
mens nichts zu suchen“, kommen-
tiert die Mitbestimmung, das Ma-
gazin der Hans-Böckler-Stiftung.

Dieselben neoliberalen Botschaf-
ten verbreiten auch „die Trommler
für ein anderes Deutschland“ (stern):
die von Gesamtmetall mit 50 Millio-
nen Euro finanzierte „Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft“ (INSM)
und der „Bürger-Konvent“,die „neue
APO von rechts“ (taz). Als deren
Sprecher fungiert Meinhard Miegel,
der Direktor des Bonner Instituts für
Wirtschaft und Gesellschaft.

Aushängeschild der INSM ist
der ehemalige Bundesbankpräsident
Hans Tietmeyer, der Schröders Agen-
da 2010 für „noch zu zaghaft“ hält:
„Das grundsätzliche Beharren auf
den bisherigen Regeln der Mitbe-
stimmung“, mäkelt Tietmeyer, sei
„kein Signal für mehr Flexibilität
und Beschäftigung in Deutschland“.
Der „Bürger-Konvent“ wird unter-
stützt von Hans-Olaf Henkel, dem

Bekenntnisse

„Es gibt wohl in der deut-

schen Nachkriegsgeschichte

kein Beispiel, bei dem ein

Unternehmen aufgrund der

Mitbestimmung in wirt-

schaftliche Schwierigkeiten

geraten wäre. Sie hat im 

Gegenteil geholfen, betrieb-

liche Anspannungen und

Umstrukturierungen im

großen Stil zu bewältigen –

ohne soziale Brüche.“

Bundeswirtschafts- und 

-arbeitsminister Wolfgang

Clement (SPD)

„Die Aktionäre deutscher

Unternehmen sollten sich

glücklich schätzen, dass es

hier Aufsichtsräte gibt. 

Gewiss sind Arbeitnehmer-

vertreter und Gewerk-

schaftsfunktionäre in den

Aufsichtsräten lästig. Sie

bieten aber auch Schutz 

gegen die allzu große Selbst-

herrlichkeit der Chefs.“

„Financial Times Deutsch-

land“, 14. Januar 2003

Streiks haben in Deutschland 
Seltenheitswert – auch ein Ergeb-
nis der hierzulande praktizierten
Mitbestimmung.

Mitbestimmung
löst Konflikte
Streiks und Aussperrungen:
ausgefallene Arbeitstage je 1000
Beschäftigte 1993 – 2002

©
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Quelle: Bundesministerium für Gesundheit und
Soziale Sicherung, Statistisches Taschenbuch 2003
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Vereinbarung zur 
Chancengleichheit

Mit der Bilanz der zwischen
Bundesregierung und Arbeitgebern
getroffenen Vereinbarung zur „Chan-
cengleichheit von Frauen und Män-
nern in der Privatwirtschaft“ be-
schäftigt sich die zweite Ausgabe
einer neuen Publikationsreihe der
Abteilung Gleichstellung und Frau-
enpolitik des DGB-Bundesvorstands.

4
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A r b e i t  u n d  G e s u n d h e i t

Balance zwischen Job und Freizeit

die optimale Balance zwischen Job
und Freizeit. Veranstalter ist das 
Berufsgenossenschaftliche Institut
Arbeit und Gesundheit (BGAG). Die
Teilnahme kostet 500 Euro. •

BGAG, Sigrid Köhler
Tel. 0351 / 457 19 18
sigrid.koehler@hvbg.de

Neue Arbeitsformen und ihre
Auswirkungen auf Beschäftigte ste-
hen im Mittelpunkt der Konferenz
„Gesundheitsmanagement und
Stressbewältigung in einer sich än-
dernden Arbeitswelt“. Am 15. und
16. April in Dresden diskutieren die
TeilnehmerInnen unter anderem über

land, Kanuwandern in Schweden,
Trekking auf Korsika oder Klettern
in Südfrankreich auf dem Plan. Und
auf einer Studienfahrt werden Spu-
ren deutsch-polnischer Vergangen-
heit zwischen Auschwitz und Kra-
kau gesucht. Die Reisen richten sich
an Jugendliche zwischen 14 und 
20 Jahren. •

Tel. 0251 / 136 72 75
andersreisen@dgb.de

B e r l i n e r  E n s e m b l e

Zukunft der
Solidarität

Eigenverantwortung ist das
Zauberwort aller Reformen. Die
Tauglichkeit dieser Idee und die Zu-
kunft der Solidarität stehen im Mit-
telpunkt der politischen Matinee
„Jeder für sich – und wer für alle?
Brauchen wir einen neuen Karl
Marx?“. Bei der Veranstaltung am
21. März sitzen ab 11 Uhr der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer,
Ensemble-Intendant Claus Peymann
sowie UN-Sonderberichterstatter
Jean Ziegler auf dem Podium. Die
Karten kosten fünf Euro. •
Berliner Ensemble, Theaterkasse
Tel. 030 / 284 08 155
theaterkasse@berliner-ensemble.de

a n d e r s  r e i s e n

Spannendes
Urlaubsprogramm

Aktiven Sommerurlaub bietet
das Reiseprogramm von anders rei-
sen. Beim Reiseableger der DGB-
Jugend NRW stehen dieses Jahr
zum Beispiel Fahrradtouren in Ir-

v e r . d i

Gute Argumente 
für Gerechtigkeit

Fundierte Fakten gegen Sozial-
abbau und für soziale Gerechtigkeit
liefern die „Argumente“ der ver.di-
Bundesverwaltung: Acht Faltbro-
schüren im Taschenformat bringen
gewerkschaftliche Positionen zu Bil-
dungsförderung, Kaufkraftstärkung,
Umverteilung und Unternehmens-
steuern auf den Punkt.Alternativen
zur Agenda 2010 der Bundesregie-
rung formuliert ein Extraheft. Die
Publikationen sind kostenlos er-
hältlich. •

ver.di-Bundesverwaltung
Fax 030 / 263 66 11 31
wirtschaftspolitik@verdi.de

O n l i n e - S t r e a m

Live auf dem
Podium

Der „Verein der Techniker e.V.“
(VdT) veranstaltet am 18. und 19.
März zwei Podiumsdiskussionen,
die live im Internet übertragen wer-
den. Bei den Online-Streams dreht
es sich um die „Reform des Arbeits-
marktes und des Handwerksrechts“
sowie um die „berufliche Bildung
und deren Anerkennung in Staat und
Gesellschaft“. Der VdT ist eine Mi-
schung aus Berufsverband und För-
derverein der Studierenden und der
Technikerschulen. Beteiligt an den
beiden Online-Diskussionen sind
mehrere Bundestagsabgeordnete
sowie VertreterInnen von Unterneh-
men, der IG Metall und des DGB. •

www.vdt-portal.de 
18.3. ab 18.00 Uhr
19.3. ab 9.00 Uhr

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Qual der Wahl
bei der Kasse

Freie Kassenwahl, Bonuspro-
gramme, Zuzahlungen und Behand-
lungsalternativen verlangen Ent-
scheidungen von den Krankenversi-
cherten. Welche Unterstützung die
Kassen dabei leisten können, ist
Thema des Workshops „Informierte
Versicherte und kompetente Nutzer
im Gesundheitswesen“ der Berliner
Beratung Braintools, der Hans-
Böckler-Stiftung und der IKK West-
falen-Lippe. Die Veranstaltung am
31. März in Dortmund richtet sich

••• Der DGB
Berlin-Bran-
denburg hat
am 20. Februar
das Kunst-
projekt „mit
Bestimmung“
eröffnet. Bis
zum 9. Juli wer-

den nacheinander insgesamt 15
KünstlerInnen in und am Berliner
DGB-Haus in der Keithstraße an
ihren Werken arbeiten. Die Kunst-

reihe startet mit der Installation
„Der Große Kuchen“ von Olf Krei-
sel. Die Ausstellung ist montags bis
freitags von 9 bis 20 Uhr geöffnet,
der Eintritt ist frei. Infos:
www.berlin-brandenburg.dgb.de
••• Der DGB Sachsen-Anhalt
will den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung zur Umgestaltung der
Landesmedienanstalt mit Hilfe des
DGB-Bundesvorstands medien-
rechtlich prüfen lassen. Bisher
wählt die 25-köpfige Versammlung

aus Vertretern „relevanter gesell-
schaftlicher Gruppen“ den Vor-
stand der Medienanstalt. Dieser
soll nun durch einen vom Landtag
gewählten Medienrat ersetzt wer-
den. Der DGB befürchtet, dass die
Anstalt so zum politischen Spielball
der Landesregierung wird. Derzeit
vertreten der DGB und der Deut-
sche Beamtenbund im Wechsel die
Arbeitnehmerorganisationen in der
Medienanstalt. Infos: Bernhard
Becker, Tel. 0391 / 6 25 03 22

interregio

PROJEKTE UND PARTNER
an Beschäftigte von Krankenkassen
und Selbstverwaltung. Die Teilnah-
me ist kostenfrei. •

Braintools
Tel. 030 / 612 34 73
braintools@t-online.de

Ergebnis einer Unternehmensum-
frage: Nur rund die Hälfte von 500
Firmen kannte die Vereinbarung
aus dem Jahr 2001, davon wieder-
um knapp zwei Drittel nur aus den
Medien. Die neue Serie „Positionen
und Hintergründe“ erscheint in
lockerer Folge und widmet sich 
jeweils umfassend einem Schwer-
punkt. Einzelexemplare gibt’s ge-
gen adressierten und mit 77 Cent
frankierten C4-Rückumschlag. •

DGB-Bundesvorstand
Abt. Gleichstellung 
und Frauenpolitik
Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin
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Ende 2005 ist Schicht: Bis dahin
muss die Bundesregierung drei EU-
Richtlinien zur Gleichbehandlung in
deutsches Recht umgesetzt haben.
Ansonsten könnte ein Vertragsver-
letzungsverfahren der EU-Kommis-
sion drohen. Die Fristen für die An-
tirassismus- und die Rahmenricht-
linie zur Gleichbehandlung sind be-
reits abgelaufen. Die Richtlinie zur
Gleichbehandlung von Männern und
Frauen im Berufsleben hat zwar noch

Auch die übrigen EU-Mitglieds-
staaten sind bei der Umsetzung der
Richtlinien im Verzug. Doch in vie-
len Ländern gibt es anders als in
Deutschland zum Beispiel Institu-
tionen, die Anlaufstellen für Opfer
von Diskriminierungen sind. Etwa
in Schweden, Großbritannien oder
in Österreich: In der Alpenrepublik
existieren bereits seit über zehn
Jahren unabhängige Gleichbehand-
lungsstellen.

Von einer Antidiskriminierungs-
kultur sei Deutschland dagegen noch
weit entfernt, stellt DGB-Vize Ursu-
la Engelen-Kefer fest. „Es fehlt ein
Klima der Ächtung von Diskriminie-
rung.“ Beispiele wie das der Wup-
pertaler Kosmetikfirma Titania, die
keine Türkinnen einstellen will, oder
der Modekette Takko, die alle Be-
schäftigten über 50 auf die Straße
setzen möchte, zeigten: Diskrimi-
nierungen aus Gründen des Ge-
schlechts, der Herkunft, der Religi-
on oder der sexuellen Orientierung
gehören zum Alltag hierzulande.

Zeit bis Oktober 2005. Doch es 
mache Sinn, sie ebenfalls in das
überfällige Gesetzesverfahren ein-
zubeziehen, so Anne Jenter, Leiterin
der Abteilung Gleichstellungs- und
Frauenpolitik beim DGB, „um im
Arbeits- und Sozialrecht einheitli-
che Standards für alle Diskriminie-
rungstatbestände zu entwickeln.“
Immerhin sieht das die Bundesre-
gierung ähnlich. Doch Details gibt
sie noch nicht preis. Das Verfahren
befinde sich noch „in einem Vorsta-
dium“, so Beate Moser, Sprecherin
des Frauenministeriums.

Der DGB fordert, die Gleichbe-
handlung endlich auf die politische
Tagesordnung zu setzen.Dabei dürfe
sich die Umsetzung der EU-Richtli-
nien „nicht in politischer Symbolik
erschöpfen“, so Engelen-Kefer. Kri-
terien für einen wirksamen rechtli-
chen Schutz gegen Diskriminierung
hat der DGB bereits vor längerem
entwickelt. Er setzt sich dafür ein,
unabhängige Gleichbehandlungs-
stellen mit regionalen Anlaufstellen
und eine von den Sozialpartnern
paritätisch besetzte Gleichbehand-
lungskommission zu schaffen.

Mit regelmäßigen Berichten an
den Bundestag soll die politische
und gesellschaftliche Ächtung von
Diskriminierung nachhaltig gestärkt
werden. Eine Kampagne für Anti-
diskriminierung allein reiche nicht
aus. Engelen-Kefer: „Die Gleichbe-
handlungsstelle braucht eigene, ge-
setzlich geregelte Kompetenzen,
um positive Signale für die Betrof-
fenen setzen zu können.“ Sie müs-
se über einen ausreichenden Etat
verfügen und brauche ein eigen-
ständiges Klagerecht.

Für eine neue Antidiskriminie-
rungskultur sollten auch Gewerk-
schaften, Verbände und Institutio-
nen eingebunden werden. „Dazu
gehört auch ein Verbandsklage-
recht bei Diskriminierungen“. So
sei den Betroffenen häufig nicht zu-
zumuten, gegen den eigenen Chef
zu klagen.

Zudem müssten die Rechte der
Betroffenen, inklusive ihrer Schadens-
ersatzansprüche, in einem Antidis-
kriminierungsgesetz gestärkt wer-
den: „Sanktionen müssen wirksam,
verhältnismäßig und abschreckend
sein.“ Wichtig sei, dass die EU-
Definitionen von Diskriminierung
und Belästigung in deutsches Recht
übernommen würden. Dazu gehört
der Begriff der „mittelbaren Diskri-
minierung“: Danach liegt Diskrimi-
nierung auch dann vor, wenn 
„neutrale“ Kriterien eine Person
aufgrund eines bestimmten Merk-
mals gegenüber anderen Personen
benachteiligen können. •

www.europa.eu.int/eur-lex/de/
index.html

Die Umsetzung der EU-Richtlinien zur Gleichbehandlung in nationales
Recht ist überfällig. Die Bundesregierung hat sich immerhin vorgenom-
men, im Sommer einen ersten Entwurf in den Bundestag einzubringen.

U m s e t z u n g  E U - G l e i c h b e h a n d l u n g s r i c h t l i n i e n

DGB fordert Kultur 
der Antidiskriminierung

EU-Erweiterung
nicht zu Lasten 
von Frauen

Die unklare Definition der

Dienstleistungsfreiheit im

EG-Vertrag kann zu Lohn-

dumping und Abbau von Ar-

beitsschutz führen – gerade

in klassischen Frauenbran-

chen. Darauf wies DGB-Vize

Ursula Engelen-Kefer in Ber-

lin auf der Konferenz „Ge-

schlechterdimensionen in

der transnationalen Zusam-

menarbeit“ hin. Möglich sei

etwa, dass eine polnische

Pflegeagentur in Deutsch-

land ihre Dienstleistungen

anbiete und die hierzulande

üblichen Tarife unterlaufe.

Auf Einladung des DGB Ber-

lin-Brandenburg diskutierten

am 19./20. Februar Gewerk-

schafterInnen und ExpertIn-

nen aus Deutschland, Polen

und Tschechien, wie der 

Prozess der EU-Erweiterung

so gestaltet werden kann,

dass Frauen nicht zu den 

VerliererInnen im neuen 

Europa werden.

Der geschlechtersensible

Blick auf die Erweiterung

wird in regionalen Veranstal-

tungen fortgesetzt. Sie sind,

wie die Konferenz, Teil des

von der EU geförderten Pro-

jekts GRIPS. Mit ihm wollen

die an Polen und Tschechien

angrenzenden DGB-Bezirke

in den Grenzregionen in 

Zusammenarbeit mit den

Nachbarländern Ängste ab-

bauen, Netzwerke knüpfen

und dafür werben, die 

EU-Erweiterung als Chance

zu begreifen. 

www.grips.dgb.de

Nicht nur bei gesetzlichen Regelungen zur Antidiskriminierung gehört
Deutschland zu den Schlusslichtern in der Europäischen Union. Die Deut-
schen zählen auch zu den EU-BürgerInnen, die ihre bereits bestehenden
Rechte, sich gegen Diskriminierungen zu wehren, am seltensten kennen. 

Diskriminierung: Nur ein Drittel kennt Rechte
Kennen Sie Ihre Rechte, falls Sie diskriminiert oder belästigt werden?
Anteil der Bevölkerung, die mit ja antworteten  (in Prozent)

Quelle: Eurobarometer 57.0 der EU-Kommission, Mai 2003 ©
 D
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GEWERKSCHAFTEN

zurückzuzahlen oder sich für Uni-
sex-Tarife stark zu machen. Nach
wie vor verlangen private Versiche-
rungen hierzulande von Frauen
höhere Beiträge oder zahlen ihnen
weniger aus. Die EU arbeitet an ei-
ner Richtlinie, um die Unternehmen
zu Unisex-Tarifen zu verpflichten.
Bisher wird das von der Bundesre-
gierung blockiert. Zu den Initiato-
rinnen gehören u.a. ver.di-Vize Mar-
gret Mönig-Raane, die Geschäfts-
führerin der Hans-Böckler-Stiftung
Heide Pfarr, und Leni Breymaier,
stellvertretende Vorsitzende des
DGB Baden-Württemberg. •

www.tagderabrechnung.de

S t i f t u n g  M i t b e s t i m m u n g

HBS-Vorläufer
wird 50

Drei Jahre nach dem fünfzigsten
Jahrestag der Verabschiedung des
Montanmitbestimmungsgesetzes
durch den Bundestag am 10. April
1951 rückt das Thema Mitbestim-
mung beim DGB erneut in den Vor-
dergrund. Ende April werden mit
der Hans-Böckler-Gesellschaft, ge-
gründet am 23.April 1954, und der
Stiftung Mitbestimmung, gegrün-
det am 1. Mai 1954, auch die bei-
den Vorläuferorganisationen der
heutigen Hans-Böckler-Stiftung 50.
Gefeiert wird am 2. Juni in Düssel-
dorf. Bereits zuvor, am 2.April, geht
die Stiftung in Berlin unter dem Titel
„Teilhaben und Mitbestimmen in
globalen Unternehmen“ der Frage
nach der Leistungsfähigkeit von
Volkswirtschaften mit gewerkschaft-
lich geregelten Märkten nach. •

älterer ArbeitnehmerInnen (Projekt
Finanzierung und Gestaltung des
Sozialstaates) auseinander.

Die profil-Werkstatt des DGB
wird 2004 mit zwei neuen Teilpro-
jekten zu den Bereichen „Innovati-
on für eine moderne Industrie- und
Dienstleistungspolitik“ und „Zu-
kunft der sozialen Sicherungssyste-
me“ fortgesetzt. •

christiane.zerfass@bvv.dgb.de

ten Startchancen erarbeitet wur-
den. Andere Beiträge setzen sich
mit der Idee der Schaffung von Ar-
beitsplätzen durch die Einführung
höherer Freibeträge in der Sozialver-
sicherung (Projekt Finanzierung und
Gestaltung des Sozialstaates), den
Anforderungen an einen familien-
freundlichen Betrieb (Projekt Gleich-
stellung verwirklichen) und dem
ungenutzten Arbeitsmarktpotenzial

D G B - Z u k u n f t s p r o j e k t e

Abschlussbericht
profil 03

Wie lassen sich Innovation und
soziale Sicherheit miteinander ver-
binden? Wie können die Gewerk-
schaften darauf reagieren, dass sich
der soziale Konsens in der Bundes-
republik verschoben hat? Wie kann
Solidarität wieder einen Platz auf
der gesellschaftlichen Werteskala
finden? Das sind die Ausgangsfra-
gen, mit deren Hilfe der DGB 2003
ein Jahr lang unter dem Titel „profil
03“ über seine Zukunftsvisionen
diskutiert hat. Jetzt liegt der Ab-
schlussbericht in Form eines Maga-
zins vor.

„Kompetenz finden, wo andere
nicht mehr suchen“ lautet eine der
Botschaften des Teilprojekts Bildung
und Qualifizierung, in dem Mög-
lichkeiten für eine bessere Förde-
rung von Jugendlichen mit schlech-

Die GdP hat mit 
dem Deutschen Rich-
terbund einen „inten-

siven Dialog“ vereinbart.
Neben einem Austausch
über die Arbeitsbedingun-
gen bei Polizei und Justiz 
ist auch die gemeinsame
„Erörterung künftiger Ge-
setzesvorhaben“ geplant.

ver.di hat Bund und 
Länder zu Verhand-
lungen über ein

„Spartenfenster Wissen-
schaft“ aufgefordert. Durch
die Neugestaltung des Tarif-
rechts soll die Attraktivität
öffentlicher Forschung ge-
steigert und die Abwande-
rung von WissenschaftlerIn-
nen verhindert werden.

IG BAU und GdP haben 
gemeinsam Nachbes-
serungen am Gesetz-

entwurf der Bundesregie-
rung zur Bekämpfung der
Schwarzarbeit gefordert. 
Es müsse klarer zwischen
privater und gewerblicher
Schwarzarbeit unterschie-
den werden. Die Ausnahme-
regelungen, die Schwarzar-
beit erst bei „erheblichem
Umfang“ von Dienst- oder
Werkleistungen feststellen,
müssten eingeschränkt wer-
den. Auch die NGG fordert
eine klare Definition.

Die IG BCE hat elf 
Anforderungen an 
den Entwurf des „Na-

tionalen Allokationsplans“
zum europäischen Emissions-
handel von Umweltminister
Jürgen Trittin (Grüne) for-
muliert. Der Plan soll den
2005 beginnenden Handel
mit Emissionszertifikaten
regeln. www.igbce.de/ Upload/ 

0213_anforderungen_igbce_

nap_52338.pdf.

kurz&bündig

164 596 Gewerkschaftsmitglieder
sind im vergangenen Jahr von der
DGB Rechtsschutz GmbH vor
Gericht vertreten worden. Das 
entspricht einem Zuwachs von 
5,2 Prozent gegenüber 2002. Im 
Arbeitsrecht entfiel die Hälfte 
aller Verfahren auf Kündigungs-
schutzklagen, in 41 Prozent der 
Fälle ging es um Lohn und Gehalt.
Im Sozialrecht betrafen 80 Prozent
aller Verfahren Fragen der Arbeits-
losenversicherung, der Renten-
versicherung und des Schwerbe-
hindertenrechts.
2003 hat die DGB Rechtsschutz
GmbH 496 Millionen Euro für die
Gewerkschaftsmitglieder erstrit-
ten. 329 Millionen Euro vor den 
Arbeits-, 167 Millionen Euro vor 
den Sozialgerichten.
Wie ein flächendeckender Rechts-
schutz auch bei knapper werden-
den Ressourcen erhalten werden
kann, will der Aufsichtsrat der DGB
Rechtsschutz GmbH am 3. März ent-
scheiden. In ländlich strukturierten
Gebieten, in denen kein ständig 
besetztes Rechtsschutzbüro bereit
gehalten werden kann, sollen nach
Möglichkeit lokale Angebote ent-
wickelt werden, um die Anfahrts-
wege der Gewerkschaftsmitglieder
kurz zu halten.

Nicht nur
Kündigung & Co
Streitgegenstand von Verfahren
der DGB Rechtsschutz GmbH 2003
(in Prozent)
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Quelle:  DGB Rechtsschutz GmbH

37,6

Arbeitsrecht

Sozialrecht

betriebsbedingte Kündigung

verhaltensbedingte Kündigung

krankheitsbedingte Kündigung

sonstige streitige Beendigung des
Arbeitsverhältnisses

Arbeitsentgelt

Rentenversicherung

Unfallversicherung

Kranken- und Pflegeversicherung

Arbeitslosenversicherung

Schwerbehindertenrecht

Sonstiges (z.B. Sozialhilfe, Kindergeld,
Erziehungsgeld)

Sonstiges (z.B. Zeugnis,
betriebliche Altersversorgung)

6,9

1,8

2,4

9,7

26,2

9,8

5,0

28,6

23,5

6,9

40,8

8 . M ä r z

Tag der
Abrechnung

Um gegen geschlechterspezifi-
sche Tarife in der privaten Renten-
und Krankenversicherung zu protes-
tieren, haben Frauen zum „Tag der
Abrechnung“ aufgerufen. Ab dem
8. März werden Frauen Kanzler
Gerhard Schröder auffordern, zu
viel gezahlte „Frauenstrafprämien“
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MEINUNG

In der wohl tiefsten wirtschaftlichen Krise, die
unser Land in den vergangenen 30 Jahren erlebt hat,
ist die Politik in Bewegung geraten. Unser Land al-
lein? Nein, über die Jahre 2001 bis 2003 ist der Glo-
balisierungsprozess insgesamt ins Stocken geraten.
Die Traumzuwächse im Welthandel der 90er Jahre
ließen sich nicht bruchlos verlängern. Die Blase der
New Economy platzte, Träume schwanden mit den
Aktienkursen dahin. Und überall dort, wo sich 
Finanz- und Geldpolitiker zu einer unhei-
ligen Allianz der Sparer zusammengetan
hatten, entwickelten sich die Inlandsmärk-
te nicht stabilisierend, sondern krisenver-
schärfend. Damit gerieten natürlich alle auf Wachs-
tum ausgerichteten Systeme unter enormen Druck,
seien es Sozialversicherungen oder das deutsche
System der Lohnfindung, die Tarifautonomie.

Statt über eine richtige Wirtschaftspolitik nach-
zudenken, betrieben die Regierungen in Europa So-
zialabbau. Angetrieben von der Verzweiflung über
wachsende Defizite in den sozialen Sicherungssys-
temen, über den Anstieg der Massenarbeitslosigkeit
und durch rückwärtsgewandte Grundüberzeugun-
gen wurden Einschnitte in die an der schwachen
Konjunktur leidenden Sicherungssysteme diskutiert
und beschlossen.

Den Gewerkschaften kommt jetzt eine besonde-
re Verantwortung zu. Wir müssen die Systeme von
den Sozialversicherungen über die Mitbestimmung
bis hin zur Tarifautonomie wieder begründen
und unsere Politik neu justieren – siehe etwa
die Reformagenda des DGB. In Zeiten großen Zwei-
fels ist es kein einfaches Unterfangen, für eine Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsordnung einzutreten, die
eine stetige Entwicklung der Wirtschaft mit einem
gerüttelt Maß an Sicherheit für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer verbindet.

Der DGB hat dazu die „Kommunikationskampag-
ne“ entwickelt. Ein zugegeben technischer Begriff.
Aber letztlich geht es um Technik. Es geht darum,
den politischen Handlungsspielraum der
Gewerkschaften über Betriebe und Unter-
nehmen hinaus zu erweitern. Wenn wir die
BürgerInnen von unserer richtigen Politik überzeu-
gen wollen, müssen wir uns der Öffentlichkeit stellen,
ungefiltert durch Vermittler wie Werber oder Journa-

listen. Was im ersten Halbjahr
2003 begonnen wurde, schien
angesichts der Dimension der
Themen, mit denen die Arbeit-
nehmerInnen konfrontiert wa-
ren, gering. Ich erinnere mich
wohl an die Beschreibungen von
„feuerroten Spielmobilen“, mit
denen durch die Landschaft zu
fahren nicht ausreichen würde,
um die Politik zu beeinflussen.
Oder gar den Vormarsch des
Neoliberalismus zu stoppen.

Aber entgegen vieler Unken-
rufe waren wir durchaus erfolg-

reich. Durch intensive Öffentlichkeitsarbeit vor Ort,
mit Ständen, Flugblattaktionen und Gesprächen mit
Bürgern und Politikern, begleitet durch eine zentrale
Lobby- und Pressearbeit haben wir es geschafft,
gesetzliche Eingriffe in die Tarifautonomie
zu verhindern. Ohne eine vielschichtige Mobili-
sierung wäre das nicht gelungen.

In diesem Jahr weiten wir den Aktionsradius aus.
Statt uns auf elf Regionen zu bescheiden, beteiligen
sich im März nahezu 40 Schwerpunktregionen und
damit fast die Hälfte der DGB-Regionen an der Kam-
pagne. Natürlich sind alle Regionen aktiv. Und natür-
lich werben wir für unsere Arbeit, dass ohne die Ge-
werkschaften gute und vor allem anständig bezahl-
te Arbeit zum Lotteriespiel würde.

Natürlich nutzen wir den März auch, um für den
europäischen Aktionstag am 3.April zu mobilisieren.
Die Kommunikationskampagne ist 2003 angelau-
fen, zahllose engagierte Kolleginnen und Kollegen
haben mit ihrem Einsatz zum Erfolg gewerkschaftli-
cher Politik beigetragen. In diesem wie im kommen-
den Jahr werden wir den Beweis antreten müssen,
dass unsere ehren- und hauptamtlichen KollegInnen
stabile Strukturen entwickelt haben, um für unsere
Politik erfolgreich zu werben. In 2005 müssen wir
daran gehen, die gesamte Struktur einzubeziehen.
Es gibt in den nächsten Monaten viel zu
tun: Insolvenzschutz für Arbeitszeitkonten durchset-
zen, das unerträgliche Zumutbarkeitsgesetz kippen
und das Sperrfeuer gegen die überfällige Ausbil-
dungsumlage durchbrechen. •

Die Gewerkschaften werden im diesem Frühjahr den Aktionsradius der DGB-Kommunikations-
kampagne erweitern. Denn entgegen vieler Unkenrufe war sie 2003 durchaus erfolgreich – 
etwa dabei, gesetzliche Eingriffe in die Tarifautonomie zu verhindern. Meint DGB-Öffentlich-
keitsarbeiter Hilmar Höhn.

Aufstehen,
damit es endlich
besser wird

Unter diesem Motto mobili-

sieren DGB, Gewerkschaften

und viele Bündnispartner für

den europäischen Aktions-

tag am 3. April. Auch die

vierte Welle der DGB-Kom-

munikationskampagne steht

ganz in seinem Zeichen.

Knapp 40 Schwerpunktregio-

nen werden den gesamten

März über mit vielfältigen

Aktionen Zeichen setzen für

eine andere Reformpolitik.

Ob Fahrgast-TV in Hannover,

Aktionszeitung in Köln oder

Europa-Glücksrad in der 

Ingolstädter Innenstadt: 

Ziel der Aktivitäten ist, mit

den Menschen vor Ort ins

Gespräch zu kommen.

Den Reigen eröffnet ein 

Sozialgipfel in Dresden am 

1. März. Der DGB Sachsen

will gemeinsam mit Kirchen

und Wohlfahrtsverbänden

Flagge zeigen für ein sozia-

les Europa. Ergänzt wird der

Gipfel durch Veranstaltun-

gen in den Regionen, in 

denen grenzüberschreitende

Netzwerke mit polnischen

und tschechischen Arbeit-

nehmerInnen ausgebaut

werden sollen. Von Gera bis

Weimar: In „Zukunftszelten“

wollen die thüringischen 

GewerkschafterInnen über

Arbeit und Bildung in der 

Region diskutieren. Durch

Baden-Württemberg tourt

der „Circus Sociale“, und auf

dem Münchner Marienplatz

werden zahlreiche Wecker

unüberhörbar verkünden:

München, aufwachen!

Mehr Infos: www.dgb.de
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Damit Arbeit nicht zum Lotteriespiel wird

Hilmar Höhn, 35,
leitet seit einem
Jahr die Abtei-
lung Öffentlich-
keitsarbeit beim
DGB-Bundesvor-
stand.



personalien
schutzsekretäre Sigfried Engel,
49, Günter Dorsch, 50, Frank
Ott, 40, und Engelbert Winter,
46, sowie die Verwaltungsange-
stellte Beate Mertel, 48.
••• Wera Reineke, 53, Regio-
nalbeauftragte Hessen/Thüringen
der DGB Rechtsschutz GmbH, ist
seit dem 1. Februar Regionalbeauf-
tragte für Nordrhein-Westfalen.
Das Bundesland Hessen bildet zu-
sammen mit Rheinland-Pfalz und
dem Saarland die neue DGB-
Rechtsschutz-Region Südwest. Re-
gionalleiter ist Matthias Bauer,
54, der bislang bereits für Rhein-
land-Pfalz/Saar zuständig war.
Edelgard Westermann, 49, bis-
lang Regionalbeauftragte Sachsen/
Sachsen-Anhalt, ist jetzt Regional-

beauftragte der unter Einschluss
des Landes Thüringen gegründeten
DGB-Rechtsschutz-Region Südost.
••• Klaus Zimmermann, 53,
Projektleiter von „Arbeit und Le-
ben“ in Dessau, ist seit dem 16.
Februar Referent für Wirtschafts-,
Struktur- und Arbeitsmarktpolitik
des DGB Sachsen-Anhalt.
••• Patricia Grillo, 38, leitet seit
Anfang des Jahres die Abteilung
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des
Europäischen Gewerkschaftsbun-
des (EGB) in Brüssel. Die Französin,
die vorher unter anderem für die
EU-Kommission im Bereich Kommu-
nikation arbeitete, folgt Wim Ber-
gans, 61, der, seit dem Gründungs-
jahr 1973 beim EGB beschäftigt,
1980 die Verantwortung für die
Pressearbeit übernommen hatte.

14TAGE
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••• Die Gesellschafterversamm-
lung der DGB Rechtsschutz GmbH
hat am 9. Februar die Mitglieder für
den Aufsichtsrat berufen. Auf der
Seite der Anteilseigner gehören
dem Aufsichtsrat neben dem DGB-
Vorsitzenden Michael Sommer,
52, der GdP-Vorsitzende Konrad
Freiberg, 52, sowie die Vor-
standsmitglieder Heiko Gosch,
51, GEW, Fritz Kollorz, 58, IG
BCE, Gerd Herzberg, 53, ver.di,
Regina Rusch-Ziemba, 48,
TRANSNET, Dietmar Schäfers,
48, IG BAU, Kirsten Rölke, 54,
IG Metall, Werner Weck, 56,
NGG, sowie der Frankfurter Rechts-
anwalt Wolfgang Apitzsch, 57,
an. Für die ArbeitnehmerInnen sit-
zen im Aufsichtsrat die Rechts-

Gespräch von Bun-
deskanzler Gerhard Schröder mit
dem Geschäftsführenden DGB-Bun-
desvorstand, Berlin

DGB Nord, „Agen-
da 2010, und das Sozialstaatsge-
bot“, Flensburg

DGB-Bundesaus-
schuss, Berlin

In te rna t iona le r
Frauentag

DGB, Verabschie-
dung von Prof. Dr. Jürgen Kromp-
hardt aus dem Sachverständigen-
rat, Berlin

ver.di, Arbeitsta-
gung Beamtenpolitik, Berlin

DGB Thüringen,
Konferenz „Das paritätische Prinzip
in den sozialen Sicherungssyste-
men“, Erfurt

11.3.

8.-10.3.

8.3.

8.3.

3.3.

2.3.

1.3.

DIES&DAS
Postvertriebsstück A 45918 Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath

BINNENNACHFRAGE: Schlusslicht Deutschland
Die wichtigste Ursache für die Wachs-
tumsschwäche in Deutschland ist die
fehlende Dynamik der Binnennachfrage,
darauf hat das Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftliche Institut (WSI) hinge-
wiesen. In den vergangenen vier Jahren
ist die Binnennachfrage in Deutschland
im Gegensatz zu vergleichbaren Indus-
triestaaten wie Frankreich, Großbritan-
nien und den USA zweimal gesunken:
2001 um 0,7 Prozent, 2002 sogar um 
1,6 Prozent. Die Exporte lagen dagegen
im gleichen Zeitraum in Deutschland
kontinuierlich über dem Vorjahrsniveau. ©
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Binnen-
nachfrage

Wachstum der realen Binnennachfrage und der Exporte 2000 – 2003 (in Prozent)

Exporte

Quelle: WSI-Konjunkturbericht 2003; Ursprungsdaten: OECD
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Schlusspunkt●

IG BAU-Vorsitzender Klaus Wiesehügel in einem Interview der Frankfurter
Rundschau vom 24. Februar auf die Frage, ob die SPD unter dem künfti-
gen Parteivorsitzenden Franz Müntefering auf die Unterstützung der 
Gewerkschaften setzen kann. 

„Allein der Rücktritt von Kanzler Schröder 
vom SPD-Vorsitz reicht dafür nicht.“
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„Steuern für Reiche runter,
Rechte für Arbeitnehmer weg“ –
auf diese Faustformel bringt der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer
die radikalen Sozialabbau-Pläne
von CDU und CSU. Ob Lockerung
des Kündigungsschutzes oder
Schwächung der Tarifautonomie:
Was die Union plane, sei „ein An-
schlag gegen Beschäftigte, Arbeits-
lose und ihre Familien“.

Während die Union den Sozial-
staat angreift, blockt Rot-Grün
DGB-Forderungen nach einem 
„Politikwechsel“ (Sommer) ab. Ob
Betriebsrentenreform oder neue
Zumutbarkeitsregeln für Arbeitslo-
se – in wichtigen politischen Streit-
fragen kommen sich DGB und Re-
gierung keinen Schritt näher.

Auch die Proteste gegen die
Verdoppelung des Krankenkassen-
beitrags auf Betriebsrenten prallen
an der Koalition ab. Selbst pfiffige
Alternativ-Ideen fallen nicht auf
fruchtbaren Boden. So hat die IG
Metall vorgeschlagen, dass Betriebs-
renten bis 121 Euro in jedem Fall
beitragsfrei bleiben (bislang wird die
gesamte Betriebsrente beitragspflich-

tig, sobald sie 121 Euro übersteigt).
Müsste nur für den übersteigenden
Betrag der volle Beitrag gezahlt wer-
den, würde das die Mehrzahl der
Betriebsrentner erheblich entlasten.
Aber es würde auch die Einnahmen
der Krankenkassen schmälern. Und
deshalb habe der Vorschlag „wenig
Realisierungschancen“, ergab eine
einblick-Nachfrage im Kanzleramt.
Der Griff ins Portmonee der Betriebs-
rentner soll den Kassen immerhin
1,6 Milliarden Euro bescheren.

Dramatische Auswirkungen auf
die Rente könnte die Einführung
des so genannten Nachhaltigkeits-
faktors haben, der ab 2005 das
Verhältnis von BeitragszahlerInnen
und RentnerInnen berücksichtigen
soll. Danach darf die Durchschnitts-
rente bis 2020 auf 46 und bis 2030
auf 43 Prozent des Bruttolohns mi-
nus Sozialabgaben sinken (derzeit
beträgt sie 52 Prozent). Im letzten
Moment fügte die SPD-Fraktions-
spitze eine Revisionsklausel ein.
Danach muss die Regierung Vor-
schläge unterbreiten, wie das Ni-
veau von 46 Prozent gehalten wer-
den kann, wenn es unter diese
Marke zu fallen droht. Das sei „ein
Teilerfolg“, sagt DGB-Sozialexperte
Heinz Stapf-Finé, „besser als
nichts“.

Massive Probleme schaffen auch
die neuen Zumutbarkeitsregeln,
wonach Langzeitarbeitslose ab 2005
jeden Job annehmen müssen. Dass
für sie nicht einmal ortsübliche 
Löhne gelten sollen, beschwört die
Gefahr des Lohndumpings herauf.
Dennoch gab es in dieser Frage
beim Treffen des Bundeskanzlers
mit dem Geschäftsführenden DGB-
Vorstand und den neun Bezirksvor-
sitzenden am 1. März „nur wenig
Fortschritt“ (DGB-Chef Sommer).
Aber: „Unser Druck hat Bewegung
in die Politik gebracht“.

Und zwar beim Thema Insol-
venzschutz für Arbeitszeitkonten.
Jetzt soll ernsthaft geprüft werden,
wie verhindert werden kann, dass
jährlich zehntausende Arbeitszeit-
konten Unternehmenspleiten zum
Opfer fallen.Auch in Sachen Ausbil-
dungsplatzumlage soll etwas pas-
sieren. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.labournet.de/
diskussion/arbeit/realpolitik/

psa/maat/index.html
Die Geschichte einer 

Vorzeige-PSA

www.einblick.dgb.de
Baustein zur Integration:

Curriculum Orientierungs-
kurse. Diskussionspapier

der DGB-Vorstände 
Heinz Putzhammer und

Dietmar Hexel

5/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 15.03.2004

Die Grünen wollen das 
Betreuungsangebot 

für Kinder erheblich aus-
weiten. Der Bund solle eine
Kinderkasse einrichten, die
durch Einschränkungen beim
Ehegattensplitting gefüllt 
werden könne, fordert die 
parlamentarische Geschäfts-
führerin Ekin Deligöz.

+ FDP-Fraktionsvize 
Rainer Brüderle hat 

das so genannte Wachstums-
programm der CDU/CSU als 
„zu mutlos“ bezeichnet. 
Notwendig sei „weniger 
Gewerkschaftseinfluss“ in 
den Betrieben. Nur so kämen
Arbeitslose wieder in Lohn
und Brot.

-
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Wachsende Kritik 
an Banken und EZB
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Schwarz greift an, Rot-Grün blockt ab

Neue Mail-Anschrift:
redaktion@einblick.info

Mehr als ein Drittel aller Vollzeit-
beschäftigten in Westdeutschland
(6,3 Millionen) arbeitet seit Ende 
der 90er Jahre im Niedriglohnsektor. 

Immer mehr
Beschäftigte im Niedriglohnsektor,
Westdeutschland 1997 (in Prozent)
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  * unter 50 Prozent des Durchschnittslohns
** 50 bis 75 Prozent des Durchschnittslohns
Quelle: WSI-Mitteilungen 7/2003

Armuts-
löhne*

Prekäre
Löhne**

12,1

23,8
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POLITIK AKTUELL
S o z i a l g e r i c h t e

DGB sammelt
Unterschriften

Der DGB-Bundesvorstand sorgt
sich um die Zukunft der Sozialge-
richte. So hat er eine Unterschrif-
tenaktion „für die Eigenständigkeit
der Arbeits- und Sozialgerichtsbar-
keit“ gestartet. Damit soll ein Ge-
setzentwurf der Bundesregierung
gestoppt werden, der es den Län-
dern gestatten würde, die Sozialge-
richte den Verwaltungsgerichten
zuzuschlagen. Dasselbe könne auf
die Arbeitsgerichte zukommen, be-
fürchtet der DGB.

Gleichzeitig hat DGB-Vize Ursula
Engelen-Kefer Bundessozialminis-
terin Ulla Schmidt (SPD) aufgefor-

dert, Sozialgerichtsverfahren auch
weiterhin kostenfrei zu halten. An-
lass des Schreibens: Der Bundesrat
hat einen Gesetzentwurf vorgelegt,
wonach Streitverfahren vor den 
Sozialgerichten 75 bis 300 Euro
kosten sollen. Damit würde „eine
generelle Zugangsbarriere“ zu den
Sozialgerichten geschaffen, schreibt
Engelen-Kefer. Die Kostenfreiheit
der sozialgerichtlichen Verfahren
sei jedoch „eine der tragenden
Säulen für die Verwirklichung der
sozialen Rechte“. Unterschriften-
listen beim DGB-Bundesvorstand,
per Fax (030/240 60 761) oder E-
Mail (asr@bvv.dgb.de). •

G e r m a n w a t c h

Kritik an ILO-
Kommission

Die entwicklungspolitische Nord-
Süd-Initiative Germanwatch hat
kritisch auf den Bericht der Welt-
kommission der International La-
bour Organization (ILO) zur Sozia-
len Dimension der Globalisierung
reagiert. Die Kommission der ILO
hatte die Auswirkungen der Globa-
lisierung analysiert und Vorschläge
zu einer sozialeren Gestaltung erar-
beitet. In ihrer Stellungnahme be-
grüßt Germanwatch die Botschaft
sowie die grundsätzliche Stoßrich-
tung des Berichts, demzufolge sich
der „aktuelle Pfad der Globalisie-
rung“ ändern müsse.

Dennoch merkt die Nord-Süd-
Organisation kritisch an, dass die
Kommission beim Thema multina-
tionale Unternehmen verbindliche
Regeln vermissen lässt.Verbindliche
Instrumente wie OECD-Leitsätze
für multinationale Unternehmen
würden nur als „Benchmarks“ oder
„Referenzrahmen“ aufgeführt, wei-
tergehende UN-Normen fänden gar
keine Erwähnung. „Bei der Regulie-
rung von multinationalen Unterneh-
men fällt der von der Kommission
geforderte Kurswechsel nur halb-
herzig aus“, kritisiert Cornelia Hey-
denreich, Referentin für Unterneh-
mensverantwortung bei German-
watch. •

Der Ton in Berlin ist rauer, alles ist
schnelllebiger. Die Zusammenar-
beit mit den JournalistInnen ist

nicht so intensiv wie in Stuttgart, wo nicht nur die 
IG Medien, sondern auch die ÖTV ihre Zentrale hat-
te. Statt auf Journalisten zu treffen, die in ihr Thema
langfristig eingearbeitet sind, haben viele oft nur
Zeit, um ein kurzes Zitat einzuholen. Zwei oder drei
Sätze O-Ton, nur wenig Tiefgang. Der Zeitdruck, un-
ter dem JournalistInnen heute schreiben, ist enorm.
Viele haben einfach nicht die Möglichkeit, sich in
komplexe Themen einzuarbeiten. Und es gibt eine
enorme Konkurrenz der Themen. Beherrscht wur-
den die Schlagzeilen der vergangenen Woche nicht
nur von dem Erdrutschsieg der CDU in Hamburg,
sondern auch von der Nominierung Horst Köhlers als
Unions-Kandidat für die Rau-Nachfolge. Nicht ganz
einfach, dagegen die Tarifauseinandersetzung bei
der Post und die Vorbereitungen für den Aktionstag
am 3. April in die Schlagzeilen zu bringen. Aber un-
ser Konflikt mit Schlecker ist gut gelaufen, ebenso
unsere Reaktionen auf den Angriff von CDU/CSU auf
den Sozialstaat.
Auch die ver.di-Gründung mit den inzwischen 16
Vorstandsmitgliedern hat die Pressearbeit grundle-

gend verändert. Dass die Journalisten inzwischen
nicht nur nach einem Statement des ver.di-Vorsit-
zenden Frank Bsirske fragen, sondern zum Beispiel
in Sachen Einzelhandel mit Franziska Wiethold spre-
chen wollen, oder, wenn es um Banken geht, mit
Hinrich Feddersen, zeigt, dass die Idee, den ver.di-
Fachbereichen eigenen Gestaltungsspielraum zu ge-
ben, auch in der Öffentlichkeit angekommen ist.
In der Darstellung unserer Politikangebote müssen
wir Gewerkschaften trotzdem besser werden. Wir
müssen Themen langfristig besetzen. Wir dürfen das
Ausfüllen von Begriffen wie „soziale Sicherheit“
nicht den politischen Gegnern überlassen. Und wir
müssen aufhören, bei der Lösung politischer Proble-
me zu sehr auf die SPD zu schielen. Das Pfund, das
wir viel stärker in die Waagschale werfen müssen,
sind unsere Mitglieder.
Zweieinhalb Jahre war ich gemeinsam mit meiner
Frau Ursula in der Pressestelle in Berlin. Viel gesehen
von der Stadt haben wir leider trotzdem nicht. Im
Mai gehen wir zurück nach Stuttgart. Dort will ich
noch einmal etwas ganz anderes machen: Bücher
herausgeben. Nicht nur das Gewerkschaftsjahrbuch
„werden“, sondern bei „internet-editionen.de“ auch
aktuelle und vergriffene Literatur.

wiewardiewoche?
Am 17. März geht Herman Zoller, 64, nach insgesamt 39 Jahren Arbeit bei 
der Gewerkschaft in seinen Jahresurlaub und von da aus in Rente. Zoller war
zunächst Redakteur, dann Pressesprecher der IG Druck und Papier, später der 
IG Medien und der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di. einblick hat ihn 
gefragt, wie seine letzten Arbeitstage in der ver.di-Zentrale waren.
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Bei der Hamburger Bürgerschaftswahl gewann die CDU 
unter den gewerkschaftlich organisierten WählerInnen unterdurch-
schnittlich: Während die CDU gegenüber 2001 insgesamt um 21 Prozent
zulegen konnte, gewann sie unter den Gewerkschaftsmitgliedern 
15 Prozent (gewerkschaftlich organisierte ArbeiterInnen: 20 %,
Angestellte: 13 %). Mehr als andere WählerInnen votierten 
Gewerkschaftsmitglieder dagegen für die Pro DM/Schill-Partei.
Fünf Prozent aller GewerkschafterInnen und sogar neun Prozent 
der organisierten ArbeiterInnen gaben ihre Stimme der neuen Partei
des Rechtspopulisten Ronald Schill (insgesamt 3,1 %).

SPD bei GewerkschafterInnen noch vorn
Stimmenanteil bei der Hamburger Bürgerschaftswahl vom 29.02.2004 (in Prozent)

Quellen: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Bürgerschaftswahl vom 29.02.2004/ Landeswahlleiter Hamburg,
Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©

 D
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* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)

Alle WählerInnen

Gewerkschaftsmitglieder*

Gewerkschaftlich organisierte Angestellte

Gewerkschaftlich organisierte ArbeiterInnen

47,2

33

29

39

30,5

42

46

40

12,3

13

14

6

3,1

5

4

9

2,8

2

3

1

4,2

5

4

5

CDU/CSU SPD Grüne/GAL Pro DM/Schill FDP Andere
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deutlich weniger als die von der
EZB angepeilte Zielmarke von
knapp unter 2,0 Prozent.

Immer mehr Ökonomen und
auch die Kommentatoren der Wirt-
schaftspresse – von der FAZ bis zur

Zeit – legen der Notenbank nahe,
den Spielraum zu nutzen, der sich
aus der geringen Inflationsrate er-
gibt. Sie sehen die Gefahr, dass eine
allzu harte Haltung der EZB den Auf-
schwung gefährden könnte. Nach
drei Jahren Stagnation wäre es 
fatal, wenn die wirtschaftliche Er-
holung auch 2004 nicht gelingt.
„Wenn der Aufschwung in Deutsch-
land in diesem Jahr ausfällt“, sagte
Peter Bofinger, künftiges Mitglied
im Sachverständigenrat, gegenüber
einblick, „dann hätte das gravie-
rendere Folgen, als wenn die Infla-
tionsrate auf 2,5 Prozent steigen
würde“.

D r u c k  a u f  d a s  Z i n s n i v e a u

Wachsende Kritik an Banken und EZB
Ein hoher Euro-Kurs, teure Bankkredite und die Zinspolitik der Euro-
päischen Zentralbank gefährden die wirtschaftliche Erholung und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze. Der Ruf nach niedrigeren Leitzinsen 
und nach günstigeren Darlehen wird lauter. Der Aufschwung 2004, 
so der neue Wirtschaftsweise Peter Bofinger, dürfe nicht dem 
starren Blick auf die Inflationsrate geopfert werden. 

Geht dem Aufschwung die Luft
aus, noch ehe er recht begonnen
hat? Das Jahr fing zwar vielverspre-
chend an, inzwischen aber hat sich
die wirtschaftliche Erholung spür-
bar verlangsamt. Die Auftragsein-
gänge der Industrie, die Ausgaben
der Verbraucher, die Arbeitslosen-
quote – die meisten volkswirt-
schaftlichen Daten sind im Februar
schlechter ausgefallen als erwartet.

Eine der Hauptursachen für den
Rückschlag sehen die Experten im
festen Euro. Der hohe Wechselkurs
verteuert die Exporte und schwächt
damit die europäischen Unterneh-
men im Wettbewerb. Um den An-
stieg des Eurokurses zu stoppen,
wären niedrigere Zinsen wichtig.
Doch trotz eindringlicher Appelle
weigert sich die Europäische Zen-
tralbank (EZB) bisher beharrlich, die
Leitzinsen zurückzunehmen.

Mit dieser Geldpolitik, so DGB-
Vorstand Heinz Putzhammer, werde
die EZB „zunehmend zu einem
Wachstums- und Beschäftigungs-
hindernis“. Weil die EZB mit ihrer
Zinspolitik den Euro stärkt und so
dem Export schadet. Und weil sie
die Investitionen der Firmen und
die Kauflust der privaten Haushalte
bremst. Eine Senkung der Leitzin-
sen von 2,0 auf 1,5 Prozent sei not-
wendig, um die Investitionsbereit-
schaft anzukurbeln, sagt Putzham-
mer.Vor dem Hintergrund historisch
niedriger Preissteigerungsraten und
sinkender Inflationserwartungen ge-
be es keinen sachlichen Grund ge-
gen eine Zinssenkung.

Die Gefahr, dass ein Zinsschritt
der EZB die Inflationsgefahr erhöht,
ist gering. Für 2004 wird inzwischen
nur noch eine Preissteigerungsrate
von 1,6 Prozent vorausgesagt –

Ob sich aus den ersten positi-
ven Konjunktursignalen zu Jahres-
beginn ein sich selbst tragendes
Wachstum entwickelt, wird ent-
scheidend auch davon abhängen,
ob die Wirtschaft mit genügend 
finanziellen Mitteln versorgt wird.
Aber nicht nur die EZB ist gefordert.
Auch die Kreditinstitute müssen 
ihre Zinsen senken, damit der Auf-
schwung eine Chance hat. Bisher
haben die deutschen Banken noch
nicht einmal die letzte Leitzins-

senkung der EZB vom
Juni 2003 in vollem
Umfang an ihre Kun-
den weitergegeben.
Besonders bei Über-
ziehungs-, Wohnungs-
bau- und Unterneh-
menskrediten blockie-
ren sie. „Die deut-
schen Firmen müssen
für Kredite deutlich
mehr bezahlen als ihre
Wettbewerber im Rest
der Euro-Zone“, klagt
die Financial Times
Deutschland.

Nach Berechnun-
gen der Bundesbank
sind kurzfristige Kredi-
te in Deutschland um
0,22 Prozentpunkte
und langfristige um bis
zu 0,51 Prozentpunkte

teurer als im europäischen Ausland.
Die Zinspolitik der Banken trifft vor
allem kleine und mittelständische
Unternehmen, die nur über eine ge-
ringe Eigenkapitaldecke und weni-
ger Sicherheiten verfügen.Aber ge-
rade diese Unternehmen sind die
Hoffnungsträger für die Konjunktur.

Ohne Kredite blieben die Inves-
titionspläne vieler Firmen auf der
Strecke, sagt der DGB-Vorsitzende
Michael Sommer. Er fordert, dass
die Banken endlich ihrer Verant-
wortung nachkommen und die
Wirtschaft stärken, statt ihre Bilan-
zen auf Kosten von Unternehmen
und Arbeitsplätzen zu sanieren. •

Die Preise im Visier

Vorrangiges Ziel der Euro-

päischen Zentralbank (EZB)

ist es nach den Verträgen

von Maastricht, für Preis-

niveaustabilität im Euro-

Währungsraum zu sorgen.

Die Politik der 1998 gegrün-

deten EZB ist deshalb sehr

restriktiv auf eine Begren-

zung der Geldmenge gerich-

tet. Eine zentrale Rolle spielt

dabei der Leitzins, von dem

die Konditionen abhängen,

zu denen die Geschäftsban-

ken mit Geld ausgestattet

werden.

Mit ihrer ausschließlich am

Preisniveau orientierten 

Politik unterscheidet sich die

EZB von anderen wichtigen

Zentralbanken, die auch 

das Wirtschaftswachstum 

im Auge haben. So hat die

US-Notenbank die amerika-

nischen Leitzinsen in den

vergangenen drei Jahren

deutlich stärker herunter-

gefahren als die EZB, um der

Wirtschaftsflaute entgegen

zu wirken. 

Die Politik der EZB ist ein

wesentlicher Grund für den

festen Kurs des Euro, da die

vergleichsweise hohen Zin-

sen Kapital aus Amerika und

Asien anziehen. Der starke

Euro belastet die hiesige

Wirtschaft, weil er europäi-

sche Waren international

teuer macht. Wenn die Devi-

senexperten Recht behalten

und der Euro schon bald auf

über 1,30 Dollar steigt, wäre

das Gift für Europas Export-

industrie.

Deutsche Banken verlangen von ihren Firmen-
kunden deutlich höhere Zinsen als Kreditinsti-
tute in anderen Euro-Ländern. Bei den für die
mittelständischen Betriebe wichtigen Krediten
von bis zu einer Million Euro lag die Differenz
2003 im Schnitt bei einem halben Prozent. 

Hochzinsland Deutschland
Zinssätze für Unternehmenskredite
bis eine Million Euro* in Deutschland und
in den Euro-Ländern 2003 (in Prozent)

©
 D
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Quelle: Deutsche Bundesbank; Europäische Zentralbank
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pics“ auf die Arbeitsbedingungen
in der Sportbekleidungsindustrie
hinweisen. Die Aktion wird getra-
gen von der Kampagne für „saube-
re“ Kleidung, Oxfam und DGB.
Grundlage ist eine Studie, die zeigt,
wie globale Unternehmen systema-
tisch Arbeitsschutz und Arbeitneh-
merInnenrechte untergraben. Ziel
der Kampagne ist eine sozial ver-
antwortliche Beschaffungspolitik in
der Sportartikelindustrie. •

www.fairolympics.org

C e B I T  2 0 0 4

Gewerkschaften mit großem Programm

stellen. Darüber hinaus gibt es Infos
zum Arbeitsvertrag und rund um
den Job, über Einstiegsgehälter so-
wie zahlreiche fachspezifische Vor-
träge. Betriebsräte und Jugendver-
treter aus IT-Unternehmen stehen
für Gespräche zur Verfügung. Auch
die ver.di-VertreterInnen zählen in-
zwischen zu den alten Hasen der
Computermesse. Von OnForTe über
die Kampagne „Onlinerechte für
Onlinebeschäftigte“, Veranstaltun-

„Get the spirit
of tomorrow“,
unter dem
Motto der dies-

jährigen CeBIT sind auch IG Metall
und ver.di wieder dabei. Die IG Me-
tall ist vom 18. bis 24. März bereits
zum fünften Mal auf der weltgröß-
ten Computermesse in Hannover
vertreten. Dabei will sie 2004 die
Neuauflage ihrer – fast schon tradi-
tionellen – IT-Gehaltsanalyse vor-

und Sozialdemokraten im Gesund-
heitswesen. Anmeldeschluss ist der
17. März. •

Tel. 0211 / 136 22 219
Fax 0211 / 136 22 52 19
brunhilde.glar.nrw@spd.de

gen zu Arbeitszeitpolitik, E-Lear-
ning, Innovationspolitik, den Pro-
jekten connexx-av, ver.di-Innotec
und der ver.di-Jugend verspricht der
ver.di-Stand ein umfangreiches und
spannendes Programm. Der Stand
ist auch Ausgangspunkt für Fach-
führungen. •

www.igmetall.de/branchen/it_
industrie/cebit_2004
www.verdi-tk-it.de/fachinfo/
downloads_komm/i_cebit

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Zukunft der
Kassenkarten

Krankenversichertenkarten sol-
len zukünftig auch Patientendaten
speichern können. „Wird die Elek-
tronische Gesundheitskarte die 
Kosten dämpfen und die Qualität
sichern?“ ist Titel einer Veranstal-
tung am 27. März in Düsseldorf.
OrganisatorInnen sind die Hans-
Böckler-Stiftung und die Arbeitsge-
meinschaft der Sozialdemokratinnen

D G B - B i l d u n g s w e r k

Integration durch
Einbürgerung

Eine unkomplizierte Verleihung
der deutschen Staatsangehörigkeit
an MigrantInnen ist wichtig für eine
reibungslose Integration. Wie es
bestens in der Praxis läuft, steht im
Mittelpunkt der Tagung „Einbür-
gern – Mitentscheiden“ des DGB-
Bildungswerks. Die Veranstaltung
am 24. und 25. März in Düsseldorf
zeigt, was MigrantInnenorgani-
sationen, Stadtverwaltungen oder
Gewerkschaften beitragen können.
Tagungskosten, Verpflegung und
Reisekostenzuschuss zahlt der Ver-
anstalter. •

Fax 0211 / 43 01 137
migration@dgb-bildungswerk.de

S a u b e r e  K l e i d u n g

Kampagne zur
Olympiade

Rechtzeitig vor den Olympi-
schen Spielen in Athen soll die
Kampagne „Play Fair at the Olym-

••• Der DGB NRW hat gemein-
sam mit dem Westdeutschen Hand-
werkskammertag und dem Kolping-
Landesverband NRW eine Initia-
tive zur Änderung der Vergabekri-
terien bei der Ausschreibung von
Weiterbildungsdienstleistungen
durch die Bundesagentur für Arbeit
(BA) gestartet. Unter dem Motto
„Qualitätsoffensive statt Ausver-
kauf“ fordern alle drei Verbände,
dass die Aufträge regional ausge-
schrieben werden. Die Anbieter
müssten „Nähe zum regionalen 
Arbeitsmarkt“ mitbringen. Zudem
müsse bei der Vergabe der bislang

erreichte Integrationsgrad in den
ersten Arbeitsmarkt „ausschlagge-
bendes Kriterium“ sein. Infos: Ralf
Bartels, Tel. 0211 / 36 83145
••• Der DGB Bayern und der
Bayerische Beamtenbund (BBB) ha-
ben gemeinsam Widerstand ge-
gen die Sparbeschlüsse der Bayeri-
schen Staatsregierung angekündigt.
Die Vorsitzenden Fritz Schösser
(DGB) und Rolf Habermann (BBB)
protestieren gegen die erneute Er-
höhung der Wochenarbeitszeit für
Beamte ohne Gehaltsausgleich so-
wie das Fehlen eines „klaren Kon-
zepts“ bei der Verwaltungsreform.

Es ist das erste Mal, dass DGB und
BBB gemeinsam gegen Pläne der
Landesregierung protestieren.
Infos: Christiane Voigt,
Tel. 089 / 5 17 00 204.
••• Der DGB Hamburg war mit
dem von ihm mit initiierten Volks-
entscheid gegen die Privatisie-
rung städtischer Krankenhäuser er-
folgreich. Am 29. Februar votierten
fast 590 000 HamburgerInnen für
den Verbleib der Krankenhäuser in
städtischer Hand. Nötig für einen
Erfolg wären lediglich 220 000
Stimmen gewesen. Infos:
Claudia Falk, Tel. 040 / 28 58 247

interregio

D G B - B i l d u n g s w e r k

Kooperation beim
Gesundheitsschutz

Krankenkassen,Unfallversicherer,
Berufsgenossenschaften und Gewerk-
schaften arbeiten beim betrieblichen
Gesundheitsschutz zusammen.Über-
blick über Aufgabenteilung und
Strategie der Kooperation vermittelt
der Workshop „Betriebliche Gesund-

heitsförderung“ vom 27. bis 30. Ju-
ni in Pöcking am Starnberger See.
Veranstalterin ist das DGB-Bildungs-
werk, Kooperationspartner sind u.a.
Hans-Böckler-Stiftung und IG BAU.
Die Teilnahme kostet 450 Euro, Kost
und Logis zusätzliche 150 Euro. •

Tel. 0211 / 43 01 372
marianne.giesert@dgb-
bildungswerk.de

W o r k s h o p  Z u k u n f t

Schulprojekt
über Europa

In einem gemeinsamen Schul-
projekt können deutsche und polni-
sche SchülerInnen ab September
mehr über Leben und Arbeiten in
Europa erfahren. Das Projekt „Mo-
bil in Europa“ ist eine Initiative von
DGB und der polnischen Lehrerge-
werkschaft. Die PädagogInnen der
DGB-Lernwelt Workshop Zukunft
erarbeiten dafür in den kommen-
den Monaten zweisprachige Unter-
richtsmaterialien, richten ein virtu-
elles Klassenzimmer im Internet ein
und planen eine Lehrerfortbildung.
Teilnehmen am Projekt können 
bilinguale Schulen aus Polen und
Brandenburg. •

www.workshop-zukunft.de

PROJEKTE UND PARTNER
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GEWERKSCHAFTEN

180 Projekte hatten die DGB-
Regionen im vergangenen Jahr vor-
geschlagen, knapp 120 haben eine
zeitlich befristete Anschubfinanzie-
rung erhalten. Ihr Ziel: neue Wege
der ehrenamtlichen Arbeit erproben.
Vor allem aber: Modelle entwickeln,
die später auch in anderen Regio-
nen umgesetzt werden können.

Die inhaltliche Spannbreite der
Projekte ist groß. Die Schwerpunk-
te liegen nicht nur in der Umset-

tischer Hilfskräfte zielt. In der Regi-
on Vogtland-Zwickau fördert der
DGB die mobile Sozialberatung der
örtlichen Arbeitslosenintiative. Ob
die Ratsuchenden Gewerkschafts-
mitglied sind, ist dort zweitrangig.
Niemand wird weggeschickt. Aber
das Projekt versucht erfolgreich,
Arbeitslose in der Gewerkschaft 
zu halten. Und in Kassel hat der
DGB einen Stadtverband gegrün-
det, trotz des örtlichen Regionssit-

zes, und ist damit auf einmal für
junge Mitglieder attraktiv. „Einen
Ortsverband gibt es eigentlich nur
auf dem flachen Land und in Städ-
ten ohne Regionssitz“, sagt die 
Regionsvorsitzende Katharina See-
wald. „Ich fand das ein Unding.“
Sieben Mitglieder zählt der aktive
Kern des neuen Stadtverbands, kei-
ner ist älter als Anfang 30. Ihr Ziel:
der Aufbau eines mobilen Bera-
tungsteams gegen Rechtsextremis-
mus. Organisiert werden aber auch
JAV-Seminare und Bildungsveran-
staltungen über Globalisierung.

Auch konventionelle Themen
lassen sich unkonventionell ange-

zung der im vergangenen Jahr 
gestarteten Kommunikationskam-
pagne und im Aufbau regionaler
Netzwerke für die Betriebs- und
Personalräte, sondern bei etlichen
Projekten auch in der Entwicklung
von Angeboten für Nichtmitglieder
und in der Gewinnung jüngerer
Menschen.

In Freiburg zum Beispiel unter-
stützt der DGB das Hochschulinfor-
mationsbüro, eins von fünf Uni-
Projekten. Neben der Beratung von
StudentInnen und der Organisation
einer Veranstaltungsreihe gibt es
dort eine Tarifvertragsinitiative, die
auf eine bessere Bezahlung studen-

hen. In Landshut hat der DGB eine
eigene Werbekampagne zu den So-
zialwahlen 2005 gestartet. Sie soll
„die Zusammenarbeit der Ehren-
amtlichen in der Region beflügeln“,
hofft Organisationssekretär Hans-
Dieter Schenk. Und im Ortenau-
Kreis hat der DGB ein Seminarkon-
zept zur Qualitätssteigerung der
Ortsverbandsarbeit entwickelt. Jür-
gen Höfflin, mit 37 Jahren jüngster
Regionsvorsitzender, ist gleich für

drei ehemalige DGB-Kreise
zuständig. Die Schließung
des früheren DGB-Kreises
Lörrach-Waldshut hält er
für einen Fehler. Um trotz-
dem vor Ort aktiv zu sein,
träumt er von der Entwick-
lung eines „A-Teams“, von
10 bis 15 Aktiven, die in
Greenpeace-Manier aktiv
werden. Seine Erfahrung:
„Die Mitglieder, die in den
Gewerkschaften aktiv sind,
laufen meist selbst am 
Limit.“ Der DGB müsste
sich deshalb von Routine-
arbeit befreien und mehr
Projektarbeit und Foren an-

bieten, um in der Fläche wahrge-
nommen zu werden. Und er müsste
mehr zuhören, was in den Betrie-
ben läuft, und die Probleme auf-
greifen. Zum Beispiel den Stellen-
abbau. Aber vor allem: „Die Arbeit
im DGB muss Spaß machen, damit
wir wieder für junge Leute attraktiv
werden.“

Ende Juli läuft die Förderung
der Projekte aus. Die Befristung
hatte der DGB von vornherein be-
wusst gewählt. In die Förderung
aufgenommen wurden nur Projek-
te, die auch von den Gewerkschaf-
ten vor Ort mitgetragen werden.
Sie sollen nachhaltig sein. •

Die Bedingungen für ehrenamtliche Arbeit im DGB sind nicht leichter geworden, seitdem 
in den meisten Betrieben die Folgen der Wirtschaftskrise zu spüren sind. Wenn‘s im Betrieb
brennt, wird auch die Zeit fürs Ehrenamt knapp. Dass ehrenamtliche Arbeit trotzdem 
erfolgreich sein kann, zeigen die noch bis Ende Juli vom DGB-Bundesvorstand geförderten
Projekte zur „Binnenstruktur der Regionen“.

B i n n e n s t r u k t u r  d e r  D G B - R e g i o n e n

Auch der Spaßfaktor muss stimmen

Aktionstag
am 3. April

Überall in Europa das gleiche

Bild: Der Sozialstaat wird 

abgebaut, staatliche Leistun-

gen werden

privatisiert,

Arbeitneh-

merrechte ein-

geschränkt. 

Gegen diesen Sozialabbau

wollen die europäischen Ge-

werkschaften am 2./3. April

mit zahlreichen Veranstal-

tungen, Aktionen und 

Demos Zeichen setzen. 

„Aufstehen, damit es endlich

besser wird!“ Unter diesem

Motto ruft der DGB für den

3. April 2004 zu Demonstra-

tionen in Berlin, Köln und

Stuttgart auf. Hauptredner

in Berlin: Michael Sommer,

DGB; Bernard Thibault, CGT

Frankreich; in Stuttgart:

Frank Bsirske, ver.di; Giorgio

Caprioli, CISL Italien; in Köln:

Jürgen Peters, IG Metall;

Wanja Lundby, LO Schweden.

Ein umfangreiches kulturel-

les Rahmenprogramm er-

gänzt die politische Demon-

stration. In Berlin treten 

Die Prinzen aus Leipzig,

Heinz Rudolf Kunze mit Band

sowie die Folkrockband Die

Transsylvanians auf. 

In Stuttgart werden neben

Foolsgarden und den hessi-

schen Rodgau Monotones

die Ska Band Blue Babies so-

wie Chain of Fools aufspie-

len. Für Bewegung nach der

Demo sollen in Köln die Pop-

größe Nena und die Kölsch-

rocker von Brings sorgen.

www.dgb.de

In 47 der 119 vom 
DGB-Bundesvorstand
geförderten Projekte
zur Weiterentwicklung
der Binnenstruktur der
Regionen steht die 
Umsetzung der Kom-
munikationskampagne
im Vordergrund. In 39
Projekten geht es um
neue Wege in der 
DGB-Vorfeldarbeit, um
die Entwicklung von
Anlaufpunkten für 
Mitglieder und Aktive
in der Region und um
den Aufbau lokaler
Netzwerke für Betriebs-
und Personalräte.

Nachhaltigkeit angestrebt
Projekte zur Weiterentwicklung der Binnenstruktur
der DGB-Regionen

Quelle: DGB-Bundesvorstand ©
 D

G
B 

ei
nb

lic
k 

05
/0

4

Aktivitäten zur Umsetzung der
Kommunikationskampagne

Netzwerk für lokale Betriebs- und
Personalräte/BR-Gründung

Entwicklung von Anlaufpunkten
in der Region

gewerkschaftliche Vorfeldarbeit

Gewinnung junger Menschen
als Aktive

gewerkschaftsübergreifende
Mitgliederarbeit

Verbesserung der Arbeits-
organisation im Regionsvorstand

Informationsmanagement

Sonstiges

47

10

14

15

9

7

7

4
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GEWERKSCHAFTEN

■ Der Rechtsschutz ist eine der wichtigsten Leis-
tungen der Gewerkschaften. Führen die geplanten
Sparmaßnahmen nicht zu einem Qualitätsverlust?
■ Nein, denn unser Ziel ist es, den Rechtsschutz
trotz rückläufiger Mittel auf hohem Qualitäts-
standard zu halten. Wir haben mit rund 850 Be-
schäftigten, darunter über 200 Volljuristen, eine 
tolle Mannschaft mit vielen Talenten und eine in 
Europa einmalige Kompetenz im Arbeits-, Sozial-
und Verwaltungsrecht. Der Aufsichtsrat hat zur 
Kostenanpassung einstimmig drei Maßnahmen vor-
geschlagen: Erstens brauchen wir eine intelligente
Betriebs- und Arbeitsorganisation, die die vorhande-
nen Ressourcen optimal nutzt und auf die unter-
schiedlichen Belastungen Rücksicht nimmt. Zweitens
sollen die Sachkosten durch eine Reduzierung der
ständig besetzten Standorte gesenkt werden. Und
drittens müssen wir die Personalkosten durch einen
sozialverträglichen, behutsamen Stellenabbau ver-
ringern. Betriebsbedingte Beendigungskündigungen
sollen vermieden werden. 
■ Wie kann der Rechtsschutz so organisiert 
werden, dass die Anfahrtwege für die Mitglieder

nicht länger werden, es also keinen Rückzug aus
der Fläche gibt?
■ „Rückzug aus der Fläche“ ist ein Kampfbegriff. Er
hilft uns nicht weiter. Die Zahl eigener Büros sagt
noch nichts über die Qualität der Erreichbarkeit.
Wenn es in einem Ort nur 200 Fälle pro Jahr gibt,
können wir dort kein Rechtsschutzbüro unterhalten,
aber ein Rechtsschutzsekretär kann z.B. zwei Tage
vor Ort sein. Und ob er dann in einem Büro der 
IG Metall sitzt oder in einem anderen Büro, ist ne-
bensächlich. Wir müssen die hohen Overheadkosten
für ständig besetzte Büros, die nicht ausgelastet
sind, verringern. Um trotzdem an möglichst vielen
Orten präsent zu sein, ist eine Reihe von Maßnah-
men denkbar: Teilzeitbesetzungen einzelner Stand-
orte, Aufbau flexibler Beratungsteams, Formen der
Kooperation mit den Gewerkschaften.
■ Das Finanzierungsproblem ließe sich auch 
dadurch lösen, dass der Anteil des Rechtsschutzes
an den DGB-Einnahmen erhöht wird.
■ Diese Annahme ist falsch. Der Anteil von 40 Pro-
zent ist eine Maximalgrenze, und zwar nicht nur aus
steuerlichen Gründen. Das sehen auch die Gewerk-
schaftsvorsitzenden so. 
■ Der Aufsichtsrat hat am 3. März nur einen
Grundsatzbeschluss gefasst.Wie sollen die 
Kosten konkret reduziert werden?
■ Die Geschäftsführung wird bis zur Aufsichtsratssit-
zung am 8. Juni ein auf die Bedingungen der einzelnen
Regionen zugeschnittenes Konzept vorlegen. Gesucht
sind intelligente Lösungen, die auch Ideen der Beschäf-
tigten einbeziehen. Ich bin hier sehr optimistisch.

Am 3. März hat der Aufsichtsrat
der DGB Rechtsschutz GmbH be-
raten, wie die Ausgaben an die
gesunkenen Einnahmen ange-
passt werden können. einblick
fragte DGB-Vorstand Dietmar
Hexel, 54, wie trotz der Ein-
sparungen von fünf Millionen 
Euro ein qualitativ guter Rechts-
schutz erhalten werden kann.

Fragenan ...

Der DGB und die 
Evangelische Kirche 
in Deutschland

(EKD) werden ihre Gesprä-
che zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik fortsetzen.
EKD-Ratsvorsitzender Wolf-
gang Huber und DGB-Vorsit-
zender Michael Sommer 
vereinbarten ein breites
Themenspektrum, von der
Reform der Sozialsysteme
bis zu familienfreundlichen
Arbeitszeitmodellen.

Die Gewerkschaft 
NGG prüft eine Klage 
gegen die EU-Kom-

mission, weil diese das 
Unkrautvernichtungsmittel
Paraquat in eine Positivliste
für zulässige Substanzen
aufgenommen hat. Para-
quat ist in vielen EU-Staaten
wegen gesundheitsschädli-
cher Wirkungen verboten.
Nationale Entscheidungen
zum Schutz der Menschen
dürften nicht durch EU-
Recht unterlaufen werden.

Der DGB hat sich 
dagegen ausgespro-

chen, Arbeitszeit oder Ent-
gelt von BeamtInnen durch
Verordnungen und Gesetze
zu regeln und umfassende
Tarifverhandlungen gefor-
dert. Nur so würde die 
Reform des Beamtenrechts
auch von den Arbeitnehmer-
Innen mitgetragen, so DGB-
Vorstand Ingrid Sehrbrock.

Die IG Metall hat eine 
Verfassungsklage 
gegen das Urteil 

des Bundessozialgerichts
angekündigt, wonach Ar-
beitslose bei vorgezogener
Rente Abschläge von bis 
zu 18 Prozent in Kauf 
nehmen müssen. Das sei 
unzumutbar.

kurz&bündig Die Hoffnung auf eine Trendwen-
de in der Mitgliederentwick-

lung hat sich
noch nicht er-
füllt: 2003 sank
die Mitglieder-
zahl in den DGB-
Gewerkschaften

um 336 536. Das bedeutet eine
Verlustrate von 4,4 Prozent. 2002
betrug sie 2,5 Prozent. Eine Ursa-
che ist nach wie vor der Beschäf-
tigungsrückgang in vielen Bran-
chen. Das zeigt das Beispiel der 
IG BAU: Mit 5,8 Prozent sind ihre
Verluste besonders hoch. Sie sind
aber niedriger als der Rückgang
der Beschäftigten in der Bau-
wirtschaft, der größten von der
IG BAU vertretenen Branche:
Er betrug im letzten Jahr sieben

Prozent. Erfolge konnte die IG BAU – wie auch die anderen Gewerkschaften – beim Nachwuchs erzielen: Mit
9324 neu aufgenommenen Azubis 2003 hat die IG BAU ihr Vorjahresergebnis um knapp 1000 übertroffen.

Erhöhte Verluste
DGB-Mitgliederentwicklung 2002 – 2003

IG Bauen-
Agrar-Umwelt

IG Bergbau,
Chemie, Energie

Transnet

Gew. Erziehung
und Wissenschaft

Gew. Nahrung-
Genuss-Gaststätten

Vereinte Dienst-
leistungsgewerk-

schaft (ver.di)

Gew. der Polizei

31.12.2002

IG Metall

2 740 123
2 614 094 (-4,6%)

2 643 973
2 525 348 (-4,5%)

833 693
800 762 (-4,0%)

489 802
461 162 (-5,8%)

297 371
283 332 (-4,7%)

264 684
260 842 (-1,5%)

245 350
236 507 (-3,6%)

184 907
181 320 (-1,9%)

31.12.2003

DGB gesamt

(-4,4%)
7 699 903

Quelle: DGB-Bundesvorstand

7 363 367
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MEINUNG

1. Sich nicht gekränkt und beleidigt in
den Schmollwinkel zurückziehen. Da finde
ich den Schmoldt-Winkel produktiver. Gewerk-
schaftsvorstände werden nicht dafür bezahlt, dass
sie beleidigt sind, sondern dass sie verhandeln, ver-
handeln, verhandeln. Mit wem wollen sie mit Aus-
sicht auf Erfolg reden, wenn nicht mit einem SPD-
Kanzler? Gerade weil eine rot-grüne Koalition den
Agenda-Kurs niemals mit innerer Überzeugung fah-
ren wird, gibt es Anknüpfungspunkte, um auf Wider-
sprüche hinzuweisen,um Verbesserungen zu erreichen
oder um böse Verschlechterungen zu verhindern.

2. Öffentlichen Protest organisieren. Der
gewerkschaftliche Widerspruch gehört in große Säle,
in die Medien, auf die Straßen und Plätze. Aber
bitte nicht mit dieser martialischen Geste,
hier stehe ich und wenn ich falle, geht die
Welt unter. Nein, wir werden nur kleiner, wenn wir
fallen. Fundamentalopposition ist nicht mehr als das
Muskelspiel von Möchtegern-Riesen, die in die Wirk-
lichkeit als politische Zwerge zurückkehren müssen.

3. Nicht rumschimpfen, sondern Aufklä-
rungsarbeit leisten. Wer morgen eine bessere
Regierungspolitik haben will, muss heute beginnen,
gesellschaftliche Mehrheiten für seine Positionen zu
gewinnen. Es hätte zum Beispiel keine ökologische
Regierungspolitik gegeben ohne ein ökologisches
Bewusstsein in der Gesellschaft. Der Zustand der 
Regierungspolitik verrät vor allem etwas über den
Zustand der Gesellschaft. Solange die Interessen und
Erwartungen der gesellschaftlichen Akteure bleiben,
wie sie sind, wird auch die Regierung ihre Politik
nicht nennenswert ändern.

Ein Beispiel: Mit wachsender Begeisterung wird
erzählt, wie schrecklich es ist, dass heute vier Er-
werbstätige einen Rentner finanzieren müssen und
2050 knapp zwei Erwerbstätige. Wenn das die
ganze Wahrheit ist, wären wir alle längst verhungert.
Hätten wir zu Beginn des 19. Jahrhunderts einen
Bauern gefragt, ob er – wie heute – 88 Menschen
ernähren kann, hätte er uns für verrückt erklärt,
denn er konnte froh sein, wenn er für seine Familie
genug erwirtschaftete. Vor hundert Jahren kamen
übrigens zwölf Erwerbstätige auf einen Rentner, also
drei Mal so viel wie heute. Solche Zahlen in die Welt
zu setzen und die Entwicklung der Produktivität zu
verschweigen, das ist unlauterer politischer Wettbe-

werb. Aufklärung, hier verstanden als Be-
freiung des Menschen aus selbst- oder
fremdverschuldeter Unwissenheit, bleibt
ein gutes Programm. Deshalb darf man auch
nicht verschweigen: Je stärker die Produktivität
wächst, desto unwahrscheinlicher wird es, dass zu-
sätzliche Arbeitsplätze entstehen.

4.An anderen Lösungen arbeiten. Hätten
die Gewerkschaften die Jeremiaden von Jammer-
gestalten auf Chefsesseln stets für bare Münze 
genommen, dass der Wettbewerb immer schlimmer,
die Kosten immer höher, die Steuern eine Last, die
Löhne unbezahlbar seien – die ArbeitnehmerInnen
wären nie auf einen grünen Zweig gekommen. Die
Gewerkschaften tun gut daran, an arbeitnehmer-
freundlichen Vorschlägen in der Sozial-, Arbeits-
markt- und Beschäftigungspolitik zu arbeiten und 
ihre Lösungen zu propagieren. Mein Eindruck ist
allerdings, dass wir hier schwächer auf der
Brust sind, als uns gut tut, dass wir uns zu
viel mit der Verteidigung des Erreichten,
zu wenig mit der Entwicklung neuer Ideen
beschäftigen, dass wir zu oft auf Abschiedsfeiern,
zu selten bei Grundsteinlegungen dabei sind.

5.Wieder über Alternativen zu kapitalis-
tischen Sackgassen reden. Wer auf den höchst
möglichen Gewinn aus ist, der will und muss aus-
beuten, die Menschen und die Natur.Arbeit wird zur
hässlichen Restgröße des Wertschöpfungsprozesses
degradiert, statt die humane Basis für ein gutes 
Leben zu bilden. „(Markt)Wirtschaftlich“ und „kapi-
talistisch“ sind zwei paar Stiefel. Der Begriff
„Wirtschaftlichkeit“ muss aus seiner kapi-
talistischen Engführung herausgeholt und
strikt gekoppelt werden mit Sozialpflich-
tigkeit, Nachhaltigkeit und Chancen-
gleichheit.

Kurzfassung: Die Herausforderungen der Agen-
da-Politik annehmen, bedeutet für die Gewerkschaf-
ten, erstens zu verhandeln, zweitens öffentlich zu
protestieren, drittens Aufklärungsarbeit zu leisten,
viertens an anderen Lösungen zu arbeiten, fünftens
wieder über Alternativen zum Kapitalismus zu re-
den. Das Wichtige bei alledem ist, dass man
alle fünf Dinge gleichzeitig tut. Cäsar hat 
sieben Dinge auf einmal gekonnt, also das wird doch
zu schaffen sein. •

Seit auch Rot-Grün das Stopfen großer Löcher mit dem Geld kleiner Leute zur höchsten Regierungskunst
erkoren hat, tun sich die Gewerkschaften schwer, darauf eine politische Antwort zu finden. Vielleicht,
weil es mit einer Antwort nicht getan ist. Der Publizist Hans-Jürgen Arlt schlägt fünf vor.

Union toppt
Agenda 2010

Eingriffe in die Tarifautono-

mie stehen bei den Unions-

parteien nach wie vor auf

der Tagesordnung. Am 

8. März präsentierten sie 

ihr „Sofortprogramm“ im 

Arbeits- und Steuerrecht im

Fall einer Regierungsüber-

nahme. Danach soll der 

Kündigungsschutz massiv

gelockert werden. So wollen

CDU/CSU die mögliche Befris-

tung von Arbeitsverhältnis-

sen auf vier Jahre ausdeh-

nen. Bei der Einstellung von

ArbeitnehmerInnen über 50

Jahre soll das Kündigungs-

schutzgesetz nicht mehr gel-

ten, falls eine freiwillige Ab-

findung gewählt wird. Lang-

zeitarbeitslose sollen ein

Jahr lang unter Tarif bezahlt

werden können. Betriebliche

Bündnisse sollen erleichtert,

das Recht auf Teilzeitarbeit

eingeschränkt werden. 

Weitergehende Vorschläge

zum Arbeitsrecht und zur

Schwächung der Tarifverträ-

ge wurden nach heftigem

Protest aus den eigenen 

Reihen zurückgenommen.

Vorläufig. Die Parteivorsit-

zenden Angela Merkel (CDU)

und Edmund Stoiber (CSU)

stellten klar, dass sie radika-

lere Änderungen in einem

einheitlichen Arbeitsgesetz-

buch regeln wollen.

A g e n d a  2 0 1 0

Der Schmoldt-Winkel ist produktiver

Der Publizisist
Hans-Jürgen Arlt,
56, leitete von
1990 bis 2002 die
Abteilung Öffent-
lichkeitsarbeit
des DGB.
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personalien
DGB Thüringen,

„MigrantInnen in Thüringen – Pers-
pektiven zur Landtagswahl“, Erfurt

DGB Saar, Politi-
scher Empfang zum Europäischen
Aktionstag, Neunkirchen

DGB Frankfurt-
Rhein-Main, Veranstaltung „Nach
Hartz, Agenda 2010 und dem so-
zialen Kahlschlag der hessischen
Landesregierung“, Frankfurt/Main

DGB Augsburg,
Diskussion „Gewerkschaften und
SPD: Gemeinsame Wurzeln – ge-
meinsamer Weg?“,Augsburg

DGB-Bundesvor-
stand, Internationale Fachkonfe-
renz „Organisieren, nicht resignie-
ren – Das Recht auf Vereinigungs-
freiheit für die informelle Wirt-
schaft“, Berlin

DGB Berlin-Bran-
denburg, Tagung „Europa 2004 –

20.3.

18./19.3.

18.3.

18.3.

17.3.

17.3. Erweiterung ohne Verfassung?“,
Potsdam

„Jeder für sich –
und wer für alle? Brauchen wir ei-
nen neuen Karl Marx?“, Politische
Matinee des Berliner Ensemble ge-
meinsam mit dem DGB, Berlin

DGB West,Diskus-
sionsrunde „Sozialabbau – konzer-
tierte Aktion in Europa?“, mit Horst
Schmitthenner, IG Metall, Mainz

DGB Köln-Lever-
kusen-Erft-Berg, Podiumsdiskussion
„Im Osten geht die Sonne auf?“ –
Chancen und Risiken der EU-Oster-
weiterung, Köln

GEW, Zukunfts-
konferenz „Interkulturelle Öffnung
der GEW“, Goslar

DGB Baden-Würt-
temberg, Zukunftsdebatte: Positio-
nen des DGB zur Politik der Zu-
kunft, Ulm

27.3.

25.-27.3.

25.3.

23.3.

21.3.

tender Leiter der Pressestelle der
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di,
geht am 17. März in seinen Jahres-
urlaub und von dort in Rente.

14TAGE
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••• Der Aufsichtsrat der DGB
Rechtsschutz GmbH hat am 3.
März in seiner konstitutierenden
Sitzung den Frankfurter Rechtsan-
walt Wolfgang Apitzsch, 57,
zum Vorsitzenden gewählt.
••• Der Geschäftsführende DGB-
Bundesvorstand hat am 8. März die
ver.di-Vorstandsmitglieder Franz
Treml, 59, und Erhard Ott, 51,
sowie den Arbeitsdirektor des 
Bremer Unternehmens EUROGATE,
Heinz Brandt, in das Kuratorium
der Hans-Böckler-Stiftung berufen.
Die Amtsperiode läuft noch bis En-
de 2004.
••• Hermann Zoller, 64, Redak-
teur und dann Pressesprecher der
IG Druck und Papier, später der IG
Medien, seit März 2001 stellvertre-

DGB Bayern, De-
monstration gegen die bayerische
Kürzungspolitik, München

DGB Sachsen-
Anhalt, Tagung „Im Osten was
Neues? – Wirtschaft und Arbeits-
markt“, Halle/Saale

ver.di-Reihe Sicht-
Weisen, „Übernimmt Deutschland
das amerikanische Modell? Innova-
tionspolitik unter Globalisierungs-
druck“, Berlin

17.3.

16.3.

16.3.

DIES&DAS
Postvertriebsstück A 45918 Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath

ÖFFENTLICHER DIENST: Flexibler als die Privatwirtschaft
Bei öffentlichen Arbeitgebern arbeiten
prozentual mehr Menschen befristet
oder in Teilzeit als in der Privatwirt-
schaft. Während in der Privatwirtschaft
vor allem mit Aufhebungsverträgen 
und betriebsbedingten Kündigungen
Personal abgebaut wird, wurden die
Personalkosten im öffentlichen Dienst
auch durch Befristung und Teilzeit 
reduziert. Dabei nutzen die öffentlichen
Arbeitgeber die Instrumente unterschied-
lich. Der Anteil befristeter Arbeitsver-
hältnisse beträgt beim Bund drei 
Prozent, bei den Ländern 14,7 Prozent. ©
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Befristete Arbeitsverhältnisse
und Teilzeitstellen im öffentlichen
Dienst und in der Privatwirtschaft
2002 (in Prozent)

Quelle: WSI-Mitteilungen 2/2004

Befristung

10

Befristung nach Anstellungsträgern im öffentlichen Dienst
(in Prozent)

Teilzeit Bund Länder Gemeinden Zweck-
verbände

mittelbarer
öffentlicher

Dienst

öffentlicher
Dienst
Privatwirtschaft

8

27

21

3,0

14,7

8,2 8,3 8,0
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Schlusspunkt●

Überschrift eines Interviews mit dem Vorstandsvorsitzenden der Deut-
schen Post AG, Klaus Zumwinkel, in der Berliner Morgenpost vom 2. März 

„Post-Chef Zumwinkel bleibt im Tarifstreit 
hart – Höhere Dividende geplant“
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Nach Jahren der politischen Aus-
einandersetzung soll die Finanzierung
der Berufsausbildung nun endlich ge-
setzlich geregelt werden. Und doch
sorgt ein erster „Formulierungsvor-
schlag“ aus dem Bildungsministe-
rium selbst bei Befürwortern der
Umlage für heftige Kritik.

Der „Entwurf eines Gesetzes zur
Sicherung und Förderung des Fach-
kräftenachwuchses und der Berufs-
ausbildungschancen der jungen
Generation“ – kurz: „Berufsausbil-
dungssicherungsgesetz“ – sieht vor,
dass künftig Betriebe zur Kasse 
gebeten werden, wenn ihre Ausbil-
dungsquote unter sieben Prozent
liegt. Die Umlage soll in jedem Jahr
auf der Basis fehlender Ausbildungs-
plätze neu berechnet werden. Da-
durch will die Bundesregierung es
der deutschen Wirtschaft überlas-
sen, wie viel oder wie wenig ausge-
bildet wird.Auch öffentliche Arbeit-
geber unterliegen dem Ausbildungs-
sicherungsgesetz. Ausgenommen
sind lediglich Unternehmen mit we-
niger als 10 Beschäftigten.

Die Proteste aus dem öffentli-
chen Dienst sind neben jenen aus
der Privatwirtschaft denn auch ge-

wiss. So werden – nicht ohne
Grund – weitere Millionendefizite
in den öffentlichen Haushalten be-
fürchtet, denn auch dort wurden in
der Vergangenheit Jahr für Jahr
Ausbildungsplätze abgebaut. Indes
begrüßt ver.di den Gesetzentwurf.
Der stellvertretende Gewerkschafts-
vorsitzende Frank Werneke ver-
spricht sich mithilfe des Gesetzes
eine stabile Ausbildungsfinanzie-
rung. „Die Unternehmen haben es
selbst in der Hand, ob die Abgabe

fällig wird“. Über-
dies ziehe das
Gesetz nur, wenn
insgesamt nicht

genügend ausge-
bildet werde.

Zustimmung gibt es auch aus
der IG Metall. Deren Vorsitzender
Jürgen Peters bezeichnete den Ge-
setzentwurf als „gute Grundlage
für die weiteren Beratungen“. Er
forderte die im Bundestag vertrete-
nen Parteien auf, Tempo zu ma-
chen: „Wir brauchen noch in die-
sem Halbjahr ein Gesetz, damit im
Sommer genügend Plätze für die
neuen Auszubildenden zur Verfü-
gung stehen.“

Widerspruch erntet der Entwurf
hingegen von IG BCE und IG BAU.
So erklärte der IG BCE-Vorsitzende
Hubertus Schmoldt, man erwarte,
„dass die Zusage von Bundeskanz-
ler Schröder und Fraktionschef
Müntefering eingehalten wird, ta-
riflichen Lösungen Vorrang zu ge-
ben“. Ein Versprechen, auf das
auch die IG BAU mit ihrem existie-
renden Umlagesystem vertraut hat-
te. Aber jetzt, so Gregor Asshoff,
Leiter der Hauptabteilung Politik
und Grundsatzfragen, „muss man
die Vermutung haben, dass der ent-
sprechende Paragraph 11, der den
tariflichen Lösungen Vorrang ein-
räumen soll, einem anderen Ziel
dient: die Gewerkschaften, die ein
Interesse an tariflichen Vorrangre-
gelungen haben, aus der Phalanx
der Gesetzesbefürworter heraus zu
brechen.“ Sinn würde es machen,
denn neben Bundeswirtschaftsmi-
nister Clement hat auch eine Mehr-
heit der SPD-Länderministerpräsi-
denten erklärt, dass sie die Umlage
nicht will. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.einblick.dgb.de
DGB-Aufruf zu den 

Personalratswahlen 2004

www.ostermarsch.info
Informationen rund um 

die Ostermärsche

6/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 29.03.2004

Gegen „durchsichtige 
Versuche“ von BDI-

Präsident Rogowski zum 
„Generalangriff auf Arbeit-
nehmerrechte“ wendet sich
Gerald Weiß, Vorsitzender der
CDU/CSU-Arbeitnehmergrup-
pe im Bundestag. Die Unter-
nehmensmitbestimmung tra-
ge zum sozialen Frieden bei.

+ Bundesinnenminister 
Otto Schily (SPD), 

Ex-Grünen-Abgeordneter, hat
Zeugnis seines Demokratie-
verständnisses ablegt und die
Annahme von knapp 70 000
Unterschriften gegen den
BKA-Umzug von Wiesbaden
nach Berlin verweigert. Sie
seien „nicht relevant“.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Signale alleine 
reichen nicht
Interview mit dem DGB-

Vorsitzenden Michael Sommer 

über seine Forderungen an 

Bundeskanzler Gerhard 

Schröder, die Erwartungen 

an den Aktionstag am 3. April 

und die Performance der 

Gewerkschaften

_____________ _____

Aufstehen gegen den 
Stillstand
Für Heinz Rudolf Kunze, die 

Rodgau Monotones, die Kölsch-

rock-Band Brings und für 

Fool’s Garden ist der Auftritt 

beim Aktionstag am 3. April 

kein gewöhnlicher Gig

_____________ _____

Aus der Mitte heraus 
verteidigen!
Die Gewerkschaften dürfen 

bei der Debatte über den 

Umbau des Sozialstaates nicht 

allein aus der Perspektive 

der Verlierer argumentieren, 

meint Sabine Groner-Weber

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

Aufstehn – auch für genügend 
Ausbildungsplätze. Worum es sonst
am 3. April geht, steht auf Seite 5.

A u s b i l d u n g s p l a t z u m l a g e

Kommt sie, kommt sie nicht...
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POLITIK
H a r t z  I V

Mautdebakel
war Spaziergang

DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
warnt vor einem sturen Beharren
auf dem Zeitplan für die Umset-
zung von Hartz IV. Dem Gesetzent-
wurf zufolge sollen Arbeitslosen-
geld II und Sozialhilfe ab Anfang
2005 von einer Stelle ausgezahlt
werden. Gleichzeitig soll diese Stel-
le für die Betreuung von Langzeit-
arbeitslosen zuständig sein. Enge-
len-Kefer befürchtet, dass die IT-In-

frastruktur Probleme bereiten könn-
te. Überdies sei das Modell insge-
samt untauglich. Nach dem Opti-
onsmodell sollen sich die Kommu-
nen bis Ende August entscheiden,
ob sie die Durchführung der Maß-
nahmen in eigener Regie überneh-
men. Nach zunächst fünf Jahren
können die Kommunen dann neu
entscheiden und von da an alle drei
Jahre. „Da müssen komplette Paral-
lelstrukturen bereit gehalten wer-
den. Nimmt man die IT-Probleme
hinzu, droht ein Desaster, gegen
das das Mautdebakel ein Spazier-
gang war.“   •

Phantastisch war die Woche – nicht nur weil die 
Resonanz auf unsere Aktion für Unisex-Tarife groß ist.

Auch die Mobilisierung für den 3. April läuft gut. Und außerdem habe
ich noch einen Preis für Tapferkeit, Mut und Courage erhalten – den 
Barbara-Künkelin-Preis der Stadt Schorndorf. Gemeinsam mit der „Qua-
litätsoffensive Brustkrebs“ des Landesfrauenrates Baden-Württemberg
wurde ich ausgezeichnet für mein Engagement für eine bessere Früher-
kennung und Behandlung von Brustkrebs. Das macht Mut und gibt
neuen Elan, ebenso wie die große Zustimmung vieler Frauen zum „Tag
der Abrechnung“. Tausende haben Bundeskanzler Schröder die „Rech-
nung“ präsentiert und ihn aufgefordert, die – in der Riester-Rente oder
anderen privaten Rentenversicherungen – zu viel gezahlten „Frauenstraf-
prämien“ zurückzuzahlen und sich für Unisex-Tarife stark zu machen.
Denn nach wie vor verlangen private Versicherungen von Frauen höhe-
re Beiträge. Das ist besonders bitter deshalb, weil die Versicherten durch
die Senkung des gesetzlichen Rentenniveaus gezwungen sind, die Ver-
sorgungslücke privat aufzufüllen. Doch die Privaten behandeln Frauen
als größere Risiken und bestrafen sie – bei gleichen Prämien – mit 15
Prozent weniger Rente als Männer. Eine Frauendiskriminierung, wie sie
offensichtlicher kaum sein kann. Die Europäische Union arbeitet deshalb
an einer Richtlinie, um die Unternehmen zu Unisex-Tarifen zu verpflich-
ten. Bisher wird die aber von der Bundesregierung blockiert. Gezahlt hat
der Kanzler noch nichts, es gibt bislang keine Reaktion vom Bundes-
kanzleramt. Dennoch bin ich guten Mutes, dass an den Unisex-Tarifen
kein Weg vorbei führt. Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein 
haben eine Bundesratsinitiative gestartet. Inzwischen haben sich über
1000 Frauen auf unser Homepage eingetragen – als erste übrigens
DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer. Und dank Alice Schwarzer als Schirm-
herrin gehören auch aktive Frauen aus anderen Bereichen zu den 
Unterstützerinnen.                                           www.tagderabrechnung.de

wiewardiewoche?
Um gegen geschlechtsspezifische Tarife in der 
privaten Renten- und Krankenversicherung zu 
protestieren, haben Frauen aus dem gewerkschaft-
lichen Umfeld am 8. März die Aktion „Tag der Ab-
rechnung“ gestartet (einblick 4/04). Leni Brey-
maier, 44, stellvertretende Vorsitzende des DGB
Baden-Württemberg, ist eine der Initiatorinnen.
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Im Internet

www.einblick.dgb.de
Langfassung des Inter-

views mit Michael Sommer,
unter anderem zu 

– der schlechten Performance 
der Gewerkschaften im 

vergangenen Jahr

– der Mitgliederentwicklung

– neuen Themen und Akzenten 
in der Gewerkschaftspolitik

– weltweiten Arbeitsstandards

– der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern

– Gewerkschaften und Jugend

– EU-Erweiterung und 
Europawahl

– der Gründung einer neuen 
linken Partei

– einer persönlichen 
Halbzeitbilanz

■ Offenbar herrscht die Überzeu-
gung vor, dass bei knapper Kassen-
lage die Umverteilungspolitik von
unten nach oben stattfinden muss.
Es gibt zurzeit in der Bundesregie-
rung nur wenige Ansätze einer spe-
zifischen rot-grünen Politik. Etwa in
der Außenpolitik, zu der die Gewerk-
schaften keinen Dissens haben, oder
in Teilen der Innovationspolitik. Nicht
einverstanden sind wir aber mit einer
Politik, die glaubt, mit sozialpoliti-
schen Kürzungen die Arbeitslosig-
keit oder die Staatsfinanzen in den
Griff zu bekommen. Genau das
Gegenteil wird eintreten.
■ Die Gewerkschaften reden zwar
oft mit dem Kanzler, aber es gibt
kaum konkrete Ergebnisse.
■ Das stimmt nicht ganz. Ich war
gerade mit der Betriebs- und Perso-
nalräteinitiative für Tarifautonomie
beim Kanzler. In diesem Gespräch
hat Schröder erklärt, dass die Aus-
bildungsplatzumlage kommt. Er hat
sich eindeutig dagegen ausgespro-
chen, Nacht- und Sonntagszuschläge
der Steuerpflicht zu unterwerfen.
Und es gibt endlich Bewegung beim
Insolvenzschutz für Arbeitszeitkon-
ten. Es ist nicht so, als ob der Wider-
stand der Gewerkschaften nichts
bewirken würde. 
■ Reichen die Signale der SPD
aus, sich wieder auf die Gewerk-
schaften zubewegen zu wollen?
■ Signale allein reichen nicht. Wir
haben die Interessen von Betroffenen
zu vertreten. Wenn es uns nicht ge-
lingt, die Zumutbarkeitsregelungen
für Langzeitarbeitslose zu verhindern,
bedeutet das für 2,6 Millionen Men-
schen, dass sie gezwungen werden
sollen, 30 Prozent unter ortsüblichem
Tarif Arbeit anzunehmen. Und für
die, die Arbeit haben, bedeutet
das, dass ihre Konkurrenz 30 Pro-
zent billiger arbeitet und zwar im
eigenen Land, nicht in Polen. Das
führt zu einer Massenverarmung
der Menschen, und das kann und
will ich nicht hinnehmen. 
■ Wie reagiert der Kanzler auf die

I n t e r v i e w  m i t  d e m  D G B - V o r s i t z e n d e n  M i c h a e l  S o m m e r

Signale allein reichen nicht
■ Stehen die Massen für den Akti-
onstag?
■ Die Mobilisierung läuft gut. Wir
haben mit dem Aktionstag die Stim-
mung vieler Menschen getroffen.
Auch die rot-grüne Bundesregie-
rung schaut genau hin. Der 3. April
wird zeigen, dass wir mit der Mo-
bilisierung gesellschaftlicher Kräfte
die Politik beeinflussen können. Ich
bin optimistisch.
■ Im Bundestagswahlkampf 2002
haben die Gewerkschaften sich
noch für Rot-Grün engagiert. Heute
gehen sie gegen die Politik der
Bundesregierung auf die Straße.
■ Es geht nicht um eine andere
Regierung, sondern um eine ande-
re Politik. Denn die Alternativen
sind nicht besser, sondern schlim-
mer. Das gilt für die erpresserischen
Forderungen der Arbeitgeber, die
Ziele verfolgen, die vor zwanzig
Jahren noch als verfassungsfeind-
lich gebrandmarkt worden wären.
Das trifft aber auch auf das Pro-
gramm von Angela Merkel zu. Sie
will das Ende der sozialen Markt-
wirtschaft und damit auch das En-
de der sozialen Demokratie. Aber
diese Zuspitzungen entlasten Rot-
Grün nicht. Denn hoffähig ge-
macht hat diese Politik die Agenda
2010. Deshalb sage ich: Wer diese
Politik fortsetzt und zu Korrekturen
nicht bereit ist, der hilft den
falschen Leuten.
■ Richtet sich deine Kritik nur ge-
gen die Umsetzung der Agenda
oder auch gegen ihr Konzept?
■ Der Agenda 2010 fehlt die Per-
spektive. Die Analyse ist willkürlich,
der Weg ist schwammig. Derzeit
bestimmt aber auch nicht Rot-Grün
die Politik, sondern eine große Ko-
alition, die sich offensichtlich dar-
auf verständigt hat, den Sozialab-
bau zum Programm zu machen
und die Massenarbeitslosigkeit als
gegeben hinzunehmen.
■ Wieso ist in der Regierungspoli-
tik kaum eine sozialdemokratische
Handschrift erkennbar?

Forderung nach einer Veränderung
der Zumutbarkeitsregeln?
■ Er hat erklärt, dass sich nichts
ändern werde. Freundlich im Ton,
aber hart in der Sache. Ich habe
ihm entgegnet, dass er dann die
Kritik der Gewerkschaften weiter
aushalten muss. 
■ Warum finden die Gewerkschaf-
ten mit ihren Argumenten in der öf-
fentlichen Debatte kaum Gehör?
■ Die Gewerkschaften haben in
den 90er Jahren den Kampf um 
die Meinungsfüh-
rerschaft verloren.
Wir haben in den
letzten fünf Jahren
ein Trommelfeuer
einer „Initiative für
die neue soziale
Marktwirtschaft“
erlebt, das Wir-
kung zeigt. Wenn Gesamtmetall
dafür 50 Millionen Euro ausgibt,
tun sie es mit Bedacht. Wir haben
nicht die finanziellen Mittel, um
dem etwas Vergleichbares entge-
genzusetzen – aber unsere Stärke
ist etwas, was die andere Seite nie
erreichen wird: Wir bringen Men-
schen in Bewegung.
■ Welchen Anteil haben die Ge-
werkschaften selbst daran, dass sie
die Meinungsführerschaft verloren
haben?
■ Wir haben versäumt, bestimmte
Inhalte immer wieder aufs Neue zu
erklären. Tarifautonomie, Sozialstaat,
soziale Demokratie, die Verpflich-
tung des Eigentums erklären sich
nicht aus sich selbst heraus. Wir
müssen anfangen, wieder über
Selbstverständlichkeiten zu reden,
und wir müssen für diese Selbstver-
ständlichkeiten Bündnispartner ge-
winnen. Die Vorbereitungen für den
3. April haben auch dazu geführt,
dass wir die Diskussionen mit sozia-
len Bewegungen wieder aufgenom-
men haben. Da ist viel versäumt
worden. Meine Aufgabe als DGB-
Vorsitzender ist es, diese Kontakte
wieder dauerhaft zu knüpfen. •

Aktionstag zeigt
Wirkung

Einsicht oder der Druck der

Straße, bevor sich überhaupt

ein Bus zu den Kundgebun-

gen am 3. April in Bewegung

gesetzt hat? Kaum als neuer

SPD-Parteivorsitzender

gekürt, kündigte Franz Mün-

tefering an, dass die SPD die

Kontakte zu den Gewerk-

schaften wieder vertiefen

wolle. Und Bundeskanzler

Gerhard Schröder sagte

nicht nur zu, dass die Ausbil-

dungsplatzumlage kommt,

er versprach auch,

dass Nacht- und

Sonntagszuschläge

steuerfrei bleiben.

„Allein die Mobili-

sierung für den 

3. April führt dazu, dass sich

Teile der rot-grünen Koalition

überlegen, welche Signale

sie an die Abeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer aussen-

den“, so der Eindruck des

DGB-Vorsitzenden Michael

Sommer.

Michael
Sommer,

52, ist seit
Mitte 2002

DGB-Vor-
sitzender.
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v e r . d i - J u g e n d

Spektakel auf
der Loreley

Ein Bundesjugendtreffen mit
Festivalatmosphäre erwartet junge
ver.di-GewerkschafterInnen vom 10.
bis 13. Juni auf der Loreley. Beim
„1. Sommerspektakel“ gibt’s Work-
shops zu Welthandel und JAV-Ar-
beit, ein Camp-Radio sowie einen
Fun-Park.Abends stehen Disco, Dis-
kussionsrunden und ein Open-Air-
Konzert auf dem Programm. Die
Teilnahme kostet für ver.di-Mitglie-
der 30 Euro, Nichtmitglieder zahlen
45 Euro. Busanreise, Übernachtung
in Großzelten und Verpflegung sind
inklusive. •
Anmeldung bei den Jugendsekre-
tärInnen von ver.di oder in Kürze
unter: www.sommerspektakel.de

I G  M e t a l l

Wirkungen der
Reformmodelle

Bierdeckel hin oder her – einfa-
che Steuerkonzepte führen nicht zu
mehr Gerechtigkeit. Dies ergibt ein
Vergleich der Reformideen der Par-
teien. Das kostenlose Heft „Steuer-
politik: Die neuen Steuerreformkon-
zepte“ (Blaue Reihe, Band 405) des
IG Metall-Vorstands erklärt leicht
verständlich, was die Modelle für
verschiedene Einkommensgruppen
bringen. Das Heft fasst die Ergeb-
nisse einer ausführlichen Untersu-
chung der Hans-Böckler-Stiftung
zusammen, die im Anhang abge-
druckt ist. •

www.igmetall.de/download

B u n d e s a n s t a l t  A r b e i t s s c h u t z

Arbeiten im Gesundheitssektor

nehmerInnen am 7. und 8. Juni Bei-
spiele guter Praxis aus Deutschland,
den Niederlanden oder England ken-
nen. Die Teilnahme kostet 30 Euro. •

Tel. 0231 / 90 71 22 86
berkels.hilke@baua.bund.de
www.baua.de/term/
fruehjahrstagung.htm

Die Arbeitsbelastung der Be-
schäftigten im Gesundheitssektor ist
hoch.Wie sich die Bedingungen ver-
bessern lassen, fragt die Frühjahrs-
tagung der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz (BAuA) in Dortmund. Unter
dem Titel „Qualität der Arbeit im
Gesundheitssektor“ lernen die Teil-

A k t i o n s t a g

Mobil ohne
Automobil

Stadt und Land ohne Stau und
Motorenlärm neu erleben, das soll
am autofreien Sonntag, 20. Juni,
und am autofreien Hochschultag,
22. Juni, möglich sein. In vielen
Städten sind Raddemos, Infostände
und Podiumsdiskussionen geplant.
Organisator ist das Bündnis „Mobil
ohne Auto“. Mehr als ein Dutzend
Umweltverbände machen mit, dar-
unter auch die Naturfreunde. Eine
Übersicht über Programm und Akti-
onsideen gibt’s im Internet. •

www.mobilohneauto.de

D G B - B i l d u n g s w e r k

Älter werden im
Arbeitsleben

Mit dem demografischen Wan-
del rücken auch ältere Arbeitneh-
merInnen wieder stärker ins Inter-
esse der Unternehmen.Was Gewerk-
schaften tun können, damit ältere
Menschen im Job volle Leistung
bringen, zeigt das Seminar „Altern
im Arbeitsleben“ des DGB-Bildungs-
werks. Der Kurs vom 03. bis 08. Ok-
tober am Starnberger See kostet
850 Euro plus Kost und Logis. •

Tel. 0211 / 43 01 372
marianne.giesert@dgb-
bildungswerk.de

••• Der DGB Baden-Württem-
berg hat der Landesregierung ei-
nen Vertrag zur geplanten Ver-
waltungsreform angeboten. Das
Land und seine Dienststellen sollen
sich verpflichten, im Zuge der Re-
form auf betriebsbedingte Kündi-
gungen zu verzichten. Der DGB for-
dert außerdem einen Interessen-
ausgleich und einen Sozialplan für
die von der Reform betroffenen
Verwaltungen. Nur so seien die Be-
schäftigten bereit, den Prozess ak-
tiv mit zu gestalten. Mehr Infos: Jür-
gen Klose, Tel. 0711 / 20 28 213.
••• Der DGB Niedersachsen
und die niedersächsische Landesar-
mutskonferenz informieren mit der
gemeinsamen Broschüre „Ab-

sturzgefahr“ über die Auswirkun-
gen der Reformen der Bundesregie-
rung auf sozial Schwächere. Die

beiden Ver-
bände wol-
len außer-
dem Alterna-
tiven wie die
Wiederein-
führung der
Vermögens-
steuer oder
Arbeitszeit-

verkürzungen erläutern. Die Bro-
schüre kann bei der Landesarmuts-
konferenz bezogen werden. Lan-
desarmutskonferenz Niedersach-
sen, Tel. 0511 / 131 99 30, E-Mail:
zepra.niedersachsen@t-online.de

interregio

S a c h v e r s t ä n d i g e n r a t

Sondervoten auf
einen Blick

Vier Jahre lang war Jürgen
Kromphardt auf Vorschlag der Ge-
werkschaften ein „Wirtschaftswei-
ser“. Seine Beiträge zu den Jahres-
gutachten des Sachverständigenra-
tes hat die Abteilung Wirtschafts-
politik des DGB im Wipo-Schnell-
dienst gebündelt. Titel der Sonder-
ausgabe vom 8. März: „Prof. Dr.
Jürgen Kromphardt: Minderheits-
meinungen in den Jahresgutachten
des Sachverständigenrates zur Be-

gutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung von 1999/2000
bis 2003/2004“. Das Heft gibt’s
kostenlos per Post. •

DGB-Bundesvorstand
Abteilung Wirtschaftspolitik
Tel. 030 / 240 60 727
carina.ortmann@bvv.dgb.de

S o z i a l n e t z  H e s s e n

Ratgeber bei
Überschuldung

Mit zunehmender Verschuldung
privater Haushalte steigt auch der
Beratungsbedarf. Wege aus der
Schuldenfalle zeigt die Verbraucher-
Zentrale Hessen in ihrem „Wegwei-
ser Schulden“. Er steht auf den In-
ternetseiten vom Sozialnetz-Hessen
und gibt Tipps zum Umgang mit
Gläubigern,Verjährungsfristen, Pfän-
dungen und dem neuen Insolvenz-
recht. •
www.sozialnetz-hessen.de/schulden

PROJEKTE UND PARTNER

A r b e i t s k a m m e r

Nettolohn
errechnen

Von A wie Arbeitskammer bis Z
wie Zeitpunkt der Antragstellung
auf Lohnsteuerermäßigung – in
verständlicher Sprache erläutert die
neue Broschüre der Arbeitskammer
des Saarlandes „Wie errechne ich
meinen Nettolohn?“ die neuen
Lohnsteuerwerte. Zahlreiche Bei-
spiele ergänzen den kommentie-
renden Text, so unter anderem zu
den sozialversicherungspflichtigen
Bezügen und deren Berechnungs-
arten. Die hilfreiche Broschüre ist
für saarländische ArbeitnehmerIn-
nen kostenlos, Bezieher aus ande-
ren Bundesländern zahlen 6 Euro
zzgl. Porto. •

Bestell-Fax: 0681 / 40 05-444
info@arbeitskammer.de
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GEWERKSCHAFTEN

Im Internet

www.dgb.de
Aktionstag insgesamt

www.berlin-brandenburg.
dgb.de/aufstehn

Berlin

www.dgb-bw.de/aufstehn/
Stuttgart

www.nrw.dgb.de/
Aktionen/Demo_03.04.04/

Info_Brief_Nr._01
Köln

www.our-europe.org/r/12
Europa

Ob in Italien, Frankreich oder Spanien: Überall in Europa laufen die Vorbereitungen für den 2./3. April, 
dem Aktionstag für ein soziales Europa, auf Hochtouren. Und nicht nur GewerkschafterInnen wollen an 
diesem Tag Flagge zeigen. Auch für die KünstlerInnen und ModeratorInnen, die am 3. April in Berlin, 
Köln oder Stuttgart dabei sind, ist der Auftritt am Aktionstag kein gewöhnlicher Gig.

3 . A p r i l : E u r o p ä i s c h e r  A k t i o n s t a g

Aufstehen gegen Stillstand

Politik & Kultur

„Aufstehen, damit es endlich

besser wird!“: Unter diesem

Motto ruft der DGB am 

Europäischen Aktionstag am

3. April gemeinsam mit den

Mitgliedsgewerkschaften,

Sozialverbänden, globalisie-

rungskritischen Organisatio-

nen wie attac und weiteren

Bündnispartnern zu Demon-

strationen in Berlin, Köln

und Stuttgart auf. Haupt-

redner in Berlin: Michael

Sommer, DGB; Bernard 

Thibault, CGT Frankreich;

in Stuttgart: Frank Bsirske,

ver.di; Giorgio Caprioli, FIM/

CISL Italien; in Köln: Jürgen

Peters, IG Metall; Wanja

Lundby, LO Schweden. Ein

umfangreiches kulturelles

Rahmenprogramm ergänzt

die politische Demonstration

(einblick 5/04).

Vorprogramm und Demos

beginnen um zehn Uhr, die

Abschlusskundgebungen

starten um 12 Uhr. Mit Bus,

Bahn oder Bike reisen die

TeilnehmerInnen an. Wer

noch eine Mitfahrgelegen-

heit sucht, sollte sich an 

den DGB vor Ort wenden.

Heinz Rudolf Kunze und seine Band sind neben den Prinzen musikalischer Top Act in Berlin:

„Dass auf unser Land große und einschneidende Veränderungen zukommen, steht
außer Frage – diese Erkenntnis ist bei allen Bürgern angekommen. Als Künstler sollte
einem daran gelegen sein, dass diese Prozesse sozial verträglich und gerecht ablaufen.“ 

Der Fernsehmoderator Peter Großmann moderiert die Kundgebung in Köln:

„Als Sportmoderator des ARD-Morgenmagazin betrachte ich das Motto „Aufstehn“
sportlich: Stillstand kann nur durch Aufstehen unterbrochen werden. Aufstehen bedeu-
tet Bewegung, und Bewegung ist das Gegenteil von Stillstand!“
Die Rodgau Monotones, Rockband aus dem Hessischen, spielen in Stuttgart auf:

„Die Rodgau Monotones unterstützen die Gewerkschaften in dem Versuch,
den schleichenden permanenten Abbau notwendiger Sozialleistungen zu be-
enden. Der Weg in die Zwei- oder gar Drei-Klassen-Gesellschaft kann nicht
hingenommen werden. Einer Gesellschaft, in der die „Besserverdienenden“

über sinkende Renten und Praxiszuzahlungen nur lächeln, während dies beim „normalen“ Arbeit-
nehmer, Rentner oder Arbeitslosen zu einer eklatanten Verschlechterung der Lebensqualität führt.
Außerdem haben die Schwaben es verdient, mal wieder eine anständige Band zu hören!!“ ;-)
Die Kölschrock-Band Brings sorgt in ihrer Heimatstadt für Bewegung bei der Kundgebung:

„Wenn alle Netze und Rettungsleinen unserer Solidargemeinschaft gekappt
werden, befinden wir uns im freien Fall in die Abgründe eines völlig ent-
fesselten Kapitalismus. Dann erreichen wir sehr bald den Level, auf dem viel
zu viele Menschen in unserer zweigeteilten Welt bereits ihr karges Leben
fristen müssen. Wir haben viel zu verlieren und noch mehr zu verteilen.“

Tagtäglich führen die beiden Radiomoderatoren Volker Wieprecht und Robert 
Skuppin im Berliner Radio EINS durch die Sendungen „radio EINS – der Tag“ 
und freitags durch „Die Schöne Woche“. Am 3. April moderieren sie gemeinsam 
die Berliner Abschlusskundgebung am Brandenburger Tor:

„Wir sind jahrelang früh aufgestanden für einen schönen Morgen. Da stehen
wir jetzt gerne noch einmal früh auf, damit es endlich besser wird.“
Die Pforzheimer Band Fool‘s Garden, bekannt durch ihren Welthit „Lemontree“, ist in Stuttgart dabei:

„Ein Konzert am Europäischen Aktionstag spielen? Diese Frage
war sehr schnell beantwortet. Man kann sich diesem Aktionstag
von attac und DGB nur anschließen. Menschen, die aufstehen,
etwas bewegen wollen und sich dabei für andere Menschen 
engagieren: Dazu wollen wir mit unserem Konzert einen Teil 

beitragen. Der Traum, Berge versetzen zu können, beginnt mit dem gemeinsamen Gedanken, und
dieser muss laut und stark demonstriert werden!“
Die Schauspielerin Renan Demirkan moderiert die Kundgebung in Stuttgart:

„Kein Mensch erträgt Demütigung: weder eine kulturelle, noch eine politische noch 
eine wirtschaftliche. Ich warne alle Verantwortlichen, die Wirtschaft und die Politiker:
Bitte vergessen Sie niemals den ersten Artikel der Menschenrechtscharta – die Würde
des Menschen ist unantastbar! Heute klopfen die Gedemütigten nur an Ihre Türen,
aber wenn Sie so weitermachen, werden sie diese bald eintreten.“ Denn Erniedrigung
ist eine direkte psychosoziale Gewalt in jede einzelne menschliche Seele. Und die Ant-
wort darauf wird immer eine gewalttätige sein!
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erfolgreich sein wird, ist ungewiss.
Im neuen CDU-Senat ist mit Jörg
Dräger der alte Wissenschaftssena-
tor auch der neue. Die Entschei-
dung über die Zukunft der HWP
wird voraussichtlich bis September
fallen. •

Vier Wochen nach den europa-
weiten Demonstrationen am 3.
April in Berlin, Köln und Stuttgart
sowie in etlichen anderen europäi-
schen Städten will der DGB am 
1. Mai erneut für sozial gerechte
Reformen und für ein soziales Euro-
pa auf die Straße gehen. „Unser
Europa – frei, gleich, gerecht“ 
lautet das Motto der diesjährigen
Mai-Demonstrationen. Der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer wird
in Berlin reden, DGB-Vize Ursula
Engelen-Kefer in Regensburg. DGB-
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel
spricht in Dortmund, Heinz Putz-

hammer in Chemnitz und Ingrid
Sehrbrock in Papenburg/Ostfries-
land. Auftrittsorte der Gewerk-
schaftsvorsitzenden sind u.a. Leip-
zig (Frank Bsirske), Mannheim
(Klaus Peters), Marl (Hubertus
Schmoldt) und Mülheim/Ruhr
(Klaus Wiesehügel).

In Schwerin startet an diesem
Tag die „Job-Parade“ des DGB
Nord und bereits einen Tag zuvor,
am 30.April, beginnen in Reckling-
hausen die vom DGB mitgetra-
genen Ruhrfestspiele 2004. •
www.einblick.dgb.de
Aufruf des DGB zum 1. Mai 2004

P e r s p e k t i v e n

Es geht auch
anders

Über Perspektiven für eine an-
dere Politik will ein breites Bündnis
von politischen Initiativen, Kirchen-
gruppen und Gewerkschaften auf
einem „Perspektivenkongress“ vom
14. bis 16. Mai in der TU Berlin dis-

kutieren. Veranstalter des Kongres-
ses sind attac, der Sozialverband
Deutschland, der Freie Zusammen-
schluss von StudentInnenschaften,
der Bund der Wissenschaften und
die Gewerkschaften ver.di, IG BAU,
IG Metall und GEW. Die sozialen
Bewegungen und Initiativen wollen
ihre alternativen Ansätze darstellen
und gemeinsam weiter entwickeln. •

Perspektivenkongress
10499 Berlin
tagungsbuero@perspek-
tivenkongress.de

1 . M a i - A u f r u f

Für ein soziales Europa

G e w e r k s c h a f t e n

Mehr ausgebildet

DGB und Gewerkschaften ha-
ben in den vergangenen Jahren die
Zahl ihrer Auszubildenden erhöht,
obwohl sie insgesamt Personal ab-
gebaut haben. Bundesweit gab es
Ende 2003 in den Gewerkschaften
117 Auszubildende. Das hat die Ab-
teilung Personal des DGB ermittelt.
Nicht enthalten sind in dieser Zahl
die Auszubildenden in den eigen-

ständigen Dienstleistungs- und Ser-
vicegesellschaften des DGB und der
Gewerkschaften wie dem Berufs-
fortbildungswerk, den Bildungs-
und Ferienhäusern der Gewerk-
schaften, der DGB-Rechtsschutz
GmbH und dem DGB-Bildungs-
werk. Außerdem bilden die Ge-
werkschaften noch politische Nach-
wuchssekretäre aus.

Die meisten Ausbildungsplätze
im Verwaltungsbereich gibt es beim
DGB und bei der IG Metall. Beim
DGB liegt die Ausbildungsquote

bezogen auf die Gesamtzahl aller
Beschäftigten, also einschließlich
der politischen Sekretäre, bei 2,44
Prozent. Ohne die DGB-Regionen,
die wegen ihrer geringen Beschäf-
tigtenzahl von oft nicht mehr als
drei Angestellten pro Region nicht
ausbildungsfähig sind, liegt die
Ausbildungsquote bei rund 4 Pro-
zent. Bei der IG Metall liegt die
Ausbildungsquote bezogen auf alle
Beschäftigte bei 2,15 Prozent. In
der Vorstandsverwaltung beträgt
sie 5,62 Prozent. •

Z u k u n f t  d e r  H W P

Entscheidung
bis September

Der DGB-Hamburg hat die
CDU-Fraktion in der Hamburger
Bürgerschaft aufgefordert, ihren in
der vergangenen Legislaturperiode
entwickelten Plan aufzugeben, die
Hochschule für Wirtschaft und Poli-
tik (HWP) in die Universität Ham-
burg einzugliedern. Die HWP ist vor
allem für Quereinsteiger mit Berufs-
erfahrung attraktiv. Zwei Drittel der
StudentInnen haben vor dem Studi-
um eine Berufsausbildung hinter
sich. 40 Prozent kommen ohne Abi-
tur über eine Aufnahmeprüfung zur
Hochschule. Dass dieses Konzept
erfolgreich ist, zeigt der Karriere-
weg vieler HWP-AbsolventInnen,
darunter nicht nur der ehemalige
BDI-Präsident Hans-Olf Henkel, son-
dern auch etliche Gewerkschafts-
funktionäre.

Die HWP ist „als Hochschule
des zweiten Bildungswegs unver-
zichtbar“, so Hamburgs DGB-Vor-
sitzender Erhard Pumm. Der beson-
dere Charakter praxisnaher Studien-
gänge ginge bei einer Integration
der HWP in die Hamburger Univer-
sität verloren. Auch HWP-Präsiden-
tin Dorothee Bittscheidt kämpft für
den Erhalt der Eigenständigkeit 
ihrer Hochschule. Alle würden vom
lebenslangen Lernen reden, aber
die CDU-Regierung sei dabei, eine
„moderne, praxisnahe Hochschule
zu zerschlagen“. Ob der Widerstand

Die GdP hat vor Ein-
sätzen der Bundes-
wehr bei der Krimina-

litätsbekämpfung gewarnt.
Die Union dürfe nicht versu-
chen, die von ihr gewünsch-
te Verfassungsänderung
durch eine Blockadehaltung
bei der Verabschiedung des
„dringend notwendigen“
Luftsicherheitsgesetzes zu
„erpressen“.

Die Gewerkschaft 
TRANSNET will den 
Stellenabbau in

Reisezentren der Bahn ver-
hindern. In diesem Jahr 
sollen dort 600, im nächsten
Jahr 400 Arbeitsplätze weg-
fallen. Vor allem in ländli-
chen Regionen müssten
dann Verkaufsstellen schlie-
ßen. Statt des notwendigen
„Service-Aufbruchs“ käme
die Bahn in eine „Service-
Defensive“.

Der DGB setzt seine 
Reihe „Schöneber-
ger Forum“ in die-

sem Jahr mit dem Schwer-
punkt Gender Mainstreaming
fort. „Männer und Frauen
im öffentlichen Dienst – 
Arbeiten im Spannungs-
verhältnis von Lebenszeit-,
Laufbahn- und Leistungs-
prinzip“ lautet das Thema
am 16. und 17. November.

Die ver.di-Zeitschrift 
PUBLIK und das Kin-
derhilfswerk „terre

des hommes“ haben unter
dem Motto „Schule statt
Schuften“ gemeinsam zu
Spenden für Schulprojekte
für Kinderarbeiter in Indien
aufgerufen:
Konto 1000 700 804

BLZ 265 900 25

Volksbank Osnabrück

Stichwort: Aktion ver.di

kurz&bündig
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Seit März 2003 haben sich die Gräben zwischen
Gewerkschaften und Politik vertieft. Angesichts der
Einigkeit, mit der alle Parteien nach Einschnitten bei
der sozialen Sicherung rufen oder Initiativen für eine
gerechtere Besteuerung ablehnen, werden in den
Gewerkschaften die real vorhandenen Unter-
schiede in den Reformkonzepten kaum
mehr wahrgenommen: Dass FDP und CDU die
Tarifautonomie erneut schleifen wollen, während
starke Mehrheiten bei SPD und Grünen sie verteidi-
gen, scheint Rot-Grün kaum Sympathien zu bringen.
Die Regierungspraxis der PDS in Mecklenburg-Vor-
pommern und Berlin rundet den Eindruck ab, dass
die Gewerkschaften derzeit in den Parlamenten 
keine Ansprechpartner finden.

Bei fehlender Resonanz im Parlament müssen
die Gewerkschaften außerhalb der Parlamente mo-
bilisieren – und jeder, der sich beteiligt, signalisiert
der Politik: Wir wollen auch in Zukunft sozialstaatli-
chen Schutz, und wir wollen, dass unsere Stimme
Gehör findet. Dabei sollten wir die Türen zum
Parlament und zur Regierung nicht zu-
schlagen – denn damit überlässt man in allen
Fraktionen denen das Feld, die die Krise des Arbeits-
marktes über Liberalisierung und Sozialabbau lösen
wollen. Dasselbe gilt, wenn man alle Hoffnungen auf
noch unbekannte politische Heilsbringer setzt. Wer
Politik für ArbeitnehmerInnen machen will, muss den
Dialog mit allen gewählten Parteien auch dann su-
chen, wenn ihm die Ergebnisse parlamentarischer
Entscheidungsprozesse nicht gefallen. Gerade dann
muss man aber auch mit öffentlichen Aktionen wie
den Aktionstagen am 2. und 3. April Kräfte sam-
meln, um diese Entscheidungen zu beeinflussen.

Eine Sackgasse wäre es, allein aus der Per-
spektive der Verlierer im Strukturwandel
oder vom linken Rand her zu argumentie-
ren. Erstens ist denen, die durch die Ergebnisse des
Vermittlungsausschusses existenziell bedroht sind,
mit einer Wiederbelebung der Randgruppenstrategie
nicht geholfen. Für sie müssen konkrete Auffanglini-
en und Schutzwälle gegen ein Abgleiten in Armut
entwickelt werden. Zweitens würden wir einen Trumpf

aus der Hand geben: Nur die Gewerkschaften mit
ihren mehr als 7 Millionen Mitgliedern, deren politi-
sche Heimat das gesamte Parteienspektrum ab-
deckt, sind in der Lage, das europäische So-
zialmodell aus der Mitte der Gesellschaft
heraus zu verteidigen. Nur wir können unter-
streichen, dass auch Facharbeiter und Ingenieurin-
nen, Lehrer und Kaufleute ein Sozialmodell wollen,
das soziale Ausgrenzung erfolgreicher verhindert als
das amerikanisch-angelsächsische Alternativmodell.

Wenn wir dieses europäi-
sche Sozialmodell verteidigen
wollen, dürfen wir den Struk-
turwandel weder ignorie-
ren noch schicksalserge-
ben erdulden, sondern müs-
sen ihn gestalten. Aus dieser
Perspektive heraus müssen wir
unsere Kritik an der bisherigen
Umsetzung der Agenda 2010
auf den Punkt bringen: Sie ist
kontraproduktiv, weil sie Mo-
bilität und Flexibilität nicht 
gefördert und unterstützt, son-

dern verhindert hat. Denn die damit verbundenen
drastischen Einschnitte haben den Menschen schlicht
und einfach Angst vor Veränderung einge-
jagt,wo Selbstvertrauen und Selbstbewusst-
sein gebraucht werden. Damit sich Menschen
auf Veränderungen einlassen, brauchen wir statt
dessen erstens eine bildungspolitische Initiative, zu
der eine Ausbildungsumlage, ein Weiterbildungsge-
setz und eine Verbesserung der Hochschulausstat-
tung gehören. Zweitens eine soziale Flankierung der
Veränderung, zum Beispiel durch einen gesetzlichen
Mindestlohn, denn wer arbeitet, darf nicht in Armut
abgleiten. Drittens eine Hinwendung zu den Heraus-
forderungen und Chancen des Strukturwandels:
Stichworte wie Bildungs- und Qualifizierungsdefizi-
te, Mobilitätsprobleme, demografische Veränderung
und Vereinbarkeit von Familie und Beruf weisen auf
zusätzliche Bedarfe an sozialen und personenbezo-
genen Dienstleistungen hin. Hier müssen qualifizierte
Arbeitsplätze erschlossen werden. Und viertens ein
Mindestrentenniveau, das Altersarmut verhindert.

Darüber gilt es, mit Parlament und Regierung zu
streiten: Mit dieser Ausrichtung könnte die Politik
verlorenes Terrain zurückgewinnen und die
Erfahrung und Kompetenz der Gewerkschaften nutzen,
die praxisnäher ist als die teuren Elaborate vieler 
Beratungsfirmen. •

Die Forderung nach Einschnitten bei der sozialen 
Sicherung und nach einem Verzicht auf eine 
gerechtere Besteuerung eint die Parteien. Die 
Gewerkschaften wären dennoch schlecht beraten,
bei der Suche nach Alternativen allein aus der 
Perspektive der Verlierer im Strukturwandel zu 
argumentieren, meint Sabine Groner-Weber.

Verhaltenes Echo
In den Vorstandsetagen der

Gewerkschaften findet eine

Parteigründung links von

der SPD nur ein verhaltenes

Echo. ver.di-Vorsitzender

Frank Bsirske wies darauf

hin, dass jeder eine Partei

gründen könne, aber „wenn

Gewerkschaftsmitglieder 

eine Partei gründen wollen,

dann tun sie das genauso

wie Bäcker oder Bankange-

stellte.“

Auch Jürgen Peters distan-

zierte sich von der geplanten

Parteigründung. „Die IG Me-

tall gründet keine Partei“,

sie wolle weiterhin gewerk-

schaftliche Instrumente nut-

zen, um Einfluss zu nehmen.

Der IG Metall-Vorsitzende

machte zugleich deutlich,

dass hinter den Überlegun-

gen für eine mögliche Links-

partei „ein außerordentli-

cher Unmut über die Politik

der Bundesregierung“ stehe.

Der Vorsitzende der IG BCE,

Hubertus Schmoldt, bezeich-

nete es als illusionär, zu

glauben, es könne eine Par-

tei geben, die die Interessen

der Gewerkschaften unver-

ändert in politisches Han-

deln umsetze. 

DGB-Chef Michael Sommer

beurteilt die „Agenda 2010“

zwar als „Beginn einer

falschen Politik“, die Ge-

werkschaften würden jedoch

„einen Teufel tun und eine

Partei gründen“. Vorwürfe,

dass sich eine Vorbereitungs-

gruppe in Räumen des Berli-

ner DGB-Bezirks getroffen

habe, wies er mit dem Hin-

weis zurück, dass es Privat-

personen gewesen seien, die

die Räume gemietet hätten.

U m b a u  d e s  S o z i a l s t a a t e s

Aus der Mitte heraus verteidigen!

Dr. Sabine Groner-
Weber, 46, ist Leite-
rin der Abteilung
Politik und Pla-
nung der Dienst-
leistungsgewerk-
schaft ver.di.
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TRANSNET, Fach-
konferenz „Personalvertretungs-
recht – Beamtenrecht“, Karlsruhe

DGB Hessen,Tagung
„Integration oder was?“, Hanau

ver.di,Konferenz zum
Postpersonalrechtsgesetz, Berlin

DGB Thüringen,
„Zuckerbrot und Peitsche – Die
Rolle der Gewerkschaften beim
Ausbau und Erhalt der Sozialen 
Sicherungssysteme“, Erfurt

DGB, Hans-Böck-
ler-Stiftung, Konferenz „Teilhaben
und Mitbestimmen in globalen 
Unternehmen“, Berlin

DGB Niedersachsen,
Diskussion „Die Zukunft eines so-
zialen Europas mitgestalten“, Han-
nover 

2.4.

2.4.

1.4.

31.3.

31.3.

30./31.3. DGB-Jugend Berlin
– Brandenburg, „Pop gegen Neoli-
beralismus – Die Verhältnisse zum
Tanzen bringen“, Berlin

DGB, Europäischer
Aktionstag gegen Sozialabbau,
„Aufstehen, damit es endlich bes-
ser wird“, Demonstrationen in Ber-
lin, Köln, Stuttgart

Ostermarsch 2004,
Friedensdemonstrationen u.a. in
Augsburg, Berlin, Braunschweig,
Bremen, Chemnitz, Dortmund, Duis-
burg,Düsseldorf, Essen, Frankfurt/M.,
Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Kiel,
Leipzig, München, Münster, Nürn-
berg, Oldenburg, Rostock, Saar-
brücken,Wiesbaden und Würzburg

DGB-Thüringen,Ar-
beitsmarktkonferenz, Erfurt

15.4.

9.-11.4.

3.4.

2.4.
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STANDORTVERLAGERUNG: Kostengründe greifen oft zu kurz
Die Verlagerung von Arbeitsplätzen ins
Ausland ist betriebswirtschaftlich oft
unsinnig. Jedes dritte Unternehmen, 
das seine Produktion ins Ausland verla-
gert, nimmt diese Entscheidung zurück.
Besonders hoch ist das Risiko des 
Scheiterns bei Verlagerungen aus 
Kostengründen. Das hat das Karlsruher
Fraunhofer-Institut für Systemtechnik
und Innovationsforschung ISI ermittelt.
Rückkehrer bedauerten, dass sie Krite-
rien wie Flexibilität und Qualität zu 
wenig Beachtung geschenkt hätten.
www.isi.fhg.de ©

 D
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Motive von Unternehmen für den Aufbau von Produktionsstätten im Ausland
(in Prozent, Mehrfachnennungen möglich)*

Quelle: Fraunhofer ISI / PI-Mitteilung Nr.26

Kosten der Produktionsfaktoren

* Das Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innova-
tionsforschung ISI führt seit 1993 alle zwei Jahre eine
Erhebung zu „Innovationen in der Produktion“ (PI) durch.
Sie richtet sich an Betriebe der Metall- und Elektroindustrie
sowie der Chemischen und Kunststoffverarbeitenden
Industrie Deutschlands. Die Zahlen beziehen sich auf die
Erhebung von 2001, die Ergebnisse der Befragung von
2003 werden in den nächsten Monaten veröffentlicht.

Markterschließung

Nähe zu Großkunden

Steuern, Abgaben, Subventionen

Verfügbarkeit von qualifiziertem Personal
Koordinations-, Kommunikations-,

Transportkosten
Präsenz der Konkurrenz

local content – Auflagen

Kapazitätsengpässe

Infrastruktur

Technologieerschließung

Währungsausgleich

65

60

34

21

17

16

16

15

12

9

8
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Schlusspunkt●

Schlagzeile des Internetportals www.bild.de vom 22. März zum Rücktritt
von Gerhard Schröder als SPD-Vorsitzender

„Ganz Deutschland diskutiert die Tränen der Kanzler-Gattin.
Uns ist auch zum Heulen, Doris!“

Buch: Jürgen Prott, Öffent-
lichkeit und Gewerkschaf-
ten, Theoretische Ansätze
und empirische Erkennt-
nisse, Schriftenreihe der
Hans-Böckler-Stiftung, 
Verlag Westfälisches
Dampfboot, Münster 1993,
253 Seiten, 24,80 Euro

Sind Gewerkschaftspublika-
tionen Bestandteil „etablierter
Öffentlichkeit“ oder verkörpern
sie eine „Gegenöffentlichkeit“?
In seinem Ende 2003 erschiene-
nen Buch stellt Jürgen Prott die
wichtigsten kommunikationstheo-
retischen Ansätze vor und fragt,
was Gewerkschaften daraus für
die Weiterentwicklung ihrer eige-
nen Medien lernen können.

Sein Fazit: Gewerkschaftspu-
blikationen sind Ausdruck einer

nach innen wie nach außen ge-
richteten Öffentlichkeitsarbeit des
Herausgebers. Sie können nach
Inhalt und Form vielgestaltig sein,
ihre Redaktionen mögen mit be-
achtlichen Freiräumen ausgestat-
tet sein, aber dies ändere nichts
an ihrer „prinzipiellen Sprach-
rohrfunktion“. Gewerkschaftsme-
dien sind kein Teil der „Gegenöf-
fentlichkeit“, weil sich auch die
Gewerkschaften nicht in einer
andauernden Frontstellung zur
herrschenden öffentlichen Mei-
nung befinden. Innerhalb dieses
strukturellen Rahmens können
sie aber die demokratische Mei-
nungsbildung nach innen und
außen beflügeln. Und sie können
Themen und Perspektiven zur
Sprache bringen, die im Konzert
der veröffentlichten Meinung
„notorisch zu kurz“ kommen.

Tipp
.
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Mehr als 500 000 Menschen
sind dem Aufruf des DGB zum eu-
ropäischen Aktionstag am 3. April
gefolgt. „Deutschland hat sich an
diesem Wochenende bewegt“,
kommentierte Die Welt. Die De-
monstrationen in Berlin, Köln und
Stuttgart haben „ein unübersehba-
res Signal für eine andere Politik
gesetzt – nicht nur in Deutschland
sondern in Europa. Lohn- und So-
zialdumping sind der falsche Weg,
um unser Land und Europa wieder
nach vorne zu bringen“, so der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer
gegenüber einblick. Die Demon-
strationen am 3. April hätten nicht
nur die Erwartungen der Gewerk-
schaften weit übertroffen, sondern
zeigten auch, „der Protest kommt
aus der Mitte der Gesellschaft“.

Den Vorwurf, die Gewerkschaf-
ten hätten keine Alternativen zur
gegenwärtigen Politik zu bieten,
wies Sommer zurück: „Wir haben
vor einem knappen Jahr die wirt-
schafts- und sozialpolitischen Kon-
sequenzen aus der seit drei Jahren
anhaltenden Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktkrise gezogen.Aktive Kon-

junktur- und Innovationspolitik, Um-
bau der Sozialversicherungen zu
Bürger- und Erwerbstätigenversiche-
rungen sowie der Einbau von Frei-
beträgen in die sozialen Sicherungs-
systeme sind eine sozial ausgewo-

gene Alternative zur etablierten
Politik.“ Dass die Reformschläge
der Gewerkschaften von einer
breiten Mehrheit in der Bevölke-
rung getragen werde, habe der
3.April eindrucksvoll belegt. „Ich
kann die Politiker nur auffordern,
unsere Analyse der wirtschaftli-
chen Lage und die Folgerungen
daraus nachzulesen“, betonte
der DGB-Vorsitzende.

Am Protest der Gewerkschaf-
ten könne auch die Bundesregie-
rung nicht vorbeigehen. Korrek-
turbedarf sieht Sommer insbe-
sondere beim Lohndumping-Ge-
setz, „das Jobs bis an die Grenze
der sittenwidrigen Bezahlung für
Langzeitarbeitslose für zumutbar
erklärt“. Auch die Erhebung des
vollen Krankenkassensatzes auf
Betriebsrenten „muss in dieser
Form geändert werden“.

Scharf kritisierte Sommer die
Haltung von Arbeitgeberpräsident
Dieter Hundt, der die Gewerkschaf-
ten als „Ewiggestrige“ bezeichnet
und die Arbeitnehmer aufgefordert
hat, sie sollten gegen die Gewerk-
schaften aufstehen. „Das zeigt den
Realitätsverlust, unter dem viele Spit-
zenkräfte der Arbeitgeber leiden.“ 

Die Gewerkschaften wollen
ihren Druck auf die Politik in den
kommenden Monaten weiter auf-
recht erhalten. „Nach dem 3. April
kommt der 1. Mai”, sagte Sommer.
„Auch an diesem Tag werden die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, Arbeitslosen, Studenten, Rent-
ner und ihre Familien klar machen:
‚Unser Europa ist frei, gleich und
gerecht – Arbeitgeberdiktaten,
Lohn- und Sozialdumping erteilen
wir eine Absage.‘“   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.gutachternetzwerk.de
Das Netzwerk von IG BCE,

IG Metall, ver.di und 
Hans-Böckler-Stiftung 

für GutachterInnen von 
Bachelor- und Masterstudi-

engängen in den Ingenieur-
und Naturwissenschaften

7/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 13.04.2004

Bundespräsident 
Johannes Rau hat die

Parteien aufgefordert, Elemen-
te direkter Demokratie in das
Grundgesetz aufzunehmen.
Bislang gibt es Volksabstim-
mungen nur auf Länder- und
Kommunalebene. Sie seien ein
Zeichen von „solidem demo-
kratischem Engagement“.

+ Die Verkehrsminister 
der Bundesländer 

haben sich unter Vorsitz von
Hans-Artur Bauckhage (FDP)
gegen ein Tempolimit für
Kleintransporter auf Auto-
bahnen ausgesprochen. Die
Geschwindigkeitsbegrenzung
für die unfallträchtigen Fahr-
zeuge sei schwer durchsetzbar.

-

plusminusBERLIN

______________ ______

Groß-Europa macht 
Angst – zu Unrecht
Mit der EU-Osterweiterung 

wächst die Angst vor Produk-

tionsverlagerungen und 

Job-Abwanderung. Die nüch-

ternen Zahlen sprechen eine 

andere Sprache

______________ ______

Wir brauchen eine 
Reformpause
Wirtschaftsweiser Peter 

Bofinger rät nach vier Jahren 

intensiver Reformen zu einer 

nüchternen Bestandsaufnahme

______________ ______

Ein mächtiges 
Zeichen gesetzt
Dass die Gewerkschaften mehr 

als 500 000 Menschen auf die 

Straße gebracht haben, hat 

viele überrascht. Jetzt müssen 

sie dem Protest eigene 

Reformvorschläge folgen 

lassen, fordert der Journalist 

Dieter Wonka
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Wir sind wieder da

Gemeinsam mit dem DGB hatten 
Sozialverbände und Globalisie-
rungskritiker zu den Protesten 
am Europäischen Aktionstag 
aufgerufen. In Berlin beteiligten
sich an der Demonstration auch 
ArbeitnehmerInnen aus Polen.
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S o z i a l g e r i c h t e

Netzwerk für 
Eigenständigkeit

Der bislang vor allem von den
Gewerkschaften getragene Wider-
stand gegen die in mehreren Bundes-
ländern geplante Zusammenlegung
der Sozial- und Verwaltungsgerichte
(einblick 1/2004) trifft auch bei den
Krankenkassen und Sozialverbän-
den auf Unterstützung.Anfang April
hat der DGB zusammen mit mehre-
ren Krankenkassen, Sozialverbän-
den sowie einzelnen Bundestags-
abgeordneten von SPD und CDU
ein eigenes „Netzwerk für die Dis-
kussion um die Zusammenlegung
der Fachgerichte“ gegründet.

Die von der Verfassung gefor-
derte Eigenständigkeit der Sozial-
gerichtsbarkeit sei von der Aufga-
benverteilung her erforderlich, heißt
es in der Plattform des Netzwerks.
Die Befürworter einer Fusion von

Die Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di will trotz der Kündigung des
Arbeitszeittarifvertrags für die Be-
schäftigten des öffentlichen Diens-
tes durch die Tarifgemeinschaft der
Länder die im vergangenen Jahr
begonnenen Verhandlungen über
die Modernisierung des Tarifsys–
tems für den öffentlichen Dienst
fortsetzen. Die Kündigung des 
Arbeitszeittarifvertrags durch die
Länder sei destruktiv, so ver.di-Ver-
handlungsführer Kurt Martin. ver.di
will den Prozess der Neugestaltung
des Tarifrechts dennoch „mit allen
fortsetzen, die weiterhin konstruk-
tiv und zukunftsorientiert daran
mitwirken“.

Kritik hat die Entscheidung der
Länder, den Tarifvertrag zu kündi-
gen, um die Arbeitszeit der Ange-
stellten im öffentlichen Dienst auf
bis zu 42 Stunden pro Woche zu 
erweitern, auch bei den Tarifvertre-
tern von Bund und Kommunen her-

A r b e i t s z e i t v e r l ä n g e r u n g

ver.di will trotz Kündigung über Tarifreform verhandeln

Der DGB will verhindern, dass
die von der CDU geforderte Verla-
gerung von Kompetenzen bei der
Betreuung von Langzeitarbeitslosen
auf die Kommunen zur Entstehung
regional unterschiedlicher Chancen
bei der Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt führt. Die Vorschläge
für ein Optionsgesetz seien überflüs-
sig und hielten den Aufbau von Job-
Centern unnötig auf, heißt es dazu
in den Ende März vom Geschäfts-

verband Deutschland (SovD), der
Sozialverband VdK und der Verband
Deutscher Rentenversicherungsträ-
ger. Unter den Bundestagsabgeord-
neten zählen Klaus Brandner (SPD),
Karl-Josef Laumann (CDU), Erika
Lotz (SPD) und Gerald Weis (CDU)
zu den Initiatoren. •

führenden DGB-Bundesvorstand be-
schlossenen „Gewerkschaftlichen
Eckpunkten zur Trägerschaft der
Grundsicherung für Arbeitslose“.
„Ein Wettbewerb,der auf unterschied-
liche Eingliederungschancen und un-
terschiedliche lokale Standards zu
Lasten der Betroffenen setzt, bringt
keine neuen Arbeitsplätze“, kriti-
siert der DGB. Der Aufbau der Ar-
beitsgemeinschaften von Arbeits-
agenturen und Sozialämtern müsse

teriellen Rechts und der Spezialisie-
rung der Richterschaft“ Rechnung.

Zu den Unterstützern der Platt-
form gehören unter anderem der
AOK-Bundesverband, der IKK-Bun-
desverband, die Katholische Arbeit-
nehmer-Bewegung Deutschlands
(KAB), das Kolpingwerk, der Sozial-

L a n g z e i t a r b e i t s l o s e

Unterschiedliche Standards verhindern

Sozial- und Verwaltungsgerichten
wollten bewährte Institution auflö-
sen, „ohne den Beweis dafür zu lie-
fern, welche Fortschritte sich für die
Durchsetzung der Rechte der Betrof-
fenen daraus ergeben sollen“. Auch
trage die Eigenständigkeit der Sozial-
gerichte der „Komplexität des ma-

unverzüglich beginnen. Zudem for-
dert der DGB eine einheitliche Re-
gelung der Aufgaben und Kompe-
tenzen der Arbeitsgemeinschaften.
Die Fristen für die Einführung des
neuen Arbeitslosengelds II müssten
so angepasst werden, dass „eine
friktionslose Umsetzung“ sicherge-
stellt sei. Zudem fordert der DGB die
finanzielle Entlastung der Kommu-
nen bei der Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe. •

zeitverlängerung auf 41 Stunden.
Sollte es dazu kommen, hat ver.di
bereits massiven Widerstand an-
gekündigt. Für die Beschäftigten
würde die Arbeitszeitverlängerung
faktisch einen Gehaltsverlust von
zehn Prozent bedeuten. Und das
bei Bruttoeinkommen zwischen
1500 und 2000 Euro für den größ-
ten Teil der Beschäftigten.

Auch der DGB fordert eine Fort-
setzung der Verhandlungen. DGB-
Vorstandsmitglied Ingrid Sehrbrock
fürchtet, „dass eine Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen bei
den Angestellten zu erneuten Ein-
griffen im Beamtenrecht führen
wird“. Zudem führe eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit um zwei Stun-
den „zur Vernichtung von über
60 000 Stellen im Beamtenbereich“,
so Sehrbrock. Bezogen auf alle Be-
schäftigte fürchtet ver.di allein bei
den Ländern sogar den Verlust von
bis zu 100 000 Stellen. •

vorgerufen. Dies sei „der falsche
Schritt“, so der Vorsitzende der
Kommunalen Arbeitgeberverbände,
Bochums Oberbürgermeister Ernst-
Otto Stüber (SPD). Auch Bundesin-
nenminister Otto Schily (Bündnis
90/Grüne) hat angekündigt, dass
die Verhandlungen über ein neues
Tarifrecht für den öffentlichen
Dienst erfolgreich zu Ende gebracht
werden sollen.

Ganz anders die Reaktion aus
den Ländern. Nach dem bayerischen
Ministerpräsidenten Edmund Stoi-
ber (CSU), der bei Neueinstellungen
die 42-Stunden-Woche einführen
will, fordert inzwischen auch Nord-
rhein-Westfalens Ministerpräsident
Peer Steinbrück (SPD) eine Arbeits-

Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes arbeiten in Deutsch-
land bereits jetzt länger als ihrer KollegInnen in den meisten 
anderen europäischen Ländern. Würde die Arbeitszeit, wie vom
bayerischen Ministerpräsidenten Stoiber gefordert, auf 42 Stun-
den erhöht werden, müssten sie pro Woche sieben Stunden 
länger arbeiten als ihre KollegInnen in Frankreich.

In Deutschland
jetzt schon höher
Wochenarbeitszeit im öffentlichen
Dienst in Deutschland und in anderen
europäischen Ländern (in Stunden)

©
 D

G
B 

ei
nb

lic
k 

07
/0

4

Quelle: Berliner Zeitung

Deutschland
Beamte

Angestellte (Ost)
Angestellte (West)

andere europäische Länder

40,0 – 42,0

Schweden
Griechenland

Österreich
Belgien

Großbritannien
Dänemark

Niederlande
Italien

Spanien
Frankreich

40,0

38,5

40,0

40,0

40,0

37,4

37,0

37,0

36,0

36,0

35,3

35,0
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➜
Die Botschaft lautet allenthal-

ben: Die hohen Arbeitskosten am
Standort D vertreiben die Unter-
nehmen, die niedrigen Steuern und
Abgaben in Osteuropa locken sie
an. Aufzuhalten sei das Fiasko nur,
wenn die Beschäftigten hierzulande
den Gürtel enger schnallten. Wie
ein Rufer in der Wüste klingt der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer,
wenn er sagt: „Ein Wettlauf um
längere Arbeitszeiten und niedrige-
re Löhne würde zum Totalschaden
für unsere Volkswirtschaft führen.“
Denn die Standortklagen häufen
sich. Das Schreckgespenst vom Ver-
lust der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit geht um. Kein Wun-
der, dass die Angst vorm wilden
Osten wächst: 84 Prozent glauben
mittlerweile, so das Leipziger Insti-
tut für Marktforschung, dass mit der
EU-Erweiterung noch mehr Firmen
abwandern, und 82 Prozent, dass
billige Arbeitskräfte auf den deut-
schen Arbeitsmarkt drängen.

Bei aller – aus einzelbetriebli-
cher Sicht – berechtigten Sorge um
tatsächliche oder angedrohte Stan-
dortverlagerungen: Die öffentliche

Wahrnehmung des
Problems und die öko-
nomisch-statistische
Realität klaffen weit
auseinander. „Es gibt
keine Statistik, die die
Abwanderungen von
Firmen und Arbeits-
plätzen ins Ausland
verlässlich misst“, teilt
das Deutsche Institut
für Wirtschaftsfor-
schung mit. Die Aus-
sage, dass deutsche
Arbeitsplätze ver-
stärkt ins Ausland ver-
lagert würden, beruhe
„auf Spekulationen
und einzelnen Fallbei-

S t a n d o r t v e r l a g e r u n g

Groß-Europa macht Angst – zu Unrecht
Der 1. Mai, Stichtag der EU-Osterweiterung, rückt näher – und die 
Angst vor Produktionsverlagerung und Job-Abwanderung wächst. 
Nüchterne Zahlen sprechen jedoch eine andere Sprache.

Hans-Werner Sinn, Präsident des
Münchner ifo-Instituts, warnt vor
dem Exodus deutscher Produktions-
stätten nach Osteuropa, er sieht
Deutschland schon auf dem Weg in
eine „Basar-Ökonomie“. Der Vor-
sitzende der Wirtschaftsweisen,
Wolfgang Wiegard, sorgt sich um
das nationale Steueraufkommen:
Es sei mit Einnahmeausfällen zu
rechnen, wenn Firmen in die neuen
EU-Beitrittsländer wechselten, um
von deren niedrigen Steuersätzen
zu profitieren. Die Zahl der Arbeits-
plätze, die dorthin verlagert wür-
den, beziffert das Münchner Institut
für Osteuropa auf 450 000. Ge-
samtmetall-Chef Martin Kanne-
giesser stößt in dasselbe Horn:
„Selbst bei einem spürbaren Auf-
schwung dürfte die Abwanderung
zunehmen“, mutmaßt er.

Schlagzeilen produzieren auch
andere: Ob Siemens, Lufthansa
oder Exxon-Mobil, der Rolltreppen-
bauer Otis im niedersächsischen
Stadthagen oder der Heizgeräte-
hersteller Vaillant in Gelsenkir-
chen/NRW – überall ertönt der
Schlachtruf „west goes east“.

spielen“. Die Verlagerungsdebatte
sei „ideologisch aufgeheizt“, befin-
det die Mitbestimmung, das Maga-
zin der Hans-Böckler-Stiftung.

Jedes dritte Unternehmen, das
seine Produktion ins Ausland verla-
gert hat, nimmt diese Entscheidung
inzwischen zurück, hat das Karls-
ruher Fraunhofer-Institut herausge-
funden. Besonders hoch sei das 
Risiko des Scheiterns bei Produkti-
onsverlagerungen aus Kostengrün-
den. Projektleiter Steffen Kinkel be-
nennt die Fehler, die Unternehmen
immer wieder machten: Die Moder-
nisierungspotenziale am Heimat-
standort würden außer Acht gelas-
sen und die Kosten für den Aufbau
von Netzwerken am ausländischen
Standort oft unterschätzt.

Dabei sind die niedrigeren Pro-
duktionskosten in Osteuropa noch
das Hauptmotiv für den Aufbau von
Produktionsstätten dort. Steuern
und Abgaben zählen hingegen
überraschenderweise nicht zu den
wichtigsten Beweggründen.

Jeder dritte Industriebetrieb hat
bereits ein Standbein im Ausland;
der Verlagerungsboom der 90er
Jahre ist jedoch längst passé, seit
1999 sei die Tendenz rückläufig,
berichtete das Fraunhofer-Institut
schon vor anderthalb Jahren. Das
ist nicht überraschend, sind doch
die EU-Binnenmarktregeln für den
freien Verkehr von Waren, Dienst-
leistungen und Kapital im Osten
längst Realität. „Wer meint, erst
mit dem Beitritt würden sich die
wirtschaftlichen Beziehungen zu
den Beitrittsländern ändern, irrt,“
sagt der IG Metall-Wirtschafts-
experte Rudolf Welzmüller.

Zudem:Auslandsproduktion geht
nicht zwangsläufig zu Lasten der
Inlandsbeschäftigung. Eher im Ge-
genteil. Die 460 vom Fraunhofer-
Institut befragten Betriebe, die aus-
ländische Standorte haben,steigerten
von 1999 bis 2000 die Zahl ihrer
Inlandsbeschäftigten um 12176. •

Beschränkter
Zugang

Deutschland soll bis zu 

sieben Jahren nach der 

EU-Erweiterung vor billigen

Arbeitskräften aus Osteuro-

pa abgeschottet werden.

Das hat der Bundestag Mitte

März einstimmig beschlos-

sen. Damit kann die Freizü-

gigkeit, die beispielsweise

die freie Wahl des Arbeits-

platzes beinhaltet, für An-

gehörige der zehn neuen 

EU-Staaten während einer

Übergangszeit einge-

schränkt werden. 

Die Sorge um eine gewaltige

Abwanderungswelle aus 

den Beitrittsländern ist aller-

dings unbegründet. Laut 

einer Studie der EU-Kommis-

sion und der Europäischen

Stiftung zur Verbesserung

der Lebens- und Arbeitsbe-

dingungen zieht es nur ein

Prozent der Arbeitsbevölke-

rung von dort in die Alt-EU.

Das entspricht pro Jahr

220 000 der insgesamt 455

Millionen EU-Bürger. 

Die bisherigen Erfahrungen

mit Beitrittsrunden der EU

stützen die Ergebnisse der

Studie. Danach nimmt die

Abwanderung nach einer 

Erweiterung eher ab als zu:

So sank die Migration aus

Spanien in die anderen 

EU-Länder von mehr als

200 000 im Jahr 1970 auf

120 000 Ende der 70er Jahre.

Spanien trat 1986 der EU bei.

Anfang der 90er Jahre lag

die Zahl der spanischen 

Migranten nur noch bei 

2000 bis 3000 pro Jahr.

Groß, kapitalintensiv und stark automatisiert –
das sind die typischen Charakteristika eines 
Betriebs mit ausländischem Standort.

Standortverlagerung:
Wen drängt’s raus?
Charakteristik der Betriebe mit ausländischen
Produktionsstätten 2001 (in Prozent)
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Quelle: Fraunhofer-Institut Systemtechnik
und Innovationsforschung (ISI), Karlsruhe

Betriebsgröße (Beschäftigte)
bis 99

100 – 499
über 500

Fertigungsart
Einzelfertigung

Mittelserienfertigung
Prozessfertigung

Personalkostenanteil (in Prozent)
weniger als 28

28 – 39
über 39

16

46

85

21

37

52

39

29

20
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zu Tarifvergütungen, Arbeitszeiten
und Urlaubsregelungen sowie eine
Einführung in das Tarifsystem. Bund-
Verlag, 278 Seiten, 14,90 Euro (Ra-
batt ab 20 Exemplare). •

Baerbel-Kirchner@wsi.de

kirchen. In Referaten, Arbeitsgrup-
pen und bei einem abschließenden
Round Table soll herausgearbeitet
werden, dass Schule zunehmend
eine soziale und vernetzte Einrich-
tung werden muss. Die Teilnahme-
gebühr beträgt 30 Euro. •

schlaeng@iatge.de
http://iat-info.iatge.de

Angesichts von Lehrstellenman-
gel und Jugendarbeitslosigkeit sind
verstärkt die Schulen aufgerufen,
Jugendlichen möglichst rechtzeitig
Orientierungshilfen bei der Berufs-
wahl anzubieten. Mit „Schule im
kooperativen Staat“ befasst sich ei-
ne Fachtagung des Instituts Arbeit
und Technik am 28.April in Gelsen-

F a c h t a g u n g

Neue Aufgaben für die Schulen

W S I - T a r i f h a n d b u c h

Europäische 
Tarifsysteme

Im enger zusammenrückenden
Europa ist es wichtig, Tarifvertrags-
systeme anderer Länder zu kennen.
Das Tarifhandbuch 2004 des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-
Stiftung bietet diese Chance.Außer-
dem enthält das Ende April erschei-
nende Handbuch die wichtigsten
Tarifabschlüsse 2003, Übersichten

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Gute Praxis im Umweltmanagement

Um positive Beispiele aus Um-
weltmanagement und integrierter
Produktpolitik geht es bei einem
Workshop der Hans-Böckler-Stiftung
am 17. Juni in Düsseldorf: Eingela-
den sind zu dieser Veranstaltung
AkteurInnen des betrieblichen Um-
weltschutzes – GeschäftsführerIn-
nen, UmweltmanagerInnen und Be-

triebsrätInnen sowie VertreterInnen
aus Verbänden und Wissenschaft,
um unter anderem Erfahrungen mit
umweltgerechter Produktgestaltung,
Beschäftigtenbeteiligung und Ge-
schlechtergerechtigkeit auszutau-
schen.Anmeldeschluss: 1. Juni. •

herbert.klemisch@kni.de
martina-klein@boeckler.de

B i l d u n g s b e t e i l i g u n g

Ärmere haben 
schlechte Karten

Ein Junge aus armen Verhältnis-
sen, dessen Eltern jung sind und
der in einem Ballungsraum des
Saarlandes lebt, hat die geringsten
Chancen, einen höheren Bildungs-
abschluss zu erreichen. Eine aktuel-
le Untersuchung der Arbeitskammer
des Saarlandes belegt ein deutli-
ches Roll-back beim Bildungszu-
gang. Die empirische Studie hat
aber auch ergeben, dass einkom-
mensschwache Eltern oder allein
Erziehende ihren Kindern eine hö-
here Bildung durchaus ermöglichen
möchten. Sie können das allerdings
oft nicht leisten, weil sie dafür ei-
nen erheblich größeren Anteil des
Familieneinkommens einsetzen müs-
sen als das bei betuchteren Eltern
der Fall ist. •

www.arbeitskammer.de
info@arbeitskammer.de

••• „Europa bringt Frauen nach
vorn“: Mit einer deutsch-polni-
schen Postkarte macht der DGB
Berlin-Brandenburg darauf auf-
merksam, dass bei der Gestaltung
der EU-Erweiterung die Chancen-
gleichheit von Frauen und Männer
berücksichtigt werden muss. Die
Postkarte erscheint im Rahmen der
„Grenzlandinitiative für Arbeitneh-
merInnen von der Ostsee bis zu den
Alpen“; kurz: GRIPS. Mit diesem
Projekt wollen die an Polen und
Tschechien angrenzenden DGB-Be-
zirke in Zusammenarbeit mit polni-
schen und tschechischen Gewerk-
schaften Ängste der Menschen in

den Grenzregionen abbauen, Netz-
werke knüpfen und dafür werben,
die EU-Erweiterung als Chance zu
begreifen. Eine Reihe GRIPS-Pro-

jekte widmen sich der Situation von
Frauen diesseits und jenseits der
Grenzen. Infos:
Petra Meyer, Tel. 030 / 21 240 132,
E-Mail: Petra.Meyer@dgb.de
••• Der DGB Nord ist Mitveran-

stalter der Hamburger Friedens-
konferenz am 23. und 24. April.
Die TeilnehmerInnen können sich
vormittags in sieben Arbeitsgrup-
pen über sicherheitspolitische The-
men wie die Militärstrukturen der
EU oder die friedenspolitischen Po-
sitionen der Gewerkschaften infor-
mieren. Nachmittags bieten sieben
Workshops die Möglichkeit, alter-
native Konzepte zu den Themen
des Vormittags zu entwickeln. Der
Konferenzbeitrag beträgt 10 Euro.
Anmeldung: Hamburger Forum,
Renate Kirstein, Fax:040 /5513891,
hamburger.friedenskonferenz@
hamburg.de

interregio

orientiert ist das Angebot der Ju-
gendbereiche von IG Metall und DGB
in Reutlingen: 40 Teilnehmerinnen
können hier Vorstellungsgespräche
trainieren und erhalten Tipps für die
Auswahl eines geeigneten Ausbil-
dungsbetriebes. Die DGB Rechts-
schutz GmbH in Koblenz ermöglicht
Mädchen Einblicke in die gewerk-
schaftliche Rechtsberatung und ar-
beitsgerichtliche Auseinanderset-
zungen.

Mehr als 100 000 Teilnehmerin-
nen werden in diesem Jahr erwartet.
Erstmals präsentiert sich der Zukunfts-
tag bei der Hannover Messe (19.
bis 24.April), die im „Jahr der Tech-
nik“ einen Schwerpunkt zum The-
ma Jugend und Ausbildung setzt. •

www.girls-day.de

G i r l s ’  D a y

Mädchen Mut
machen

Die Berufswahl vieler Mädchen
ist immer noch auf das schmale
Spektrum Frisieren, Verkaufen, Er-
ziehen und Pflegen eingeengt. Der
Girls’ Day am 22. April bietet ihnen
die Chance, sich mit Alternativen
vertraut zu machen – in techni-
schen und innovativen Zukunfts-
berufen. Der DGB gehört zu den
Mitveranstaltern des Mädchen-Zu-
kunftstages, der bereits zum vierten
Mal stattfindet. DGB-Bundesvor-
standsverwaltung, Bezirke und Re-
gionen beteiligen sich ebenso mit
Angeboten am Girls’ Day wie Ge-
werkschaften, Unternehmen, Unis
und Verbände.

Beim DGB-Bundesvorstand in
Berlin wird es um „Politik als Beruf
für Frauen“ gehen. Eingeladen sind
Schülerinnen der Hans-Carossa-
Schule sowie die 14- bis 16-jährigen
Töchter von DGB-MitarbeiterInnen,
die unter anderem von DGB-Vor-
standsmitglied Ingrid Sehrbrock er-
fahren, wie ihr Weg in die Gewerk-
schaftsspitze verlaufen ist. Praxis-

PROJEKTE UND PARTNER
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Im Internet

www.einblick.dgb.de
Interview mit Prof. Dr. 

Peter Bofinger über 
die Zwischenbilanz der 

Reformdiskussion 
(Langfassung)

■ In den letzten Jahren gab es ein-
schneidende Reformen in der Ar-
beitsmarktpolitik, bei Renten und
Steuern. In der FAZ haben Sie eine
Reformpause gefordert.
■ Wir haben vier Jahre intensiver
Reformtätigkeit hinter uns. Wir
müssen jetzt überprüfen, ob alle
Reformen tatsächlich die erhoffte
Wirkung erzielt haben und ob wir
nachjustieren müssen. Reformaktio-
nismus wäre das Falscheste, was
man machen kann.
■ Die Arbeitslosenzahlen sind trotz
Reformen gestiegen. Ist der Ansatz
des Hartz-Konzepts falsch?
■ Zum Teil gingen die Vorschläge
in die falsche Richtung. Im Vorfeld
habe ich vehement gewarnt, dass
die neuen Minijobs Jobkiller sind.
Das sieht man jetzt. Wir hatten im
vergangenen Jahr einen Rückgang
der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisse um eine
halbe Million. Jeder Erfolg, der von
der Minijobzentrale verkündet wird,
bedeutet doch, dass ein sozialver-
sicherungspflichtiges Arbeitsver-
hältnis durch Minijobs verdrängt
worden ist. Deshalb müssen wir die
Minijobs in ihrer jetzigen Form auf
den Prüfstand stellen. 
■ In der politischen Debatte wer-
den die hohen Personalkosten in
Deutschland für die Arbeitslosigkeit
mit verantwortlich gemacht.
■ Es lohnt sich, hier genauer hin-
zusehen: Hohe Arbeitskosten haben
wir vor allem in Westdeutschland.
Aber hier ist die Arbeitslosigkeit
nicht dramatisch, jedenfalls wenn
man sie nach den Kriterien der In-
ternationalen Arbeitsorganisation
misst. In Ostdeutschland gibt es da-
gegen Arbeitskosten, die am unte-
ren Rand in der EU liegen, aber dort
haben wir eine hohe Arbeitslosig-
keit. Zum zweiten verweise ich ger-
ne auf das Beispiel Japan. Dort sind

die Löhne zwischen 1998 bis 2003
jährlich nominal um 0,6 Prozent
gesunken und die Arbeitslosigkeit
ist gestiegen. Die Lieschen-Müller-
Sicht, dass man die Beschäftigung
hoch kriegt, wenn man nur die
Lohnkosten senkt, ist in dieser Ein-
fachheit nicht zu halten. 
■ Was wollen Sie neben den Mini-
jobs noch auf den Prüfstand stellen?
■ Das betrifft die gesamte För-
derung der privaten Vorsorge im
Rahmen der Riesterrente. Es ist
nicht einzusehen, dass jemand wie
ich staatlich gefördert wird, wenn
er für seine Alterssicherung spart.
Die Zulagen für ArbeitnehmerInnen
mit geringen Einkommen halte ich
für vernünftig, aber steuerliche För-
derung von Menschen mit höheren
Einkommen halte ich für eine Fehl-
steuerung. Das ist aus drei Gründen
schlecht: Erstens ist die Förderung
der Ersparnis vor dem Hintergrund
der Bruttolohnentwicklung ein Pro-
blem. Wir brauchen eine Stärkung
der Binnennachfrage, damit die
Wirtschaft wieder in Gang kommt.
Zweitens haben wir im internatio-
nalen Vergleich schon jetzt eine der
höchsten Sparquoten. Es gibt kei-
nen Grund, noch mehr zu sparen,
mit Ausnahme der Leute mit ge-
ringem Einkommen. Und drittens
bewirkt die Riester-Förderung, dass
nicht mehr, sondern dass nur an-
ders gespart wird. Das hat eine völ-
lige Fehlallokation am Kapitalmarkt
zur Folge.
■ Die Förderung der privaten Vor-
sorge ist für die ArbeitnehmerInnen
wichtig, weil sie mit erheblichen
Eingriffen bei der Rente rechnen
müssen.
■ Ich würde das Rentenproblem
lieber anders lösen. Wenn wir eine
dynamische Entwicklung bis 2030
erreichen, kann ein geringeres Ren-
tenniveau real eine höhere Rente

bedeu ten .
Deshalb soll-
ten wir alles
tun, um wie-
der einen dy-
namischen
Wachstumspfad zu bekommen. 
■ Wo wollen Sie noch umsteuern?
■ Als erstes müssen wir bei den
sozialen Sicherungssytemen klären,
in welche Richtung wir sie weiter-
entwickeln wollen. Wir müssen ent-
scheiden, ob wir in der Krankenver-
sicherung eine Bürgerversicherung
oder eine Gesundheitsprämie ein-
führen wollen. Und wir müssen
klären, wie wir den Sozialstaat in
Zukunft finanzieren wollen. Ist es
eigentlich richtig, dass der Sozial-
staat vor allem über Sozialabgaben
finanziert wird und erstaunlich we-
nig über Steuern? Diese Fragen
hängen alle zusammen. Bei der
CDU ist das besonders eklatant. Ich
kann nicht große Steuersenkungen
versprechen und gleichzeitig eine
Gesundheitsprämie fordern, die ei-
ne Steuerfinanzierung von 15 Milli-
arden Euro notwendig macht. Dass
auf einem Parteitag keiner gemerkt
hat, dass beides nicht zusammen-
passt, ist für mich einer der Gründe
für eine Reformpause. Wenn die
Politiker, aber auch die Journalisten
den Überblick verloren haben,
brauchen wir eine Auszeit.
■ Wie können die Gewerkschaf-
ten eine stärkere Rolle in der Re-
formdebatte spielen?
■ Sie müssen sich an der Grund-
satzdebatte beteiligen, wie die so-
ziale Grundsicherung in zehn oder
zwanzig Jahren aussehen soll. Wol-
len wir wirklich ein soziales Siche-
rungssystem, das an abhängiger Be-
schäftigung orientiert ist? Oder ist
die Bürgerversicherung eine Alter-
native? Und gilt das nicht auch für
die Arbeitslosenversicherung? •

In der Reformdiskussion der vergangenen Jahre hat der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wichtige Anstöße gegeben. einblick hat
den Wirtschaftsweisen Peter Bofinger nach einer Zwischenbilanz der Reformen gefragt.

Fünf Weise

Der Sachverständigenrat zur

Begutachtung der gesamt-

wirtschaftlichen Entwick-

lung wurde 1963 von der 

damaligen Bundesregierung

ins Leben gerufen. Er soll 

zur Meinungsbildung in wirt-

schaftspolitischen Grund-

satzfragen beitragen. Bei

seiner Beratung ist er dem

Ziel verpflichtet, die Stabi-

lität des Preisniveaus, einen

hohen Beschäftigungsstand,

ein außenwirtschaftliches

Gleichgewicht und ein ange-

messenes Wachstum in ein

Gleichgewicht zu bringen.

Die wichtigste Veröffentli-

chung des Sachverständi-

genrates ist das jeweils im

November veröffentlichte

Jahresgutachten. 

Mitglieder des Sachverstän-

digenrates sind zurzeit Prof.

Dr. Peter Bofinger, Univer-

sität Würzburg, Prof. Dr.

Wolfgang Franz, Präsident

des Zentrums für Europäi-

sche Wirtschaftsforschung

Mannheim, Prof. Dr. Bert

Rürup, Vorsitzender der

Kommission für Nachhaltig-

keit in der Finanzierung der

sozialen Sicherungssysteme,

Prof. Dr. Axel A. Weber, 

Universität Köln, und Prof.

Dr. Wolfgang Wiegard, 

Universität Regensburg.

Prof. Dr. Peter 
Bofinger, 49,
ist seit März 
Mitglied des
Sachverständi-
genrates.

I n t e r v i e w  m i t  d e m  W i r t s c h a f t s w e i s e n  P e t e r  B o f i n g e r

Wir brauchen eine Reformpause
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GEWERKSCHAFTEN

lern, die maximal den 10A-Ab-
schluss erreicht haben, in nur zwei
Jahren zum Kfz-Servicemechaniker
ausgebildet werden. Nach erfolg-
reicher Abschlussprüfung können
sie ihre Ausbildung um 1,5 Jahre
verlängern und Kfz-Mechatroniker
(früher Kfz-Mechaniker) werden.
Der von der Düsseldorfer Landesre-
gierung initiierte und gemeinsam
mit den Tarifparteien konzipierte
Modellversuch soll die Chancen
lernschwacher Jugendlicher verbes-
sern, den Einstieg in einen Ausbil-
dungsberuf zu schaffen. •

dern auch schrumpfen wird, sei un-
umstritten, heißt es in einem beim
Projektauftakt präsentierten Dis-
kussionspapier. Über die Frage, wie
Politik und Gewerkschaften auf den
demographischen Wandel reagieren
sollen, bestehe hingegen erheblicher
Diskussionsbedarf. Und das gilt aus
Sicht der IG Metall vor allem für die
Frage, ob eine Anhebung des Ren-
tenalters auf 67 tatsächlich unver-
meidbar ist, wie das in vielen Po-
litikerstatements heute anklingt.
Entscheidend für die künftige Fi-
nanzierbarkeit der Sozialsysteme sei
die Zahl der Beitragszahler, so die
IG Metall. Es gehe nicht in erster 

Linie darum, wie viele Menschen
erwerbsfähig sind, sondern wie vie-
le tatsächlich erwerbstätig sein
können und Beiträge zahlen. Von
den 46 Millionen Erwerbsfähigen
im Jahre 2002 seien nur 38,7 Mil-
lionen erwerbstätig und nur 32,3
Millionen sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt gewesen.

Am 2. September will der IG
Metall-Bezirk die Debatte mit einer
weiteren Tagung fortsetzen. Dort
soll auch die Forderung nach einer
Verlängerung des Altersteilzeitge-
setzes diskutiert werden. •

www.diskussionsforum-
demographie.de

Die Gewerkschaft 
TRANSNET, die 
Deutsche Bahn und

der Konzernbetriebsrat ha-
ben sich auf die Gründung
eines Europäischen Be-
triebsrates geeinigt. Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber
streben ein unbürokrati-
sches Gründungsverfahren
an, damit der Euro-Betriebs-
rat noch in diesem Jahr sei-
ne Arbeit aufnehmen kann.

Die Gewerkschaft NGG 
hat mit den Gastge-
werbe-Gewerkschaften

aus Österreich und der
Schweiz einen gemeinsa-
men Rechtsschutz für ihre
Mitglieder vereinbart.
Außerdem wollen die Ge-
werkschaften der deutsch-
sprachigen Länder im Gast-
gewerbe einheitliche Stan-
dards durchsetzen.

Mit Unterstützung der 
GEW ist an der Berliner 
Alice-Salomon-Fach-

hochschule der Studiengang
„Erziehung und Bildung im
Kindesalter“ eingeführt
worden. Es ist der erste 
Studiengang, der Erzieher-
Innen an einer Hochschule
pädagogisch-didaktisch 
für die Arbeit mit Vor- und
Grundschulkindern ausbil-
det. Die GEW fordert, dass
auch an weiteren Hochschu-
len Studiengänge eingerich-
tet werden.

Die IG Bauen-Agrar-
Umwelt hat die von 
Bundeskanzler Ger-

hard Schröder geplante
Streichung der Eigenheim-
zulage als „konzeptionlos“
kritisiert. Die geplante Inno-
vationsoffensive dürfe nicht
einseitig zu Lasten der Bau-
branche finanziert werden.

kurz&bündig M a i - M e e t i n g  d e r  G E W

Von Bildung bis
Internet

Kein gemeinsa-
mes Dachthema, son-
dern sechs eigenstän-
dige Workshops prä-
gen das diesjährige
Mai-Meeting der Ge-
werkschaft Erziehung
und Wissenschaft
(GEW) vom 20. bis 23. Mai in Hal-
berstadt. Themen der bereits zum
fünften Mal stattfindenden zentra-
len Bildungsveranstaltung sind in

diesem Jahr neben der „Schulent-
wicklung in Europa“ und der
„Nachwuchsarbeit“ auch der „In-
ternetauftritt der GEW“.Vorgestellt

wird dort das von
den Landesverbän-
den Bremen, Ham-
burg und Thüringen
eingeführte Content-
Management-Sys-
tem „additor“. Gleich
zwei von sechs Work-
shops der Tagung

widmen sich zudem dem Thema
„Konfliktmanagement und persön-
liches Konfliktverhalten“. •

www.gew.de

A u s b i l d u n g

IG Metall stoppt
Modellversuch

Der IG Metall-Vorstand hat es
seinen Bezirksleitungen NRW und
Küste untersagt, sich weiter an
dem Vorhaben der nordrhein-west-
fälischen und der schleswig-hol-
steinischen Landesregierung zur
Schaffung eines neuen Ausbil-
dungsberufs im Kfz-Handwerk zu
beteiligen. In einem Schreiben an
alle Bezirksleiter heißt es, die Zu-

T R A N S N E T

Gemeinsames
Europamagazin 

Die Gewerkschaft TRANSNET
hat eine Arbeitsgruppe eingesetzt,
die neue Formen der Kooperation
mit anderen europäischen Gewerk-
schaften im Bahn- und Verkehrssek-
tor entwickeln soll. TRANSNET rea-
giert damit auf die immer stärkere
Liberalisierung der Verkehrs- und
Schienenpolitik in der EU.Als erstes
konkretes Kooperationsprojekt ist
die Herausgabe eines gemeinsa-
men Europa-Magazins geplant. •

ständigkeit für die Schaffung oder
Überarbeitung von Ausbildungs-
berufen liege ausschließlich beim
Vorstand. Das gelte auch „für 
Modellversuche oder Erprobungs-
verordnungen“.Außerdem habe es
der Gewerkschaftstag 2003 abge-
lehnt, „unterwertige zweijährige
Schmalspurberufe einzuführen“.
Und dieser Beschluss sei „konse-
quent einzuhalten“.

Der umstrittene, auf fünf Jahre
befristete Modellversuch sieht vor,
dass ab Herbst in NRW eine be-
grenzte Zahl von 400 Hauptschü-

Der IG Metall-Bezirk Hannover
hat Ende März mit einem Workshop
unter dem Titel „Rente mit 67?“ ein
Demographie-Projekt gestartet. Das
Ziel: Die IG Metall will sich mit eige-
nen Reformvorschlägen aktiv an der
Debatte über die Bewältigung des
demographischen Wandels beteili-
gen. Neben den Auswirkungen der
älter werdenden Gesellschaft auf
die Finanzierung der Sozialsysteme
will sich der IG Metall-Bezirk auch
mit den Folgen älter werdender Be-
legschaften auseinandersetzen.

Dass die Bevölkerung in den
kommenden Jahrzehnten in Deutsch-
land nicht nur deutlich altern, son-

A l t e r n d e  B e l e g s c h a f t e n  

Metaller suchen Alternativen zur Rente mit 67
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700 Milliarden Euro werden im deutschen Sozial-
staat umverteilt. Die Summe ist so gewaltig, dass
viele meinen, das müsse doch für alle reichen.Tut es
aber nicht. Die unveränderte Fortführung des Sozial-
staates, trotz Massenarbeitslosigkeit, globalem Lohn-
druck und überbordender Abgaben, hat zu einer
Politik der faktischen Ungerechtigkeit ge-
führt. Die Rentner protestieren gegen Nullrunden,
steigende Versicherungsbeiträge und beklagen zu-
gleich, die Jugend habe keine Zukunft mehr. So viel
wie benötigt wird, um die Sozialsysteme ins Lot zu
bringen, wird selbst eine mächtige Gewerkschafts-
bewegung den Reichen nicht wegnehmen können.

Die Kosten für das Sozialsystem, nicht
die Lohnkosten, sind zu hoch. Das System ist
zu undurchsichtig. Die Mittelschicht hat durch hohe
Belastungen das Interesse an der Aufrechterhaltung
des Sozialsystems verloren. Verantwortlich für diese
harte Wirklichkeit ist nicht Gerhard Schröder, und der
Deutschbanker Ackermann ist bloß die billigste Adres-
se. Es gab zu lange sinnlose Abwehrgefechte und
wenig Platz für ein gerechtes, alternatives Denken.
Die höchsten Lohnzusatzkosten bei gleichzeitig nied-
rigstem Mehrwertsteuersatz – das verstehe, wer will.

Demokratie lebt nur, wenn zur Bewegung auch
die Gegenbewegung kommt. Schon deshalb war es
ein bemerkenswertes Zeichen, dass dem vereinten
Ruf der Gewerkschaften rund eine halbe Million Bür-
gerInnen gefolgt ist. Reformen zu gestalten bei
knapperen Mitteln und fehlenden Jobs ist ein Teu-
felsgeschäft für Politiker, die von Wahlen abhängig
sind. Weil der schnelle brutale Schnitt nicht möglich
ist, wird heute zugemutet und beim Profit
auf morgen vertröstet. Das geht grundsätzlich
schief, egal ob sich Linke oder Rechte dem neolibe-
ralen Zeitgeist nähern.Aber die Macht der Straßen in
Berlin,Köln und Stuttgart hat mit ihren „Nein“-Parolen
noch kein probates Gegenmittel zur Reformschneise
geliefert, die die große Allianz von Wirtschaft, Politik
und öffentlicher Meinung geschlagen hat.

In der Praxis haben sich Gewerkschaften und Be-
triebsräte überaus flexibel gezeigt. Das kann eine
Position der Stärke sein, wenn man mit diesem Paket

offensiv und nicht nur defensiv umgeht. Je weniger
praktische Erfolge auf dem Arbeitsmarkt, in den Kas-
sen der Sozialsysteme und bei Familien, Jugendlichen,
Bildungswilligen ankommt, umso schneller haben
sich bis jetzt die Reformer im Hamsterrad bewegt.
Noch härter, noch schärfer, noch radikaler müsse
gekürzt und gestrichen werden. Dabei wird die noch
so brutalste Reform der Regierung weder der Oppo-
sition noch der Wirtschaft genügen.Wie die Teletub-
bies rufen Merkel, Rogowski und Hundt: Mehr, mehr,

mehr. Verloren gegangen
ist dabei das notwendige
Maß an Mitte und Leis-
tungspartnerschaft. Das
lag zum einen daran, dass die
Regierung kein Ziel angab, bei
den Mitteln zu konfus war und
dass sie den BürgerInnen so
begegnet, als habe sie nicht
einmal das Herz am rechten
Fleck. Das eine Lager läuft heiß
und die sozialstaatliche Gegen-
macht ist in ihrem Streitwert

auf beinahe Null gesunken. Das macht wütend. Das
führt zur Wahlverweigerung. Und das animiert bei-
spielsweise Bayerns Stoiber, den öffentlichen Dienst
zum Vorkämpfer einer puren Lohnsenkungspolitik zu
missbrauchen.

Bleibt die Frage: Was kann die Politik damit 
anfangen? Fein raus ist die Opposition. Würde
Merkel schon heute regieren, würden die 
Arbeitervertreter noch lauter aufschreien.
Bei gleich schönem Wetter wäre dann mit Sicherheit
eine Million Nein-Sager auf den Beinen gewesen.
Für Schröder gibt es kein Zurück hinter die Agenda
2010, weil es schon längst für ihn nur noch um den
Nachweis der Standfestigkeit seiner Regierung geht.
Wer heute reformiert, fliegt morgen auf die Opposi-
tionsbänke. Das ist der neue demokratische Zyklus.
Die Gewerkschaften, auch wenn sie mächtig mobili-
sieren, sind nur Kontroll- und Korrekturorgan, aber
keine Gegenregierung. Falls nicht im Lauf dieses Jah-
res die Konjunktur anspringt, rückt die Kanzlerschaft
von Angela Merkel unaufhaltsam näher.

Es wäre ein großer Erfolg des Demonstrations-
Sonnabends, wenn von allen Antworten und Alter-
nativen abverlangt würden. Der Wind im Land kann
sich drehen. Die Agenda 2010 ist nicht alter-
nativlos, die Kopfpauschale nicht unbedingt sozial
und die Gewerkschaften müssen mehr als nur das
Abwehr-Nein bieten. •

500 000 Menschen haben die Gewerkschaften in
Berlin, Köln und Stuttgart am 3. April auf die Straße
gebracht. Sie haben ein mächtiges Zeichen gesetzt.
Das hat manche überrascht – das ist auch gut so.
Aber jetzt müssen sie ihrer eigenen Kundschaft 
sagen, wie sie den Sozialstaat reformieren wollen. 
Meint der Journalist Dieter Wonka.

Schulterschluss 
für Politikwechsel

Mehr als 250 000 in Berlin,

110 000 in Köln, 150 000 in

Stuttgart: über eine halbe

Million Menschen folgte 

dem Aufruf der DGB-Gewerk-

schaften zum Europäischen

Aktionstag am 3. April. Die

eigenen Erwartungen sind

damit weit übertroffen wor-

den. Der DGB hat sein politi-

sches Gewicht auf der Berli-

ner Bühne erhöht; das darf

Regierung und Opposition

nicht unbeeindruckt lassen.

Zumal die Gewerkschaften

auch für eine schweigende

Mehrheit sprechen: Laut 

einer Forsa-Umfrage empfin-

den drei von vier Befragten

die rot-grünen Reformen 

als sozial ungerecht.

Von Berlin, Köln und Stutt-

gart geht ein klares Signal

für einen politischen Kurs-

wechsel aus. DGB-Vorsitzen-

der Michael Sommer sagte

vor dem Brandenburger 

Tor: „Es muss Schluss sein

mit einer Politik, die der

Masse der Bevölkerung 

schadet, die Reichen immer

reicher und das Kapital 

und seine Manager immer

dreister werden lässt.“ 

Am 3. April, so Sommer, 

habe „der große Schulter-

schluss“ stattgefunden: 

zwischen Gewerkschaftern

und Studenten, Sozialver-

bänden und Rentnern, von

Arbeitslosen und Auszubil-

denden, von linken Kritikern

in den Parteien über kirchli-

che Gruppen, der Friedens-

bewegung bis zu den 

Globalisierungskritikern. 

Mehr Infos: www.dgb.de

E u r o p ä i s c h e r  A k t i o n s t a g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Ein mächtiges Zeichen gesetzt

Dieter Wonka, 49,
ist Leiter des 
Berliner Büros
der Leipziger 
Volkszeitung.



personalien
ver.di Bremen,

„Wir sind schuld! – Sind die Ge-
werkschaften schuld an der gegen-
wärtigen wirtschaftlichen Misere?“
Diskussionsrunde mit dem Sozial-
forscher Klaus Dörre, Bremen

G i r l ‘ s - D a y ,
Mädchen-Zukunftstag 2004,Schnup-
pertag für Schülerinnen in die Pra-
xis technischer Berufe

DGB Nord, Frie-
denskonferenz „Militarisierung der
EU oder ein friedliches Europa“,
Hamburg

DGB Niedersach-
sen, SPD Wissenschaftsforum Han-
nover, „Von Bologna nach Lüne-
burg“, 3. niedersächsischer Hoch-
schultag, mit Bildungsministerin
Edelgard Bulmahn

DGB, Fachkonfe-
renz, „Zusammenlegung von Fach-
gerichtsbarkeiten?“, Kassel

24.4.

23.4.

23./24.4.

22.4.

22.4.in Folge der personellen Umstruk-
turierung seit dem 1.April alleiniger
Geschäftsführer des Bund-Verlags.
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••• Sven Gehrdau, 28, Stahlbe-
tonbauer, Ausbildung als Gewerk-
schaftssekretär bei der IG Bauen-
Agrar-Umwelt (IG BAU), Studium an
der Akademie der Arbeit in Frank-
furt/M., ist seit dem 1.April Bundes-
jugendsekretär der IG BAU. Er folgt
Carsten Burckhardt, 31, der
seit Anfang des Jahres die Abtei-
lung Organisationspolitik leitet.
••• Rainer Jöde, 47, Managing
Direktor bei Wolters Kluwer
Deutschland, ist seit dem 5. April
Leiter des Bund-Verlags, Frank-
furt/M. Zu Wolters Kluwer gehören
unter anderem die Verlage Her-
mann Luchterhand, Carl Link und
Deutscher Wirtschaftsdienst sowie
die juristische Datenbank Jurifo-
rum. Christian Paulsen, 42, ist

DGB Thüringen,
Arbeitsmarktkonferenz, Erfurt

D G B - V e r b i n -
dungsbüro Brüssel, Vertretung des
Landes Baden-Württemberg bei
der EU, Chansonabend „Wenn ich
mir was wünschen dürfte..., Mit
Friedrich Hollaender durch Dur und
Moll“, Brüssel

ver.di., Vortrags-
reihe sicht.weisen, „Föderalismus-
reform zwischen Vision und Prag-
matismus“, Berlin

21.4.

16.4.

15.4.
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OSTDEUTSCHLAND: Eigentumsstatus für Tarifbindung entscheidend
In den neuen Bundesländer werden 
die Beschäftigten nur in jedem vierten
Unternehmen auf der Grundlage eines
Tarifvertrags oder darauf basierender
Sonderregelungen bezahlt. In den vor
1989 gegründeten Unternehmen, die
heute in westdeutschem oder ausländi-
schem Besitz sind, ist die Tarifbindung
mit 63 Prozent am höchsten. In eigen-
ständigen, nach 1989 gegründeten 
Unternehmen ist sie mit 12 Prozent am
niedrigsten. In Unternehmen, in denen
ein Tarifvertrag Anwendung findet, 
gibt es meistens einen Betriebsrat. ©

 D
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Tarifbindung von Unternehmen in den neuen Bundesländern nach Eigentumsstatus (in Prozent)

Quelle: DIW-Wochenbericht 13/2004

eigenständige
Unternehmen,
die schon zu
DDR-Zeiten
bestanden

nach 1989
gegründete

eigenständige
Unternehmen

Unternehmen im
Besitz westdeutscher
oder ausländischer
Unternehmen, die

schon zu DDR-Zeiten
bestanden

nach 1989 gegrün-
dete Unternehmen im
Besitz westdeutscher
oder ausländischer

Unternehmen

gesamt

Entlohnung der
Beschäftigten

nach Flächen-
tarifvertrag

nach Sonderregelungen
des Flächentarifvertrags

ohne formale
Vereinbarung

Unternehmen
mit Betriebsrat
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Buch: Stefan Bringezu, 
Erdlandung, Navigation
zu den Ressourcen der 
Zukunft, Hirschel Verlag,
Stuttgart 2004, 176 Seiten,
18,50 Euro

Wochenlang haben Wirt-
schaftsminister Wolfgang Cle-
ment (SPD) und Umweltminister
Jürgen Trittin (Bündnis 90/Grü-
ne) gefeilscht, in welchem Um-
fang die Industrie die Luft ver-
schmutzen darf. Dass für das
Überleben der Menschen ganz
andere Prioritäten notwendig
sind und die bereits heute ent-
wickelten Technologien Perspek-
tiven für einen ressourcenscho-
nenden Einsatz der Natur eröff-
nen, zeigt der Band Erdlandung
von Stefan Bringezu vom Wup-
pertal Institut.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Die Financial Times Deutschland am 2. April über die mangelnde Einkaufs-
lust der Deutschen

„Schlechtes Konsumkarma“



einblick 8/04

Die Langzeitarbeitslosigkeit
steigt dramatisch. 1,54 Millionen
Menschen sind länger als ein Jahr
ohne Arbeit – 13 Prozent mehr als
im März 2003. Schröder hat Kohl
getoppt: Es gibt wieder mehr Lang-
zeitarbeitslose als 1998. Die vor
Jahresfrist verkündete Agenda
2010 hat die Lage auf dem Arbeits-
markt nicht verbessert. Im Gegen-
teil. Sie hat sie verschlimmert: Zum
einen haben viele Langzeitarbeits-
lose ihren Anspruch auf Arbeitslo-
senhilfe verloren, weil Einkommen
und Vermögen stärker angerechnet
werden. Zum anderen stehen mit
Einführung von Arbeitslosengeld II
am 1. Januar 2005 weitere Leis-
tungskürzungen ins Haus – und der
Zwang zur Annahme auch niedrigst
entlohnter Arbeit.

Der Freibetrag beim anzurech-
nenden Einkommen des Arbeitslo-
sen-Partners ist 2003 von 100 auf
80 Prozent des Existenzminimums
gesenkt worden. Und der Vermö-
gensfreibetrag ist von 520 auf 200
Euro pro Lebensjahr abgesackt. Die
Folge: 183 614 Anträge auf Ar-
beitslosenhilfe sind im vergange-

nen Jahr abgelehnt worden – 107
Prozent mehr als im Jahr davor.
Gleichzeitig ist die durchschnittli-
che Arbeitslosenhilfe weiter leicht
gesunken – auf knapp 517 Euro
Ende 2003. Im Januar 2004 erhiel-
ten 2,18 Millionen Frauen und Män-
ner Arbeitslosenhilfe – 14 Prozent
mehr als im Vorjahresmonat.

Ab 2005, mit Abschaffung der
Arbeitslosenhilfe, sind Langzeitar-
beitslose faktisch auf Sozialhilfe 
angewiesen: Bei Gewährung von
Arbeitslosengeld (ALG) II wird das
Partnereinkommen voll, eigenes
Einkommen zu 70 bis 85 Prozent
angerechnet.

Laut DGB bedeutet das, dass
von den gut zwei Millionen Arbeits-
losenhilfeempfängern mit Einfüh-
rung von ALG II über eine halbe
Million keine Leistung mehr erhal-
ten werden, und fast eine Million
eine geringere. Auch wer jahrzehn-
telang beschäftigt war, wird in Zu-
kunft nach zwölf bzw. 18 Monaten
Arbeitslosigkeit auf ALG II verwie-
sen.Außerdem ist ihm laut Paragraf
10 Sozialgesetzbuch II „jede Arbeit 
zumutbar“.

Das alles erhöht den Druck auf
die Löhne. Nicht umsonst preisen
Besserverdienende aus Politik und
Wissenschaft Niedriglöhne als
Wunderwaffe im Kampf gegen die
Arbeitslosigkeit an. Dass es einen
Niedriglohn längst gibt, wird ver-
schwiegen. Allein in Westdeutsch-
land ist der Anteil der Niedriglohn-
empfänger – Beschäftigte mit 
weniger als 75 Prozent des Durch-
schnittseinkommens – zwischen
1980 und 1997 von 31 auf 36 Pro-
zent gestiegen.

Es gibt keinen empirischen Be-
weis für die These, dass die hohe
Arbeitslosigkeit Geringqualifizierter
und Jugendlicher sowie der hohe
Anteil Langzeitarbeitsloser das Er-
gebnis einer zu geringen Lohnsprei-
zung ist. So ist zwar in den USA
und in Großbritannien die Einkom-
mensungleichheit am stärksten
ausgeprägt, die Arbeitslosigkeit Ge-
ringqualifizierter und Jugendlicher
aber höher als in Deutschland, der
Anteil Langzeitarbeitsloser hinge-
gen niedriger. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.bmbf.de/de/1896.php
Berufsbildungsbericht 2004

www.einblick.dgb.de
Zur Zukunft einer 

zeitgemäßen betrieblichen
Gesundheitspolitik

Gemeinsame Erklärung 
von BDA und DGB 

8/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 26.04.2004

Mario Ohoven, Präsi-
dent mittelständischen

Wirtschaft und Anhänger 
verschärfter Zumutbarbeits-
regeln, hat die Bundesagentur
kritisiert. Die plötzliche Ver-
dreifachung der Sperrzeiten
beim Arbeitslosengeld lasse
sich kaum anders als durch
Willkür erklären.

+ BDI-Präsident 
Michael Rogowski

fordert laschere Regeln für
die Gentechnik. Bei der
Stammzellenforschung und
der Gentechnik würden die
Risiken für die Gesundheit
und das Leben von Menschen
überschätzt, das Innovations-
potenzial unterschätzt.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Zusammenarbeit 
über Grenzen
Gewerkschaften suchen im 

Europajahr den Schulterschluss

_____________ _____

Rückbesinnung auf die 
Mitbestimmung
Die Denkfabrik der Gewerk-

schaften wird 50

_____________ _____

TINA in Deutschland?
Neoliberale Politik ist nicht 

alternativlos – aber die 

Gewerkschaften müssen die 

Alternativen denken, fordert 

der Wirtschaftswissenschaftler

Ewald Nowotny.
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L a n g z e i t a r b e i t s l o s e

Die Opfer der Agenda 2010

Jeder dritte Erwerbslose ist seit
mehr als einem Jahr ohne Arbeit.

Neuer Negativ-Rekord
Bestand an Langzeitarbeitslosen*
(in Prozent der Arbeitslosen)
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

1998
* jeweils Februar
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Frauen
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ZEUGEN GESUCHT
HOTLINE 0180/234 00 00
29.04.04: 10 bis 20 Uhr
Lohndumping, miese 
Arbeitsbedingungen, 
Schikane bei der Jobsuche
Anrufen, damit es besser wird! 
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A u s b i l d u n g s p l ä t z e

Rückgang trifft
junge Frauen 

Der Rückgang der Ausbildungs-
verträge geht vor allem auf Kosten
junger Frauen. Das belegt der gera-
de veröffentlichte Berufsbildungs-
bericht 2004.Während die Zahl der
Verträge mit männlichen Auszubil-
denden um 0,1 Prozent leicht stieg,
nahmen die Verträge mit weiblichen
Auszubildenden um 4,9 Prozent
ab. „Die Daten sind alarmierend“,
so DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer.
Zumal die Statistik belege, dass
junge Frauen viel eher als Männer
bereit seien, wegen eines Ausbil-
dungsplatzes umzuziehen.„Das neue
Berufsbildungsgesetz muss dem
Rechnung tragen: Der Zugang zu
Ausbildungsplätzen muss für alle
Bevölkerungsgruppen gewährleis-
tet sein“, fordert Engelen-Kefer. •

Seit Anfang April hat die gewerk-
schaftliche Arbeitslosenarbeit wie-
der ein Zuhause: in Berlin. Fast alle

Gewerkschaften haben ihren Sitz oder eine wichtige
Geschäftsstelle dort, da kann räumliche Nähe sehr
von Nutzen sein. Kurze Wege sollen uns bei dem 
Unterfangen helfen, die Kooperationsbeziehungen
zu verbessern. Wir hoffen, dass wir es auch in punk-
to Pressearbeit leichter als in Bielefeld haben.
Eineinhalb Jahre hat es gedauert, bis wir mit dem
Umzug nun einen beinahe kompletten Neustart hin-
legen müssen. Nachdem die Finanzierung der Koor-
dinierungsstelle aus öffentlichen Mitteln Ende 2002
auslief, haben wir in Bielefeld nur einen Notbetrieb
aufrecht erhalten können. Nun startet ein neues
Team unter neuen Bedingungen. Das Team besteht

aus zwei Verwaltungsmitarbeiterinnen, zwei Refe-
rentInnen und Ulla Derwein, ehemaliges ver.di-Vor-
standsmitglied und nun ehrenamtliche Geschäftsfüh-
rerin der Koordinierungsstelle.
Parallel zu den Umzugsvorbereitungen haben wir uns
mit der Mobilisierung zum Europäischen Aktionstag
am 3. April beschäftigt. Die Proteste kamen aus der
Mitte der Gesellschaft, viele haben zum ersten Mal in
ihrem Leben demonstriert. Aber damit ist natürlich
unsere Arbeit nicht abgeschlossen: Im Hinblick auf
die bevorstehende Zusammenlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe Anfang 2005 bedarf es erheb-
licher Aufklärung. Tipps zum Überleben mit ALG II
sollen die Arbeitslosen dabei unterstützen, dass sie sich
nach dem 1. Januar 2005 zumindest das holen kön-
nen, was ihnen laut Gesetz zusteht. Daneben stehen
zwei wichtige Termine in unserem Kalender: Im Juni
findet die Jahrestagung der gewerkschaftlichen Ar-
beitsloseninitiativen in Bielefeld statt. Und für den Herbst
bereiten wir eine Fachtagung vor, bei der es um Best-
Practise-Projekte aus der Erwerbslosenarbeit geht.

wiewardiewoche?
Martin Künkler, 36, hat 
mit drei anderen „Neuen“ der 
Koordinierungsstelle gewerk-
schaftliche Arbeitslosenarbeit
ein Büro in Berlin bezogen.
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DGB  BILDUNGSWERKDGB Rechtsschutz GmbH

Ausgewiesene Experten für Sozial-
recht und Betriebsverfassungsrecht
informieren Sie als Betriebs- und
Personalrat kompakt und praxis-
orientiert über die neuesten Gesetzes-
änderungen und Auswirkungen.

Donnerstag 24.06.2004

09:00 Eröffnung und Begrüßung

09:15 I. Beendigung von Arbeitsverhältnissen
1. Änderungen bei Kündigung und Kündigungsschutz
Prof. Dr. Ulrich Preis, Universität Köln
2. Beendigungsvereinbarungen
Prof. Dr. Ulrich Preis, Universität Köln
3. Diskussion der geänderten Bedingungen und ihrer
Auswirkungen auf die Betriebsratsarbeit
Prof. Dr. Ulrich Preis, Universität Köln

14:00 II. Änderungen im Arbeitszeitgesetz
Peter Schmidt, Vorsitzender Richter am LAG Hamm

15:45 III. Altersteilzeit
Peter Schmidt, Vorsitzender Richter am LAG Hamm

17:15 IV. Rechtsberatung und Prozessvertretung
Werner Gierschke, DGB Rechtsschutz, Regionalbeauftragter Nordost

Freitag 25.06.2004

09:00 V. Befristungen nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz
Susanne Bost-Klatt, Juristin, DGB Bildungszentrum Hamburg

10:45 VI. Sozial- und steuerrechtliche Folgen bei
Beendigung von Arbeitsverhältnissen
Dietmar Welslau, Personalleiter der Deutschen Telekom AG

13:15 VII. Aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung –
Exemplarisch bedeutsame Entscheidungen für Betriebsräte
Johannes Schaller, DGB Rechtsschutz GmbH, Leiter d. Bundesrechtsstelle

Arbeitsrecht in der
Betriebsrats-Praxis:

Hartz und der
Kündigungsschutz

Konferenz
24. bis 25.06. 2004 in Düsseldorf

Unterlagen /Anmeldung:
DGB Bildungswerk e.V.
Postfach 103055 | 40021 Düsseldorf
anmeldung@dgb-bildungswerk.de
www.dgb-bildungswerk.de
Tel.: 0211/4301-122 | Fax: 0211/4301-500

Schicken Sie die Unterlagen an:

Name

Adresse

e-mail

Tagungsgebühr: 725,- Euro
Frühbucher: 625,- Euro bis 24.5.2004

incl. Büfett, Tagungsgetränke
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modell gestärkt wird. Ein erstes
deutliches Signal setzten sie mit
ihrem Aktionstag am 3.April: Euro-
paweit gingen mehr als 1,6 Millio-
nen Menschen auf die Straße. „Die-
sen Schwung müssen wir für eine
erfolgreiche Mobilisierung für den
Tag der Arbeit nutzen“, so der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer.
Und zwar in ganz Europa: Erstmals
mobilisiert am Tag der EU-Erweite-
rung eine Großzahl der im Europäi-
schen Gewerkschaftsbund (EGB)
vereinten Gewerkschaften parallel
für ein soziales Europa. Ziel der 
Gewerkschaften in den alten und
neuen EU-Ländern ist es, dass bei
der EU-Erweiterung nicht eine Seite
zu Lasten der anderen profitiert.
Gemeinsam mit dem EGB und dem
irischen Gewerkschaftsbund ICTU
wird der irische Regierungschef
Bertie Ahern, amtierender EU-Rats-
präsident, am 1. Mai in Dublin 
dazu ein Zeichen setzen. Feierlich
wird dort GewerkschafterInnen aus
den neuen Mitgliedsstaaten eine
„Europäische Unionskarte“ mit

G e w e r k s c h a f t e n  i m  E u r o p a j a h r

Zusammenarbeit über Grenzen
Im Jahr der EU-Erweiterung rücken auch die europäischen Gewerkschaf-
ten enger zusammen, damit im „Europa der 25“ nicht Shareholder und
Konzerne den Ton angeben, sondern die arbeitenden Menschen.

Europajahr 2004: Die EU wird
erweitert, die europäische Verfas-
sung weiter diskutiert, das Europäi-
sche Parlament am 13. Juni neu ge-
wählt und eine neue EU-Kommission
eingesetzt. Gemeinsam wollen die
europäischen Gewerkschaften er-
reichen, dass bei allen Weichen-
stellungen das europäische Sozial-

den Grundrechten der Arbeitneh-
merInnen in der EU überreicht.

Nach dem 1. Mai geht es gleich
mit dem Europawahlkampf weiter.
Dazu hat der EGB die Kampagne
„Unser Europa – Europa, das sind
wir!“ initiiert (www.our-europe.org).
„70 Prozent aller politischen Ent-
scheidungen, die die Arbeitnehmer
in Deutschland betreffen, fallen in
Europa. Das haben wir bisher in der
Alltagsarbeit zu wenig berücksich-
tigt“, merkt Sommer selbstkritisch
an. Das soll sich ändern – erklärtes
Ziel des DGB ist es, die grenzüber-
schreitenden Kooperationen mit den
europäischen Gewerkschaften noch
intensiver zu gestalten. Zum Beispiel
im Rahmen der Interregionalen Ge-
werkschaftsräte (IGR) in den Grenz-
regionen. Insgesamt existieren vier
IGRs an der deutschen Grenze zu
den neuen EU-Mitgliedern. Alle 
vier wirken auch beim GRIPS-Pro-
jekt mit. Damit wollen die an Polen
und Tschechien angrenzenden DGB-
Bezirke in Zusammenarbeit mit pol-
nischen und tschechischen Gewerk-
schaften Ängste abbauen, Netz-
werke knüpfen und dafür werben,
die EU-Erweiterung als Chance zu
begreifen. •

Unser Europa – frei,
gleich, gerecht

Unter diesem Motto rufen

DGB und Gewerkschaften zu

den Maikundgebungen in

diesem Jahr auf. Neben der

zentralen Veranstaltung in

Berlin werden in Hunderten

von Städten Arbeitnehmer-

Innen für ein soziales Europa

demonstrieren.

Gemeinsam mit polnischen

und tschechischen Gewerk-

schafterInnen will der DGB

in einer Reihe der an die

neuen EU-Staaten angren-

zenden Regionen und Bezir-

ken Zeichen dafür setzen,

dass die Gewerkschaften ge-

meinsam ein soziales Europa

der Freiheit, Gleichheit und

Toleranz gestalten wollen.

So treffen sich beispielswei-

se in Görlitz polnische, 

tschechische und deutsche

GewerkschafterInnen auf

der Stadtbrücke zur gemein-

samen Demonstration, an

die sich Kundgebung und

Bürgerfest anschließen. 

Ein Brückenfest soll in Frank-

furt/Oder steigen. An einer

Talkrunde zu den Themen 

EU-Osterweiterung, Migrati-

on und Arbeitsmarktzugang

wird ein Vertreter der polni-

schen Gewerkschaft Solidar-

ność teilnehmen. 

In Guben wollen die Teilneh-

merInnen eines deutsch-

polnischen Seminars des 

Interregionalen Gewerk-

schaftsrates Viadrina um

Mitternacht gemeinsam mit

anderen Gubenern auf der

Europabrücke die neuen 

EU-BürgerInnen begrüßen.

Veranstaltungen und Aufruf 
zum 1. Mai 2004:
www.dgb.de

Die Gewerkschaftslandschaft in 
den Beitrittsländern ist höchst 
unterschiedlich und nur bedingt 
mit den Strukturen hierzulande –
Einheitsgewerkschaft, duale Inter-
essenvertretung durch Gewerk-
schaft und Betriebsrat – vergleich-
bar. Sektorale Tarifverträge gibt es
in den meisten Ländern nicht, die
betriebliche Ebene ist häufig der
einzige Ort der Lohnfindung. So 
ist die Gewerkschaftslandschaft 
zum Beispiel in Polen durch das 
gesetzliche Vertretungsmonopol 
der Gewerkschaft im Betrieb zer-
splittert: Es existieren etwa 25 000
Betriebsgewerkschaften, aber 
nicht alle haben sich den Dach-
organisationen angeschlossen.

Große Unterschiede
Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
und Anteil der Beschäftigten in den
neuen EU-Mitgliedsstaaten, die von
Tarifverträgen erfasst werden
(in Prozent)
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Quelle: EIROnline/ Europäische Stiftung zur
Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
beziehungen, Dublin,
www.eiro.eurofound.eu.int/2002/07/feature/
tn0207104f.html

Estland

Lettland

Litauen

Malta

Polen

Slowakei

Slowenien

Tschechien

Ungarn

Zypern

15
gewerkschaft-
licher Organi-
sationsgrad

tarifvertragliche
Deckungsrate
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20

<20
15

10-15
65

<20
15

40
40

48
42

ca. 100
30

25-30
20

34
70

65-70

DGB und Gewerkschaften infor-
mieren in einer Reihe von Veröf-
fentlichungen über Arbeitsbe-
ziehungen und Gewerkschaften
in den Beitrittsländern und stel-
len die Praxis der gewerkschaft-
lichen Zusammenarbeit in Euro-
pa vor. Gerade erschienen ist die
Broschüre „Mai 2004: Die EU
wird größer“ der DGB-Abteilung
für internationale und europäi-
sche Gewerkschaftspolitik. Be-
stellungen: Tel. 030 / 240 60 742,
Fax 030 / 240 60 408, E-Mail: 
karin.hammermann@bvv.dgb.de
Das Soli-Extra der DGB-Jugend
„Für ein solidarisches Europa“

Daten, Fakten, Positionen
gibt einen Überblick über die Aus-
wirkungen der Erweiterung, eu-
ropäische Politikfelder und Ge-
werkschaftsprojekte. Als Down-
load unter www.dgb-jugend.de 
Das Team Europäische Betriebs-
räte (EBR) beim IG Metall-Vorstand
hat zwei informative Materialien
zur EU-Erweiterung herausgege-
ben: „Gewerkschaften und be-
triebliche Interessenvertretung
in den neuen EU-Ländern“ sowie
„EBRs go East“,eine Anleitung zur
EBR-Erweiterung. www.igmetall.
de/betriebsraete/eurobr/material/
Weitere Infos und Links:
www.einblick.dgb.de
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das Arbeitslosenprojekt TuWas sei-
nen „Leitfaden für Arbeitslose“ in
der 21. Auflage veröffentlicht. Der
Leitfaden präsentiert Informationen
zu Zumutbarkeitsregelungen, Höhe
des Arbeitslosengeldes, zu Aus- und
Weiterbildung und den Klagemög-
lichkeiten. Er basiert auf der bis zur
Einführung des neuen Arbeitslosen-
geldes II geltenden Rechtslage. 11
Euro (inkl. Versand). •

Fachhochschulverlag
Tel. 069 / 15 33 - 28 20
www.fhverlag.de 

standsverwaltung sowie Betriebs-
räte von Opel und Daimler Chrysler.
Anmeldungen bis zum 30.4. •

Tel. 0 61 31 / 28 16 38 
christa.nakowitsch@dgb.de

L e i t f a d e n  f ü r  A r b e i t s l o s e

Neues Recht 
im Überblick

Kaum etwas ändert sich derzeit
so rasant wie das Arbeitslosen-
recht. Um Betroffene und in der Be-
ratung von Arbeitslosen Tätige auf
den aktuellen Stand zu bringen, hat

I n d u s t r i e p o l i t i k

EU-Erweiterung
und die Folgen

Je näher der 1. Mai rückt, desto
drängender werden die Fragen nach
Veränderungen durch die neuen
zehn EU-Mitglieder. Der DGB-Be-
zirk West lädt gemeinsam mit dem
IG Metall-Bezirk Frankfurt am 5. Mai
nach Wörth zu einer Industriepoliti-
schen Konferenz unter dem Titel:
„EU-Erweiterung: Chance oder Ri-
siko für die Automobilindustrie in
Rheinland-Pfalz?“ Über den sich ver-
ändernden Arbeitsmarkt, die Gefahr
von Lohndumping und die Konkur-
renzfähigkeit der Autoindustrie dis-
kutieren u.a. Prof. Hajo Weber von
der Uni Kaiserslautern, Nikolaus
Schmidt aus der IG Metall-Vor-

S p e n d e n a k t i o n

Soziale
Globalisierung

Das DGB-Bildungswerk startet
am 1.Mai eine Spendenaktion, mit
der die internationalen Projekte des
Nord-Süd-Netzes gefördert werden
sollen. Die diesjährige Aktion steht
unter dem Motto: „Ohne Gewerk-
schaften keine soziale Gestaltung der
Globalisierung“. Mit den Spenden
soll die Projektarbeit von Gewerk-
schafterInnen in Lateinamerika,Asi-
en und Afrika unterstützt werden. •

www.nord-sued-netz.de

v e r . d i - P r o j e k t  c o n n e x x . a v

Umfrage bei Medienbeschäftigten

Klassische Gewerkschaften ha-
ben bei vielen MitarbeiterInnen der
Neuen Medien keinen guten Ruf –
sie gelten als verstaubt und büro-
kratisch. Das ver.di Projekt con-
nexx.av will vieles anders machen:
Eine Image- und Zufriedenheits-
analyse unter 44 Betriebsräten der
Branche sowie zwanzig ver.di-
Mitgliedern förderte interessante
Informationen für die connexx.av-
MacherInnen zu Tage. Dickes Lob
konnte das Projekt für seine Bera-
tungsarbeit einheimsen. 49 der 64
Befragten gaben an, dass ihnen
connexx.av schon einmal weiter-
geholfen hätte. Gut kamen auch
die unbürokratische und schnelle
Reaktion auf Anfragen und Wün-
sche an. Die Berliner Sozialwissen-
schaftlerin Hanna Knorr, die zwi-

3. und 4. Juni in die Evangelische
Akademie Hofgeismar einladen. •

www.akademie-hofgeismar.de

schen Juli und September 2002 die
Betriebsräte und Mitglieder telefo-
nisch befragt hatte, bilanzierte in
ihrer Analyse, connexx.av werde
positiv wahrgenommen als „vor
Ort engagiert, kompetent, offen,
flexibel“; außerdem arbeite das
Projekt partnerschaftlich mit Be-
triebsräten zusammen.

Auch einige Schwächen wurden
in der Befragung benannt: So 
war vielen die Beziehung von con-
nexx.av zu ver.di nicht klar. Nicht 
alle kannten das Angebotsprofil.
Und schließlich meinten die Befrag-
ten mehrheitlich, dass die Erfolge
des ver.di-Projekts connexx.av 
öffentlich kaum wahrgenommen
würden. •

www.connexx-av.de
Hannaknorr@hotmail.comT a g u n g

Zukunft der GKV

Mit der Einführung der Praxis-
gebühr und höheren Zuzahlungen
für Arzneimittel ist das Gesund-
heitswesen nicht hinreichend „re-
formiert“. Stellt sich die Frage,
welche Richtung die gesetzliche
Krankenversicherung nehmen wird.
Mit den kontrovers behandelten Sys-
temen „Bürgerversicherung oder
Kopfpauschale?“ befasst sich eine
Tagung, zu der der Arbeitskreis„Kir-
che und Arbeitswelt“ sowie der
DGB-Bezirk Hessen-Thüringen am

••• Der DGB Baden-Württem-
berg präsentiert bis zum 11. Juli
den Wanderzirkus Circus Sociale.
Das regelmäßig wechselnde Pro-
gramm kombiniert Veranstaltungen
vom Familienzirkus über gesell-
schaftspolitische Diskussionen bis
zu Kabarett mit Gästen wie Kon-
stantin Wecker und bietet immer
wieder die Möglichkeit zum Mitma-
chen. Der Zirkus macht Halt in Ulm
(30. April bis 2. Mai), Pforzheim

(13. bis 15. Mai),Waiblingen (6. bis
10. Juni), Karlsruhe (5. und 6. Juli)
und Stuttgart (08. bis 11. Juli).
Komplettes Programm und Infos:
Markus Kling,Tel. 0711 / 20 28 222,
www.circus-sociale.de

••• Der DGB Hessen lädt am 25.
Mai zum Zukunftsforum „Be-
schäftigung und Innovation“ nach
Frankfurt/M. ein. Im Vordergrund
der Tagung stehen die Innovations-

potenziale der hessischen Wirt-
schaft und daraus resultierende 
gewerkschaftliche Positionen. In 
Arbeitsgruppen diskutieren die Teil-
nehmerInnen beteiligungsorientier-
te Umsetzungen von Innovation im
Betrieb. An der Veranstaltung neh-
men Vertreter der hessischen Un-
ternehmerverbände und des Wirt-
schaftsministeriums teil. Infos und
Anmeldung: DGB Hessen-Thürin-
gen, Tel. 069 / 27 30 05 53

interregio

A r b e i t s v e r t r a g

Erst prüfen

So hart die Zeiten für Jobsuchen-
de auch sein mögen: Ungeprüft
sollte niemand einen Arbeitsvertrag
unterschreiben.Was in welcher Form
geregelt sein sollte, beschreibt der
in 4. Auflage erschienene „Ratge-
ber Arbeitsvertrag“ der IG Metall.
Auf 88 Seiten findet sich alles Wis-

senswerte über
den gesetzli-
chen und tarif-
vert ragl ichen
Rahmen von Ar-
beitsverhältnis-
sen, über Form
und Inhalt des
Arbeitsvertrages
sowie über Mit-
bestimmung bei
der Einstellung

und Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses. Der Anhang enthält Aus-
züge aus einschlägigen Gesetzes-
texten wie dem Betriebsverfassungs-
und dem Tarifvertragsgesetz. Be-
stellnr. 132-1365, Einzelpreis: 2,33
Euro plus Porto und Versand, er-
hältlich unter: www.igmetall.de;
„Recht und Rat“ oder bei den IG
Metall-Verwaltungsstellen. •

PROJEKTE UND PARTNER
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Im Internet

www.boeckler.de
Der Internetauftritt der

Mitbestimmungsexperten

Ihren Ursprung hat die HBS in
der im April 1951 vom Bundestag
beschlossenen Montanmitbestim-
mung. Drei Jahre später, am 23.
April 1954, gründeten DGB, IG Me-
tall und die damalige IG Bergbau
die Hans-Böckler-Gesellschaft. Ihr
Ziel war die wissenschaftliche Förde-
rung der Montanmitbestimmung.
Am 1. Mai 1954 wurde die Stiftung

Mitbestimmung als Studienförde-
rungswerk des DGB gegründet. Als
Folge des 76er Mitbestimmungsge-
setzes wurden beide Organisation
am 1. Juli 1977 zur Hans-Böckler-
Stiftung verschmolzen. 1995 folgte
die Integration des bis dahin beim
DGB angesiedelten WSI.

Um eigene Akzente in der De-
batte über die Zukunft des Arbeits-

marktes und die Weiterentwicklung
der Mitbestimmung zu setzen, kon-
zentriert die HBS ihre Mittel auf
Schwerpunktthemen.Flexicurity heißt
der aktuelle Arbeitsschwerpunkt
des WSI, in dem nach einer Neujus-
tierung des Verhältnisses von Flexi-
bilisierung und sozialer Sicherheit
gesucht wird. Eigene Datenbestän-
de wie die Betriebs- und Personal-
rätebefragung und das WSI-Tarif-
archiv erhöhen die öffentliche
Wahrnehmung.

Eine Denkfabrik muss Fragen
aufwerfen, die quer zur Beschluss-
lage liegen. In den neunziger Jah-
ren ist das der HBS mit dem ge-
meinsam mit der Bertelsmann-Stif-
tung initiierten Projekt Mitbestim-

mung und mit dem
„Sachverständigenrat
Bildung“ gelungen.
Heute heißen die
Stichworte „Innovati-
ve Tarifpolitik“ und
„Kooperativer Staat in
der Dienstleistungsge-
sellschaft“. Der dritte
Arbeitsbereich der
Stiftung, die Mitbe-
stimmungsförderung,
ist stark serviceorien-

tiert. Vor zwei Jahren wurde eine
Dokumentation von Betriebsverein-
barungen aufgebaut. Zudem ent-
wickelt die HBS für Betriebs- und
Personalräte einen eigenen Inter-
netauftritt zu Grundfragen der Bi-
lanzanalyse und arbeitet am Auf-
bau eines Netzwerks für die mitbe-
stimmte Personalarbeit.

Weil die Hans-Böckler-Stiftung
vor allem von den Förderbeiträgen
der ArbeitnehmervertreterInnen in
den Aufsichtsräten lebt, steht sie 
finanziell auf einem soliden Fun-
dament. Der Strukturwandel der
Gewerkschaften hat aber auch die
HBS erfasst. Die Erwartungen an
die Stiftung, kurzfristig verwertbare
Service- und Beratungsleistungen
anzubieten, ist in den letzten Jahren
enorm gestiegen. •

Mit einem Etat von knapp 40 Millionen Euro und 130 MitarbeiterInnen
gehört die Hans-Böckler-Stiftung (HBS) eher zu den kleineren wissen-
schaftlichen Einrichtungen. Doch die Denkfabrik der Gewerkschaften, 
die mit dem Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) 
über eine eigene Forschungseinrichtung verfügt, pro Jahr fast 
10 Millionen in die Forschungsförderung investiert und eine eigene 
Studienförderung betreibt, hat sich einen Namen gemacht. 
Ende April wird die HBS 50.

Beides ist wichtig

Muss die Hans-Böckler-Stif-

tung als Denkfabrik der 

Gewerkschaften vor allem

die Zukunftsfragen der 

Gewerkschaften in den 

Blick nehmen oder soll sie

sich stärker auf kurzfristig

nutzbare Serviceleistungen

konzentrieren? Für den 

Vorsitzenden des HBS-Vor-

stands, den DGB-Vorsitzen-

den Michael Sommer, ist bei-

des wichtig. „Die HBS muss

Themen aufgreifen, die für

die strategische Ausrichtung

der Gewerkschaften wichtig

sind“, so Sommer. Aber ne-

ben den langfristigen Linien

würden die Betriebs- und

Personalräte „auch eine 

wissenschaftliche Unterfüt-

terung für die Bewältigung

von Alltagsfragen“ brauchen. 

Zur Zeit wird in den Gremien

der Stiftung diskutiert, wie

die HBS die Gewerkschaften

vor dem Hintergrund der ak-

tuellen Auseinandersetzung

um die Mitbestimmung 

stärker unterstützen kann.

„Der Druck auf die Gewerk-

schaften, auch kurzfristige

Probleme zu lösen, ist enorm

gewachsen“, so Sommer. 

Eine mögliche Verschiebung

der Mittel dürfe aber „nicht

dazu führen, dass die HBS

die langfristigen Herausfor-

derungen aus dem Blick 

verliert.“
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Rückbesinnung auf die Mitbestimmung

Mit 15,1 Millionen Euro ist die Studienförderung der größte 
Ausgabenposten der Hans-Böckler-Stiftung. Zehn Millionen Euro 
davon werden zweckgebunden von der Bundesregierung zur Verfügung
gestellt. Nimmt man nur die Verwendung der Eigenmittel in den Blick, 
liegt die Forschungsförderung mit 9,8 Millionen Euro vorne, gefolgt 
von der Mitbestimmungsförderung mit 5,2 Millionen Euro. 

Forschungs- und Mitbestimmungsförderung
Ausgaben der Hans-Böckler-Stiftung im Geschäftsjahr 2002/2003 und deren
Anteil an den aufgewandten Eigenmitteln1)

1) 01.102002 bis 30.09.2003
2) ohne Bundesmittel für die Studienförderung,
    Drittmittel und DGB-Beitrag für das WSI
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Studienförderung

Quelle:  Hans-Böckler-Stiftung

Forschungsförderung

Mitbestimmungs-
förderung

Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliches

Institut (WSI)

Ausgaben (in Millionen Euro)

aus Eigenmitteln 2)

finanzierte Ausgaben
(in Prozent)

22,2

42,3 22,3

13,2

15,1

9,8

5,2

5,0

Zwei Drittel von den Förderern
Einnahmen der Hans-Böckler-Stiftung im Geschäftsjahr
2002/2003 (in Millionen Euro) 1)
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Förderbeiträge

Quelle:  Hans-Böckler-Stiftung

Mittel der Bundesregierung
für die Studienförderung

Zinsen und Erträge 2)

Drittmittel 3)

24,9

Sonstiges

DGB-Mittel für das WSI 1) 01.10.2002 bis 30.09.2003
2) ohne die 2003 aufgelösten
    Rückstellungen von
    0,7 Millionen Euro
3) ohne die für mischfinanzierte
    Forschungsprojekte akquirierten
    Drittmittel von1,3 Millionen Euro

10,0

1,5

1,8

0,5

0,8

Im Geschäftsjahr 2002/2003
hat die Hans-Böckler-Stiftung
Einnahmen von 39,5 Millio-
nen Euro erzielt. Wichtigste
Einnahmequelle sind die 
Vergütungen der Arbeitneh-
mervertreterInnen in den
Aufsichtsräten, die einen 
Teil ihrer Bezüge an die HBS
abführen. Mit 24,9 Millionen
Euro machten die Förder-
beiträge im vergangenen 
Jahr fast zwei Drittel (63,2
Prozent) aller Einnahmen aus.
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einander zu verknüpfen. Franz Treml,
zuständiger stellvertretender ver.di-
Vorsitzender: „Wir setzen damit 
einen deutlichen Kontrapunkt – zur
scheinbar endlosen Debatte um 

die perspektiv-
und gegenleis-
tungslose Ver-
schlechterung
der Arbeits-
und Entgeltbe-

dingungen. Und wir treten auch
den Beweis für die nach wie vor
vorhandene Funktionsfähigkeit der
Tarifautonomie an.“   •

gen aus Gesundheitsgründen redu-
zieren lässt, diskutiert der DGB mit
Arbeitsschutzexperten, Personalrä-
ten und Personalverantwortlichen
des öffentlichen Dienstes am 25.
Mai in Dortmund. •

www.dgb.de

ne zu punkten, führe zur Annähe-
rung des öffentlich-rechtlichen an
das Kommerzsystem: Auf das RTL-
Quiz folge ein ARD-Quiz, auf die
Volksmusik bei Sat1 die öffentlich-
rechtliche Musikantenscheune. Die
Containershow Big Brother provo-
ziert das „Schwarzwaldhaus“ – in-
telligente Unterhaltung nenne das
die ARD. Hier hätten Rundfunkräte
Wächterfunktion. Sie sollten auf

journalistische und auf Qualitäts-
standards achten. Die Hamburger
Medientagung setzte fort, was im
September 2003 in Berlin begon-
nen wurde: Der DGB will seine 
Medienpolitik verstärken, gewerk-
schaftliche MedienvertreterInnen
sollen professionalisiert werden,
um sich in die aktuelle Debatte um
Gebühren und Programmausrich-
tung einschalten zu können. •

Die IG BAU hat eine 
„telefonische Melde-
stelle“ gegen illegale

Beschäftigung eingerichtet.
Unter 0800 / 442 28 02 kön-
nen wochentags zwischen 
7 und 20 Uhr und samstags
von 9 bis 18 Uhr Angaben
zu „irregulärem Geschehen
auf Baustellen“ gemacht
werden. Die Hinweise wer-
den an den Zoll weiterge-
leitet. Die Aktion ist Teil der 
IG BAU-Kampagne „Ohne
Regeln geht es nicht!“.

Die DGB Jugend 
informiert mit 
einem Flyer über

die Europawahl am 13. Juni.
Neben Kontaktadressen 
zu Parteien gibt es kurze 
Erklärungen zum Wahlrecht
und zur Bedeutung der Wahl.
Der Flyer kann kostenlos
unter www.dgb-jugend.de
bestellt werden.

TRANSNET lehnt den 
Börsengang einzel-
ner Unternehmens-

teile der Bahn ab. Dieser
Schritt sei nur mit dem Ge-
samtkonzern denkbar. Der
TRANSNET-Vorsitzende Nor-
bert Hansen hat Verkehrs-
minister Stolpe (SPD) und
Bahn-Chef Mehdorn noch
vor einem möglichen Bör-
sengang zu „konkreten Ver-
handlungen“ aufgefordert,
um „grundsätzliche Fragen“
wie den Fortbestand des
Bahn-Beschäftigungsbünd-
nisses bis 2010 zu klären.

Die NGG will künftig 
auf ihrer Homepage 
(www.ngg.net) Unter-

nehmen des Gastgewerbes
aufführen, gegen die ein
Gerichtsverfahren wegen
Nichteinhaltung von Arbeit-
nehmeransprüchen läuft.

kurz&bündig

G e w e r k s c h a f t  T R A N S N E T

Neue Website
mit unioncms

Alles neu macht der Mai: Die Ei-
senbahnergewerkschaft TRANSNET
präsentiert zum 1. Mai ihren über-
arbeiteten Internet-Auftritt. Neben
der klaren und übersichtlichen
Struktur kommt die neue TRANS-

NET-Site mit zwei wesentlichen
Neuerungen daher. Die Redaktion
wird die Site mit einem eigens
dafür erstellten Redaktionssystem
pflegen. Dieses Redaktionssystem
wurde im Rahmen eines umfassen-
den Contentmanagementsystems
von mehreren Gewerkschaften ent-
wickelt. ver.di, die NGG und der
DGB beteiligen sich neben TRANS-
NET an dieser gemeinsamen Ent-
wicklung unter dem Namen „union-
cms“. TRANSNET macht nun den
Vorreiter mit der Realisation seines
Internet-Auftritts mit Hilfe des neu-
en Werkzeugs.

Neu im TRANSNET-Internet wird
auch ein geschützter Bereich sein.
Die Gewerkschaft stellt dort Infor-
mationen nur für Mitglieder zur
Verfügung. Um auf solche Informa-
tionen zuzugreifen, ist ein Benutzer-
name und ein Passwort erforderlich.
Mitglieder erhalten von TRANSNET
ihr Passwort, nachdem sie sich mit
Mitgliedsnummer und Geburtsda-
tum registriert haben. •

Nur 20 Prozent aller Verwaltun-
gen des öffentlichen Dienstes set-
zen auf betriebliche Gesundheits-
förderung. Die Folge: Weil durch
den massiven Personalabbau das
Durchschnittsalter der Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst in den

v e r . d i - F a c h b e r e i c h  9

Die 34-Stunden-
Woche kommt

Die Tarifkommission des ver.di-
Fachbereichs Telekommunikation,
Datenverarbeitung hat dem Ver-
handlungsergebnis zum Beschäfti-
gungsbündnis Telekom zugestimmt:
Die 34-Stunden-Woche bei der Te-
lekom ist so beschlossene Sache.

Das Beschäftigungssicherungs-
paket steht auf drei Eckpfeilern.
Zum einen wurde ein langfristiger
Kündigungsschutz vereinbart, der
betriebsbedingte Kündigungen bis
Ende 2008 ausschließt. Zweiter
Eckpfeiler ist die Schaffung von
10 000 neuen Arbeitsplätzen durch
die Einführung der 34-Stunden-
Woche. An dritter Stelle steht ein
Moratorium zu personalbedarfsab-
senkenden Maßnahmen.

Damit ist es ver.di gelungen,
langfristigen Schutz und unmittel-
bare Beschäftigungswirkung mit-

vergangenen Jahren stark gestie-
gen ist, steigt seit Jahren auch die
Zahl der Frühpensionierungen. Mit
weitreichenden Folgen für die lee-
ren öffentlichen Kassen.

Wie sich dieser Trend umkehren
und die Zahl der Frühpensionierun-

Massenmedien wie das Fernse-
hen können bei Deutschlands Intel-
lektuellen kaum Punkte sammeln.
Anlässlich eines Medienpolitischen
Workshops des DGB Ende März in
Hamburg zur Arbeit der Rundfunk-
räte in ARD und ZDF warnten Me-
dienexperten gar vor einer „Selbst-
kommerzialisierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunksystems“. Der
Zwang, auf der Unterhaltungsbüh-

M e d i e n p o l i t i k

Workshop für gewerkschaftliche Rundfunkräte

D G B - T a g u n g

Mehr Prävention im öffentlichen Dienst
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Es geht auch anders!

Perspektiven für eine 
andere Politik. Aufruf zum 

Perspektivenkongress

MEINUNG

Für Margaret Thatcher, Ikone aller Neoliberalen,
hatte sich in Großbritannien die Kurzformel TINA
eingebürgert, abgeleitet von ihrer stets wiederholten
Aussage: „There Is No Alternative“. Auch in
Deutschland finden sich heute in Medien und Politik
viele TINAs, die unwissende Gewerkschaften und ein
verbohrtes Volk von Besitzstandswahrern aufklären,
man müsse einfach die Sachzwänge zur Kenntnis
nehmen und die Reformen akzeptieren.

Sicher gibt es grundlegende Strukturveränderun-
gen, die wirtschafts- und sozialpolitische Reaktionen
erfordern. Aber nicht alles, was als Sach-
zwang bezeichnet wird, ist einer. Und: Nur
für sehr wenige gesellschaftliche Herausforderungen
gibt es nur eine Lösung. Um dies an einigen wenigen
Beispielen zu illustrieren:

Eine der zentralen TINA-Thesen lautet, die wirt-
schaftliche Rolle des Staates müsse zurückgedrängt
werden, um Dynamik und Innovationskraft zu stär-
ken.Als Beleg werden die USA herangezogen, deren
Staatsquote mit 35,1 Prozent deutlich unter der
Deutschlands (49,1 %) bzw. der EU (48,4 %) liegt.
Als Alternative lässt sich aber auf Staaten wie Finn-
land oder Dänemark hinweisen, deren Staatsquoten
mit 50,9 bzw. 55,4 Prozent über dem deutschen
Wert liegen und die gleichzeitig in allen internatio-
nalen Studien als innovative Volkswirtschaften her-
vorgehoben werden. Gerade die dynamischen
europäischen Staaten haben einen star-
ken und ausgleichend orientierten öffent-
lichen Sektor – und starke Gewerkschaften.

Richtig ist aber, dass eine Gesellschaft, die im 
Interesse des sozialen Ausgleichs ein hohes Niveau
öffentlicher Leistungen anbietet, diese auch seriös 
finanzieren muss. Dafür gibt es keine andere Ant-
wort als Steuern,Abgaben und Gebühren. Ein Staat,
der als Instrument einer sozialdemokratischen Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik wirksam sein soll,
wird notwendigerweise ein Staat mit einer hohen
Abgabequote sein. Es ist daher notwendig, dass öf-
fentliche Leistungen so attraktiv und effizient sind,
dass von der Mehrheit der Bevölkerung eine höhere
Abgabequote gesellschaftlich akzeptiert wird, wie dies
z.B. in Skandinavien der Fall ist.Man muss sich darüber
klar sein, dass eine der erfolgreichsten neoliberalen

Strategien die ist, für Steuersenkungen einzutreten –
um das dann entstehende höhere Defizit in Kauf zu
nehmen und daraus den Zwang zur Senkung der
Staatsquote, speziell im Sozialbereich, abzuleiten.

Ein weiterer Bereich, wo Denken in Alternativen
gefragt ist, ist die Finanzierung der Altersvorsorge.
Unter Hinweis auf die demografische Entwicklung
propagieren die Neoliberalen eine Abkehr vom Um-
lageprinzip.Als Ergänzung und für hohe Einkommen
ist ein Kapitaldeckungsverfahren unproblematisch.
Aber bei kleinen und mittleren Einkommen sprechen
sowohl empirische wie gesellschaftspolitische Aspek-
te dafür, das Umlageprinzip als Grundlage
der Alterssicherung offensiv zu vertreten.
Das schließt freilich eine stärkere Bedeutung der
Steuerfinanzierung ein.

Aus ökonomischer Sicht gilt nach wie vor, dass je-
de Rentnergeneration nur aus dem laufenden Sozial-
produkt alimentiert werden kann. Auch bei offenen
Kapitalmärkten ist davon auszugehen, dass die
relevanten Kapitalmärkte vor ähnlichen
demografischen Konstellationen stehen.
Relevant für die Finanzierung der Altersvorsorge sind
dagegen Renteneintrittsalter und Erwerbsquote. Bei-
de sind angesichts der demografischen Entwicklung
zu erhöhen. Sicherlich werden langfristig Beitrags-
sätze und Steuerzuschüsse steigen und das Renten-
niveau wird sinken, was aber bei langfristig insge-
samt höheren Einkommen verkraftbar ist.

Der Übergang zum Kapitaldeckungsverfahren ist
eines der wichtigsten Instrumente zur gesellschaftlichen
Machtverschiebung. Konkurrierende Pensionsfonds,
die gar nicht anders können, als eine möglichst bru-
tale Shareholder-Value-Orientierung zu verfolgen,
würden die wichtigsten gesellschaftspolitischen Ak-
teure. Die ArbeitnehmerInnen wären dieser Entwick-
lung im doppelten Sinn ausgeliefert: Einerseits haben
sie keinen Einfluss auf die Pensionsfonds, die mit
ihren Geldern arbeiten, anderseits sind sie in ihrer
Produzentenrolle der von den Pensionsfonds ver-
folgten Shareholder-Value Politik unterworfen.

Diese wenigen Beispiele zeigen: Entgegen der TI-
NA-These ist es notwendig, mit dem eigenen
Kopf zu denken – gerade auch für die vielen
Köpfe der Gewerkschaftsbewegung. •

Die neoliberale Politik, die massive Lohnsenkungen
und den Abbau von Sozialleistungen fordert, ist
nicht alternativlos. Aber die Gewerkschaften 
müssen die Alternativen auch denken, fordert 
der Wirtschaftswissenschaftler Ewald Nowotny.

Alternativen 
denken

„Es geht auch anders!“ 

Unter diesem Motto hat ein

breites Bündnis aus Globali-

sierungskritikern, Sozialver-

bänden und Gewerkschaften

für den 14. bis 16. Mai nach

Berlin eingeladen. Erwartet

werden rund 1000 Teilneh-

merInnen. Auf acht paralle-

len Foren wollen sie über 

Alternativen zur zunehmen-

den Polarisierung der Gesell-

schaft und zur Abdrängung

einer wachsenden Gruppe

von ArbeitnehmerInnen in

prekäre Beschäftigungsver-

hältnisse diskutieren. Weite-

re Themen sind das Verhält-

nis von Demokratie und

Marktwirtschaft, Alterna-

tiven bei der Reform des 

Sozialstaates und die Per-

spektive einer demokrati-

schen Bildungspolitik. 

Zu den Veranstaltern des

Kongresses zählen die Ge-

werkschaften GEW, IG BAU,

IG Metall und ver.di sowie

die DGB-Jugend. Zu den

außergewerkschaftlichen

Veranstaltern gehören unter

anderem das globalisie-

rungskritische Netzwerk

attac, die entwicklungspoli-

tische Organisation WEED

und der Sozialverband

Deutschland (SoVD).

Tagungsbüro 
Tel. 0180 / 590 4000
tagungsbüro@perspektivenkongress.de
www.perspektivenkongress.de 

Prof. Dr. Ewald Nowotny,
59, lehrt an der Wirt-
schaftsuniversität 
Wien. Er ist Redner 
des Perspektiven-
kongresses für eine 
andere Politik 
Mitte Mai in Berlin.

P e r s p e k t i v e n  e i n e r  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  W i r t s c h a f t s p o l i t i k

TINA in Deutschland?



Recklinghausen – „No Fear“ 
„Unser Europa –

frei, gleich, gerecht“, zentrale Mai-
Kundgebung des DGB, Berlin

DGB Nord, Job Pa-
rade, Schwerin

DGB Thüringen,
Enthüllung einer Gedenktafel für
die von den Nationalsozialisten er-
mordeten Gewerkschafter, Erfurt 

DGB-Bezirk West,
Industriepolitische Konferenz „EU-
Erweiterung, Chance oder Risiko
für die Automobilindustrie in Rhein-
land-Pfalz?“,Wörth

DGB-Bezirk Nord-
rhein-Westfalen,Tagung, „Chancen-
gleiches Personalmanagement in
Unternehmen und Verwaltungen“,
Dortmund

6.5.

5.5.

2.5.

1.5.

1.5.

DGB, Konferenz
„Türkei – Europäische Union,Wege
der Annäherung“, Berlin

DGB-Bezirk Nord
und Berlin-Brandenburg, Deutsch-
polnisches Betriebsräteforum im

11.5.

7.5. Rahmen der GRIPS-Initiative, Pase-
walk

DGB Sachsen,
Konferenz „Die erweiterte EU: eine
Aufgabe für die Gewerkschaften!“,
Dresden

12.5.

14TAGE
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TRANSNET, Fach-
konferenz, „Arbeitszeitmodelle in
der Verkehrswirtschaft“, Kassel

DGB Frankfurt/M.,
Rhein-Main-Runde zur Wirtschafts-
und Gewerkschaftspolitik, „Wachs-
tum – das neue alte Wundermit-
tel?“, Frankfurt/M.

Gesellschaft für 
Sozialen Fortschritt ,Vortragsveran-
staltung „Sozialer Wandel und Mu-
tationen der Familienpolitik“, Bonn

Mai-Empfang von
Bundespräsident Johannes Rau für
ehrenamtliche GewerkschafterIn-
nen und Betriebsräte, Berlin

DGB Baden-Würt-
temberg, 2. Station des Wanderzir-
kus „Circus Sociale“, Ulm

R u h r f e s t s p i e l e30.4.-13.6.

30.4.-2.5.

29.4.

29.4.

28.4.

26.4.

DIES&DAS
Postvertriebsstück A 45918 Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath

RIESTER-RENTE: Fehlende Unisex-Tarife diskriminieren Frauen
Die Riester-Rente soll die Senkung 
der gesetzlichen Rente auffangen. 
Dennoch werden Frauen, die „riestern“,
diskriminiert: Sie erhalten weniger 
Riester-Rente als Männer. Der Grund:
Die private Altersvorsorge kennt – 
anders als die gesetzliche – keine 
Unisex-Tarife (gleiche Tarife für Frauen
und Männer). Die EU-Kommission und
das Europäische Parlament wollen 
deshalb das Kriterium Geschlecht für
die Errechnung von Tarifen verbieten.
Mehr Infos unter www.boeckler.de/
pdf/wsi_expertise_riester ©
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Anteil der Frauenentgelte bzw. -renten an den Männereinkommen (in Prozent)

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung

Entgelt pro Jahr
Riester-Rente
mit 65 Jahren

Arbeiterin

West

Ost

74,1 63,4

77,9 66,6

Entgelt pro Jahr
Riester-Rente
mit 65 Jahren

Angestellte

West

Ost

70,5 60,2

77,1 65,9
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Buch: Wolfgang Schroeder,
Bernhard Weßels (Hrsg.),
Die Gewerkschaften in Poli-
tik und Gesellschaft der
Bundesrepublik Deutsch-
land, Ein Handbuch,
Westdeutscher Verlag ,
Wiesbaden 2003, 
725 Seiten, 42,90 Euro
Gewerkschaften werden in der
Öffentlichkeit meist nur dann zur
Kenntnis genommen, wenn sie

streiken, wenn sie zerstritten sind
oder wenn sich ihre Politik per-
sonalisieren oder skandalisieren
lässt. Diesem Zerrbild halten
Wolfgang Schroeder und Bern-
hard Weßels eine umfangreiche
Analyse entgegen, in der mehr als
zwei Dutzend WissenschaftlerIn-
nen zahlreiche Aspekte gewerk-
schaftlicher Politik und deren 
Wirkung auf die Gesellschaft de-
tailliert darstellen.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Die Leipziger Volkszeitung vom 16. April über die Zwischenbilanz der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) zu den Ich-AGs. Von den 127 000 bislang
geförderten Ein-Personen-Unternehmen ist bereits ein Zehntel wieder aus
der Förderung herausgefallen. Ob die Ich-AGs wegen ihres Geschäfts-
erfolgs keine Förderung mehr erhalten oder ob sie gescheitert sind, kann
die Bundesagentur nicht sagen. 

„Die Ich-Pleiten“
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„Weg mit dem Ladenschluss“,
was unlängst Bundeswirtschaftsmi-
nister Clement nur wenige Monate
nach der letzten Debatte um Öff-
nungszeiten gefordert hat, verstellt
den Blick auf seinen kompletten
Maßnahmenkatalog zum Bürokra-
tieabbau. Denn in der öffentlichen
Diskussion um die völlige Liberali-
sierung der Ladenöffnung gehen
eine Reihe anderer Deregulierungs-
maßnahmen unter. Die Vorschläge
zum Bürokratieabbau, die Clement
dem Kabinett vorgelegt hat, umfas-
sen eine Liste von 34 Punkten.

Widersprüche Dritter gegen
Verwaltungsentscheidungen sollen
etwa künftig ohne aufschiebende
Wirkung bleiben. Clement will ver-
meiden, dass entsprechende Ein-
wendungen unternehmerische Maß-
nahmen behindern oder die Ge-
währung von Leistungen an Unter-
nehmen verzögern. Setzt er sich
durch, dürften künftig in vielen 
Fällen Fakten geschaffen werden,
bevor ökologische Einwendungen
gewürdigt werden.

Dazu fügt sich, dass das bisher
dreistufige Verfahren zur Aufstel-

lung von Bebauungsplänen auf
zwei Stufen verringert werden soll.
Diese Vereinfachung hat zwar posi-
tive Seiten für den Eigenheimbau –
verkürzt aber eben auch Einspruchs-
zeiten, wenn es um kritische Bau-

maßnahmen geht. Hinsichtlich der
Themen Arbeitsstättenverordnung
und Arbeitsschutzvorschriften gilt
es zunächst abzuwarten, wie die
Detailregelungen aussehen werden.
So sollen „flexible Grundvorschrif-
ten“ die bisherige Arbeitsstätten-
verordnung ablösen, die Zuständig-
keiten von Gewerbeaufsicht und
Berufsgenossenschaften soll auf
die Berufsgenossenschaften kon-
zentriert werden.

Die Früchte der Lobbyarbeit kann
bald das Tourismusgewerbe ernten:
„Nichtamtliche Hinweisschilder“
dürfen heutzutage erst nach auf-
wändigen Prüfverfahren installiert
werden. Das Ministerium will derar-
tige Prüfungen vereinfachen.

Viele weitere Themen hat Cle-
ment auf der Agenda: Die Verant-
wortung für die Einhaltung techni-
scher Vorschriften bei Schwertrans-
porten soll auf die Fahrer übertragen
werden, den Unternehmen sollen
Genehmigungsverfahren erleichtert,
Überwachung und Dokumentation
auch kritischer Anlagen vereinfacht
werden. Dabei zeigt die Bilanz der
bislang einzig realisierten „Ent-
bürokratisierung“, mit welchen Er-
folgen zu rechnen ist. Im November
bereits zog ver.di-Vorstandsmitglied
Franziska Wiethold nach fünf Mo-
naten Lockerung der Ladenschluss-
zeiten Bilanz: Statt zu steigen, seien
die Umsätze im Einzelhandel ge-
sunken. Und Hans-Joachim Scha-
bedoth, Abteilungsleiter beim DGB
Bundesvorstand, charakterisiert das
Deregulierungspaket mit den Wor-
ten:„Im Hinblick auf Entbürokratisie-
rung ist Clement Baustellenminister.
Aber er hat bislang nicht ein einzi-
ges Richtfest gefeiert.“   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.swef-radioportal.de
Das erste Spartenradio für

Soziales im Internet

www.einblick.dgb.de
Demokratische und soziale
Teilhabe – Gleichwertigkeit

der Lebensverhältnisse
Eckpunkte des DGB zur 

Reform der bundes-
staatlichen Ordnung

9/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 10.05.2004

Die Grüne Fraktionsvor-
sitzende Christa Sager

fordert, dass SchülerInnen bis
zur neunten Klasse gemein-
sam unterrichtet werden. 
Das dreigliedrige Schulsystem
müsse abgeschafft werden.
Die gemeinsame neunjährige
Ganztagsschule sei „die 
Schule der Zukunft“. 

+ CSU-Generalsekretär 
Markus Söder will junge

Menschen zum „Arbeitsdienst“
verpflichten. Die Wehrpflicht
solle durch ein allgemeines
Dienstjahr ersetzt werden. 
Die jungen Menschen sollten
„selbst entscheiden, ob sie ein
Jahr zur Bundeswehr gehen
oder sozial aktiv werden“. 

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Ich sehe mich nicht 
chancenlos
Interview mit Gesine Schwan, 

Kandidatin für das Amt des 

Bundespräsidenten

_____________ _____

Nicht nur Quantität, 
auch Qualität
Es geht nicht nur um genügend

Ausbildungsplätze, sondern 

auch um die Qualität der 

Ausbildung. Und dafür muss 

das Berufsbildungsgesetz 

reformiert werden

_____________ _____

Manager der Arbeitswelt 
statt Gegenmacht
Der Journalist Nico Fickinger 

rät den Gewerkschaften zu 

einer neoliberalen Strategie

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

B ü r o k r a t i e a b b a u  à  l a  C l e m e n t

Baustellenminister ohne Richtfest

Längere Ladenöffnungszeiten 
haben keineswegs zu höheren 
Umsätzen im Einzelhandel 
geführt. Den Menschen 
fehlt nicht die Zeit zum 
Einkaufen sondern das Geld.

Einbußen
Umsätze im Einzelhandel nach
Lockerung der Ladenöffnungs-
zeiten (Veränderungen gegenüber
dem entsprechenden Vorjahreszeit-
raum in Prozent)
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POLITIK AKTUELL
F r ü h j a h r s g u t a c h t e n :

DGB fordert
Konjunkturspritze

DGB-Vorstandsmitglied Heinz
Putzhammer hat die Bundesregie-
rung aufgefordert, der Konjunktur
mit einer 10-Milliarden-Spritze auf
die Sprünge zu helfen. Anlässlich
der Veröffentlichung des Frühjahrs-
gutachtens erklärte Putzhammer:
„Die jüngsten Zahlen zeigen, dass
die anziehende Weltkonjunktur an
Deutschland vorbeizugehen droht.“
Die so genannten Strukturreformen
seien als gescheitert anzusehen, die
Agenda 2010 habe das Konsumen-
tenvertrauen nachhaltig eingetrübt.
Wenn schon die Europäische Geld-
politik sich unbelehrbar einer wei-
teren Unterstützung der Auftriebs-
kräfte verweigere, so Heinz Putz-
hammer weiter, „dann ist die natio-
nale Finanzpolitik gefordert, expan-
siv zu handeln.“   •

Am Donnerstagabend wussten wir:
Unsere Hotline war angenommen

worden. Rund 500 Männer und Frauen aus allen Tei-
len des Landes haben am 29. April angerufen und
über schlechtest bezahlte Jobs berichtet, über nicht
bezahlte Überstunden, über Selbstausbeutung in
„Ich-AGs“. 22 KollegInnen hatten sich für einen Tele-
fondienst zwischen zehn und zwanzig Uhr einteilen
lassen. Auch Ursula Engelen-Kefer und Michael Som-
mer waren stundenweise ganz Ohr für die zum Teil
haarsträubenden Schilderungen aus dem bundes-
deutschen Arbeitsalltag anno 2004.
Die Tage vor dem Hotline-Termin standen im Zeichen
der letzten Vorbereitungen. Am Montag etwa haben
sieben MitarbeiterInnen ein spezielles Training bei Ulf
Imiela absolviert, der ein Servicebüro betreibt und viel

Erfahrung mit gewerkschaftlichen Telefon-Hotlines
hat. Außerdem bekam der Fragebogen, der Grundla-
ge für die Telefoninterviews sein sollte, noch seinen
letzten Schliff. Wir mussten einschätzen, wie viele 
Telefonapparate und – noch wichtiger – wie viele Kol-
legInnen wir für die Aktion benötigen würden, um
durchgehend die Besetzung der Hotline sicher zu
stellen. Noch am Donnerstag haben sich einige Mit-
arbeiterInnen spontan zum Mitmachen bereit erklärt.
Die „übrige“ Presse- und Öffentlichkeitsarbeit lief
natürlich ganz normal weiter.
Die Anrufe haben die schlimmsten Befürchtungen
bestätigt: Da rief eine 50-jährige Modeverkäuferin
an, die gerade entlassen worden war, weil sie ihrem
Chef zu alt war. Oder ein Bauarbeiter aus den neuen
Ländern, der in fünf Monaten keinen Lohn, nur ein-
mal 80 Euro „Abschlag“ erhalten hat; inzwischen ist
die Firma in Insolvenz. Unser Eindruck war, dass die
Menschen lieber einen mies bezahlten Job anneh-
men, als sich auf Sozialleistungen zu verlassen.
Nach Auswertung der Fragebögen werden wir die 
gesammelten Ergebnisse der Hotline dokumentieren.

wiewardiewoche?
Hilmar Höhn, 35, Leiter der 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit 
des DGB, sorgte mit seinen Mit-
arbeiterInnen dafür, dass die 
Hotline zu miesen Arbeitsbedin-
gungen am 29. April reibungslos
funktionierte.
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und zeigen, dass ein vertrauensvol-
les Miteinander möglich ist. Das ist
der beste Weg, Fremdheit, Hürden
und Vorurteile zu überwinden. Da
diese vor allem in Gefühlen be-
gründet sind, kann ihnen nur durch
andere Gefühle – der Neugier, der
Freude an anderer Kultur, der Ver-
trautheit mit ihr und mit ihren 
Repräsentanten – der Boden ent-
zogen werden.
■ Sie gelten als meinungsfreudig,
ein Bundespräsident soll vor allem
integrieren und über den Parteien
stehen. Ist das ein Widerspruch?
■ Nein. Zumal ich von klein auf
auch das Vermitteln habe lernen
müssen. In der komplizierten Dyna-
mik meiner Familie musste ich
schon früh diplomatisch agieren.
Ich glaube, dass ich das ganz gut
kann. Das muss nicht heißen, dass
ich mir nicht auch selbst, auf der
Basis eigener Analyse, eine Mei-
nung bilden kann.
■ Deutschland braucht Reformen
für Wachstum, Beschäftigung, Bil-
dung und Innovation. In welche
Richtung sie gehen sollen, darüber
wird heftig gestritten. Wohin soll
die Reise gehen?
■ Wir müssen die Reformdebatte
mit einer Debatte über Werte ver-
knüpfen. Man muss klar machen,
dass es Grundwerte und -standards
gibt, hinter die wir nicht zurückge-
hen werden, verdeutlichen, dass es
Solidarität zwischen Generationen
und Geschlechtern geben muss.
Und Gerechtigkeit. Mir geht es
zunächst einmal darum, den
Grundkonsens in unserer Gesell-
schaft wieder herzustellen, damit
wir in vernünftiger Weise über den

I n t e r v i e w  m i t  G e s i n e  S c h w a n

Ich sehe mich nicht als chancenlos
Am 23. Mai wählt die Bundes-
versammlung einen neuen 
Bundespräsidenten oder eine 
-präsidentin. Im einblick-Interview:
Gesine Schwan, die Kandidatin
von SPD und Grünen.

■ Was reizt Sie besonders an die-
sem Amt?
■ Mich lockt vor allem die Mög-
lichkeit, verschiedene Positionen 
im Gespräch zusammenzubringen.
Gerade weil das Amt keine direkte
Macht hat, kann es im politischen
Vorfeld Wirksamkeit entfalten. Die
Bundespräsidentin kann zur Klärung
des Terrains beitragen und damit
Sachpolitik vorbereiten.
■ Für welche Werte stehen Sie? 
■ Ich möchte für Vertrauen und
Ehrlichkeit in der Politik werben.
Damit verbunden ist auch die Wert-
schätzung von Gerechtigkeit. Ich
halte es hier mit Kant, der den 
gerechten Charakter einer Absicht
daran festmacht, ob man sie auch
offen verkünden kann. Doppelbö-
digkeit in politischen Debatten –
dass man das eine sagt und das 
andere tut – schafft Misstrauen.
Dagegen möchte ich angehen.
■ Welches Deutschland würde 
eine Bundespräsidentin Schwan 
repräsentieren?
■ Ich hoffe, ein tolerantes und ein
weltoffenes Deutschland. Und ei-
nes, das sich nicht immer bierernst
nimmt. Humor kann auch in der
Politik eine wichtige Tugend sein.
Es kann nicht schaden, wenn die
Würde des Amtes zumindest ab
und an mit der Leichtigkeit des 
Lachens verbunden wird.
■ Als Präsidentin der Viadrina sind
Sie mit den Ängsten und Hoffnun-
gen von alten und neuen EU-Bür-
gerInnen vertraut. Was ist zu tun,
damit die Menschen diesseits und
jenseits der Grenze die Erweiterung
als Chance sehen?
■ Wir müssen Kooperation über
die Grenze hinweg ermöglichen.
Dazu müssen Einzelne vorangehen

richtigen Weg in die Zukunft strei-
ten können.
■ Der Begriff Reform ist heute
häufig nur noch ein Synonym für
Sozialabbau. Welche Zukunft hat
der Sozialstaat?
■ Menschen brauchen Sicherheit,
wenn sie Veränderungen erleben.
Sie müssen wissen, dass sie nicht
abstürzen können, weil die Gesell-
schaft, weil das soziale Netz sie
trägt. Deshalb ist der Umbau und
Erhalt der sozialen Sicherungssyste-
me auch in Zukunft eine zentrale
politische Aufgabe. Nur sie können
auch die gemeinschaftszerstöre-
rischen Kräfte der Ökonomie so
bändigen, dass alle ein gutes und
sicheres Leben führen können.
■ Am 3.April ist eine halbe Million
Menschen gegen Sozialabbau auf die
Straße gegangen. Was ist zu tun,
damit sich die Menschen von der Po-
litik wieder ernst genommen fühlen?
■ Politik muss ehrlich bleiben, das
habe ich bereits gesagt. Und wir
müssen eine Wertedebatte für und
über die Zukunft führen. Dabei
brauchen wir auch eine funktionie-
rende Zivilgesellschaft. Regierungen
können eine sehr viel überzeugen-
dere, solidere und auch transparen-
tere Politik betreiben, wenn Nicht-
regierungsorganisationen als Mah-
ner und Vertrauensträger helfen,
die gesellschaftlichen Koalitionen
zu bilden.
■ Drei gute Gründe, weshalb Ge-
werkschafterInnen in der Bundesver-
sammlung für Sie stimmen sollten.
■ Erstens: Ich stehe für einen po-
litisch umfassenden Politikansatz
und möchte ökonomische Fragen
in einen größeren politisch-kultu-
rellen Zusammenhang eingebettet
sehen. Zweitens: Ich würde versu-
chen, den Grundkonsens in unserer
Gesellschaft zwischen den großen
Interessengruppen, und dazu ge-
hören die Gewerkschaften, wieder
herzustellen. Drittens: Ich würde
engagiert für eine gerechte Zukunft
eintreten.

■ Frau sein allein ist kein Pro-
gramm. Würde sich eine Bundes-
präsidentin Schwan in besonderer
Weise für gleiche Chancen von
Frauen und Männern engagieren?
■ Ich bin nie auf dem Frauenticket
gereist. Trotzdem glaube ich, dass
Frauen andere Sozialisationen und
damit andere Erfahrungen als Män-
ner haben. Diese in das höchste
Staatsamt einzubringen, finde ich
schon deshalb wichtig, weil es bis-
lang in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland nur Männer
in diesem Amt gegeben hat. Frau-
en haben in der Regel ein anderes
Verständnis von Macht – und damit
auch von Politik. Aber das bedeutet
ja noch längst nicht, dass dieses
Verständnis von Macht nicht auch
Männern zugute kommen kann.
■ Ärgert es Sie nicht, dass Frauen
bislang nur als Kandidatin für das
höchste Amt im Staat benannt wur-
den, wenn ihre Chancen, gewählt
zu werden, gering scheinen?
■ Ich sehe mich nicht als chancen-
los. Wenn ich das tun würde, dann
wäre ich nicht angetreten. Ich glau-
be sehr wohl, dass ich am 23. Mai
gewählt werden kann.
■ Worauf begründen Sie Ihren
Optimismus?
■ Erstens bin ich ein zuversichtlicher
Mensch. Zweitens habe ich genü-
gend Personen in allen Parteien
kennen gelernt, die – wenn es ihnen
richtig erscheint – bereit sind, sich
nicht an die Parteidisziplin zu halten.
Ich selbst habe das bisweilen auch
so gemacht. Nach meinem Eindruck
glauben eine ganze Reihe von Per-
sonen, dass neue Akzente nötig sind,
auch in diesem Amt. Und wenn ich
diesen Menschen deutlich machen
kann, was ich unternehmen möchte,
um der deutschen Politik in Europa
und in der Welt weiter zu helfen,
dann kann ich mir schon vorstellen,
dass eine genügend große Zahl in
der Bundesversammlung den Ein-
druck gewinnt: Die wollen wir un-
terstützen. •

Die Politikwis-
senschaftlerin
Prof. Dr. Gesine
Schwan, 60, SPD,
ist Präsidentin
der Europa-
Universität 
Viadrina in
Frankfurt/Oder.

Fo
to

:C
hr

is
tia

n 
Pl

am
be

ck



4

9/04

mutbarkeit: Nach siebenmonatiger
Arbeitslosigkeit muss auch eine Be-
schäftigung angenommen werden,
deren Bezahlung lediglich dem Ar-
beitslosengeld entspricht. Die Bro-
schüre stellt diese und andere Re-
gelungen übersichtlich auf 160 Sei-
ten dar und gibt außerdem einen
kurzen Ausblick auf die Änderun-
gen, die ab 1. Januar 2005 sowie
ab 1. Februar 2006 in Kraft treten
sollen. Für saarländische Arbeitneh-
merInnen kostenlos, alle anderen
zahlen 6 Euro zzgl. Porto. •

0681 / 40 05 444
info@arbeitskammer.de

G e s u n d h e i t s p o l i t i k

Alternativen-
Symposium

Zum zweiten Symposium „Ge-
sundheitsökonomische Grundlagen
für die Gesundheitspolitik“ laden
die Hans-Böckler-Stiftung und das
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung am 10. und 11. Juni nach
Potsdam ein.Referenten und Diskus-
sionsteilnehmer wollen gesundheits-
politische Alternativen aufzeigen.
Die Referate befassen sich unter
anderem mit Selbstbeteiligung in
der Krankenversicherung, dem op-
timalen „Risikopool“ sowie dem
Einfluss der Arzthonorare auf den
Einsatz neuer Techniken. Anmelde-
schluss ist der 15. Mai, die Teilnah-
me ist kostenfrei. •

ralf-guthoff@boeckler.de
0211 / 77 78 123

L o h n s t e u e r  2 0 0 4

Neue Regeln nach
der Entlastung

ArbeitnehmerInnen werden
spätestens beim Lohnsteuerjahres-
ausgleich für 2004 feststellen, dass
sich Grundlegendes im Steuerrecht
geändert hat. In der Reihe „Infor-
mationen zur Wirtschafts- und
Strukturpolitik“ hat der DGB die
Broschüre „Das ABC von 45 Lohn-
steuer-Grundbegriffen 2004“ ver-
öffentlicht. Dort werden die Ände-
rungen bei der Entfernungspau-
schale, der Eigenheimzulage, dem
Sparerfreibetrag und andere grund-
legende Neuerungen beschrieben •

DGB-Bundesvorstand
carina.ortmann@bvv.dgb.de
030 / 240 60 727

Sie schleppen tonnenweise Wa-
ren und räumen sie in die Verkaufs-
regale ein. Sie sitzen stundenlang
an der Kasse und ziehen Produkt
um Produkt über den Scanner. Sie
bedienen, beraten, bestellen und
berechnen: Beschäftigte im Groß-
und Einzelhandel. ver.di hat im
März die Kampagne „Menschen
handeln“ gestartet, zu der eine
Wanderausstellung mit Bildern des
Fotografen Werner Bachmeier und
Texten des Journalisten Andreas
Hamann produziert wurde.

Fachleute in der von Hans-Böckler-
Stiftung und Bertelsmann Stiftung
gebildeten Kommission. Die wich-
tigste Empfehlung lautet, in Vor-
beugung zu investieren.Allein 2002
entstand durch Arbeitsunfähigkeit
ein Produktionsausfall in Höhe von
rund 44 Milliarden Euro. •

www.boeckler.de
0211 / 77 78 108

„Ich werde als
Kostenfaktor gesehen,
muss dankbar sein
und dienen“, so brin-
gen Handelsbeschäf-
tigte eine Sichtweise
auf den Punkt, die 
das Gros der Arbeit-
geber gerne zum ge-

sellschaftlichen Konsens erheben
würde. Ausstellung und Begleit-
band spiegeln ein anderes Bild:
Sie zeigen Menschen, ohne deren
engagierte Arbeit sehr viele Räder
still stünden.

Die Ausstellung im Rahmen der
Kampagne ist derzeit in Stuttgart
zu sehen. Weitere Präsentations-
orte: Kassel, Willingen, Hamburg,
Berlin und Nürnberg. •

Bild-Text-Katalog zur 
Ausstellung (7 Euro): 
sekretariat@ver.di-bw-bayern.de 

G e s u n d h e i t  i m  B e t r i e b

Vorbeugen hilft

Es hapert am betrieblichen Ge-
sundheitsschutz in der Bundesrepu-
blik: Zu diesem Ergebnis kommt die
Expertenkommission „Betriebliche
Gesundheitspolitik“ in ihrem Ab-
schlussbericht. Seit 2001 arbeiteten

••• Der DGB Sachsen hat im
Strategie-Papier „Zusammen-
Wachsen: Grenzfall und solidari-
sche Entwicklung“ die Politik der
Bundes- und Landesregierung im
Vorfeld der EU-Osterweiterung kri-
tisiert. Weder sei eine ressortüber-
greifende Politik zur Förderung der
Grenzregionen im Freistaat etabliert
worden, noch sei für die Zeit nach
2006 die gleich bleibende Förderung
aus den EU-Strukturfonds gesichert.
Der DGB fordert deshalb von Bund
und Land die Einrichtung einer Steue-

rungsgruppe, die unter Beteiligung
aller Ressorts und der Wirtschafts-
und Sozialpartner den Erweiterungs-
prozess begleitet. Erste Förderungs-
maßnahmen sieht das Papier in 
Investitionshilfen und Steuererleich-
terungen für kleine und mittelstän-
dische Unternehmen und in einer
speziellen Qualifizierungsoffensive
für Langzeitarbeitslose in den Grenz-
regionen. www.dgb-sachsen.de/
news/download.htm
••• Der DGB Bayern hat sich
gegen die Auflösung des Bayeri-

schen Obersten Landesgerichts aus-
gesprochen. Die Staatsregierung
plant, die Aufgaben des Obersten
Landesgerichts auf die drei Ober-
landesgerichte zu verteilen. Derzeit
ist das Oberste Landesgericht unter
anderem erste Instanz für Strafsa-
chen des Hoch- und Landesverrats
sowie in Fällen terroristischer Krimi-
nalität. Der DGB befürchtet Verzö-
gerungen und qualitative Einbußen
bei der Bearbeitung der Fälle.
Infos: Heide Langguth,
Tel. 089 / 5 17 00 201

••• Der DGB Thüringen hat sich
einer Initiative angeschlossen,
die ein Bildungsfreistellungsgesetz
für den Freistaat fordert. Unter dem
Motto „Nicht blau, sondern schlau
machen!“ fordern neben dem DGB
auch SPD, PDS und Bündnis 90/Die
Grünen sowie der Landesjugend-
ring und „Arbeit und Leben“ das
Arbeitnehmerrecht auf fünf Tage
Freistellung für „politische, arbeits-
weltbezogene und ehrenamtliche
Bildung“. Infos: Sandra Littmann,
Tel. 0361 / 59 61 430

interregio

A r b e i t s l o s e n g e l d

Aktuelle 
Übersicht

Wenn es je eine „soziale Hän-
gematte“ gegeben hat, ist sie
längst so durchlöchert, dass sich
niemand freiwillig hineinlegen wür-
de. Die Broschüre „Arbeitslosen-
geld“ der Arbeitskammer des Saar-
landes listet die aktuell geltenden
Regeln für den Bezug dieser Versi-
cherungsleistung auf. Beispiel Zu-

PROJEKTE UND PARTNER
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V e r . d i - W a n d e r a u s s t e l l u n g

Menschen handeln
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Eckpunkte für eine Modernisie-
rung des Berufsbildungsgesetzes
von 1969 hat die Bundesregierung
im Februar vorgelegt (www.bmbf.
de/de/1644.php), Ende Mai soll ein
Gesetzentwurf folgen, und für den
21. Juni ist eine Anhörung zur BBiG-
Reform im Bundestag geplant. Die
Gewerkschaften haben bereits vor

einem Jahr eine Kampagne zur Re-
form des Gesetzes gestartet (www.
bbig-reform.de). Vertreter verschie-
dener Jugendverbände, unter ande-

rem DGB-Jugend, Jusos, Natur-
freundejugend, Grüne Jugend und
Bundesjugendring, haben in einer
gemeinsamen Erklärung jetzt be-
kräftigt: „Die Novellierung des 
Berufsbildungsgesetzes muss eine
Stärkung der dualen Berufsbildung
darstellen.“ Auf fünf zentrale For-
derungen haben sich die Verbands-
vertreter geeinigt:
■ Einlösung des Rechtsan-
spruchs auf Ausbildung
■ Einführung der Ausbildungs-
umlage
■ Verankerung einer moder-
nen Berufsschule im BBiG
■ Durchlässigkeit zur Hoch-
schule auch ohne Abitur stärken
■ Gleiche Rechte für alle – auch
für die über 60 000 Azubis in
überbetrieblichen Maßnahmen

Anders als betriebliche Azubis
haben Letztere nicht das Recht,
eine eigene Interessenvertretung zu
wählen. Ihre Zahl ist insbesondere
im Osten in den letzten Jahren erheb-
lich gewachsen – da immer weni-
ger Unternehmen selbst ausbilden.
Wer nicht ausbildet, soll zahlen,
fordert die Gewerkschaftsjugend
seit zig Jahren. Ende März 2004
hat Rot-Grün dazu einen Gesetz-
entwurf vorgelegt (einblick 6/04).
Er wurde vor der abschließenden
Lesung im Bundestag am 7. Mai
überarbeitet. Es wurde ein Passus
eingefügt, nach dem die Umlage
nicht ausgelöst wird, wenn ein ver-
bindlicher Ausbildungspakt zustan-
de kommt. Außerdem sollen tarifli-
che Lösungen Vorrang haben. Ver-
ändert wurden auch die Besetzung
des Beirats und die Ausnahmerege-
lungen, zusätzlich soll eine Berufs-
bildungsstiftung errichtet werden.
Doch das Gesetz hat auch nach der
Bundestagslesung noch nicht alle
Hürden passiert. So haben die SPD-
Ministerpräsidenten Peer Steinbrück
und Kurt Beck ihren Widerstand
noch nicht aufgegeben und einen
eigenen Gesetzentwurf zu einem
Ausbildungsfonds angekündigt. •

Mit dem Ausbildungsplatzsicherungsgesetz will Rot-Grün erreichen, 
dass die Unternehmen ihrer Ausbildungsverpflichtung nachkommen.
Doch auch die Qualität der Ausbildung muss gesetzlich verankert 
werden. Mit einer Reform des Berufsbildungsgesetzes (BBiG).

Keine Kleinstaaterei
in der Berufsbildung

Alle Welt redet von der 

Europäisierung des Berufs-

bildungssystems, doch die

Föderalismuskommission

von Bund und Ländern berät

derzeit darüber, die Zustän-

digkeit für die berufliche 

Bildung auf die Länder zu

übertragen. „Die Bundeszu-

ständigkeit in der Berufsbil-

dung muss erhalten bleiben“,

fordert DGB-Vorstandsmit-

glied Ingrid Sehrbrock und

ist sich dabei mit der Arbeit-

geberseite einig.

Sie habe sich bewährt. Das

Berufsbildungssystem mit

seinen bundesweit einheitli-

chen Anforderungen bilde

einen einheitlichen Rahmen

für die Ausbildungsberufe.

Eine Verlagerung der Zustän-

digkeit auf die Länder würde

zu mehr Bürokratie bei der

Entwicklung der Ausbil-

dungsgänge, den Abschluss-

prüfungen und der gegen-

seitigen Anerkennung über

die Landesgrenzen hinweg

führen. Zudem könnten sich

ausgebildete Arbeitnehme-

rInnen nicht mehr sicher

sein, dass ihr Abschluss bun-

desweit uneingeschränkt an-

erkannt ist. 

„Die Verbesserung der Lern-

ortkooperation, die Er-

höhung der Durchlässigkeit

des dualen Systems und die

Europäisierung des Berufs-

bildungssystems sind nur in

Kooperation von Bund und

Ländern zu leisten. Eine Ver-

lagerung der Kompetenzen

für den betrieblichen Teil der

Ausbildung auf die Länder

würde diesen Prozess verhin-

dern“, so Sehrbrock.

B e r u f l i c h e  B i l d u n g

Nicht nur Quantität, auch Qualität

Mehr als ein Zehntel
öffentlich finanziert
Anteil der öffentlich finanzierten
Ausbildungsplätze unter allen Aus-
bildungsplätzen im dualen System
2000 bis 2003 (in Prozent)
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2004

2000

alte Länder neue Länder und Berlin

2001 2002 2003

Bundesgebiet

4,
1

26
,9

9,
2

4,
0

28
,2

9,
3

4,
8

30
,5

10
,4

4,
8

32
,0

10
,8

Weiter gesunken
Neu abgeschlossene betriebliche
Ausbildungsverträge 2003
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2004

2000

alte Länder neue Länder und Berlin

2001 2002 2003

564 379 557 357
512 524 497 243101 343 96 185
86 794 83 504

463 036 461 172 425 730
413 739

Nicht mal ein Viertel
aller Betriebe bildet aus
Anteil der Ausbildungsbetriebe unter
allen Betrieben sowie Anteil der Aus-
zubildenden unter den Beschäftigten
nach Betriebsgrößenklassen 2002
(in Prozent)
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2004

Betriebe mit 1-9 Beschäftigten
Ausbildungs-

betriebsquote
Ausbildungs-

quote

17,6

10-49 Beschäftigten
Ausbildungs-

betriebsquote
Ausbildungs-

quote

Ausbildungs-
betriebsquote
Ausbildungs-

quote

Ausbildungs-
betriebsquote
Ausbildungs-

quote

Ausbildungs-
betriebsquote
Ausbildungs-

quote

50-499 Beschäftigten

500 und mehr Beschäftigten

insgesamt

alte Länder neue Länder und Berlin

13,0
8,5

6,1

46,7
42,7

7,0
6,3

68,4
63,2

5,4
7,5

91,5
84,9

4,9
8,2

24,3
19,5

6,2
7,0

Deutschland droht ohne ausreichende Ausbildung bis zum Jahr 2015 
ein enormer Fachkräftemangel von bis zu 3,5 Millionen unter den 
30- bis 45-Jährigen. Das ist eine der Schlussfolgerungen des Berufs-
bildungsberichtes 2004, den das Bundeskabinett am 21. April 
verabschiedet hat. Der Bericht zeigt, dass sich im Jahr 2003 die Krise 
auf dem Ausbildungsmarkt weiter verschärft hat. Während immer 
weniger betriebliche Ausbildungsverträge abgeschlossen wurden, 
ist der Anteil der zusätzlichen, öffentlich finanzierten Ausbildungsplätze
weiter gestiegen. Mittlerweile bilden von den fast 2,1 Millionen Betrieben
nur noch rund 23 Prozent aus. Der Berufsbildungsbericht zum 
Download im Internet: www.bmbf.de/pub/bbb_2004.pdf
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Kritik. Zudem würden soziale, ge-
schlechtsspezifische und ethnische
Ungleichheit verstärkt werden. Und
die Hochschulen wären ausgebaut
worden, ohne dass über das Ver-
hältnis von Studium und Beruf
nachgedacht worden sei.

Welche Antworten die GEW auf
die nicht erst seit PISA desolate La-
ge des Bildungssystems geben will,
soll bis zum Gewerkschaftstag im
kommenden Jahr entschieden wer-
den. Bis dahin soll die Debatte of-
fen sein. Dass der GEW-Hauptvor-
stand auf inhaltliche Vorgaben ver-
zichtet hat, ist intern allerdings
auch auf Kritik gestoßen: Zwei der
sechzehn Landesbezirke, Hessen
und Niedersachsen, haben auf eine
Teilnahme an den Zukunftsforen
verzichtet. •

wenige sind berufsfremd. 49 Pro-
zent gaben an, mindestens zum
dritten Mal zu einem Arbeitseinsatz
in Deutschland zu sein.

Indirekt kritisch bewertet wurde
die Präsenz der Gewerkschaft auf
den Baustellen: Nur wenige kannten
die IG BAU. Zwar sind die meisten
Befragten in ihrem Heimatland nicht
organisiert, aber immerhin würden
54 Prozent einer speziell auf sie
ausgerichteten Organisation beitre-
ten, 36 Prozent auch der IG BAU.

Ein Thema, das die IG BAU auf-
greifen will. Die Gewerkschaft will
künftig die Entsendearbeiter orga-
nisieren. Deshalb wurde auch nach
Erwartungen an die Gewerkschaft
gefragt. Die wichtigsten: Hilfestel-
lung bei Krankheit, günstige Versi-
cherungen, Beratung bei Konflikt,
Rechtsschutz, muttersprachliche In-
formationen, Durchsetzung der 
Bezahlung aller Stunden und des
Mindestlohns, Erreichen besserer
Arbeitsbedingungen, Arbeitsschutz
und Unterkünfte sowie die Herstel-
lung von Kontakten zu deutschen
Kollegen. •

ver.di organisiert erst-
mals eine Fachmesse 
für Betriebsräte der

Logistik- und Verkehrsbran-
che. Am 27. und 28. Septem-
ber stellen verschiedene
Anbieter in Berlin ihre An-
gebote für die Betriebsrats-
arbeit vor. Begleitet wird
die Messe von zwölf Diskus-
sionsforen. Infos: www.
betriebsrat-aktiv.de

Die IG BAU hat den 
Arbeitgebern des Bau-
gewerbes vorgeschla-

gen, die Lohnerhöhungen
für 2004 in einen Fonds 
einzuzahlen. Unternehmen,
die ihre ArbeitnehmerInnen
zwölf Monate beschäftigen
und nicht während der Win-
termonate entlassen, sollen
die in den Fonds eingezahl-
ten Beträge zurückerhalten.

Der diesjährige ver.di-
Fernsehpreis geht an 
den Drehbuchautor

Holger Carsten Schmidt für
den Fernsehfilm „Zwei Tage
Hoffnung“ über den Arbei-
teraufstand am 17. Juni 1953
(Co-Produktion SWR und
WDR) sowie an den Regis-
seur René Reisig für den
ZDF-Fernsehfilm „Geht nicht,
gibt’s nicht“. Die Preise sind
mit je 7500 Euro dotiert.

Das WSI in der Hans-
Böckler-Stiftung 
hat in Kooperation

mit DGB und Bundesfamili-
enministerium die Studie
„Erwartungen an einen fa-
milienfreundlichen Betrieb“
erstellt. Ein Ergebnis: Drei
Viertel der Befragten wür-
den den Erziehungsurlaub
mit Teilzeitarbeit oder 
beruflicher Weiterbildung
kombinieren. Download:
www.boeckler.de

kurz&bündig

Wie soll das Bildungssystem in
zehn Jahren aussehen? Wie soll die
Vermittlung von Fähigkeiten und
Qualifikationen so organisiert wer-
den, dass nicht nur die Jüngeren auf
die Anforderungen der Wissensge-
sellschaft vorbereitet werden? Und
wie können die Konzepte der ver-
schiedenen Bildungsträger vom Kin-
dergarten bis zur Berufsausbildung,
vom Studium bis zur lebenslangen
Weiterbildung zu einem flexiblen
System verknüpft werden? Das sind
die Leitfragen der Debatte über ein
neues Bildungskonzept der GEW.
Ende März hat die Gewerkschaft
unter dem Titel „Bildung 2015“ ei-
nen ersten Entwurf ihres Bildungs-
konzepts präsentiert. Bis Ende Juni

soll der Entwurf auf vier regionalen
Zukunftsforen diskutiert werden.

„Die Unzufriedenheit mit dem
Bildungswesen, seinen Methoden
und Arbeitsweisen, seinen Bedin-
gungen und seinem Personal ist
groß“, heißt es in dem Entwurf des
Bildungskonzepts. Die Kindertages-
stätten seien mit Betreuungsaufga-
ben überlastet, die ErzieherInnen
nicht adäquat ausgebildet. Die
Schulen litten nicht nur an zu
großen Klassen und schlechter Aus-
stattung, sondern auch daran, dass
der Umbau von der bürokratischen,
selektiven Halbtagsschule zur offe-
nen Lernwerkstatt nicht gelinge.
Die berufliche Bildung sei wegen
des skandalösen Mangels in der

Mit einer Umfrage hat sich die
IG Bauen-Agrar-Umwelt bei Ent-
sendearbeitern auf Baustellen um-
gehört. Die zentrale Frage: Sind die
Arbeiter in ihrer Heimat organisiert
oder können sie hier organisiert
werden?

Angesichts hunderttausender
Entsendearbeiter, die oft zu Dum-
pinglöhnen auf Baustellen, in der
Landwirtschaft und anderswo ein-
gesetzt werden, wollte die IG BAU
mehr über eine bislang kaum or-
ganisierte Klientel erfahren: Was 
erwarten Entsendearbeiter von der
IG BAU? Mit wem hat es die Ge-
werkschaft zu tun? Im Auftrag der
IG BAU hat Polis Entsendearbeiter
aus vier mittelosteuropäischen Län-
dern auf 54 deutschen Baustellen
befragt. Die Ergebnisse der Umfra-
ge überraschen zum Teil.

So sind viele der Entsendearbei-
ter im Gegensatz zu gängigen An-
nahmen hoch qualifiziert: 62 Pro-
zent der Befragten haben mittlere
Reife, 23 Prozent Abitur. Vier Pro-
zent haben sogar studiert. Und nur

I G  B a u e n - A g r a r - U m w e l t

Neues Angebot für Entsendearbeiter

G E W - D e b a t t e

Moderneres Bildungskonzept 

Nur wenige Entsendearbeiter sind in ihren Heimatländern 
gewerkschaftlich organisiert. Stimmt der Service, würde jeder 
Zweite einer Gewerkschaft beitreten.

Großes Interesse
Könnten Sie sich vorstellen, einer Organisation beizutreten, die sich um Arbeiter wie Sie
mit einem zeitweiligen Auslandseinsatz kümmert? (in Prozent)
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Quelle: IG BAU/polis

Polen

54

45

Serbien/Kroatien Rumänien

60

40

44

12

44

Ja Nein Keine Angaben

1



7 einblick 9/04

Im Internet

www.einblick.dgb.de
Grußwort des Bundes-

präsidenten beim 
Arbeitnehmerempfang 

am 29. April in 
Schloss Bellevue

MEINUNG

Um den Begriff gleich zu entdämonisieren: Eine
„neoliberale“ Strategie zu entwickeln, verlangt von
den Gewerkschaften nicht mehr und nicht weniger,
als die grundlegenden ökonomischen Zu-
sammenhänge zwischen Arbeitskosten und
Beschäftigung anzuerkennen, die Zwänge der
verschärften Standortkonkurrenz zur Kenntnis zu neh-
men und ihre Tarifpolitik darauf auszurichten. In einem
abstrakteren Sinne beinhaltet eine „neoliberale“
Strategie die Abkehr vom Glauben an die Überlegen-
heit regulierender oder umverteilender staatlicher
Einmischung und die Einsicht, dass sich die individu-
elle Leistung im freien Wettbewerb am besten ent-
falten und nur so einen Wohlstand schaffen kann,
der Voraussetzung für jeden sozialen Ausgleich ist.

Für die Lohnpolitik heißt das konkret, Sie muss
sich an der Wettbewerbssituation der Be-
triebe orientieren. Ist der Konkurrenzdruck hoch,
dürfen die Arbeitskosten nicht steigen, sondern müs-
sen sinken. Hier sind elegante Antworten möglich.
Längere Arbeitszeiten können ohne nominale Lohn-
einbußen Beschäftigung sichern oder schaffen. Vom
Unternehmenserfolg abhängige Lohnbestandteile
oder die Beteiligung am Anlagenkapital entlasten
die Betriebe und nutzen zugleich den Beschäftigten:
In der Krise sichern sie deren Arbeitsplätze, im Auf-
schwung die Teilhabe am Gewinn.Welche Regelungen
angewendet werden, sollen Geschäftsleitung, Be-
triebsräte und Belegschaften selbst entscheiden. Die
Verbände haben ihnen diese Freiheit durch Öffnungs-
klauseln im Flächentarif einzuräumen. Dieser müsste
gar nicht abgeschafft, sondern lediglich auf eine Min-
destsicherung zurückgeführt werden. Der Basislohn
könnte nach Maßgabe einer produktivitätsorientierten
und die Arbeitslosigkeit berücksichtigenden Lohnformel
jährlich erhöht werden; prosperierenden Betrieben
bliebe es unbenommen, ihn aufzustocken.

Eine solche Verstetigung der Lohnpolitik würde
die Energie der Gewerkschaften auf nützlichere Fel-
der lenken – neben der Modernisierung der Lohn-
strukturen (ERA, BAT) zum Beispiel auf die Arbeits-
zeitpolitik. Eine „neoliberale“ Strategie bedeutet zwar
den Verzicht auf kostentreibende Arbeits-

zeitverkürzung, nicht aber auf eine intelli-
gente Arbeitszeitgestaltung: Flexible Wochen-
arbeitszeiten helfen, Familie und Beruf besser zu ver-
einbaren; flexible Jahresarbeitszeiten lassen Raum
für Qualifizierungsphasen; eine flexible Lebensarbeits-
zeit schafft die Möglichkeit des vorzeitigen Ausstiegs.
All das ließe sich kostenneutral über insolvenzge-
schützte Zeitkonten und den Wegfall der Überstun-
denzuschläge finanzieren.

Die Tarifautonomie gibt den Sozialpartnern auch
Pflichten: die Arbeitsbeziehungen zum Wohle der 
Allgemeinheit zu regeln und für eine hohe Beschäf-
tigung zu sorgen. Eine „neoliberale“ Gewerkschafts-
strategie würde aufhören, die Besitzstandssi-
cherung der Belegschaften über die Arbeits-
wünsche der Erwerbslosen zu stellen und die
Kosten der Allgemeinheit aufzubürden.Wenn die Ta-
rifparteien Ausbildungstarifverträge schließen, sind
öffentliche Lehrstellenprogramme überflüssig.Wenn
sie die Lebensarbeitszeit flexibilisieren, braucht man
keine subventionierte Altersteilzeit. Wenn sie niedri-
ge Einstiegstarife für Arbeitslose vereinbaren, kann
man auf Lohnkostenzuschüsse verzichten. Je stärker
die Verbände den Staat von kostspieligen Reparatur-
arbeiten entlasten, um so mehr stärken sie die Tarif-
autonomie – und schaffen durch niedrige Einstiegs-
barrieren und sinkende Sozialabgaben die besten
Voraussetzungen für mehr Beschäftigung.

Gleiches gilt für die Sozialpolitik. Eine „neolibe-
rale“ Strategie würde die Sicherungssysteme
einer radikalen Effizienzkontrolle unter-
stellen und leistungsfeindliche Anreizstrukturen
beseitigen. Nicht der Transferbezug, sondern der ra-
sche Wiedereinstieg ins Erwerbsleben muss Ziel aller
Anstrengungen sein. Dies käme gerade der klassi-
schen Klientel der Gewerkschaften zugute: Denn es
sind nicht die Millionäre, sondern die Kranken-
schwestern, Elektriker und Chemielaboranten, deren
Einkommen durch die steigenden Sozialabgaben im-
mer weiter aufgezehrt werden.

Wenn die Gewerkschaften endlich ihre tarifpoli-
tische Verantwortung übernähmen, erwürben sie eine
neue, viel umfassendere gesellschaftliche
Legitimation. Würden sie zu unideologischen,
kostenbewussten und lösungsorientierten Mana-
gern der Arbeitswelt, gewönnen sie das Ansehen
zurück, das sie sich seit Jahren verspielen. •

Wie sollen Gewerkschaften auf den durch die 
Globalisierung ausgelösten radikalen Wandel des
Arbeitsmarktes reagieren? Statt den Kapitalismus
zu bekämpfen, müssen sie eine eigene neoliberale
Antwort finden, meint der Journalist Nico Fickinger.

Widerspruch des
Bundespräsidenten

Das Lamento ist bekannt:

Deutschland muss seine

Strukturen verändern. Der

Sozialstaat muss entschlackt,

dass Lohnniveau gesenkt

und die Arbeitszeit wieder

erhöht werden – sonst droht

der Abstieg. Bei einem 

Empfang für Betriebs- und

Personalräte Ende April hat

Bundespräsident Johannes

Rau diesem Zerrbild eine 

andere Realität entgegenge-

halten: Bei den Forderungen

nach Veränderung ginge es

oft um Interessen, und das

seien „häufig nicht die Inter-

essen der Arbeitnehmer, die

immer noch das größte und

wichtigste Kapital der deut-

schen Unternehmen sind“. 

In vielen Erklärungen aus 

Verbänden und Wissenschaft

vermisse er die Kenntnis 

davon, wie es in den Betrie-

ben aussieht. „Manche Kritik

klingt zynisch, wenn man

weiß, mit wie wenig viele

leistungsbereite und leis-

tungsfähige Menschen aus-

kommen müssen“, so Rau.

Wenn Unternehmen in

Schwierigkeiten stecken, 

seien zudem oft „Betriebs-

räte und Gewerkschafter

ganz vorne dabei, wenn es

darum geht, den Betrieb 

zu modernisieren und die 

Arbeit neu zu organisieren“.

Nico Fickin-
ger, 39, ist
Wirtschafts-
korrespon-
dent der
Frankfurter
Allgemei-
nen Zeitung
in Berlin.Fo
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R e f o r m s t r a t e g i e  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Manager der Arbeitswelt 
statt Gegenmacht



ver.di,Vortragsreihe
sicht.weisen, „Arbeitsrecht – Be-
schäftigungshemmnis oder durch-
löcherter Schutzschild?“, Berlin

Gewerkschaft NGG,
Weltzuckertagung, Oberjosbach

IG BCE, 2. Frauen-
tag, Bad Wildungen

GEW, Mai-Meeting,
Halberstadt

Wahl des Bundes-
präsidenten, Berlin

DGB, Tagung, „Ge-
sundheit als Ressource – Gesund-
heitsförderung für einen modernen
öffentlichen Dienst“, Dortmund

DGB Hessen – Thü-
ringen, Zukunftsforum, „Beschäf-
tigung und Innovation“, Frank-
furt/M.

25.5.

25.5.

23.5.

20.-23.5.

20.-22.5.

19.-21.5.

19.5.
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DGB Sachsen, Kon-
ferenz „Die erweiterte EU: eine
Aufgabe für die Gewerkschaften“,
Dresden

TRANSNET,Bundes-
frauenkonferenz, Eisenach

DGB Thüringen,
Fachtagung „Berufliche Weiterbil-
dung in Thüringen“, Erfurt

ver.di, IG Metall, IG
BAU, GEW, globalisierungskritisches
Netzwerk attac, Perspektivenkon-
gress „Es geht auch anders“, Berlin

Hans-Böckler-Stif-
tung, DGB-Bildungswerk, Tagung
„Arbeit auf der Flucht? Deutsch-
land im globalen Wettbewerb“,
Hattingen

TRANSNET,Bundes-
jugendkonferenz, Bad Homburg

17.-19.5.

17.-19.5.

14.-16.5.

14.5.

13./14.5.

12.5.
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••• Klaus Beck, 51, Leiter des
Verbindungsbüros des DGB zum
Europäischen Parlament, ist seit dem
3. Mai Bundesvorstandssekretär
des DGB. Er folgt Wolfgang Jä-
ger, 49, der als weiterer Geschäfts-
führer in die Hans-Böckler-Stiftung
wechselt. Er ist dort für die Ge-
schäftsbereiche Studienförderung
sowie Marketing und Transfer und
für das Aufgabengebiet Gewerk-
schaftliche Zukunftsforschung zu-
ständig.
••• Detlef Wetzel, 51, IG Me-
tall-Bevollmächtigter in Siegen, soll
Leiter des mitgliederstärksten IG
Metall-Bezirks NRW werden. Das
hat die Bezirkskommission dem IG
Metall-Vorstand vorgeschlagen. Der
jetzige Bezirksleiter Peter Gasse,

51, wechselt Anfang Juli als Arbeits-
direktor zu den Duisburger Hütten-
werken Krupp-Mannesmann.
••• Hartmut Limbeck, 54, Lan-
desbezirksleiter NRW von ver.di,
geht Ende August aus familiären
Gründen in Altersteilzeit. Nach dem
politischen Willen des Landesbe-
zirksvorstands soll eine Frau Nach-
folgerin werden. Gewählt wird auf
einer außerordentlichen Landesbe-
zirkskonferenz am 9. September.
••• Ludwig Hartenstein, 64,
Geschäftsführer der Vermögensver-
waltungs GmbH von TRANSNET,geht
am 31. Mai in Rente. Alleiniger Ge-
schäftsführer ist ab dem 1. Juni An-
ton Hofmann, 53, der zugleich
Abteilungsleiter Finanzen und Mit-
gliederverwaltung von TRANSNET ist.

personalien

Schlusspunkt●

Die tageszeitung (taz) am 24. April über ein von DGB-Vize Ursula Engelen-
Kefer vorgestelltes Gutachten der Hans-Böckler-Stiftung über die Ver-
fassungswidrigkeit höherer Versicherungsbeiträge für Frauen bei der 
Riester-Rente.

„DGB: Riester ist frauenfeindlich“
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Ob der größte Systemwechsel
in der deutschen Sozialpolitik, die
Zusammenlegung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe zu Arbeitslosengeld
(ALG) II, pünktlich zum 1. Januar
2005 gelingt, ist fraglich. Zunächst
muss das von CDU/CSU abgelehn-
te Kommunale Optionsgesetz den
Vermittlungsausschuss von Bun-
destag und Bundesrat passieren. Es
sieht die Möglichkeit vor, dass die
Städte und Gemeinden alle Aufga-
ben zur Grundsicherung für Ar-
beitslose übernehmen, d.h. auch
die Auszahlung von ALG II, des So-
zialgeldes und die Eingliederungs-
maßnahmen in den Arbeitsmarkt.
Bestünde darüber nicht im Juni
Klarheit, sei der Starttermin 2005
für ALG II „kaputt“, vermutet Burg-
hard Schwoll, Leiter der ver.di-Fach-
gruppe Arbeitsverwaltung.

Das Hickhack zwischen Regie-
rung und Opposition habe bereits so
viel Zeit gekostet, dass eine termin-
gerechte Umsetzung der Reform
„nicht garantiert“ werden könne,
meint DGB-Arbeitsmarktexperte Wil-
helm Adamy. Eberhard Einsiedler,
Vorsitzender des Hauptpersonalrats

der Bundesagentur für Arbeit (BA),
glaubt zwar, dass die BA das ALG II
pünktlich auszahlen könne, die ar-
beitsteilige Betreuung der Arbeits-
losen durch BA und Kommunen
werde aber „mit Sicherheit nicht
flächendeckend“ zum Jahreswech-
sel durchorganisiert sein.

Wie das gelingen soll, ist auch
dem ehemaligen Leiter des Kölner
Sozialamtes, Arnd Schwendy, „rät-
selhaft“. Schwendy gilt als Vater
des JobCenters Köln, das der Hartz-
Kommission als Vorbild diente für
die Idee,Arbeitslosen und Sozialhil-
feempfängern „Hilfe aus einer
Hand“ anzubieten. Der Aufbau des
JobCenters hat fünf Jahre gedauert.

Zur Berechnung von ALG II müs-
sen die Daten von 4,5 Millionen
Menschen überprüft werden. Die-
ses IT-Projekt sprengt die Dimensio-
nen des Maut-Systems – und wird
womöglich auch so enden.

Ein menschliches Desaster be-
fürchten die elf DGB-Bezirksvorsit-
zenden. In einer gemeinsamen Er-
klärung – so etwas hat es zuletzt
1986 gegeben – lehnen sie die 
Zusammenlegung von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe ab. Das ur-
sprüngliche Ziel der ALG II-Reform,
Langzeitarbeitslose besser zu be-
treuen, habe sich ins Gegenteil ver-
kehrt. Von der Idee des Förderns
und Forderns seien nur „massive
Leistungseinschnitte“ zu Lasten der
Arbeitslosen übrig geblieben. „Und
dieses Problem“, erklärt Dieter
Scholz, DGB-Vorsitzender von Ber-
lin-Brandenburg, „fällt uns vor Ort
jetzt richtig auf die Füße.“ Deshalb
habe man die Reißleine gezogen
und fordere die Rücknahme des
ALG II-Gesetzes.

DGB-Experte Adamy vertritt die
Position, dass die geplanten Leis-
tungskürzungen nicht in Kraft treten
dürfen, „solange keine bessere Be-
treuung der Arbeitslosen gewähr-
leistet ist“.

Beide Forderungen stoßen bei
Rot-Grün auf taube Ohren. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.gefahrstoffe-
im-griff.de

Infos und Handlungshilfen
für das Gefahrstoff-

management

www.einblick.dgb.de
13. Juni 2004 – Deine 

Stimme für ein 
soziales Europa !

DGB-Aufruf zur 
Europawahl 
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Der Präsident des 
Umweltbundesamtes, 

Andreas Troge, will den Flug-
verkehr in den Emissionshan-
del einbeziehen oder mit an-
deren Abgaben belegen. Mehr
Nachhaltigkeit erreiche dieser
Verkehrsträger nur, wenn er
für die von ihm verursachten
Umweltkosten aufkomme.

+ Der FDP-Abgeordnete 
Rainer Funke will nicht,

dass Vorstandsbezüge veröf-
fentlicht werden müssen. Das
Justizministerium dürfe mit sol-
chen Plänen nicht dem Stand-
ort Deutschland schaden – nur
weil Bundespräsident Rau in
seiner letzten Berliner Rede den
Eliten Gier vorgeworfen habe.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Das Ende des BAT naht
Reform des Tarifsystems für 

den öffentlichen Dienst soll 

bis Jahresende stehen

_____________ _____

Bürgerversicherung
Wettbewerb, bessere Versor-

gung und Beitragsgerechtig-

keit winken

_____________ _____

Das Reformtempo 
reicht nicht
Deutschland braucht keinen 

Systemwechsel – aber es muss 

viel dramatischer umgebaut 

werden, meint Weltbank-Exeku-

tivdirektor Eckhard Deutscher
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Wachsende Zweifel am Starttermin 2005

Um 38 Prozent ist die Zahl der 
abgelehnten Anträge auf 
Arbeitslosenhilfe gestiegen.

Regelrecht explodiert
Abgelehnte Anträge auf Arbeits-
losenhilfe 2002/2003
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2002

West
118 963

2003

West
197 360

Ost
79 295

Ost
122 452

198 258

319 812

CHANCEN!GLEICH
Der fünfte Infoservice zum 
Aktionsprogramm von 
DGB und Gewerkschaften



2

10/04

POLITIK AKTUELL
v e r . d i  &  a t t a c

Steuer-Freibetrag
erhöhen

Die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di und das globalisie-
rungskritische Netzwerk attac ha-
ben gemeinsam ein Konzept für 
eine „Solidarische Einfachsteuer“
präsentiert. Der Kern: Der Grund-
freibetrag soll auf 8000 Euro ange-
hoben werden. Darüber hinaus ge-
hende Einkünfte sollen mit einem
Eingangssteuersatz von 15 Prozent
belastet werden, der Steuersatz li-
near bis zu einem Einkommen von
60 000 Euro auf 45 Prozent stei-
gen. Die mit dem Konzept verbun-
dene Steuerentlastung für untere
und mittlere Einkommen soll durch
eine Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage und durch die
Streichung von Steuervergünsti-
gungen gegenfinanziert werden.
Gefordert wird unter anderem eine
Reduzierung des Ehegattensplit-
tings bei gleichzeitiger Anhebung
der Sätze für die Kinderbetreuung,
eine stärkere Besteuerung größerer
Vermögen und höhere Immobilien-
steuern. attac will zudem die Eigen-
heimzulage abschaffen.

Durch das Konzept der „Solida-
rischen Einfachsteuer“, an dem unter
anderem die Wissenschaftler Sven
Giegold (attac), Rudolf Hickel (Uni
Bremen) und Achim Truger (WSI)
mitgearbeitet haben, soll die Steuer-
last gerechter verteilt und so die Bin-
nennachfrage gestärkt werden. •

F a x a k t i o n

Unisextarife
europaweit

Am 1. Juni berät der EU-Minis-
terrat über den Entwurf der Richtli-
nie zur Gleichbehandlung von Frau-

en und Männern bei Gütern und
Dienstleistungen. Er sieht unter an-
derem vor, geschlechtsspezifische
Tarife in Versicherungen zu verbie-
ten und Unisex-Tarife verbindlich
einzuführen. Ob die Richtlinie ver-
abschiedet wird, ist ungewiss; eine
Reihe EU-Staaten, unter ihnen
Deutschland, lehnt sie bisher ab.
Mit einer Fax-Aktion an den Bun-
deskanzler wollen die Initiatorinnen
vom „Tag der Abrechnung“, einer
Aktion für Unisextarife (einblick
4/04) zeigen, dass sie von der 
Bundesregierung erwarten, sich in
Brüssel für die Richtlinie stark zu
machen. Zwar sieht das am 29.
April im Bundestag beschlossene
Alterseinkünftegesetz vor, dass ab
2006 private Rentenversicherungs-
verträge nur noch staatlich geför-
dert werden, wenn ihre Beiträge
und Leistungen nicht zwischen
Männern und Frauen unterschei-
den. Doch schreibt es Unisex-Tarife
lediglich für die private Rentenver-
sicherung und weder für die be-
triebliche Altersvorsorge noch für
die Kranken- oder die Kfz-Versiche-
rung vor. •

Infos und Muster-Fax
www.tagderabrechnung.de

Die Woche stand ganz im Zeichen
von Europa und Arbeitsplatzverla-

gerung: angefangen beim Vorbereitungstreffen für
das „Interregionale Netzwerk Tarifpolitik“ mit den
Metallgewerkschaften Tschechiens, der Slowakei,
Ungarns, Sloweniens und Österreichs im slowakischen
Teplice über Planungen für den Herbst zu Themen
wie EU-Osterweiterung und Übergangsfristen bis hin
zu den Drohungen der Siemens-Führung, eine große
Zahl Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern.
Höhepunkt war zweifelsfrei die zentrale Konferenz
aller Siemens-Betriebsräte und Vertrauensleute aus
dem gesamten Bundesgebiet am 14. Mai. Die Konfe-

renz in Nürnberg war ein voller Erfolg. 400 Teilneh-
merInnen verabredeten ein gemeinsames Vorgehen.
Die Pläne der Geschäftsführung, massiv Arbeitsplätze
ins Ausland zu verlagern, will die IG Metall mit 
Warnstreiks beantworten. Für den 18. Juni wurde ein
bundesweiter Aktionstag verabredet, um gewerk-
schaftlichen Positionen bei den Gesprächen mit der
Konzernführung den notwendigen Nachdruck zu
verleihen. Von den Verlagerungsplänen sind akut
mindestens 5000 Arbeitsplätze betroffen, langfristig
könnten der Globalisierungsstrategie der Siemens-
Geschäftsführung über 70 000 Arbeitsplätze zum
Opfer fallen. Der stellvertretende Vorsitzende der 
IG Metall, Berthold Huber, forderte die Siemens-
Führung zu einer weitreichenden Vereinbarung auf,
die Standorte und Arbeitsplätze langfristig sichern
soll. Betriebsbedingte Kündigungen müssten dabei
ausgeschlossen werden – der Tarifvertrag bietet dazu
ausreichende Möglichkeiten.

wiewardiewoche?
Siegfried Hörmann, 55, ist
zuständig für Presse und Bildung 
in der Bezirksleitung Bayern der 
IG Metall. Er hat die Konferenz 
der Betriebsräte und Vertrauens-
leute im Siemens-Konzern mit 
vorbereitet und begleitet.

Dank gewaltiger neuer Märkte, bil-
liger Arbeitskräfte und zweistelliger Wachstumsraten
ist das „Reich der Mitte“ zum Mekka von Investoren
aus aller Welt geworden. Ohne Frage – China bietet
Rahmenbedingungen, von denen die Unternehmer
in anderen Ländern nur träumen können. Einerseits
eine sich sprunghaft entwickelnde „sozialistische
Marktwirtschaft“ ohne große Reglementierungen,
andererseits ein Staatswesen, das sich noch der poli-
tischen und gesellschaftlichen Kontrollmechanismen
eines Einparteiensystems bedient. Genau diese Mi-
schung birgt aber auch sozialen und wirtschaftlichen
Sprengstoff, und wir sollten immer wieder deutlich
machen: Arbeits- und Wirtschaftsbeziehungen brau-

chen soziale Regeln und demokratische Mitbestim-
mung, damit sie für alle Beteiligten Nutzen bringen.
China befindet sich im Wandlungsprozess – wirt-
schaftlich, aber auch politisch. Auch die Gewerk-
schaften verändern sich. Der All-Chinesische Gewerk-
schaftsbund (ACGB) hat sich auf den Weg gemacht:
von einem Ausführungsorgan der Partei zu einer un-
abhängigen Interessenvertretung für die chinesischen
ArbeitnehmerInnen. Es wird aber noch dauern, bis
man in China von Vereinigungsfreiheit und wirklich
freien Gewerkschaften sprechen kann. Wir sind ge-
fordert, diesen Transformationsprozess nach Kräften
zu fördern – ohne Bevormundung, aber mit dem kla-
ren Hinweis, dass gewerkschaftliche Interessenvertre-
tung Demokratie braucht. Deutsche Gewerkschaften
sollten den Austausch mit chinesischen KollegInnen
verstärken, das Interesse ist von chinesischer Seite auf
jeden Fall vorhanden. Wir können so einen Beitrag
dazu leisten, dass die sozialen Rechte von Millionen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nicht dem
chinesischen Turbokapitalismus zum Opfer fallen.

Sieben Tage lang reiste der 
DGB-Vorsitzende Michael
Sommer durch China und
machte sich ein eigenes Bild 
von dem Land, das von vielen
deutschen UnternehmerInnen
zum neuen Eldorado erklärt 
worden ist.

?...nachgefragt
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gibt es in Bezug auf die Eingruppie-
rung, die Einbeziehung von leis-
tungsorientierten Elementen in die
Vergütung, bei der Entgeltfortzah-
lung und bei der Unkündbarkeit/
Befristung noch erhebliche Diffe-
renzen. Nach dem Anfang Mai zwi-
schen dem Bund, den kommunalen
Arbeitgeberverbänden und ver.di
verabredeten Zeitplan sollen die

N e u e s  T a r i f s y s t e m  f ü r  d e n  ö f f e n t l i c h e n  D i e n s t

Reform soll bis Ende 2004 stehen
8,3 Millionen Beschäftigte fallen direkt oder indirekt unter 
das Tarifsystem des öffentlichen Dienstes. ver.di will gemeinsam 
mit dem Bund und der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände (VKA) bis Ende 2004 den über 40 Jahre alten 
Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) durch ein modernes 
Tarifrecht für den öffentlichen Dienst (TVöD) ersetzen. 
Trotz der Kündigung des Arbeitszeittarifvertrags durch die Länder.

Über das grundsätzliche Ziel 
der Verhandlungen besteht Einig-
keit zwischen den Tarifparteien: Das
über Jahrzehnte gewachsene, in
seiner Anwendung nur noch von
Experten durchschaubare Tarifsys-
tem des öffentlichen Dienstes mit
seinen über 17 000 Eingruppie-
rungsmerkmalen soll durch ein
neues, schlankes Tarifsystem ersetzt
werden. Die im öffentlichen Dienst
noch geltende Unterscheidung zwi-
schen ArbeiterInnen und Angestell-
ten soll entfallen und die allein im
Westen geltenden sechs verschie-
denen Einkommenstabellen sollen
zu einen einheitlichen System 
zusammengeführt werden. Zudem
soll der neue TVöD auch mit an-
deren, überkommen Traditionen
brechen. So soll zum Beispiel die 
familienbezogene Komponente beim
Urlaubs- und Weihnachtsgeld zu
Gunsten einer deutlichen Verbesse-
rung der Bezüge für jüngere Be-
schäftigte entfallen.

Auch die so genannte Unkünd-
barkeit, die für Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes gilt, die seit
15 Jahren angestellt sind und das
vierzigste Lebensjahr erreicht ha-
ben, steht zur Disposition. ver.di
will mit dem Bund und den Kom-
munen über eine Aufgabe der
Unkündbarkeit verhandeln, wenn
sich diese im Gegenzug zu einem
Verzicht auf sachgrundlose Befris-
tungen verpflichten.

Trotz der Einigung in zahlrei-
chen Details sind allerdings noch
mehrere zentrale Elemente strittig.
Neben der Arbeitszeitgestaltung,
über die am 17. und 18. Mai erst-
mals in der eigens eingerichteten
Lenkungsgruppe verhandelt wurde,

Differenzen bis Ende September in
sechs weiteren Sitzungen der Len-
kungsgruppe beigelegt werden.

Die Chancen, dass das über-
kommene Tarifsystem für den öf-
fentlichen Dienst tatsächlich bis 
Ende 2004 durch einen modernen
Tarifvertrag abgelöst wird, stehen
nicht schlecht. „Das wird Tarif-
geschichte schreiben“, zeigt sich
Rainer Friebertshäuser, einer der
Verhandlungsführer bei ver.di, opti-
mistisch. Auch Thomas Böhle, Per-
sonaldezernent der Stadt München
und Vertreter der kommunalen 
Arbeitgeberverbände, gibt sich 
gegenüber einblick zuversichtlich:
„Wir sind zum Erfolg verdammt“.
Allerdings müssten bis Anfang Sep-
tember belastbare Teilergebnisse
vorliegen, auch in den bislang strit-
tigen Punkten.

Spannend dürfte zudem die Fra-
ge werden, ob auch die Länder, die
sich selbst durch die politisch moti-
vierte Kündigung des Arbeitszeit-
tarifvertrags aus den Verhandlungen
über die BAT-Reform katapultiert
haben, den neuen TVöD anwenden
wollen. „Die Länder haben sich
selbst eine Falle gestellt“, meint
Friebertshäuser. An den Verhand-
lungen über die BAT-Reform sind
sie nicht mehr beteiligt, aber sie
hätten ein eigenes Interesse daran,
das neue Tarifsystem zu überneh-
men. „Sonst stehen sie in der Öf-
fentlichkeit als diejenigen da, die 
an einem antiquierten Tarifsystem
festhalten.“ 

Bessere Bedingungen will ver.di
den Ländern aber nicht einräumen.
Eine Voraussetzung, auf der auch
die übrigen Vertreter der öffent-
lichen Arbeitgeber bestehen. Sie
wollen eine Meistbegünstigungs-
klausel durchsetzen, mit der verhin-
dert werden soll, dass ver.di den
Ländern bessere Konditionen ein-
räumt als dem Bund und den Kom-
munen, kündigte Böhle gegenüber
einblick an. •

8,3 Millionen Beschäftigte sind in
Deutschland von den Tarifverein-
barungen für den öffentlichen
Dienst betroffen. Neben den knapp
drei Millionen ArbeiterInnen und
Angestellten des öffentlichen 
Dienstes, die unter den Bundes-
angestelltentarif (BAT) fallen, 
gilt das auch für die zwei Millionen
Beamte bei Bund, Ländern und 
Gemeinden, auf die die Tarif-
vereinbarungen in der Vergan-
genheit übertragen wurden, 
wenn auch mit Abstrichen. 
Auch die Tarifverträge für die 
Angestellten bei den Kirchen,
Wohlfahrtsverbänden und priva-
ten Trägern nehmen in der Regel
Bezug auf den BAT, allerdings 
ebenfalls oft nur zum Teil.

Mehr als acht Millionen
Beschäftigte, die direkt oder indirekt
vom Tarifsystem des öffentlichen
Dienstes betroffen sind, 2002
(in Millionen)
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Quelle: ver.di-Bundesvorstand

Arbeiter und Angestellte im unmittelbaren
und mittelbaren öffentlichen Dienst

2,97
Beamte

Kirchen

Wohlfahrtsverbände (AWO, DPWV, DRK)

private Altenpflege, private Krankenhäuser
und Heim

Sonstiges (Bildungseinrichtungen,
Bundesknappschaft, Berufsgenossen-
schaften)

1,99

1,30

1,02

0,85

0,15

Schöneberger
Forum

Auch das 7. Schöneberger

Forum des DGB greift die 

Debatte über die Neugestal-

tung des öffentlichen Diens-

tes auf. Unter dem Titel

„Männer und Frauen im öf-

fentlichen Dienst – Arbeiten

im Spannungsverhältnis von

Lebenszeit-, Laufbahn- und

Leistungsprinzip“ lädt der

DGB am 16./17. November

ins Rathaus Berlin-Schöne-

berg ein, sich mit den Kern-

themen aller Modernisie-

rungsvorschläge zu befassen:

transparente Leistungsbe-

wertung und leistungsge-

rechte Bezahlung, Karriere

und Laufbahnen, Aus- und

Weiterbildung sowie eine

neue Führungskultur. 

Gemeinsam mit ExpertInnen

und VertreterInnen aus Poli-

tik, Wirtschaft und Gewerk-

schaften sollen die zentralen

Eckpunkte der Erneuerung

des öffentlichen Dienst-

rechts diskutiert werden. 

Themenübergreifend wid-

met sich das Forum 2004 der

Gender Mainstreaming-Stra-

tegie. Das Forum soll zeigen,

wie die Gleichstellung von

Frauen und Männern mit-

hilfe dieser Strategie im 

Modernisierungsprozess 

verwirklicht werden kann. 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 
175 Euro, für FrühbucherInnen
150 Euro (bis zum 31. August
2004).

www.schoeneberger-forum.de



W e i t e r b i l d u n g s a n g e b o t

Mehr Kompetenz
in Genderfragen

Frauen und Männer haben glei-
che Chancen – auf dem Papier. Da-
bei helfen, Anspruch und Wirklich-
keit zusammenzurücken, soll ein
Weiterbildungsangebot von ISA-
Consult, das die TeilnehmerInnen
zu Gender-Change-ManagerInnen
qualifiziert. Sie lernen, Verände-
rungsprozesse geschlechtergerecht
zu gestalten. Die berufsbegleitende
Ausbildung beginnt im November
2004 und setzt sich aus vier Modu-
len – genderspezifische Organisati-
onsanalyse, Mikropolitik in Organi-

sationen, Orga-
nisationsent-
wicklung und
G e n d e r p e r -
spektive sowie
gendersensibles
Personalmana-
gement – und

einem Kolloquium zusammen. Das
Angebot richtet sich an Führungs-
kräfte und PersonalentwicklerInnen
sowie an Frauen und Männer aus
Unternehmen, Verwaltungen und
Verbänden, die für Genderthemen
zuständig sind. Die Weiterbildung
kostet 3450 Euro plus MwSt (10
Prozent Rabatt bei Anmeldung bis
1.7., 5 Prozent bis 2.8.). •

Tel. 030 / 27 87 39 0
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nicht-rassistische Bildungsarbeit
veröffentlichte. Jetzt liegt eine
gründlich überarbeitete und er-
gänzte Neuauflage vor. 17 AutorIn-
nen haben Themen wie Rassismus
und Sprache, rechte Bilderwelten,
Migration, Antisemitismus und Dis-
kriminierung aufbereitet. Das Ma-
terial eignet sich als Grundlage für
die gewerkschaftliche und außer-
schulische Bildungsarbeit. Auch
LehrerInnen und Menschen, die in
der Jugendarbeit aktiv sind, können
dem Baustein eine Menge Anre-
gungen für ihre Arbeit entnehmen.
Er kostet zehn Euro plus Porto und
Verpackung; neun Euro ab zehn 
Exemplare. •

www.dgb-bwt.de

A n t i r a s s i s m u s

Baustein für die
Bildungsarbeit

Rassismus ist ein Problem von
Angehörigen der Mehrheitsgesell-
schaft – und nicht das diskriminier-
ter Rassismusopfer bzw. von An-
gehörigen einer Minderheit. Dieser
Gedanke war einer der Ausgangs-

punkte für das
DGB-Bildungs-
werk Thüringen,
als es 1998 erst-
mals unter dem
Titel „Baustein“
eine Material-
sammlung für die

H a n d b u c h

Wissenswertes
zur JAV

Die Qualität einer Jugend- und
Auszubildendenvertretung (JAV)
hängt auch vom Informationsstand
der Gewählten ab. Eine aktuelle
Publikation der ver.di Bildung und
Beratung GmbH gibt JAV-Mitglie-
dern eine gute Arbeitshilfe an die
Hand. Die Autorin Annette Malott-
ke, selbst lange JAV-Vorsitzende, er-
läutert die Aufgaben der JAV, die
Zusammenarbeit mit dem Betriebs-
rat, Rechtsfragen und vieles mehr.
Neben einem A bis Z der Mitbe-

G e w e r k s c h a f t s h ä u s e r

Alte Berliner
Zentralen

Arbeitskämpfe finden in den
Betrieben und auf der Straße statt.
Wo sie bis zum Verbot der Gewerk-
schaften durch die Nationalsoziali-
sten im Mai 1933 geplant wurden,

zeigt der Stadtführer „Mit dem
Groschen der Mitglieder. Gewerk-
schaftshäuser in Berlin 1900 bis
1933“ (Trafo Verlag, 15,80 Euro,
ISBN 3-89626-398-6). Der von der
Johannes-Sassenbach-Gesellschaft
herausgegebene Band stellt über
20 Gewerkschaftszentralen der Wei-
marer Republik vor, von der vom
Architekten Max Taut errichteten
Zentrale des Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbundes (ADGB) in
der Wallstraße bis zum Verbands-
haus des einst mächtigen Deut-
schen Holzarbeiterverbands. Ein
weiterer Schwerpunkt liegt auf den
von gewerkschaftlichen Genossen-
schaften errichteten Wohnanlagen.

Der mit zahlreichen Fotos und La-
geplänen illustrierte Band macht
auch für Nichtberliner nachvollzieh-
bar, wo früher Gewerkschaftsge-
schichte geschrieben wurde. •

••• Die DGB Region Bremen-
Bremerhaven hat gemeinsam mit
der Technologie-Beratungsstelle
der Arbeitnehmerkammer Bremen
(TBS) eine Umfrage zur Internet-
nutzung von Arbeitnehmervertre-
terInnen gestartet. Die Ergebnisse
sollen helfen, bestehende Internet-
Informationssysteme für Betriebs- und
Personalräte zu verbessern und den
Bedarf an entsprechender Weiterbil-
dung zu ermitteln.Die Umfrage steht
zum Download unter www.dgb-
bremen.de online oder kann bei

der TBS angefordert werden. Infos:
TBS der Arbeitnehmerkammer Bre-
men, Tel. 0421 / 36 301 956,
Fax 0421 / 36 301 999.
••• Der DGB Niedersachsen –
Bremen – Sachsen-Anhalt ver-
leiht am 6. Juni im Rahmen des 15.
Internationalen Filmfestes Emden
(2. bis 9. Juni) zum siebten Mal sei-
nen Filmpreis „Die Sinne“. Die
mit 5000 Euro dotierte Auszeich-
nung geht an einen vom Emdener
Publikum gewählten „gesellschaft-
lich engagierten Film“. Nominiert

sind in diesem Jahr fünf europäi-
sche Produktionen. Am 4. Juni lädt
der DGB außerdem zum Filmge-
spräch „Zwischen Dogma und 
Matrix“ ein. Referent Martin Lind-
wedel führt die Teilnehmer dabei
durch die Filmgeschichte und zeigt,
wie technische Entwicklungen die
Sehgewohnheiten und den Blick
auf die Realität verändert haben.
Anmeldung zum Filmgespräch:
Willi Grix,Arbeit und Leben Emden,
Tel. 0 49 21 / 610 13.
Infos: www.filmfestemden.de

interregio

stimmung enthält der 160 Seiten
starke Band Erläuterungen zum Be-
rufsbildungsgesetz sowie zum Ju-
gendarbeitsschutz. Das Handbuch
kostet 13 Euro. •

Tel. 0211 / 90 46 823
verlag@verdi-bub.de I n t e r k u l t u r e l l e  T a g e

Europa sind wir!

Die EU-Erweiterung ist mit dem
1. Mai formal Realität geworden.
Doch für ein echtes Zusammen-
wachsen unter gerechten Bedin-
gungen bleibt noch viel zu tun.
Die DGB-Jugend Berlin-Branden-
burg lädt gemeinsam mit dem
Netzwerk für Demokratie und Cou-
rage vom 28. bis 31. Mai (Pfings-
ten) zu Interkulturellen Tagen unter
dem Motto „Our Europe – Europe
That’s Us!“ in die IG Metall-Bil-
dungsstätte Pichelssee in Berlin
ein. Diskussions- und Workshop-
Themen werden u.a. sein: Europa
der Märkte oder der Menschen?,
Türkei/EU/Islamismus – passt das?,
Nicht-neoliberale Bildungsarbeit.
Am Pfingstsonntag beteiligen sich
die TeilnehmerInnen am Straßen-
umzug des Karnevals der Kulturen.
Teilnahmepreis inkl. Übernachtung,
Verpflegung, Programm: 15 Euro
für Gewerkschaftsmitglieder, 25
Euro für Nichtmitglieder. •

www.dgb-jugend-bb.de

PROJEKTE UND PARTNER
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Die Kostendämpfungsmaßnah-
men, so sagen die Kritiker der
Schmidtschen Reform, seien nicht
mutig genug, Impulse für einen
qualitätsorientierten Wettbewerb
kaum vorhanden. Stattdessen sei
dem Druck der Pharma-Lobbyisten,

den kassenärztlichen Vereinigungen
und dem Marburger Bund nachge-
geben worden.

Doch seit geraumer Zeit regt
sich Widerstand. Sozial- und Wohl-
fahrtsverbände, Grüne, Gewerk-
schaften und selbst Teile der SPD
wollen die Reform der Reform. Im
Mittelpunkt steht die Bürgerversi-
cherung: eine gesetzliche Pflicht-
versicherung, in die alle BürgerIn-
nen entsprechend der Höhe ihrer
Einkünfte einzahlen. Dabei ist es
gleichgültig, ob die Einkünfte aus

ten die Belastungen insgesamt ge-
rechter verteilt und Bezieher kleine-
rer Einkommen sowie RentnerInnen
entlastet werden.

Doch schon bei der Frage, wer
zur Finanzierung der künftigen GKV
beitragen soll, scheiden sich die
Geister. So sollen nach dem Modell
der Grünen künftig auch Beamte,
Freiberufler, Selbstständige und Po-
litikerInnen in die neue Versicherung
einzahlen. Doch über den Arbeit-
geberbeitrag gibt’s Streit. Außen-
minister Fischer modifizierte das
Modell grüner Bürgerversicherungs-
visionen an seiner Partei vorbei und
entschied sich „für das Einfrieren
und Ausbezahlen des so genannten
Arbeitgeberbeitrags“. Allerdings
mochte sich der Parteirat dem nicht

Arbeitseinkommen, Zinsen, Miet-
einnahmen oder Aktiengewinnen
rühren. Die Einnahmen der Gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV)
sollen so auf eine breitere Finanzie-
rungsbasis gestellt, der einzelne
Beitrag gesenkt werden. So könn-

ohne weiteres anschließen. Die
Grünen wollen weiter darüber dis-
kutieren, ob der Arbeitgeberanteil
auf einen bestimmten Prozentsatz
begrenzt werden soll.

CDU/CSU orientieren sich in
ihren Vorstellungen vom Gesund-
heitsmodell der Zukunft an den 
Ergebnissen der Rürup- sowie der
von CDU/CSU selbst berufenen
Herzog-Kommission.Anders als bei
den Modellen, bei denen sozialer
Ausgleich im Mittelpunkt steht,
wollen die VertreterInnen der Kopf-
pauschalen eine einheitliche Prä-
mie für jeden erwachsenen Versi-
cherten. Nach Rürup soll diese Kopf-
prämie im Monat rund 210 Euro
betragen, Bezieher niedriger Ein-
kommen erhalten einen steuerfi-
nanzierten Zuschuss. 25 Milliarden
Euro werden dabei jährlich an
„Subventionen“ fällig. Die CDU
will ihre einheitliche „Gesundheits-
prämie“ nach einem Parteitagsbe-
schluss „so schnell wie möglich
nach dem Regierungswechsel“
einführen.

Der DGB und das „Netzwerk
Gesundheit“, in dem seit April
2003 eine Reihe von Wohlfahrts-
und Sozialverbänden an einem
Tisch sitzt, diskutieren inzwischen
Details der „solidarischen Bürger-
versicherung“. DGB-Vize Ursula
Engelen-Kefer sieht in der „Bürger-
versicherung die sozial gerechte
Weiterentwicklung der solidarischen
Krankenversicherung“. Dafür seien
notwendig: schrittweise Anhebung
der Versicherungspflichtgrenze, Ein-
beziehung anderer Einkommensar-
ten,Anpassung der Beitragsbemes-
sungsgrenze sowie die Ausweitung
der Versicherungspflicht auf Selbst-
ständige und Beamte. „Durch mehr
Wettbewerb, eine bessere Versor-
gung und mehr Beitragsgerechtig-
keit können die Sozialabgaben
nachhaltig gesenkt werden.“   •

alle Modelle auf einen Blick:
www.einblick.dgb.de

Die Halbwertzeit von Gesundheitsreformen ist in den vergangenen 
Jahrzehnten dramatisch gesunken. Inzwischen kann, wer will, die 
Stoppuhr zum Messen verwenden: Kaum war die Reform von 
Gesundheitsministerin Ulla Schmidt Gesetz, wurde schon über 
den nächsten Reformschritt diskutiert. 

Grundsätze

DGB, SPD, Grüne und „Netz-

werk Gesundheit“ haben

sich im Herbst 2003 auf eine

gemeinsame Grundlage für

die Bürgerversicherung ver-

ständigt. „Wir wollen die 

Gesetzliche Krankenversiche-

rung zu einer Bürgerversi-

cherung weiterentwickeln.

Sie ist eine sinnvolle Alter-

native für eine langfristige

und sozial gerechte Reform

der Finanzierung der Gesund-

heitsversorgung.“ Dabei 

gelten vier Grundsätze: 

1. Die Weiterentwicklung

der Finanzierung der Gesetz-

lichen Krankenversicherung

muss sich an den Prinzipien

von Solidarität und Gerech-

tigkeit orientieren. Das Soli-

darprinzip bleibt Maßstab

für die Finanzierung der Ge-

sundheitsversorgung. 

2. Alle BürgerInnen sind 

an der solidarischen Finan-

zierung der Gesundheits-

versorgung nach ihrer 

finanziellen Leistungsfähig-

keit zu beteiligen.

3. Die Belastung des Faktors

Arbeit muss begrenzt, der

Beitragssatz stabilisiert 

werden. Geprüft werden

muss, ob und wie alle Ein-

kommensarten bei der 

Finanzierung der Kranken-

versicherung berücksichtigt

werden können. Die Mitver-

antwortung der Arbeitgeber

bleibt Bestandteil der Finan-

zierungsgrundlagen der 

Bürgerversicherung. 

4. Ein fairer Wettbewerb um

Qualität in der Gesundheits-

versorgung zu vertretbaren

Kosten ist anzustreben. 

B ü r g e r v e r s i c h e r u n g

Für mehr Beitragsgerechtigkeit

Breitere Finanzierungsbasis erforderlich
Ausgaben und Beitragseinnahmen je Mitglied der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (in Euro)
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In Klammern: Veränderungen zum Vorjahr (in Prozent)
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Quelle: VDAK
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Nicht nur steigende Arbeitslosen-
zahlen führen zu Löchern in den
Haushalten der gesetzlichen 
Krankenkassen: Das strukturelle
Missverhältnis von Einnahmen und
Ausgaben je Mitglied macht deut-
lich, dass auf Dauer eine andere 
Finanzierungsbasis notwendig ist.
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Europarechtler Prof. Ingolf Pernice
davon überzeugt, dass der EU-Rat
die Richtlinie nicht per Mehrheit,
sondern nur einstimmig beschlie-
ßen kann. Das dürfte die Position
der deutschen Regierung stärken,
die wie der DGB dem Entwurf der
EU-Fusionsrichtlinie ablehnend ge-
genübersteht. Er sieht vor, dass der
Sitz der fusionierten Gesellschaft
darüber entscheiden soll, welches
nationale Mitbestimmungsrecht
gilt. „Das lädt Unternehmen dazu
ein, das teilhabeorientierte deut-

sche Mitbestimmungsmodell zu
unterlaufen“, so DGB-Vorstand
Dietmar Hexel. Der DGB fordert,
dass die Mitbestimmung bei fusio-
nierten Kapitalgesellschaften ge-
nauso geregelt wird wie bei den
Europäischen Aktiengesellschaften.
Dort soll die weitestgehende Mit-
bestimmungsregelung dann gelten,
wenn vor der Fusion 25 Prozent der
Beschäftigten unter diese Regelung
fielen. •
www.dgb.de/themen/themen_a_z/
abisz_doks/k/kurzgutachten.pdf

den Zeitraum vom 10. Juni bis zum
15. Juli eine repräsentative Umfra-
ge geplant. Einbezogen werden ne-
ben den beteiligten Akteuren in der
Bundesvorstandsverwaltung auch
die Vorstandsmitglieder der DGB-
Bezirke sowie die 94 Regionen. In
einer anschließenden Bewertungs-
phase werden die Ergebnisse in
Form von Soll-Ist-Vergleichen auf-
gearbeitet. Im September/Oktober
sollen der Geschäftsführende DGB-
Bundesvorstand und der Gesamt-
betriebsrat mögliche Optimierungs-
potenziale diskutieren. •

Gemeinsame Wurzeln und Traditionen verbinden
SPD und Gewerkschaften. Aber es gibt eine wach-
sende Distanz zwischen den jeweiligen Mitglied-
schaften. Gerade in Ostdeutschland ist es der SPD
nicht gelungen, eine nennenswerte Verankerung im
gewerkschaftlichen Milieu zu erreichen. Das drückt
sich in einer wachsenden Entfremdung aus. Die pro-
grammatische Entfernung wird größer. Die sächsi-
sche SPD hat im Gegensatz zur Bundespartei keinen

Passus zu Gewerkschaften in ihrem Grundsatzpro-
gramm. Hinzu kommt eine wachsende Unzufrieden-
heit über die Agenda 2010, die weit tiefer in das so-
ziale Gefüge unserer Gesellschaft eingreift, als bis-
lang angenommen. Die Kürzung des Arbeitslosen-
geldanspruchs und die Einführung des Arbeitslosen-
geldes II betrifft in einem ungeahnten Maße auch die
gesellschaftliche Mitte. Viele politisch Verantwortli-
che haben kaum noch ein Gefühl für die Sorgen und
Ängste von ArbeitnehmerInnen und Arbeitslosen. 
Durch die Unzufriedenheit wächst die Bereitschaft,
auch über neue Parteien oder Wählerinitiativen nach-
zudenken. Die SPD reagiert auf diese Überlegungen
mit einer Sprachlosigkeit, die erschrickt. Für die Ge-
werkschaften wird die SPD sicher ein wichtiger Partner
bleiben. In Zukunft werden aber die Gewerkschaften
wesentlich flexibler ihre politischen Ziele mit verschie-
denen politischen Partnern durchsetzen müssen.

Hanjo Lucassen, 59, ist
Vorsitzender des DGB-Bezirks
Sachsen sowie Mitglied der
SPD-Fraktion im sächsischen
Landtag. Wochenlang hat 
Lucassen öffentlich über die
Gründung einer „Sächsischen
Arbeiterpartei“ nachgedacht.
einblick hat ihn gefragt:
Ist die SPD noch ein Partner 
der Gewerkschaften?

?...nachgefragt

Die IG Metall hat die 
Fachverbände des 
Handwerks aufgefor-

dert, „verbindliche und
rechtssichere Tarifverträge“
abzuschließen. Nachdem die
Christliche Gewerkschaft
Deutschlands (CGD) ihre 
Beschwerde gegen einen
Beschluss des Arbeitsgerichts
Gera zurückgezogen hat, der
der CGD die Tariffähigkeit
abgesprochen hatte, sei der
Weg zu seriösen Tarifverträ-
gen frei, so IG Metall-Vor-
stand Wolfgang Rhode.

Die Europäische Trans-
portarbeiterföderation 
(ETF) hat einen Aus-

schuss für den öffentlichen
Personennahverkehr ge-
gründet, der 2,5 Millionen
Beschäftigte vertritt. Zum
Präsidenten wurde Stefan
Heimlich, Leiter der ver.di-
Fachgruppe Straßenperso-
nenverkehr, gewählt.

Der DGB hat sich 
für eine EU-Mit-
gliedschaft der Tür-

kei ausgesprochen, wenn
das Land die politischen
Voraussetzungen dafür er-
füllt. Die alternativ von der
CDU/CSU vorgeschlagene
privilegierte Mitgliedschaft
stelle nicht die sozialen,
sondern nur die wirtschaft-
lichen Beziehungen in den
Vordergrund, so DGB-Vor-
stand Heinz Putzhammer.

Der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske ist durch 
den Streik seiner Ge-

werkschaft am Frankfurter
Flughafen nicht in Konflikt
mit seiner Funktion als 
Aufsichtsrat der Lufthansa
geraten. Zu diesem Ergeb-
nis kommt ein Gutachten
der Hans-Böckler-Stiftung.

kurz&bündig

Bis Ende Oktober will der DGB
mithilfe einer externen Unterneh-
mensberatung prüfen, ob die Ziele
der auf dem DGB-Kongress im Mai
2002 beschlossenen Organisati-
onsreform erreicht worden sind.
Geprüft werden soll vor allem, in-
wieweit die Umsetzung der Kern-
aufgaben des DGB auf den ver-
schiedenen Ebenen bereits erfolgt
ist, wie die strukturelle Neuorientie-
rung des DGB umgesetzt wurde
und ob mit dem Aufbau ehrenamt-

licher Strukturen innerhalb der Re-
gionen die Präsenz des DGB in der
Fläche verbessert wurde.

Übertragen hat der DGB die
Evaluierung der Bielefelder Unter-
nehmensberatung NordWest Con-
sult, die über Erfahrungen mit 
Restrukturierungsprozessen bei öf-
fentlichen Verwaltungen, Kirchen
und Verbänden verfügt. Auch der
Zeitplan für die Evaluierung steht:
Nach dem Kick-Off-Workshop am
11. Mai ist als nächster Schritt für

E U - F u s i o n s r i c h t l i n i e

Falsche
Rechtsgrundlage

Die von der EU-Kommission 
geplante Richtlinie zur grenzüber-
schreitenden Verschmelzung von
Kapitalgesellschaften beruht auf 
einer falschen Rechtsgrundlage. Zu
diesem Ergebnis kommt ein Rechts-
gutachten im Auftrag von DGB und
Hans-Böckler-Stiftung. Anders als
die EU-Kommission ist der Berliner

D G B - O r g a n i s a t i o n s r e f o r m

Umsetzung wird extern evaluiert
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MEINUNG

Die Reformdebatte wird zurzeit stark auf den
Vorwurf einer Blockadehaltung der Gewerkschaften
verkürzt. Dem lässt sich entgegenhalten, dass auch
die Wirtschaft nur Einzelinteressen äußert, aber kei-
ne gesamtwirtschaftliche Verantwortung wahr-
nimmt. Genauso wäre es zu kurz gegriffen, die eige-
nen Erfahrungen wie zum Beispiel das deutsche Mit-
bestimmungsmodell zum Maßstab für andere Wirt-
schaftsregionen zu machen. Entscheidend für die
Entwicklung der kommenden Jahrzehnte sind vier
Megatrends:
ERSTENS  Die Bevölkerungsentwicklung in Europa
steht in krassem Gegensatz zu der anderer Regionen:
Im Laufe der nächsten 25 Jahre wird die Bevölke-
rung in den reichen Ländern um 50 Millionen an-
wachsen, in den armen Ländern weltweit um zwei
Milliarden. Bleibt es bei den gegenwärtigen Gebur-
tenraten, wird die Bevölkerung Westeuropas bis zum
Ende dieses Jahrhunderts um 75 Millionen schrump-
fen. Fast die Hälfte der Einwohner wird über 60 Jah-
re alt sein. Die Sozialkosten werden deshalb
um ein Vielfaches höher sein als heute. Schon
in der nächsten Generation werden die ökonomi-
schen Systeme der entwickelten Länder durch „Al-
terswellen“ umdefiniert werden müssen.
ZWEITENS Eine Studie des US-Verteidigungsminis-
teriums vom Februar 2004 kommt zu dem Schluss,
dass Klimaveränderungen weitaus größere
Gefahren bergen als der Terrorismus. Der
rasche Klimawandel könnte die Welt an den Rand
der Anarchie bringen, wenn die betroffenen Staaten
versuchen, ihre schwindenden Nahrungs-, Wasser-
und Energiereserven mit nuklearer Aufrüstung zu
verteidigen. Klimaveränderungen müssen zu einem
herausragenden Thema werden, weil sonst Vertei-
lungskonflikte erneut zu den beherrschenden Pro-
blemfeldern der Menschheit werden. Europa und die
USA würden zu regelrechten Festungen werden, um
Millionen von Migranten abzuhalten, die aus ihren
umweltzerstörten Heimatregionen flüchten.
DRITTENS Schon heute bilden sich Konturen neu-
er Wirtschaftsräume heraus, die mit der Wirt-
schaft Europas in heftige Konkurrenz tre-
ten werden. Bis Ende dieses Jahrzehnts soll in

Amerika eine Freihandelszone entstehen, die von
Alaska bis Feuerland reicht, mit einem Potenzial von
950 Millionen Menschen. Japan und China verhan-
deln seit zwei Jahren über eine gemeinsame
Währungsunion, um die Märkte in Asien mit mehr
als 2,5 Milliarden Menschen weiter zu dynamisieren.
Indien wird sich dem anschließen. Dessen Erwerbs-
bevölkerung wächst in den nächsten 35 Jahren um
335 Millionen Menschen – so viel wie die gesamte
arbeitende Bevölkerung der EU und der USA zusam-
men. Wenn sich die gegenwärtigen Trends fortset-

zen, wird der
EU-Anteil an der
Weltproduktion
in den nächsten
20 Jahren von
heute 18 auf 10
Prozent zurück-
gehen. Die Euro-

päische Union mit 453 Millionen Menschen ist mit
dem Problem konfrontiert, sich wettbewerbs-
fähig für die neuen Anforderungen der glo-
balen Märkte aufzustellen. Und gewissermaßen
vor der Haustür liegen geopolitische Herausforde-
rungen durch die vom Welthandel ausgeschlossenen
Länder Afrikas. Die Folgeprobleme sind Migrationen.
Europa wird auch darauf reagieren müssen.
VIERTENS Das Modell der sozialen Marktwirt-
schaft und der Mitbestimmung wird sich nur mit 
einer global wettbewerbsfähigen Wirtschaft durch-
setzen. Der weltweite Systemwettbewerb
wird nicht zuerst durch Modelle, sondern
durch Konkurrenz entschieden. Langfristig
wird das Modell erfolgreich sein, das ein Konzept der
nachhaltigen Entwicklung mit situationsangepassten
Strukturreformen und das soziale Inklusionsprinzip
mit internationalen Wettbewerbserfolgen verbindet.
Ein solches Konzept ist machbar – bei entsprechen-
dem politischen Willen.

Mit anderen Worten: Deutschland hat vor dem
Hintergrund der globalpolitischen Entwicklung an
Modellcharakter für andere Wirtschaftsregionen ver-
loren, auch wenn das ordnungspolitische Modell einer
sozial und ökologisch orientierten Marktwirtschaft
auf globaler Ebene Zukunftsfähigkeit besitzt. Das
wirtschaftliche Wertesystem muss keines-
wegs preisgegeben werden unter dem Druck
des Raubtierkapitalismus.Aber noch größere Reform-
anstrengungen mit viel höherer Reformgeschwindig-
keit sind in Deutschland erforderlich, um sich für die
Anforderungen der Zukunft fit zu machen. •

Es gibt keinen Grund, das wirtschaftliche Werte-
system unter dem Druck des Raubtierkapitalismus
preiszugeben. Aber Deutschland und Europa 
müssen für die Herausforderungen der Zukunft 
viel dramatischer umgebaut werden, als es derzeit
geschieht, meint Eckhard Deutscher.

Kritik von Links

Für viele Kritiker ist „Globa-

lisierung“ nur ein beschöni-

gendes Wort für die welt-

weite Vorherrschaft des 

Kapitals, Ausdruck einer 

aggressiven US-Strategie.

„Sie liegen daneben – und

könnten sich mit George

Bush verbünden. Nichts 

würde ihm leichter fallen, 

als eine flammende Rede 

gegen die Globalisierung zu

halten“, warnt der renom-

mierte US-Ökonom und über-

zeugte Keynes-Anhänger 

Lester Thurow in der April-

Ausgabe der HBS-Zeitschrift

„Mitbestimmung“. 

Ein Signal zur Entwarnung

ist das nicht. Im Gegenteil:

Die Globalisierung werde zu

tief greifenden Veränderun-

gen führen, das politische

Gewicht der Nationen werde

abnehmen. Regierungen,

warnt Thurow, würden sich

gerne als Fluglotsen ihrer

nationalen Ökonomien 

verstehen, aber es gelinge

ihnen immer weniger, diese

zu kontrollieren. Stattdessen

sollten die Staaten versu-

chen, sich „als Flughafen-

bauer zu verstehen“. Die

Landebahnen müssten für

ausländische Unternehmen

so einladend sein, dass sie

gerne einschweben. Voraus-

setzungen für den Erfolg im

globalen Wettbewerb sind

für Thurow eine intakte 

Infrastruktur, ein funktionie-

render Rechtsstaat, öffentli-

che Sicherheit und ein Klima,

das innovative Forschung

fördert.

Dr. Eckhard
Deutscher,
55, ist Exeku-
tivdirektor
bei der Welt-
bank in 
Washington/
USA.

F o l g e n  d e r  G l o b a l i s i e r u n g

Das Reformtempo reicht nicht



für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer?“, Düsseldorf

International Labor
Organisation (ILO), Internationale
Arbeitskonferenz 2004, Genf

Jubiläumsfeier „50
Jahre Hans-Böckler-Stiftung“, Düs-
seldorf

DGB-Bezirk Hessen
– Thüringen und Arbeitskreis Kirche
und Arbeitswelt der Evangelischen
Kirche, Tagung „Bürgerversiche-
rung oder Kopfpauschale?“, Hof-
geismar

DGB Niedersachsen
– Bremen – Sachsen-Anhalt,Vergabe
des DGB-Filmpreises, Emden

DGB-Bezirk Hessen
– Thüringen,Diskussion „Wirtschafts-
politik in Europa“, Frankfurt/M.

7.6.

6.6.

3./4.6.

2.6.

1.-17.6.
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DGB-Thüringen,
„Im Mittelpunkt steht der
Mensch“, Start der Infotour zur
Bürgerversicherung und zum Ar-
beitslosengeld II, Sömmerda

DGB, Tagung „Ge-
sundheit als Ressource – Gesund-
heitsförderung als Herausforderung
für einen modernen öffentlichen
Dienst“, Dortmund

DGB-Jugend, „Our
Europe – Europe That’s Us“, Inter-
kulturelle Tage, Berlin

IG BAU, „Solida-
rität sprengt alle Grenzen“, Bundes-
jugendtreffen, Rosdorf (bei Göttin-
gen)

DGB Nordrhein-
Westfalen, DGB-Dialog NRW „Eu-
ropa wählt – mit welchen Folgen

1.6.

28.-31.5.

28.-31.5.

25.5.

24.5.
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••• Margot Gudd, 50, bis zum
19.April im Vorstand der IG Bauen-
Agrar-Umwelt für die Bereiche Gar-
tenbau, Forstwirtschaft und Frauen
sowie die Region Niedersachen/
Bremen zuständig, ist am 13. Mai
aus dem Vorstand ausgeschieden.
Ob die Funktion im elfköpfigen Vor-
stand wieder besetzt wird, ent-
scheidet ein außerordentlicher Ge-
werkschaftstag am 4. September.
••• Prof. Dr. Dieter Döring,
65, ist am 1. April aus dem aktiven
Dienst der Akademie der Arbeit in
der Universität Frankfurt/M. (AdA)
ausgeschieden. Er setzt seine Lehr-
und Forschungstätigkeit an der AdA
fort. Turnusgemäßer Vorsitzender
der AdA ist seit dem 1. Mai Prof.
Dr. Otto Ernst Kempen, 61.

Buch: Thorsten Schulten,
Solidarische Lohnpolitik in
Europa, Zur politischen
Ökonomie der Gewerk-
schaften, VSA-Verlag, 
Hamburg 2004, 362 Seiten,
19,80 Euro
Über die Tarifpolitik wird noch auf
längere Zeit auf der nationalen
Ebene entschieden.Aber die be-
gonnene grenzüberschreitende
Vernetzung der Tarifpolitik, die
Verständigung auf gemeinsame
Kriterien für die Entwicklung der
Tarifforderungen und der Aus-
bau europäischer Gewerkschafts-
strukturen eröffnen die Chance
zur Rückkehr zu einer solidari-
schen Lohnpolitik in Europa.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Nachrichten aus Pardon Nr. 1, Mai 2004; die Satirezeitschrift der 60er und
70er Jahre wurde reanimiert.

„Wer Geld vom Arbeitsamt will, muss 
zuvor eine Beraterfirma gründen.“

FAMILIENFREUNDLICHER BETRIEB: Andere Arbeitszeiten gefordert
Wenn es um die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf geht, sehen die Arbeitneh-
merInnen den größten Handlungsbedarf
bei der Durchsetzung familienfreund-
licher Arbeitszeiten. Das zeigt eine von
DGB und Bundesfamilienministerium in
Auftrag gegebene Umfrage: 35,6 Prozent
der befragten Frauen und 27,7 Prozent
der Männer sehen familienfreundliche
Arbeitszeiten als vordringlichstes 
Handlungsfeld. Wird nach den beiden
wichtigsten Handlungsfeldern gefragt,
gilt das sogar für 56,9 Prozent der 
Frauen und 47,2 Prozent der Männer. ©
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Wo sehen ArbeitnehmerInnen den größten Handlungsbedarf in Bezug
auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf? (in Prozent*)

Quelle: Auswertung der ArbeitnehmerInnenbefragung
„Familienfreundlicher Betrieb“  durch die Hans-Böckler-Stiftung

familien-
freundliche

Arbeitszeiten

* Abweichung von 100 Prozent: nichts davon ist wichtig

finanzielle
Unter-

stützung

Freistellungs-
möglichkeiten für
Pflegeaufgaben

Vermittlung von
Betreuungs-
angeboten

familien-
freundliches

Betriebsklima

Angebote
während

der Elternzeit

Frauen Männer

35,6

27,7

14,0

21,7

13,4

16,5

11,4

6,7

10,7 11,6

7,6
9,1
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Bei der Europawahl am 13. Juni
geht es um eine entscheidende
Weichenstellung:Wird die erweiter-
te Europäische Union als sozialer
Raum oder als Wirtschaftsraum mit
marktliberaler Ausprägung gestal-
tet? Doch die Prognosen zur Wahl-
beteiligung sind erschreckend: Be-
fürchtet wird, dass die Wahlbeteili-
gung in Deutschland unter 40 Pro-
zent liegen könnte (1999: 45,2 %).
DGB und Gewerkschaften werben
deshalb nicht nur dafür, beim Ur-
nengang das soziale Europa im
Blick zu haben, sondern auch, über-
haupt zu wählen.

Denn die Politik in Brüssel und
Straßburg hat inzwischen einen er-
heblichen Einfluss auf Alltag und
Arbeitsbedingungen in Deutsch-
land. So basieren 60 bis 70 Prozent
aller nationalen Gesetze auf eu-
ropäischen Entscheidungen.Außer-
dem sind die Kontrollrechte des 
Europaparlaments gegenüber der
EU-Kommission in den letzten Jah-
ren deutlich gewachsen. Und bei
rund drei Viertel der europäischen
Gesetzgebung ist das Parlament
formell gleichberechtigter Partner
des Ministerrats.

Der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB) hat in einem Offenen
Brief alle Europawahl-KandidatInnen
aufgefordert, sich für die Umsetzung
und Weiterentwicklung europäischer
Arbeitnehmerrechte einzusetzen.
Auch der DGB hat ein detailliertes
Positionspapier zur Europawahl be-
schlossen. Während die wirtschaft-
liche Integration Europas schon weit
fortgeschritten ist, hinkt die soziale

und politische hinterher. Der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer ist
überzeugt: „Nur die Verbindung
von sozialen Prinzipien, Nachhaltig-
keit und gemeinsamer Wirtschaft
und Währung wird die europäische
Identität stärken. Es geht dabei
nicht nur um ein bisschen mehr so-
ziale Politik, sondern um das Ver-
trauen in das Sozialmodell Europa.“
Keine Partei, keine Regierung, keine
Kommission könne es sich heute
leisten, die Interessen der Arbeit-
nehmerInnen zu ignorieren.

Trotz konservativer Mehrheit hat
das EU-Parlament in der Vergan-
genheit auch immer wieder dazu
beigetragen, soziale Mindeststan-
dards zu verankern – etwa bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge. Ob
das so bleibt, wird sich am 13. Juni
zeigen. Vieles deutet darauf hin,
dass die Konservativen noch mehr
Boden gut machen – vor allem bei
einer niedrigen Wahlbeteiligung. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

http://wahlomat.zdf.de 
Mit dem ZDF-Wahlomat 
zur Europawahl eigene 

Ansichten mit denen der
Parteien vergleichen

www.einblick.dgb.de
Offener Brief des EGB 

an die Europawahl-
Kandidaten

www.dgb.de
DGB-Positionen zur 

Europawahl 2004

11/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 07.06.2004

Maria Böhmer, Frakti-
onsvize der CDU/CSU,

hat jetzt auch erkannt, dass
Deutschland nur als kinder-
freundliches Land eine Zu-
kunft hat. Sie forderte anläss-
lich des Kindertages „Viel-
falt“ durch individuellere und 
flexiblere Kinderbetreuung.

+ Angela Merkel (CDU) hat 
sich für eine Öffnung 

des Flächentarifvertrags aus-
gesprochen. Gegenüber der
„Welt am Sonntag“ sagte die
CDU-Fraktionsvorsitzende, sie
werde vor einer Konfrontation
mit den Gewerkschaften nicht
zurückschrecken.

-

plusminusBERLIN
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Bildungsfinanzierung
Zwei Jahre nach PISA wird 

zu wenig investiert

_____________ _____

Demografische 
Entwicklung
Die Argumente für den 

Sozialabbau sind schwach
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Reformdebatte
Sozialabbau führt nicht aus 

der Krise. Hans-Jürgen Urban, 

strategischer Kopf der IG 

Metall, fordert, die Wirklichkeit 

zur Kenntnis zu nehmen
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Europa – sozial oder wirtschaftsliberal

Nach der EU-Erwei-
terung am 1. Mai
haben die zehn 
Beitrittsländer so
viele Abgeordnete
ins Europa-Parla-
ment entsandt, 
wie für die Legisla-
turperiode 2004 –
2009 vorgesehen
sind. Deshalb hat
sich die Zahl der
Parlamentarier 
für kurze Zeit von
626 auf 786 erhöht,
nach der Wahl am
13. Juni sinkt sie
voraussichtlich 
auf 732.
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Schwarz dominiert
Europäisches Parlament: Sitzverteilung nach Fraktionen
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Fraktion der Europäischen Volkspartei (Christdemokraten)
und europäischen Demokraten (EVP-ED)

294

232

67

55
47
30
17
44

Fraktion der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE)
Fraktion der Liberalen Demokratischen Partei Europas (LIBE)

Fraktion der Grünen/Freie Europäische Allianz (Grüne/EFA)
Fraktion Union für das Europa der Nationen (UEN)
Fraktion für das Europa der Demokratien
und der Unterschied (EDU)
Fraktionslos (FL)

Konföderale Fraktion der Vereinigten Europäischen
Linken/Nordische Grüne Linke (KVEL/NGL)
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POLITIK AKTUELL

Falls die Wirtschaft in einem
Ausbildungspakt zusagt, mehr Aus-
bildungsplätze zu schaffen, verzich-
tet der Gesetzgeber darauf, die
Ausbildungsplatzumlage einzu-
führen. So sieht es das im Bundes-
tag beschlossene Ausbildungs-
platzsicherungsgesetz vor. Ein sol-
cher Pakt müsse zu verbindlichen,
nachprüfbaren Vereinbarungen füh-
ren und bestimmte Kriterien erfül-
len, damit die Wirtschaft sich nicht
ihrer Verpflichtung entziehen kann,
so der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer. Der DGB hat dazu einen
Sieben-Punkte-Katalog vorgelegt

(www.dgb.de). Die Gewerkschaf-
ten empfehlen unter anderem, die
Belange strukturschwacher Regio-
nen, zum Beispiel der neuen Bun-
desländer, gezielt zu berücksichti-
gen. Sie betonen ihre Bereitschaft,
tarifvertragliche Vereinbarungen zur
Lösung der Ausbildungskrise zu
schließen. Unterdessen hat SPD-
Fraktionschef Franz Müntefering
gegenüber dem Wirtschaftsmaga-
zin Impulse erklärt, er rechne
außerdem damit, dass sich Bundes-
regierung und Wirtschaft bis An-
fang Juli über einen Ausbildungs-
pakt verständigen. •

A u s b i l d u n g s p a k t

DGB legt Kriterien-Katalog vor

G e r i n g f ü g i g  B e s c h ä f t i g t e

Neues Bündnis

Geringfügige Beschäftigung
wird zum Normalfall auf dem Ar-
beitsmarkt – zu Lasten von exis-
tenzsichernden Arbeitsverhältnissen.
Ende März 2004 zählte die Bun-
desknappschaft insgesamt 7,2 Mil-
lionen Beschäftigte in 7,6 Millionen
Arbeitsverhältnissen mit einem Ein-
kommen unter 400 Euro. Um der
weiteren Erosion des Normalar-
beitsverhältnisses zu begegnen, hat
der DGB – anknüpfend an Aktivitä-
ten in den 1990er Jahren – ein
neues „Bündnis geringfügige Be-
schäftigung“ ins Leben gerufen.
Neben Gewerkschaften beteiligen
sich daran unter anderem kirchliche
Verbände wie die Katholische Ar-
beitnehmerbewegung (KAB) und
die Evangelische Frauenarbeit in
Deutschland sowie der Berufsver-
band der Arzt-, Zahnarzt- und Tier-
arzthelferinnen. Einmütig sprechen
sich die beteiligten Organisationen
etwa gegen die neue Zumutbar-
keitsregelung aus, nach der Arbeits-
lose jeden Job annehmen müssen –
auch eine geringfügige Beschäfti-
gung. In einem ersten Schritt will
das Bündnis Fakten zu den Auswir-
kungen der Zunahme der 400-Eu-

ro-Jobs auf die regionalen Arbeits-
märkte zusammentragen und aus-
werten. Die Ergebnisse sollen im
Herbst öffentlichkeitswirksam prä-
sentiert werden. •

Mehr Infos: gfr@bvv.dgb.de

D I W - W o c h e n b e r i c h t

Die berufliche
Mobilität steigt

Die Flexibilität auf dem Arbeits-
markt hat in den vergangenen
zehn Jahren stark zugenommen,
teilt das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in seinem
Wochenbericht 21/2004 mit. Die
Zahl der ArbeitnehmerInnen, die
innerhalb eines Jahres eine neue
Arbeitsstelle angetreten haben, ist
zwischen 1992 und 2002 um mehr
als 30 Prozent auf knapp 6,3 Mil-
lionen gestiegen.

Diese Dynamik geht vor allem
auf das Arbeitsplatzverhalten von
Frauen und jüngeren Arbeitnehme-
rInnen in Westdeutschland zurück.
So hat sich im Westen die Zahl der
Frauen, die ihren Job innerhalb 
eines Jahres wechselten, mehr als
verdoppelt. In der Gruppe der 16-
bis 35-Jährigen ist der Anteil der
StellenwechslerInnen von zwölf auf
19 Prozent gestiegen. •

geplant● ● ●

➜ beschlossen

Der Geschäftsführende Bun-
desvorstand (GBV) des DGB
hat auf seiner Sitzung am 
1. Juni eine grundlegende 
Reorganisation der Jugend-
bildungsarbeit des DGB be-
schlossen. Das neue Konzept
sieht unter anderem vor, die
DGB-Jugendbildungsarbeit
künftig in der Jugendbildungs-
stätte Hattingen zu konzen-
trieren und das Haus der 
Gewerkschaftsjugend in
Oberursel zu schließen. 
Abschließend wird der DGB-
Bundesvorstand am 6. Juli
darüber beraten.

Der DGB bereitet eine Stel-
lungnahme zur Novellierung
des Berufsbildungsgesetzes
vor. Über die Novelle will der
Bundestag noch vor der Som-
merpause entscheiden.

■ Bekommt Deutschland jetzt ein 
modernes Einwanderungsrecht?
■ Der DGB begrüßt die politische Einigung. Sie 
ermöglicht Regelungen, die in die richtige Richtung
gehen und die Situation von Migranten verbessern.
Wir können dabei aber nicht verschweigen, dass –
wie auch bei anderen Reformen von Rot-Grün – die
Unvernunft der Opposition dazu geführt hat, dass
das Ergebnis nicht optimal ist. Leider ist die Umset-
zung des Kompromisses durch den erbitterten Streit
in CDU und CSU schon wieder in Frage gestellt.

■ Und wenn die Union doch wieder aussteigt?
■ Dann muss gemacht werden, was ohne Zustim-
mung des Bundesrates geht. Aus einem Gutachten,
das wir in Auftrag gegeben haben, geht hervor, dass
wichtige Teile des Gesetzentwurfs der Bundesregie-

rung auch ohne Bundesrat beschlossen werden 
können – gegebenenfalls modifiziert. Vorteil ist, dass
dann sogar bessere Regelungen möglich sind. Ver-
mieden werden muss aber, dass dabei der Streit 
zwischen Rot und Grün wieder aufflammt.

■ Ist ein nationales Zuwanderungsrecht 
in der EU nicht überflüssig?
■ Die EU setzt Rahmenbedingungen, sie macht na-
tionale Gesetze nicht überflüssig. Richtig ist, dass sich
mit der EU-Erweiterung der Bedarf an qualifizierten
Arbeitskräften aus Drittländern reduziert – vor allem,
wenn die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit gilt. Aber
er verschwindet nicht völlig. Deutschland muss auch
in einer größeren Europäischen Union ein offenes
Land sein, das im Interesse einer dynamischen und
Beschäftigung schaffenden Wirtschaft attraktiv ist,
z.B. für Forscher, Wissenschaftler und Experten aus
aller Herren Länder. Und Deutschland muss auch in
Zukunft Menschen, die in anderen Ländern politisch
verfolgt werden, Zuflucht bieten entsprechend den
internationalen Menschenrechtsverträgen.

Heinz Putzhammer, 63,
im DGB-Vorstand zuständig für
das Thema Zuwanderung, sieht
nach einem vom DGB in Auftrag
gegebenen Gutachten gute
Chancen für ein zukunftswei-
sendes Zuwanderungsgesetz.

Fragenan ...
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Im Internet

www.gew.de
Dieter Dohmen, Klaus

Klemm, Manfred Weiß,
Bildungsfinanzierung in

Deutschland
Die GEW-Studie zum 

Download

notwendig.Weitere zehn Milliarden
müssten in den Bildungssektor in-
vestiert werden.

Die GEW begründet ihre Forde-
rung nach massiven Investitionen
vor allem mit den Defiziten des
deutschen Bildungssystems, die be-
reits bei der Debatte um die PISA-
Studie eine Rolle gespielt haben.
Die Quote der Schulabbrecher von
derzeit zehn Prozent müsse ge-
senkt werden, so die GEW-Vorsit-
zende Eva-Maria Stange. Die Zahl

B i l d u n g s f i n a n z i e r u n g  i n  D e u t s c h l a n d  

GEW sieht 20-Milliarden-Loch
Deutschland droht in den nächsten Jahren nicht nur ein Mangel 
an qualifizierten Arbeitskräften, sondern ab dem Ende des 
kommenden Jahrzehnts auch ein Akademikermangel. Das zeigt 
eine von der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
vorgestellte Studie zur Bildungsfinanzierung. 

Ohne größere Anstrengungen
im Bildungsbereich, bei Forschung
und Entwicklung, hat Deutschland
keine Chance, seinen Platz im inter-
nationalen Wettbewerb zu behaup-
ten. Darin sind sich die Kommenta-
toren des Wirtschaftsstandortes
Deutschland einig. An der Realität
hat das nichts geändert. Auch zwei
Jahre nach dem schlechten Ab-
schneiden Deutschlands in der in-
ternationalen Bildungsstudie PISA
wird hierzulande zu wenig in Bil-
dung investiert. 4,3 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts fließen in
Deutschland in öffentlich finanzier-
te Bildungseinrichtungen. Im OECD-
Durchschnitt sind es 4,8 Prozent, in
den beim PISA-Test führenden skan-
dinavischen Ländern zwischen 5,5
und 6,4 Prozent. Zum Vergleich:
1975, zur Hochzeit der deutschen
Bildungseuphorie, lag der Anteil der
öffentlich finanzierten Bildungsaus-
gaben in der damaligen Bundesre-
publik mit 5,09 Prozent auf vergleich-
barem Niveau. Seitdem sinken die
Ausgaben allerdings – unterbro-
chen nur von einem kurzen Hoch
Anfang der neunziger Jahre. Nach
Berechnungen von Klaus Klemm,
Bildungsforscher der Universität Es-
sen und einer der Autoren der
GEW-Studie, summiert sich der
Rückgang auf fast 25 Prozent.

Auch im Bereich Forschung und
Entwicklung liegt Deutschland
zurück. Nur 0,8 Prozent des BIP
wurden 2002 vom Staat in die For-
schung investiert, weitere 1,7 Pro-
zent von der Wirtschaft. Um das
von der EU ab 2010 geforderte
Drei-Prozent-Ziel für diesen Sektor
zu erreichen, sind nach GEW-Be-
rechnungen in den kommenden
Jahren zusätzliche Investitionen
von zehn Milliarden Euro jährlich

der Jugendlichen mit Hochschulzu-
gangsberechtigung müsse auf über
40 Prozent gesteigert werden. Zu-
dem fordert die GEW einen be-
darfsgerechten Ausbau der Kinder-
tagesstätten.

Ohne eine solide Gegenfinan-
zierung sind alle Forderungen nach
Investitionen in den Bildungssektor
chancenlos. In einem vom Bremer
Wirtschaftswissenschaftler Rudolf
Hickel verfassten Kapitel stellt die
GEW in ihrer Studie deshalb auch
konkrete Finanzierungsvorschläge
zur Diskussion: Die Bundesregierung
solle auf eine weitere Senkung der
Steuersätze verzichten. Zudem for-
dert die GEW die Wiedereinführung
einer Vermögenssteuer oberhalb ei-
ner Freigrenze von 500 000 Euro,
die Anhebung der Erbschafts- und
Schenkungssteuer und eine kom-
munale Wertschöpfungssteuer als
Ersatz für die Gewerbesteuer, zu
der auch Selbstständige herange-
zogen werden müssten.

Kritisch bewertet die GEW hin-
gegen die Möglichkeiten, finanziel-
le Ressourcen durch Umverteilung
im System zu gewinnen. Dem in
Fachkreisen diskutierten Vorschlag,
Teile der im internationalen Ver-
gleich hohen Ausgaben für die Se-
kundarstufe II für den Kindergar-
tenbereich und die Grundschulen
zu nutzen, lehnt sie ab. Ihm sei in
der Praxis eine „enge Grenze ge-
setzt“, so Klaus Klemm. Auch die
Einführung von Studiengebühren
lehnt die GEW ab. Sie würden nur
die Akademikerabschlussquote, die
bereits heute unter 20 Prozent liegt,
weiter sinken lassen und damit den
drohenden Akademikermangel ver-
stärken. Bestätigt sieht sich die GEW
dabei durch erste Daten der noch
laufenden Rückmeldungen an den
Universitäten in Hessen und Nord-
rhein-Westfalen. Dort ist die Zahl
der StudentInnen nach Einführung
von Studiengebühren für Langzeit-
studenten stark zurückgegangen.
Auch bei den Erstsemestern. •

Mit einem Anteil von 4,3 Prozent
am Bruttoinlandsprodukt (BIP) liegt
Deutschland bei den öffentlichen
Bildungsausgaben auf einem der
hintersten Plätze in Europa. In
Schweden, dem Sieger der inter-
nationalen Bildungsstudie PISA,
liegt der Anteil bei 6,3 Prozent. 

Deutschland abgehängt
Öffentliche Bildungsausgaben euro-
päischer Länder im Vergleich zur
Wirtschaftskraft und zu den staat-
lichen Ausgaben (in Prozent)
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Quelle: Max-Traeger-Stiftung, Studie
„Bildungsfinanzierung in Deutschland“

Dänemark

Schweden

Norwegen

Frankreich

Portugal

Finnland

Österreich

Polen

Großbritannien

Italien

Spanien

Niederlande

Deutschland

Tschechien

Irland

Griechenland

Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP)

3,7 8,8

4,1 13,5

4,2 9,7

4,3 9,9

4,3 10,7

4,3 11,2

4,5 10,0

4,5 11,8

5,2 12,2

5,4 11,0

5,5 12,2

5,6 12,7

5,7 11,4

5,8 16,2

6,3 13,4

6,4

Stand: 2000

Anteil an allen staatlichen Ausgaben

15,3

„Uni plus“ kostet 
am meisten

Ein Jahr Grundschule kostet

im Schnitt 3600 Euro, ein

Jahr Hauptschule 4700 Euro,

und das Gymnasium schlägt

mit 5200 Euro zu Buche. Das

sind einige der zahlreichen

Daten aus der GEW-Studie

„Bildungsfinanzierung in

Deutschland“. Sie zeigt nicht

nur, wo das deutsche Bil-

dungssystem unterfinanziert

ist, sondern auch, welche

Kosten jeder Schüler von der

Grundschule bis zur Berufs-

ausbildung verursacht. 

Das sind je nach Abschluss

zwischen 42600 und 

101450 Euro. 

Am teuersten ist der Bil-

dungsweg „Uni plus“, bei

dem nach der Grundschule

und dem neunjährigen 

Besuch des Gymnasiums erst

eine zweijährige Berufsaus-

bildung im dualen System

folgt und dann ein fünfjähri-

ges Studium. Wer dagegen

die Haupt- oder Realschule

besucht, um danach eine

dreijährige Berufsausbil-

dung zu machen, kostet den

Steuerzahler 49 950 Euro. 

Erfolgt die Berufsausbildung

nicht im dualen System, 

sondern bei einem privat 

finanzierten Ausbildungs-

träger, fallen Kosten von

42 950 Euro an. 



S t u d i e n f i n a n z i e r u n g

Wer soll das
bezahlen?

Ohne einen Job
könnten sich na-
hezu zwei Drittel
der Studierenden
in der Bundesre-
publik ihre Ausbil-
dung nicht leisten.
2002 erhielten
gerade einmal 22

Prozent Leistungen nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz (Ba-
fög). Dabei sollten Studierende ihre
Rechte als ArbeitnehmerInnen ken-
nen und durchsetzen. Hilfestellung
leistet die Broschüre der DGB-Jugend
„Studium. Bafög. Job“, die Bestand-
teil des Projekts „Students at Work“
ist. Nach Themenblöcken und Stich-
worten gegliedert enthält das 50-
seitige Heft die wichtigsten Informa-
tionen zur Studienfinanzierung. •

www.students-at-work.de
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schaften und Kommunalpolitik an
Bedeutung. Bei der wissenschaft-
lich-politischen Konferenz „Erneue-
rung von unten“, die Hans-Böckler-
Stiftung, DGB Östliches Ruhrgebiet
und IG Metall am 1. und 2. Juli in
Dortmund veranstalten,werden kon-
krete Beispiele einer gelungenen re-
gionalen Strukturpolitik präsentiert.
An der abschließenden Podiumsdis-
kussion zum Thema „Arbeit und Re-
gion“ werden unter anderem NRW-
Wirtschaftsminister Harald Schartau
(SPD) sowie der DGB-Vorsitzende
Michael Sommer teilnehmen. •
www.boeckler.de
nicole.faber@ruhr-uni-bochum.de

D G B - K o n f e r e n z

Erfolgreiche
Strukturpolitik

Der alte Leitsatz der Ökologie-
bewegung „Global denken – lokal
handeln“ wird längst vielerorts
praktiziert. So gewinnen etwa re-
gionale Netze aus Unternehmen,
Forschungseinrichtungen, Gewerk-

S p r a c h k u r s

Polnisch lernen

Lukrativer kann ein Angebot
kaum sein: Beim Interkulturellen
Sprachtraining Polnisch, das am 10.
Juni in Frankfurt/Oder startet, wer-
den Vokabeln und Grammatik so-
wie gesellschaftliche, historische und
wirtschaftliche Hintergründe über
das neue EU-Mitglied vermittelt. Für
20 Unterrichtstage müssen die Teil-
nehmerInnen nur Übernachtungs-
kosten tragen – dank der Finanzie-
rung aus der DGB-Grenzland-

B ö c k l e r - S t u d i e n

Unter der Lupe

Gleich zwei von der Hans-Böck-
ler-Stiftung veröffentlichte Projekt-
berichte befassen sich mit der Geld-
verteilung in der Bundesrepublik:
Irene Becker und Richard Hauser
haben die „Anatomie der Einkom-
mensverteilung“ zwischen 1969 und
1998 untersucht, Holger Stein die
Vermögensverteilung zwischen 1983
und 1998. Beide Studien basieren
auf Einkommens- und Verbrauchs-
stichproben, beide kommen zu dem
Ergebnis, dass Vermögen wie Ein-
kommen zunehmend ungleich ver-
teilt sind. Edition Sigma, ISBN 3-
89404-983-9, 19,90 Euro und
ISBN 3-89404-981-2, 18,90 Euro •

Tel. 030 / 623 23 63

D G B - W o r k s h o p

Innovationsmotor
Gewerkschaften

Ob Arbeitsprozesse zu erfolgrei-
chen Produkten führen, hängt we-
sentlich von der Gestaltung der 
Arbeit ab. Betriebsräte, Gewerk-
schafts- und Unternehmensvertreter
zeigen im Workshop „Arbeit innova-
tiv – Gewerkschaften als Motor und
Partner für Innovation“ an konkreten
Beispielen, wie sie erfolgreich Inno-
vationsprozesse in Gang gesetzt ha-
ben und was die Erfolgsfaktoren
sind. Die gewerkschaftliche Tagung
findet am 23. Juni im Haus der KfW
Bankengruppe Berlin statt. •

Formlose Anmeldung:
sandra.stark@bvv.dgb.de
Fax 030 / 240 60 111

J u g e n d k o n g r e s s

Wie werde 
ich was?

Um Ausbildung, Beruf und Zu-
kunftschancen dreht sich alles beim
7. Jugendkongress von DASA (Deut-
sche Arbeitsschutzausstellung), Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin, Bundesarbeitsminis-
terium, Bundesagentur für Arbeit

und Landesvereinigung Kulturelle
Jugendarbeit. SchülerInnen ab 14
Jahre sowie AbsolventInnen aller
Schulformen erhalten am 29. und
30. September in der DASA in Dort-
mund die Gelegenheit, sich unter
dem Motto „Wie werde ich was?“
über Arbeitswelt, Berufsbilder und
Ausbildungsmöglichkeiten zu infor-
mieren. •

Tel. 0231 / 90 71 24 58
www.baua.de/news/

••• Der DGB-Bezirk NRW hat
im Mai seine 30jährige Partner-
schaft mit der israelischen Ge-
werkschaft Histadrut gefeiert. Am
20. Mai 1974 hatten der damalige
Landesbezirk NRW und der Hista-
drut Bezirk Tel Aviv/ Jaffo einen
Partnerschaftsvertrag unterzeich-
net. Der DGB will auch künftig sei-
ne Kontakte nutzen, um sich für 
eine Fortsetzung des Friedenspro-
zesses im Nahen Osten einzusetzen
und mit Unterstützung des Landes
NRW weitere Projekte in der Regi-
on zu realisieren. Infos im Internet:
www.nrw.dgb.de
••• Der DGB Niedersachsen
hat die Landesregierung aufgefor-

dert, die geplante Verkleinerung
des Landtages schnell umzuset-
zen. Dadurch könne das Land er-
hebliche Kosten einsparen, „ohne
dass die Demokratie Schaden neh-
men würde“, so der DGB-Bezirks-
vorsitzende Hartmut Tölle. Statt die
Landtagsreform bis zur Wahl 2008
abzuschließen, hatte Ministerpräsi-
dent Christian Wulff (CDU) eine
Vertagung der Entscheidung auf
die übernächste Legislaturperiode
bis 2013 angekündigt. Derzeit um-
fasst der niedersächsische Landtag
183 Abgeordnete, davon 28 Über-
hang- und Ausgleichmandate.
Infos: Tina Kolbeck,
Tel. 0511 / 126 01 33.

••• Die vom DGB Thüringen
mitgetragene Initiative für ein Bil-
dungsfreistellungsgesetz im
Freistaat hat die Ergebnisse ihrer
Wahlprüfsteine zur anstehenden
Landtagswahl am 13. Juni veröf-
fentlicht. Die geforderte Freistellung
für fünf Tage Bildungsurlaub im
Jahr unterstützen SPD, PDS, Bünd-
nis 90/Grüne und die Freien
Wähler. Die CDU lehnt die Forde-
rung ab, die FDP macht keine Anga-
ben. SPD, PDS und Bündnis 90/
Grüne sind zugleich Mitglieder der
Initiative. Infos auf dem inzwischen
gestarteten Internet-Auftritt des
Bündnisses:
www.bildungsurlaub-th.de

interregio

initiative GRIPS.
Die Veranstaltungsblöcke fin-

den vom 10. bis zum 13. Juni, vom
30. September bis zum 3. Oktober,
vom 11.bis zum 14.November sowie
vom 20. bis zum 23. Januar 2005
statt. Das fünfte Training ist noch
nicht terminiert. Veranstaltungsort
ist die Deutsche Angestellten-Aka-
demie in Frankfurt/O., organisiert
wird das Sprachtraining von der
Unternehmensberatung Bollmann
& Partner. •

Tel. 0335 / 38 71 243
contact@bollmannundpartner.de

PROJEKTE UND PARTNER
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➜Johann Hahlen ist kein Wahrsa-
ger, sondern politischer Beamter.
Trotzdem weissagte der Präsident
des Statistischen Bundesamtes für
2050 große Not. Die Alterung der
Gesellschaft werfe gewaltige Pro-
bleme auf. Und diese Entwicklung

sei „unausweichlich“, sagte Hahlen
bei Vorstellung der 10. Bevölke-
rungsvorausberechnung vor einem
Jahr. Seitdem gilt der Umbau von
Arbeitslosen-, Kranken- und Renten-
versicherung als „zwingend not-
wendig“ (SPD-Fraktionschef Franz
Müntefering), die Sozialsysteme wä-
ren sonst „nicht mehr bezahlbar“
(Bundeskanzler Gerhard Schröder).

Der Münchner Soziologe Ulrich
Beck ist über diese Rhetorik „be-
stürzt“, erklärte er am 6. Mai in der
WDR-Sendung Monitor: „Ich habe
den Eindruck, dass diese Art der
Dramatisierung eigentlich eine Art
Gedankenlosigkeit voraussetzt.“ Seit
der Gründung des Deutschen Reiches
ernährten immer weniger Junge im-
mer mehr Alte, ohne das Deutsch-
land daran zerbrochen wäre.

auf, die starke Zweifel an der Dra-
matik des demografischen Wandels
wecken:
■ Vorhersagen der Bevölkerungs-
entwicklung sind nichts anderes als
Modellrechnungen, die bekannte
Trends fortschreiben. Struktur-
brüche können sie nicht prognosti-
zieren; eine Berechnung aus dem
Jahr 1950 hätte weder den Pillen-
knick noch den Babyboom, weder
den Zustrom ausländischer Arbeit-
nehmer- und osteuropäischer Aus-
siedlerInnen noch den Trend zu
Kleinfamilie und Single-Dasein
berücksichtigen können.
■ Zwei der wichtigsten Stell-
schrauben des Rechenmodells der
Statistiker – die Kinderzahl pro Frau
und die Zuwanderung von Auslän-
dern – sind von der Politik direkt

Der Koblenzer Bevölkerungssta-
tistiker Gerd Bosbach wirft den mo-
dernen Kaffeesatzlesern aus Berlin
„Prognosegläubigkeit“ vor – und
listet in der Februar-Ausgabe der
Gewerkschaftlichen Monatshefte
eine ganze Reihe von Argumenten

beeinflussbar. Beispielsweise durch
kinderfreundliche Familienpolitik.
■ Bevölkerungsprognosen sind un-
sicher. Für die 10.Vorausberechnung
sind neun Varianten durchgespielt
worden. Die Spannbreite der Er-
wartungen reicht von 67 bis 81
Millionen Menschen, beträgt also
14 Millionen. Zudem ist die Lebens-
dauer der Berechnungen kurz. Sie
beträgt nur vier Jahre, dann sind
schon Korrekturen erforderlich.
■ Nicht nur das Verhältnis der Alten
zu den Erwerbstätigen ist wichtig.
Weil auch Kinder und Jugendliche
ernährt werden müssen, spiegelt
erst der Gesamtquotient, sprich das
Verhältnis der Jungen und Alten zu
den Erwerbstätigen, deren finanzi-
elle Belastung wider. Während der
Altenquotient bis 2050 um 77 Pro-
zent steigt, klettert der Gesamtquo-
tient nur um 37 Prozent. Das hal-
biert die Dramatik der Demografie.
Berücksichtigt man, dass 2050 das
Renteneintrittsalter höher sein wird
als heute, verliert die demografische
Entwicklung vollends jede Dramatik.

Ernst Kistler, Leiter des Interna-
tionalen Instituts für empirische So-
zialökonomie (INIFES) in Stadthagen
bei Augsburg, forderte deshalb En-
de April auf einer Veranstaltung der
IG Metall NRW die Gewerkschaften
auf, „die von anderer Seite gestreu-
ten Mythen und Falschinformatio-
nen zu zerstören“.

In den WSI-Mitteilungen 2/2004
schreibt Kistler, „dass die gegen-
wärtigen Probleme in den Sozial-
kassen vor allem einnahmeseitige
Ursachen haben“. Die hohe Ar-
beitslosigkeit, die Zunahme sozial-
abgabenfreier Jobs, die schiefer
werdende Einkommensverteilung,
die lange zurückhaltende Lohnpoli-
tik und die falsche Finanzierung der
deutschen Einheit aus den Sozial-
kassen seien „viel mehr als der de-
mografische Wandel Auslöser der
gegenwärtigen Probleme“. •

Ob Rot-Grün, Schwarz-Gelb oder die Kommissionen von Hartz, 
Rürup und Herzog – in einem sind sich alle einig: Deutschland 
vergreist und schrumpft, immer weniger Beschäftigte müssen für 
immer mehr RentnerInnen aufkommen. Die demografische 
Entwicklung ist das entscheidende Argument für den Sozialabbau.
Tatsächlich ist es ein äußerst schwaches Argument.

Lösbare Probleme

„Die Alterung der Gesell-

schaft kann bewältigt wer-

den durch den Abbau der 

Arbeitslosigkeit und eine

höhere Erwerbstätigkeit, vor

allem von Frauen und älte-

ren Erwerbsfähigen“, heißt

es in der ver.di-Broschüre

„Mythos Demografie“. Als

Beleg führen die AutorInnen

an, dass die Zahl der Krip-

penplätze in Ostdeutschland

vier Mal höher ist als in

Westdeutschland – ein we-

sentlicher Grund dafür, dass

73 Prozent der ostdeutschen,

aber nur 58 Prozent der

westdeutschen Mütter er-

werbstätig sind. Wären 

zudem familienfreundliche

Arbeitsbedingungen gang

und gäbe, ließe sich die 

Erwerbstätigkeit von Frauen

weiter steigern.

Oft unterschlagen wird auch

die Bedeutung der Produkt-

ivitätssteigerung für die 

Lösung der demografischen

Probleme. Würde das Brutto-

inlandsprodukt (BIP) pro

Kopf bis 2050 tatsächlich um

durchschnittlich 1,8 Prozent

steigen (Prognos-Studie),

stünde am Ende eine Erhöh-

ung um 135 Prozent. Zur Zeit

wird jährlich ein Reichtum

von 25 500 Euro pro Kopf 

geschaffen. Bei einer gleich

bleibenden Erwerbsquote

von 69 Prozent wird bis 2050

ein Wert von gut 52 000 Euro

erwirtschaftet. Dass eine 

Erhöhung der Sozialabgaben

unbezahlbar wäre, stimmt

also nicht. Sie könnte durch

Produktivitätssteigerungen

aufgefangen werden.

A l t e r n d e  G e s e l l s c h a f t

Wenn Demografie zu Demagogie wird

Die größten Probleme liegen hinter uns
Demografischer Wandel 1900 – 2050: Wie viele 15- bis
65-Jährige auf eine Person ab 65 Jahren kommen (in Prozent)
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1900
Quelle: „Mythos Demografie“, ver.di 2003

1911 1925 1934 1939 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 2040 2050

12,4 12,2 11,9

9,7
8,9

6,9
5,8

4,6 4,3 4,6
4,1

3,3 3,0
2,3 2,0 2,0

In der Vergangenheit hat Deutschland einen stärkeren Anstieg der Älteren
bewältigt, als in den nächsten 50 Jahren erwartet wird. Der Sozialstaat ist
aber in dieser Zeit nicht ab-, sondern ausgebaut worden.
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GEWERKSCHAFTEN

vertragliche Regelungen ermöglich-
ten vielmehr einen Interessenaus-
gleich zwischen Belegschaft und
Geschäftsführung. •

beschlossenen Berufsausbildungs-
sicherungsgesetzes stellen, sollte
das Gesetz die parlamentarischen
Hürden überspringen.Danach haben
tarifvertragliche Vereinbarungen
Vorrang vor dem Gesetz, die Betrie-
be werden von der Ausbildungsum-
lage befreit. Die niedersächsischen
Metall-Arbeitgeber und die IG Me-
tall haben bereits seit 1996 eine
freiwillige Vereinbarung, derzufolge
sie sich für zusätzliche Ausbildungs-
plätze engagieren.Dank der gemein-
samen Initiative konnten sie im 
vergangenen Jahr 140 zusätzliche
Ausbildungsplätze schaffen. •

A u s b i l d u n g s u m l a g e

Antrag auf
Befreiung

Der Arbeitgeberverband Nie-
dersachsenMetall und die IG Metall
wollen gemeinsam einen Antrag
auf Anerkennung des Tarifvertrages
zur Ausbildungsförderung gemäß
Paragraph 13 des vom Bundestag

Mit den praktischen, rechtlichen
und politischen Folgen der Erweite-
rung der Europäischen Union für
die Arbeit der Eurobetriebsräte be-
fasst sich eine Broschüre des DGB.
Das Heft unter dem Titel „Europäi-
sche Betriebsräte und EU-Erweite-

rung – Auswirkungen und Rechts-
lage“ kann per E-Mail (sabine.
bobzin@bvv.dgb.de) oder per Fax
(030 / 240 60 670) bestellt werden.
Die Broschüre kostet je Exemplar 
zwei Euro plus Porto- und Versand-
kosten. •

D G B - B r o s c h ü r e

Eurobetriebsräte und EU-Erweiterung

diese Weise zeigen,
dass es an der Zeit
ist, die notwendi-
gen Reformen sozi-
al gerecht zu ge-
stalten. Der IG BCE-
Vorsitzende Huber-
tus Schmoldt: „Wir
wollen einen Stim-
mungsumschwung
in Wirtschaft und
Gesellschaft bewir-

ken. Wir wollen ein Klima für einen
sozial gerechten Reformprozess
schaffen. Das Arbeitnehmerbegeh-
ren ist unsere Antwort auf die neo-
liberale Meinungsmache. Für eine
Politik ohne sozialen Ausgleich gibt
es keine Mehrheiten in Deutsch-
land.“   •

www.arbeitnehmerbegehren.de
www.igbce.de

Seit der Gründung der 
von Gesamtmetall 
finanzierten „Initiati-

ve für neue soziale Markt-
wirtschaft“ wimmelt es von
neoliberalen Kampagnen
gegen den Sozialstaat. Wel-
che Strategie sie verfolgen,
zeigt der von ver.di organi-
sierte Kongress „Gesteuerte
Demokratie? Wie neolibera-
le Eliten die Politik beein-
flussen“ vom 25. bis 27. 
Juni in Frankfurt/M.

Die GdP hat sich für 
eine engere Zusam-
menarbeit von Polizei

und Nachrichtendiensten bei
der Terrorbekämpfung aus-
gesprochen. Entsprechende
Pläne von Bundesinnenminis-
ter Otto Schily (SPD) müssten
„zügig umgesetzt werden“.

Das Bundesver-
fassungsgericht 
(BVerfG) entschei-

det voraussichtlich noch in
diesem Jahr über die Recht-
mäßigkeit von Pensionskür-
zungen durch das Versor-
gungsänderungsgesetz. In
erster Instanz wurden die
Kürzungen als verfassungs-
widrig eingestuft. Geklagt
hatten drei Bahnbeamte mit
Unterstützung der Gewerk-
schaft TRANSNET.

Die IG Metall will die 
Zusammenarbeit mit 
Partnerorganisatio-

nen in den Beitrittsländern
intensivieren. „Tschechien
und Ungarn haben zehn
Jahre Erfahrung mit dem
Kapitalismus, wir haben
hundert Jahre Erfahrung 
damit“, sagte Werner 
Neugebauer, als bayrischer
IG Metall-Vorsitzender, 
innerhalb der IG Metall für
Ostkontakte zuständig.

kurz&bündig

Die Gewerkschaften im DGB
wollen über die Sommerpause mit
einer Unterschriftenkampagne Druck
auf die Politik machen. Nach der
bislang größten bundesweiten De-
monstration gegen Sozialabbau am
3. April wollen die Gewerkschaften
der Bundesregierung zeigen, dass
es eine Mehrheit für eine Politik der
sozialen Gerechtigkeit gibt. Bis in
den Herbst hinein wollen sie bei
ihren Mitgliedern und in der Bevöl-
kerung mit der Unterschriftenkam-
pagne für eine Umkehr der politi-
schen Konzepte werben.

Am 1. Juni haben IG Metall und
IG Bergbau, Chemie, Energie ihr Ar-
beitnehmerbegehren für eine ande-
re, eine sozialere Politik gestartet.
Mit Flyern und im Internet werben
sie für Arbeit und soziale Gerechtig-
keit. Den Auftakt machte die IG

Metall, für die deren
Vorsitzender Jürgen
Peters in Frankfurt
auf die politischen
Alternativen der Ge-
werkschaften hin-
wies. So forderte er
die Rücknahme der
verschärften Zumut-
barkeitsregelung für
Langzeitarbeitslose,
wies auf die Bürger-
versicherung als Alternative zur der-
zeitigen Krankenversicherung hin
und verlangte gerechtere Steuerta-
rife. Peters rief Verbände und Orga-
nisationen auf, sich dem Arbeitneh-
merbegehren der Gewerkschaften
anzuschließen. Ohne Ausnahme
wollen die anderen Gewerkschaf-
ten in den nächsten Wochen folgen
und den politischen Parteien auf

W S I - S t u d i e

Tarife lassen
Bündnisse zu

Tarifverträge sind kein Hindernis
für betriebliche Bündnisse. Zu die-
sem Ergebnis kommt eine Studie
des Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts (WSI) in der
Hans-Böckler-Stiftung. Nur fünf
Prozent von 2500 befragten Be-
triebsräten führt das Fehlen einer
Betriebsvereinbarung zur Beschäfti-
gungssicherung auf unzureichende
Öffnungsklauseln im Tarifvertrag
zurück. Weit häufiger scheitern 
betriebliche Bündnisse am Wider-
stand der Geschäftsführung.

Jeder vierte Betrieb mit Betriebs-
rat hat laut WSI eine Vereinbarung
zur Sicherung von Beschäftigung
und Wettbewerbsfähigkeit geschlos-
sen. In tarifgebundenen Betrieben ist
das häufiger der Fall als in Betrie-
ben ohne Tarifbindung. Die Autoren
widerlegen damit die Behauptung,
starre Flächentarifverträge verhin-
derten betriebliche Bündnisse.Tarif-

A r b e i t n e h m e r b e g e h r e n

Für Arbeit und soziale Gerechtigkeit
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MEINUNG

Ideologische Scheuklappen haben sie auf, der
Wirklichkeit verweigern sie sich und im Blockieren
politischer Reformen suchen sie ihr Heil. So werden
sie beschrieben, die Gewerkschaften.Von Neolibera-
len und Konservativen, und auch von „modernen“
Sozialdemokraten. So übermächtig ist diese Sicht,
dass selbst gewerkschaftliche Medien die
radikalsten Vertreter dieses Mainstreams
zu Gewerkschaftssatiren einladen. Als gelte
es, einer unterdrückten Minderheitenmeinung Gehör
zu verschaffen, als würden uns nicht tagtäglich in
Frankfurter und anderen Allgemeinen Zeitungen 
Klischees dieser Art um die Ohren gehauen.

Wie Begriffe doch trügen, ja lügen können. Was
geschieht denn in Deutschland? Da tritt Hans Eichel
an, um durch eine drastische Sparpolitik die Staats-
schulden abzubauen. Wer nicht die Zukunft unserer
Kinder „verfrühstücken“ wolle, müsse öffentliche
Ausgaben zurückführen, Leistungen an Arbeitslose
kürzen und Steuern auf Benzin und Tabak erhöhen.
So geschah es. Und was ist die Folge? Der Nahver-
kehr verrottet, in öffentlichen Gebäuden regnet es
durch, die Arbeitslosen werden immer ärmer – doch
die Staatsschulden schnellen auf Rekordhöhe.

Oder nehmen wir die „moderne“ sozialde-
mokratische Art, Arbeitslosigkeit zu
bekämpfen. Renten und Gesundheitsleistungen
müssten gekürzt werden, um die Lohnnebenkosten
zu senken. Die Löhne müssten hinter der Produkti-
vität zurückbleiben, um die Nachfrage nach dem
Faktor Arbeit zu erhöhen. Die Fesseln des Kündi-
gungsschutzes müssten gelockert werden. Der ver-
sprochene Lohn für diese „innovative Struktur-
reform“ sei mehr Beschäftigung.

Auch diese Rezepte wurden angewandt. Mit
ähnlichem „Erfolg“. 2003 stieg die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen erneut auf das
Rekordniveau von 4,4 Millionen, die fiskalische 
Belastung der Staats- und Sozialkassen liegt bei fast
83 Milliarden Euro. Die wirkliche Zahl der fehlenden
Arbeitsplätze liegt bei acht Millionen. Und wie rea-
giert die politische Klasse? „Durchhalten, bloß keine
Abkehr vom Reformkurs!“ So tönt es aus der BDI-
Zentrale, aus dem Kanzleramt und mitunter aus
Gastkommentaren im einblick. Wer verweigert sich

hier eigentlich der Wirklichkeit? Fakt ist doch: Die
aktuelle Politik, für die die Agenda 2010
programmatisch steht, ist gescheitert. Rot-
Grün hat bei seinen selbst definierten politischen
Kernprojekten, der Sanierung der öffentlichen Kas-
sen und der Bekämpfung der Beschäftigungskrise,
versagt.Arbeitnehmerrechte wurden eingeschränkt,
den Arbeitslosen wurde der Gürtel enger gezogen,
bei öffentlichen Ausgaben wurde der Rotstift ange-
setzt – und die Wirtschaft boomt nicht, sondern
stagniert seit Jahren, die Arbeitslosigkeit verfestigt
sich und die kleinen Sparerfolge werden durch Steu-
erausfälle und Zusatzausgaben infolge der Arbeitslo-
sigkeit überkompensiert.

Wer Augen hat zu sehen, der sieht: Die ausge-
tretenen Trampelpfade einer prozyklischen
Sparpolitik und des Sozialabbaus führen
nicht aus der Krise, sondern tiefer hinein. Nur
über ausreichende Wachstums- und Beschäftigungs-
impulse und eine Steuerreform können die zentralen
Ursachen der aktuellen Staatsverschuldung beseitigt
werden: die Kosten der Arbeitslosigkeit sowie die
Steuerausfälle infolge von Wachstumsschwäche und
der Begünstigung von Gewinnen und Vermögen. Dazu
ist jedoch ein Paradigmenwechsel unverzichtbar!

Statt in die Krise hineinzusparen, müssen durch
öffentliche Investitionen in die verkehrstechnische,
soziale und ökologische Infrastruktur Angebotsbe-
dingungen verbessert und Wachstumsimpulse frei-
gesetzt werden. Um die Binnennachfrage zu stärken,
sind kaufkraftsichernde Lohnsteigerungen und sta-
bile Renten und Arbeitslosenleistungen notwendig.
Um die defizitfinanzierten Finanzmittel einer anti-
zyklischen Politik zu begrenzen, ist eine Steuerreform
notwendig, die Unternehmensgewinne sowie hohe
Vermögen und Erbschaften in die Finanzierung ein-
bezieht. Und um die Sozialversicherungen gerechter
zu machen, gehört eine universelle Bürgerversiche-
rung auf die Tagesordnung.

Also: Runter mit den ideologischen
Scheuklappen und die Wirklichkeit zur
Kenntnis genommen! •

Wie sollen die Gewerkschaften auf die Globalisierung 
reagieren, hat einblick in loser Folge auf dieser Seite gefragt? 
Sie brauchen eine eigene neoliberale Strategie, hat der 
FAZ-Journalist Nico Fickinger geantwortet. Hartmut Urban, 
strategischer Kopf der IG Metall, widerspricht. 

Die Debatte 
geht weiter

Kein anderer Beitrag hat so

viele Reaktionen ausgelöst

wie der über „Manager 

der Arbeitswelt“ von FAZ-

Redakteur Nico Fickinger

(einblick 9/2004). 

„Ich finde es gut, dass je-

mand von der ‚Gegenseite‘

zu Wort kommt. Nur so kann

man konstruktiv kritisieren“,

hat uns Kurt Nikolaus, Ver-

treter der Erwerbslosen im

Bundestarifausschuss von

ver.di, geantwortet und sich

zugleich dagegen verwahrt,

dass ein Journalist als Ver-

treter der Erwerbslosen auf-

tritt. Franz Gall aus Linz

(Österreich) hat sich dage-

gen gewundert, „dass ein

derartiger Unsinn kommen-

tarlos abgedruckt wird“.

Und Ramona Appel möchte

solche Meinungen „nicht in

einem Gewerkschaftsorgan

lesen. Nicht einmal als Mei-

nung getarnt“. Volker Eus-

kirchen meint hingegen,

dass es nachvollziehbar sei,

„dass wir in unseren Publi-

kationen auch Menschen mit

anderen Meinungen Platz

einräumen“. Allerdings 

müsste das auch als solche

dargestellt und kommentiert

werden. Zudem vermisst er

„eine Leserbriefecke“. 

Leserbriefe gibt es im ein-

blick nicht. Dem Wunsch von

Volker Euskirchen kommt die

Redaktion trotzdem gerne

nach: Auf unserer Homepage

veröffentlichen wir alle

Mails, die uns zum Beitrag

von Nico Fickinger zugegan-

gen sind.

www.einblick.dgb.de

Dr. Hans-Jürgen
Urban, 43, ist 
Leiter des Funk-
tionsbereichs
Gesellschafts-
politik/Grund-
satzfragen der 
IG Metall.

R e f o r m s t r a t e g i e  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Runter mit den Scheuklappen



tung, Abschlusskonferenz des Pro-
jekts „Umweltmanagement und in-
tegrierte Produktpolitik als Gestal-
tungsfelder von KMU und Trägern
der Mitbestimmung“, Düsseldorf

DGB-Bezirk Nord,
Projekt GRIPS, „Grenzüberschrei-
tender Wachstumspol Stettin?“,
Zinnowitz/Usedom

ver.di, Potsdamer
Forum für Führungskräfte des öf-
fentlichen Dienstes, Potsdam

DGB-Bezirk Nord,
Verleihung des Medienpreises 2004,
Schwerin

DGB, IG Metall und
ver.di, Selbstverwalter-Tagung „Die
Krankenkassen und die neuen Ver-
sorgungsformen im Gesundheits-
wesen“, Berlin

22.6.

22.6.

21./22.6.

17./18.6.

ver.di, Fachtagung
„Ist Ethik regulierbar? Wertesyste-
me zwischen Ökonomie und Qua-
lität“, Berlin

24./25.6. D G B - B i l d u n g s -
werk, Konferenz für Betriebs- und
Personalratsmitglieder „Hartz und
der Kündigungsschutz“, Düsseldorf

24./25.6.
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Sitzung des Exeku-
tivausschusses des EGB, Brüssel

ver.di-Jugend, Bun-
desjugendtreffen „Sommerspekta-
kel – People, Party, Politics “, Loreley 

Hans-Böckler-Stif-
tung, 2. Symposium „Gesund-
heitsökonomische Grundlagen für
die Gesundheitspolitik“, Potsdam

Wahlen zum Euro-
päischen Parlament

ver.di, Reihe „sicht.
weisen“, „Umsetzung der EU-Anti-
Diskriminierungsrichtlinien aus ge-
werkschaftlicher Sicht“, Berlin

IG Metall, Konfe-
renz „Der Mittelstand: Motor oder
Hemmschuh gesellschaftlicher Ent-
wicklung?“, Berlin

Hans-Böckler-Stif-17.6.

16./17.6.

16.6.

13.6.

10./11.6.

10.-13.6.

9./10.6.

DIES&DAS
Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath, PVSt, DPAG, Entg. bez.,A 45918

IMPRESSUM einblick erscheint vierzehntäglich   Herausgeber: DGB   Verlag:
einblick Verlagsgesellschaft mbH   Geschäftsführer: Udo Perina, Christian Paulsen
Redaktion: Udo Böhlefeld,Anne Graef, Stephan Hegger (verantwortlich für diese Aus-
gabe), Norbert Hüsson, Sybille Pape (Redaktionsassistentin) Redaktionsanschrift:
Wallstraße 60, 10179 Berlin, Tel. 030 / 30 88 24 - 0, Fax 030 / 30 88 24 - 20, Internet:
www.einblick.dgb.de, E-Mail: redaktion@einblick.info   Anzeigen: Bettina Mützel,
Tel. 030 / 85 99 46 - 240, Fax 030 / 85 99 46 - 100, E-Mail: bettina.muetzel@berlin.de
Layout: zang.design, Sprockhövel   Infografik: Klaus Niesen   Druck und Vertrieb:
Toennes Druck+Medien GmbH,Niermannsweg 3-5,40699 Erkrath,Tel.0211 /92008-26,
Fax 9 20 08-38.
Nachdruck frei bei Quellenangabe und zwei Belegexemplaren.

Buch: Nikolaus Geiler, Das
20-Milliarden-Euro-Spiel –
Die Liberalisierung des
Wasser- und Abwasser-
marktes, Schmetterling
Verlag, Stuttgart 2004, 
184 Seiten, 12,80 Euro
Im Mittelpunkt steht eine aus-
führliche Darstellung der neoli-
beral geprägten Gedankenwelt
wesentlicher Akteure in Berlin
und Brüssel. Dabei geht es nach

Telekommunikation und Strom
nun um Trink- und Abwasser und
die europäischen Versorgungs-
multis. Doch „Wasser ist keine
Ware wie jede andere!“, prokla-
mieren Umweltverbände und Glo-
balisierungskritikerInnen und ge-
ben ihrer Befürchtung Ausdruck,
dass heutige hohe Umwelt- und
Qualitätsstandards auf einem 
liberalisierten und privatisierten
Wassermarkt verloren gehen.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Motto der Jungen Union Brandenburg zur bevorstehenden Landtagswahl
am 19. September.

„Brandenburg wird geil.“

Schneller zum einblickeinblick PER E-MAIL
22-mal pro Jahr erscheint der einblick
als Printausgabe, immer montags.
Wer den einblick früher lesen möchte,
kann ihn künftig bereits am Freitag 
vor dem Erscheinen per E-Mail
(pdf-Datei) erhalten. Komplett mit 
allen Seiten zum Lesen am Bildschirm
und zum Ausdrucken.
Wer sein einblick-Abo auf E-Mail-Versand
umstellt, ist nicht nur früher informiert,
sondern hilft auch der Redaktion beim
Sparen. Denn jedes Abo, das per Post
verschickt wird, kostet den Verlag 
10 Euro pro Jahr für Porto und Vertrieb.
Deshalb gilt: Jeder bekommt den einblick
nur einmal. Wer auf das schnelle 
E-Mail-Abo setzt, wird nicht zusätzlich 
per Post beliefert.

Änderung des einblick-Abos
Ich möchte den einblick in Zukunft früher erhalten.
Bitte stellt/stellen Sie mein Abo auf E-Mail-Versand um.
Ich möchte den einblick nicht als E-Mail, sondern wie bisher 
in der Printversion erhalten.
Das einblick-Abo soll ganz gestrichen werden.

ID-Nummer (siehe Adressaufkleber)

Telefon

Gewerkschaft

Funktion

E-Mail

Name,Vorname

Institution/Betrieb

Straße

PLZ, Ort

Bitte alle Felder ausfüllen:

zurück an:
Redaktion einblick
Wallstraße 60
10179 Berlin
Fax: 030 / 30 88 24 20

coupon

oder Antwort-Coupon 
im Internet nutzen:
www.einblick.dgb.de

1104



einblick 12/04

„Das Gesetz ist auf dem Weg,
da kommen wir nicht von ab“, hat
der SPD-Vorsitzende Franz Münte-
fering noch Mitte April beteuert.
Keine zwei Monate später schicken
SPD und CDU/CSU das Berufsaus-
bildungssicherungsgesetz in den
Vermittlungsausschuss von Bun-
destag und Bundesrat. Dort soll es
„in der Schwebe“ bleiben, nach-
dem es zum Ausbildungspakt zwi-
schen Regierung und Arbeitgebern
gekommen ist.

Das Versprechen der Wirtschaft,
glaubt Müntefering, sei eine so kon-
krete Lehrstellen-Zusage, wie es sie
„bisher noch nicht gegeben hat“.
Bis zum Herbst sowie 2005 und
2006 wollen die Arbeitgeber 30 000
neue – nicht zusätzliche – Ausbil-
dungsplätze schaffen, dämpfen aber
selbst die Erwartungen. „Einen
Ausbildungsplatz für jeden Jugend-
lichen kann niemand garantieren“,
sagt der Präsident des Deutschen
Industrie- und Handelskammerta-
ges (DIHK), Ludwig-Georg Braun.

Er bestätigt damit die Kritik des
IG Metall-Vorsitzenden Jürgen Pe-
ters, der keinerlei Anzeichen dafür

sieht, dass die Wirtschaft zu ver-
bindlichen Zusagen bereit ist. Für
Peters ist die Entscheidung, das Ge-
setz zur so genannten Ausbildungs-
sicherungsabgabe auf die lange
Bank zu schieben „eine schallende
Ohrfeige für die Jugendlichen, die
derzeit verzweifelt einen Ausbil-
dungsplatz suchen“. Damit werde
der Hinhaltetaktik der Arbeitgeber
„in die Hände gespielt“.

Der DGB-Vor-
sitzende Michael
Sommer hält einen
Pakt ohne Gesetz
für relativ wertlos:
„Wer will, dass 
die Verbände nicht
nur einen wolkigen
Pakt vereinbaren,
kann auf den
Druck des Gesetzes
nicht verzichten.“
Meinten es die Ar-
beitgeber ehrlich,
müssten sie das
Gesetz nicht fürch-
ten. Darin steht
nämlich, dass die
Abgabe erst fällig

wird, wenn zu Beginn des Ausbil-
dungsjahres nicht genügend Lehr-
stellen zur Verfügung stehen.

Der SPD-Bildungsexperte und
DGB-Regionsvorsitzende von Sie-
gen, Willi Brase, rät seiner Fraktion
deshalb, „nicht leichtfertig auf das
Gesetz zu verzichten“. Die SPD sol-
le sich ihre Handlungsfähigkeit
nicht nehmen lassen.

Der SPD-Abgeordnete und baye-
rische DGB-Vorsitzende Fritz Schös-
ser hingegen hat nichts dagegen,
dass nach Abschluss eines ordentli-
chen Ausbildungspaktes das Gesetz
„erst mal nicht zur Anwendung
kommt“. Auf welche Weise sicher-
gestellt werde, dass jeder Jugendli-
che einen Ausbildungsplatz erhalte,
sei ihm „ziemlich egal“.

Im Kanzleramt ist man froh, dass
das Gesetz erst einmal nicht in Kraft
tritt. Denn Aufwand und Ertrag stün-
den „in keinem vernünftigen Ver-
hältnis“, so der zuständige Abtei-
lungsleiter Günther Horzetzky. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.cabin-power.de
Die neue Internetsite 
der Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di 

für die Kabinen-Crews 
der Airlines

www.einblick.dgb.de
Der Ausbildungspakt

12/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 21.06.2004

Peter Paziorek, umwelt-
politischer Sprecher der

CDU/CSU-Fraktion, hat vor 
einer „Phantomdiskussion
über neue Atommeiler“ 
gewarnt. Wegen der fehlen-
den betriebswirtschaftlichen
Rentabilität und Akzeptanz 
in der Bevölkerung stelle 
sich diese Frage nicht.

+ NRW-Ministerpräsident 
Peer Steinbrück, SPD,

möchte auf Frauenförderung
und ökologische Bedingun-
gen als Kriterien für die 
Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge verzichten. Sie seien 
als politisches Ziel wichtig,
„gehören aber nicht in ein
Vergabewesen“. 

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Rot-Grün provoziert 
Klagewelle
Das ab 2005 geltende Alters-

einkünftegesetz verstößt 

wegen der Doppelbesteu-

erung von Einkommen gegen 

die Verfassung

_____________ _____

Deregulierung per 
Masterplan
Bundeswirtschaftsminister 

Clement will den Arbeits-

schutz abbauen

_____________ _____

Die Krise der Kerle
Arbeitslosigkeit entwickelt 

sich im wachsenden Umfang 

zu einem Problem der Männer, 

meint der Journalist Thomas 

Gesterkamp
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A u s b i l d u n g s p a k t  

DGB: Pakt ohne Gesetz wertlos

Ende Mai waren 126 900 Ausbildungsplätze noch 
unbesetzt. Ihnen standen 312 100 unvermittelte
Lehrstellen-BewerberInnen gegenüber. 

Riesige Lücke
Ausbildungsjahr 2003/2004: Ausbildungssuchende
und Ausbildungsplätze (in Tausend)
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POLITIK AKT
Aller guten Dinge sind drei – so oft haben wir einschließlich dieser

Ausgabe unsere LeserInnen gefragt, ob sie den einblick künftig
früher und per E-Mail haben möchten. Nach der Sommerpause
geht es los: Wer den einblick als E-Mail haben will, wird von der 
Redaktion ab der Ausgabe 14/2004 digital beliefert. Wer das
Kreuzchen vergessen, aber seine E-Mail-Adresse angegeben hat, be-
kommt den einblick ebenfalls elektronisch. Dieses Angebot gilt auch in
Zukunft: Wer sich erst zu einem späteren Zeitpunkt entschließt, sein
Abonnement auf die E-Mail-Version umzustellen, kann das jederzeit
tun. Das Formular dazu steht auf der Homepage: www.einblick.dgb.de

ineigenerSache

e G o v e r n m e n t  

DGB für gleiche
Zugangsrechte

In den kommenden Jahren wer-
den sich Verwaltungsvorgänge im
öffentlichen Dienst durch den ver-
stärkten Einsatz des elektronischen
Datenaustauschs grundlegend wan-
deln. Zahlreiche Vorgänge, von der
Einholung von Baugenehmigungen
bis zur Anmeldung eines Gewerbe-
betriebs, werden schon bald elek-
tronisch möglich sein. eGovernment
bietet nicht nur die Chance, die öf-
fentliche Verwaltung schneller und
kostengünstiger zu organisieren, son-
dern es verändert auch die politi-

schen Entscheidungsprozesse selbst.
Damit es nicht als Instrument miss-
braucht wird, um die Einflussmög-
lichkeiten einzelner Interessengrup-
pen zu Lasten der Allgemeinheit zu
stärken, ist ein gleicher Informations-
zugang aller BürgerInnen wichtig.
Worauf es sonst noch ankommt,
zeigen die Eckpunkte zur Gestal-
tung von eGovernment, die der
DGB-Bundesvorstand Anfang Juni
vorgelegt hat. •

www.einblick.dgb.de

A k t i o n  f ü r  D e m o k r a t i e

Patrioten 
zahlen Steuern

Die Einkommenssteuer wird
schrittweise gesenkt, die Unterneh-
menssteuer ist bereits reduziert,
ArbeitnehmerInnen, RentnerInnen
und Arbeitslosen werden schmerz-
hafte Opfer zugemutet. Trotzdem
entziehen sich große Unternehmen
und vermögende Privatpersonen
zunehmend ihrer Verpflichtung,
über die Steuern einen angemesse-
nen Beitrag für diese Gesellschaft
zu leisten. Eine Initiative von Künst-
lern, Autoren und Wissenschaft-
lerInnen will das verhindern. Unter
dem Slogan „Patrioten zahlen
Steuern in Deutschland“ kämpfen
sie für einen Wandel des öffentli-
chen Bewusstseins. „Wer die mit
öffentlichen Mitteln geschaffene In-
frastruktur nutzt, wer den Schutz
des Staates, seine Institutionen und
nicht selten auch Subventionen in
Anspruch nimmt, von dem kann

geplant● ● ●

➜ beschlossen

Der 18. ordentliche Bun-
deskongress des DGB findet
vom 20. bis 27. Mai 2006 im
Congresscenter Estrel in Ber-
lin statt. Bis zum 10. Februar
2006 können Anträge einge-
reicht werden. Das hat der
Geschäftsführende DGB-Bun-
desvorstand (GBV) vorge-
schlagen. Der Vorschlag
muss noch Anfang Juli vom
DGB-Bundesvorstand be-
schlossen werden. Im Zuge
der Vorbereitungen des 
Kongresses empfiehlt der
GBV den Bezirken, die 
Bezirksdelegiertenversamm-
lung bis zum 5. Februar 2006
durchzuführen.

Kompakt. Klasse.
Backmeister/Trittin/Mayer

Kündigungsschutzgesetz
mit Nebengesetzen
Kommentar

Von Thomas Backmeister,

Rechtsanwalt, Fachanwalt

für Arbeitsrecht und für

Sozialrecht, Wolfgang 

Trittin, Rechtsanwalt,  

vorm. IG Metall, und Prof.

Dr. Udo Mayer, Hamburger

Universität für Wirtschaft

und Politik

3. Auflage. 2004

XIV, 1025 Seiten.

In Leinen € 66,–

ISBN 3-8006-3016-8

Der„Backmeister/Trittin/Mayer“
fasst die wichtigsten Rechtsvorschriften zur Beendigung
von Arbeitsverhältnissen in einer kompakten Kommen-
tierung zusammen und erläutert sie präzise – nämlich
das KSchG sowie in Auszügen: • ArbeitsplatzschutzG •
BerufsbildungsG • BundeserziehungsgeldG • Betriebs-
verfassungsG • BGB • HeimarbeitsG • Hochschul-
rahmenG • Insolvenzordnung • MutterschutzG • Sozial-
gesetzbuch IX • Teilzeit- und BefristungsG • Umwand-
lungsG 

Im Vordergrund der praxisnahen Kommentierung steht
die Rechtsprechung des BAG. Damit hat der Betriebsrat
schnellen Zugriff auf die für ihn relevante Information.

Die 3. Auflage 
enthält alle Änderungen des Kündigungsschutzgesetzes,
der Insolvenzordnung und des Teilzeit- und Befristungs-
gesetzes durch das Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt
(Agenda 2010). 
Besondere Schwerpunkte sind dabei die:
• neuen Regeln der sozialen Auswahl und der Abfin-

dungsanspruch bei betriebsbedingten Kündigungen.
• die jetzt zulässige Befristung von Arbeitsverhältnissen

bis zu vier Jahren bei Neugründungen von Unterneh-
men. 

• eine umfassende Darstellung des
Bestandsschutzes, Informations-
anspruch sowie Widerspruchs-
rechts der Arbeitnehmer bei
Betriebsübergängen und Unter-
nehmensumwandlungen. 

• Kommentierung des § 111 BetrVG
zur Mitbestimmung des Betriebs-
rats bei Betriebsänderungen.
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dieses Land ein Mindestmaß an 
Solidarität erwarten“, heißt es in
dem von Klaus Staeck und Johanno
Strasser initiierten Aufruf der „Akti-
on für mehr Demokratie“. Zu den
Unterstützern der Initiative zäh-
len die Gewerkschaftsvorsitzenden
Norbert Hansen (TRANSNET) und
Konrad Freiberg (GdP). •

www.staeck.de

A l t e r s e i n k ü n f t e g e s e t z

Rot-Grün provoziert Klagewelle
beitgeberbeiträgen finanziert. Und
die waren steuerfrei.

Nach Berechnung des Verbandes
Deutscher Rentenversicherungsträ-
ger (VDR) trifft die Zweifachbesteu-
erung aber für ArbeitnehmerInnen
zu, die ab 2016 in Rente gehen.
Das Bundesfinanzministerium (BMF)
bestreitet das energisch. Es bewer-
tet den Grundfreibetrag und die
Aufwendungen der RentnerInnen
zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung als steuerfreien Rentenzufluss
oder – anders ausgedrückt – er-
höht die Rente um den Grundfrei-
betrag und die Versicherungsbeiträ-
ge. Das aber sei „steuersystema-
tisch fragwürdig und verfassungs-
rechtlich unzulässig“, so der VDR.
Beide Leistungen „stehen allen
Steuerpflichtigen unabhängig vom
Rentenbezug zu“.

Der VDR steht mit seiner Kritik
nicht allein. Laut Fraunhofer-Institut
für Angewandte Informationstech-
nik sind Zweifachbesteuerungen
„eher als Regel- denn als Ausnah-
mefall zu erwarten“. Auch aus
DGB-Sicht ist die Gefahr der Dop-
pelbesteuerung „offensichtlich“. Der
Übergang zur nachgelagerten Be-
steuerung sei zu kurz: „Wer im Jahr
2040 in Rente geht,hatte nur 15 Jah-
re Versicherungszeit, in denen die
Beiträge voll steuerfrei waren.“   •

Das Alterseinkünftegesetz, dass
am 1. Januar 2005 in Kraft tritt,
dürfte kurz darauf die Gerichte be-
schäftigen: Die Bundesregierung
kann nämlich den Vorwurf nicht
entkräften, dass beim Übergang
auf das neue Steuersystem, bei
dem in Zukunft nicht mehr die ein-
gezahlten Beiträge, sondern die
ausgezahlten Renten versteuert
werden, zahlreiche RentnerInnen
zweifach besteuert werden. Das
aber ist laut Bundesverfassungsge-
richt „in jedem Fall“ zu vermeiden.
Ab 2005 werden 60 Prozent des

Rentenbeitrags steuerfrei gestellt
(2025 ist er zu 100 Prozent steuer-
frei) und 50 Prozent der Rente wer-
den steuerpflichtig (2040 gilt das
für 100 Prozent).

Trotzdem besteht für Arbeitneh-
merInnen, die ab 2005 in Rente ge-
hen, noch nicht die Gefahr der
Doppelbesteuerung. Sie haben
zwar weniger im Portmonee, wenn
ihre Rente 1575 Euro im Monat
übersteigt und deshalb steuer-
pflichtig wird, aber eine Doppelbe-
steuerung liegt hier nicht vor. Denn
ihre Rente wurde zur Hälfte aus Ar-

B i l d u n g s s y s t e m

Schulstrukturen
kein Tabuthema

Die Veränderung der bestehen-
den Schulstrukturen ist kein Tabu-
thema mehr, das zeigt eine von der
Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) präsentierte Um-
frage des Instituts für Schulent-
wicklungsforschung (IFS). 44 Pro-
zent der Bundesbürger befürwor-
ten, dass die Kinder auch nach der
Grundschule gemeinsam unterrich-
tet werden. Nur 34 Prozent lehnen
dies ab. Die Bürger würden damit
„mehr Weitsicht zeigen als die
meisten Politiker“, die trotz anders
lautender Empfehlungen der Pisa-
Studie an der in Deutschland übli-
chen frühen Trennung der Kinder in
unterschiedliche Schulformen fest-
halten, so die GEW-Vorsitzende
Eva-Maria Stange. •

Mehr als 50 000 Euro muss ein Standardrentner mit Rentenbeginn 
im Jahre 2040 doppelt versteuern. 

Wenn der Fiskus zweimal zuschlägt
Doppelt besteuerte Rente* eines Arbeitnehmers
mit Durchschnittsverdienst (in Euro)

©
 D

G
B 

ei
nb

lic
k 

12
/0

4

2016

* Differenz aus versteuerten Rentenbeiträgen und steuerfreier Rente

Rentenbeginn

1235

Quelle: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR)
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Bei der Europawahl gaben 32 Prozent aller Gewerk-
schaftsmitglieder ihre Stimme der SPD. Obwohl die Verluste
der SPD bei den GewerkschafterInnen mit einem Minus 
von 13 Prozent gegenüber 1999 überdurchschnittlich hoch
sind, liegen die Sozialdemokraten bei den gewerkschaftlich
organisierten WählerInnen noch knapp vor der CDU/CSU 
(30 Prozent) – als einzige der Personengruppen, deren 
Wahlverhalten die Forschungsgruppe Wahlen am Wahltag
regelmäßig analysiert (u.a. nach Alter, Geschlecht,
Beschäftigtenstatus).

Europawahl: SPD bei GewerkschafterInnen noch vorn
Stimmen bei der Europawahl vom 13.06.2004 (in Prozent)

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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1) vorläufiges amtliches Endergebnis der Europawahl 2004 / Bundeswahlleiter

Alle WählerInnen1)

Gewerkschaftsmitglieder2)

44,5

30

21,5

32

11,9

13 4 1110

CDU SPD Grüne PDS FDP Andere

2) alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften z.B. auch Beamtenbund)

6,1 6,1 9,9

GewerkschafterInnen
im Trend: Bei der
Landtagswahl in
Thüringen landete
die SPD auch unter den
gewerkschaftlich orga-
nisierten WählerInnen
weit abgeschlagen auf Platz drei. Überdurchschnittlich hoch ist dagegen der
Stimmenanteil der PDS: 34 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder wählten sie,
ebenso viel votierten für die dort regierende CDU.

Thüringen-Wahl: CDU und PDS bei
GewerkschafterInnen gleich auf
Stimmen bei der Landtagswahl in Thüringen
vom 13.06.2004 (in Prozent)

1) vorläufiges amtliches Endergebnis
der Landtagswahl 2004/Landes-
wahlleiter Thüringen
2) alle Arbeitnehmerorganisationen
(neben DGB-Gewerkschaften z. B.
auch Beamtenbund)

Alle
WählerInnen1)

Gewerkschafts-
mitglieder2)

Quelle: Wahltagsbefragung der
Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim

4,5 Grüne
SPD

Andere
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PDS

34

34

CDU/
CSU
43,0

26,1
PDS

3,6 FDP
14,5

8,3

3 Grüne

Andere
3 FDP

18

8

CDU/
CSU

SPD



R a t g e b e r  J A V - W a h l e n

Planungshilfe
Für die bevorstehenden Wahlen

zu den Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen hat der ran-Verlag
aktuelle Materialien erstellt. Seit
Mitte Juni ist die JAV-Wahlmappe
mit Formularen, Musterschreiben,
Stimmzetteln,
Gesetzestex-
ten, Wahlka-
lender und
CD-Rom (27
Euro) sowie
das Buch zur
JAV-Wahl mit
einer leicht
verständlichen Zusammenfassung
der Wahlvorschriften (14,50 Euro)
erhältlich. Alle für die JAV-Wahlen
relevanten Regeln des novellierten
Betriebsverfassungsgesetzes sind in
den Materialien berücksichtigt. •

Tel. 0221 / 973 28 0
info@ranverlag.de
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kommt die DGB-Broschüre „Mehr
Schein als Sein? Zur statistischen
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“,
die im Mai in der Reihe Informatio-
nen zur Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik erschienen ist.

Mehrfach sind in letzter Zeit die
Regeln für die statistische Erfas-
sung von Arbeitslosigkeit verändert
worden. Das hatte den erwünsch-
ten Effekt, weniger Arbeitslose aus-
weisen zu müssen. Dennoch bilden
diese Zahlen nicht die Realität ab.
Zu den Verschönerungen der Statis-
tik trägt unter anderem die Anfang

Z a h l e n k o s m e t i k

Weniger 
Arbeitslose 

Statistikmanipulationen ändern
nichts an tatsächlichen Arbeitslo-
senzahlen. Zu diesem Ergebnis

2004 veränderte Erhebungsmetho-
de bei, ebenso der Umstand, dass
TeilnehmerInnen an Trainingsmaß-
nahmen nicht mehr als arbeitslos
gelten. Darüber hinaus zählen Ju-
gendliche mit Kindergeldanspruch
und ohne Job nun nicht mehr zu
den Arbeitslosen, sondern lediglich
zu den Arbeit Suchenden. Alles in
allem errechnet sich so eine „stille
Reserve“ von rund zwei Millionen
Menschen. •

ingo.kolf@bvv.dgb.de

Der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB) fordert in einem 20-
Punkte-Aktionsplan eine einheitli-
che europäische Migrationspolitik.
Bereits im Oktober 2003 hat der
EGB-Exekutivausschuss diesen Ak-
tionsplan beschlossen, der jetzt in
Gestalt eines Faltblatts vom DGB-
Bildungswerk veröffentlicht worden
ist. Unter anderem setzt sich der
EGB für eine europäische Staats-

E u r o p ä i s c h e r  G e w e r k s c h a f t s b u n d

Migration europäisch regeln

G e s u n d h e i t s r e f o r m

GKV wohin?
Wohl kaum jemand ist mit der

Gesundheitsreform in ihrer aktuellen
Form zufrieden. Diskussionsbedarf

zum Thema Wettbewerb
im Gesundheitswesen,
zur Rolle der Selbstver-
waltung sowie zur staat-
lichen Steuerung hat die
„Gesellschaft für sozia-
len Fortschritt e.V.“ aus-
gemacht. Am 1. Juli lädt

der Verein zu einer Veranstaltung
„Zwischen Wettbewerb, Selbstver-
waltung und Staat – Zur Zukunft der
Steuerung der Gesetzlichen Kranken-
versicherung“ in die Bundesversi-
cherungsanstalt für Angestellte (BfA)
nach Berlin ein. Neben Experten-
vorträgen steht eine Podiumsdis-
kussion auf der Tagesordnung. •

Anmeldungen: 
SozialerFortschritt@t-online.de
Fax 0228 / 63 49 48

B e t r i e b s r ä t e - S e m i n a r e

Praktische Hilfen

Wie kann die Gleichstellung von
Mann und Frau in die betriebliche
Praxis umgesetzt werden? Welche
Rechte hat der Betriebsrat? Diese
Fragen aus dem Alltag der Interes-
senvertretung werden in den Semi-
naren der Reihe „Arbeitsrecht im
Betrieb“ beantwortet. Der AiB-
Verlag hat das Programm für die
zweite Jahreshälfte 2004 fertig 
gestellt und weist gleichzeitig auf
seinen Umzug zum 1. Juli nach
Frankfurt/Main hin. •

marina.bergen@aib-verlag.de
www.aib-verlag.de

B r o s c h ü r e  M u l t i m e d i a

Perspektivsuche

Vor wenigen Jahren war die 
Informationstechnologie- und Tele-
kommunikationsbranche Boomsek-
tor schlechthin. Inzwischen verlieren
auch in diesem Bereich immer mehr
Menschen ihren Job. Der zuständi-

••• Der DGB Baden-Württem-
berg, die SPD-Landtagsfraktion und
der Landesbezirk des Beamtenbun-
des haben erstmals gemeinsam die
Verwaltungsreform der Lan-
desregierung abgelehnt. Die
Pläne dienten lediglich dem Spar-
zwang des Landes und gingen auf
Kosten der Bürger, so der DGB-
Bezirksvorsitzende Rainer Bliesener.
Außerdem habe die Regierung es
abgelehnt, schriftliche Vereinbarun-
gen zur Beschäftigungssicherung
mit den Gewerkschaften zu treffen
und lediglich auf mündliche Zusa-
gen von Ministerpräsident Erwin
Teufel (CDU) verwiesen. Die Ver-
waltungsreform soll zum 1. Januar
2005 in Kraft treten und sieht die
Zentralisierung aller „Fach- und
Sonderbehörden“ wie Versorgungs-

und Gewerbeaufsichtsämter bei Re-
gierungspräsidien, Land- und Stadt-
kreisen vor. Infos: Jürgen Klose,
Tel. 0711 / 20 28 213
••• Eine Studie des DGB Thü-
ringen sieht den Freistaat in einer
wirtschafts- und arbeitsmarktpoliti-
schen Bilanz im Bundesvergleich
abgehängt. Die Kaufkraft sei seit
2002 um 1,9 Prozent gesunken
(bundesweit ein Plus von 0,6 Pro-
zent), der thüringische Durchschnitts-
lohn werde nur von Mecklenburg-
Vorpommern unterboten und die
Zahl der sozialversicherungspflich-
tigen Stellen sei seit 1999 um mehr
als zwölf Prozent gesunken. Der
DGB fordert daher mehr öffentliche
Investitionen und eine schnelle An-
gleichung der Löhne.
Infos: www.dgb-thueringen.de

interregio

ge ver.di-Fachbereich hat eigene
Perspektiven zur Struktur- und Be-
schäftigungspolitik, zu Arbeitsbe-
dingungen, Arbeitszeit und Qualifi-
zierung in der Branche entwickelt
und in der Broschüre „Das Perspek-

tivenkonzept
für die TK-/IT-/
DV-Branche“
veröffentlicht.
Nicht nur für
Mult imedia-
Beschäftigte
ist eine weite-

re Publikation interessant: die von
ver.di-innotec herausgegebene Ba-
sisinformation „Arbeitszeugnisse“.
Sie dechiffriert typische Zeugnisflos-
keln und zählt auf, was auf jeden
Fall in eine Beurteilung gehört. •

www.verdi-tk-it.de
www.verdi-
arbeitszeugnisberatung.de

bürgerschaft ein, bei der EU-Bürger
und langzeitansässige Bürger aus
Drittstaaten gleich behandelt wer-
den. Ein weiterer Schwerpunkt des
Aktionsplanes liegt in der Gleichbe-
handlung und Gleichberechtigung
aller Beschäftigten – unabhängig
von Rasse, ethnischer Herkunft,
Religion und Nationalität. •
www.migration-online.de
www.migration-online.de/europa

PROJEKTE UND PARTNER
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Anfang 2003 hat der Bundes-
minister für Wirtschaft und Arbeit,
Wolfgang Clement, seinen „Mas-
terplan für Bürokratieabbau“ vor-
gelegt, darunter einige Regelungen,
mit denen er den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz zurückfahren will.

So fordert der Wirtschaftsminister
ernsthaft die „Befreiung der Betriebe
von bürokratischen Bestimmungen
der geltenden Arbeitsstättenverord-
nung“. Zudem soll die Aufsicht
nicht mehr den staatlichen Gewer-
beaufsichtsämtern obliegen, son-
dern die Berufsgenossenschaften
sollen das künftig alleine erledigen.
Clement möchte die „Zusammen-
führung des staatlichen und berufs-
genossenschaftlichen Vollzugs im
Arbeitsschutz.“ Aus dem Minister-
deutsch übersetzt heißt das so viel

sem Zeitpunkt entschieden gegen
diesen Eingriff in den Arbeitsschutz
gewandt.Vergeblich, wie es scheint.

Anfang des Jahres ist die staat-
liche Gewerbeaufsicht wieder unter
Beschuss geraten. Der vielstimmige
Chor, dass allgegenwärtig Vorschrif-
ten die Wirtschaft behindern wür-
den, hat die Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbände veranlasst,
sich in einem Brief an die Minister-
präsidenten der Länder für die 
Abschaffung der staatlichen Ar-
beitsschutz-Aufsicht einzusetzen.

wie „Weg mit dem Arbeitsschutz“.
Das Arbeitsschutzsystem wird grund-
sätzlich in Frage gestellt, einmal
mehr sollen die Risiken des Arbeits-
lebens privatisiert werden. Die bay-
rische Landesregierung hat das im
Herbst 2003 auf den Punkt ge-
bracht. Sie schlug vor, die gesetzli-
che Unfallversicherung abzuschaf-
fen und sie durch private Versiche-
rungen zu ersetzen. Gewerkschaften
wie Arbeitgeber haben sich zu die-

Sie wollen die Konzentration auf 
eine Institution in Gestalt der Be-
rufsgenossenschaften und der Un-
fallkassen. Diese seien am ehesten
in der Lage, sich „praxisnah auf die
unterschiedlichen betrieblichen Ge-
gebenheiten“ einzustellen.

Das sehen die Gewerkschaften
indes anders. Wolfgang Hien, zu-
ständiger Referent in der Abteilung
Sozialpolitik der DGB-Bundesvor-
standsverwaltung, kritisiert zum 
einen das Verfahren, mit dessen
Hilfe der Bundeswirtschaftsminister
seine Vorstellungen durchsetzen
will. Da die Durchführung der 
Gewerbeaufsicht Ländersache ist,
greife Clement in verfassungsrecht-
lich bedenklicher Weise in Länder-
hoheit ein. Zum anderen vermutet
Hien hinter den ministerialen Akti-
vitäten den Versuch, „politischen
Druck“ auszuüben. Und „ohne Ge-
werbeaufsicht“, befürchtet Hien, ist
dem „realen Abbau des Arbeits-
schutzes in den Betrieben Tür und
Tor geöffnet“.

Die Gewerkschaften sehen eben-
falls Reformbedarf beim deutschen
Arbeitsschutzrecht – doch ist die
Blickrichtung eine andere. Der DGB
und seine Mitgliedsgewerkschaften
sehen auf dem Gebiet der betrieb-
lichen Prävention erhebliche Defi-
zite. Die Hauptprobleme: Arbeitsin-
tensivierung, Zeitdruck, Konkurrenz,
Flexibilisierung und Prekarisierung.
Belastungen, die schleichend das Ni-
veau der gesundheitlichen Gefähr-
dung in den Betrieben erhöhen.

Es herrscht Übereinstimmung
bei ver.di, IG Metall und DGB, dass
der Staat in Sachen Arbeits- und
Gesundheitsschutz eine besondere
Fürsorgefunktion hat. Er muss ver-
suchen, sie „im Spektrum zwischen
Beratung und Kontrolle praktisch
zu realisieren“, findet auch Wolf-
gang Rohde, der sich im IG Metall-
Vorstand um die Zukunft des Ar-
beitsschutzsystems sorgt. •

Als Teil des „Masterplans für 
Bürokratieabbau“ will Bundes-
wirtschaftsminister Wolfgang 
Clement (SPD) den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz abbauen.

Gemeinsame
Erklärung
(Auszüge)

DGB und BDA sind der Auf-

fassung, dass es zur weite-

ren Förderung betrieblicher

Gesundheitspolitik keiner

neuen gesetzlichen Rege-

lungen bedarf.

Die betriebliche Umsetzung

der Vorgaben des Arbeits-

schutzgesetzes bietet Chan-

cen für die Mitarbeiterent-

wicklung bzw. die Entwick-

lung von Leistungsvermögen

und Verantwortungsbewusst-

sein. BDA und DGB befür-

worten daher einen inte-

grierten Arbeitsschutz. Sie

fordern die Unternehmen

auf, das Arbeitsschutzgesetz

mit Leben zu füllen. Dies 

erfordert die aktive Mithilfe

der Arbeitgeber, Führungs-

kräfte und Vorgesetzten 

einerseits und aller Beschäf-

tigten andererseits.

Es fehlt im Bereich des 

Arbeits- und Gesundheits-

schutzes nicht an gesetzlichen

Regelungen. Verbesserungs-

bedarf besteht hinsichtlich

der effizienten Anwendung.

Dringlichste Aufgabe für die

Akteure ist es, praxistaug-

liche Handlungshilfen zu 

entwickeln, die insbesonde-

re die kleinen und mittleren

Unternehmen mit angemes-

senem Aufwand in die Lage

versetzen, erfolgreiche be-

triebliche Gesundheitspolitik

zu betreiben. Das Erfahrungs-

wissen im Betrieb, einschließ-

lich das der Arbeitnehmer,

ist in die Gestaltung der 

Arbeit einzubeziehen.

A r b e i t s -  u n d  G e s u n d h e i t s s c h u t z

Deregulierung per Masterplan

Stress und Arbeitsdruck nehmen zu
Untersuchungsergebnis von Arbeitsbedingungen (in Prozent)

Quelle: „Zukunftsfähige betriebliche Gesundheitspolitik“, Ergebnisse der gemeinsamen
Expertenkommission von Bertelsmann Stiftung und Hans-Böckler-Stiftung, Bielefeld 2004 ©

 D
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Körperliche Belastung

Risiko Arbeitslosigkeit

Unfallgefahr, gesund-
heitliche Gefährdung

Stress und Arbeitsdruck

Fachliche Anforderungen
Vielseitigkeit, Interessant-

heit der Arbeit
Möglichkeit, die Arbeit

selbst einzuteilen
Kontrolle durch Vorgesetzte

Zusammenhalt unter Kollegen

Überstundenzahl

6

zunehmend

24
7

8
4

9
21

2

5
26

7
19

10
13

22
10

16
13

abnehmend

42

45

Die Zunahme von Arbeitsunfähigkeitstagen geht einher mit 
Produktionsausfall und dem Ausfall der Bruttowertschöpfung.
Den Grund für den zunehmenden Arbeitsausfall zeigt eine Unter-
suchung der Hans-Böckler-Stiftung. Danach führen erhöhter
Druck und die Gesundheitsreform zwar zunächst zu weniger
Krankmeldungen. Längerfristig ist aber wohl mit ernsten 
Folgen zu rechnen, da Arztbesuche bis zum letzten Moment 
hinausgeschoben werden.
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GEWERKSCHAFTEN

oder das Abgeordnetenhaus wird
aufgelöst. So lautete die Forderung
auf den Unterschriftenlisten, für die
beide Gewerkschaften seit dem 
4. Juni gemeinsam mit der „Initiati-
ve für ein soziales Berlin“ werben.
Die übrigen Gewerkschaften beur-
teilen die Politik des rot-roten Se-
nats in Berlin ebenfalls kritisch, hal-
ten sich aber beim Volksbegehren
zurück. „Was ist die Alternative
nach einer Abwahl des SPD/PDS-
Senats?“ warnt ver.di-Geschäfts-
führer Roland Tremper. Von ande-
ren Regierungskonstellationen hät-
ten die ArbeitnehmerInnen noch
weniger zu erwarten. •

www.volksbegehren-soziales-
berlin.de

Hotel im Fünf-Sterne-Standard“, so
Elke Loepthien, ehrenamtliche Mit-
arbeiterin in Oberursel und Spre-
cherin der Initiative. Der Standort
könne mit wesentlich geringeren
Investitionen erhalten werden. Zu-
dem appellieren die jungen Ge-
werkschaftsmitglieder an den DGB,
dass vor der Entscheidung am 6.
Juli über die Neuausrichtung der
Jugendbildungsarbeit keine Fakten
durch die Kündigung der Beschäf-
tigten geschaffen werden. •

www.digitalsixun.com/
haushaushaus/index.html

Die Pläne des Ham-
burger Senats, die 
Berufsschulen in die

Trägerschaft einer wirt-
schaftsdominierten Stiftung
zu geben, sind laut einer
Studie der GEW-nahen 
Max-Traeger-Stiftung ver-
fassungswidrig. Diese 
„Privatisierung“ unterliefe
den im Grundgesetz festge-
schriebenen staatlichen 
Bildungsauftrag. 

Der Bundes-SeniorIn-
nenausschuss von 
ver.di hat den Ent-

wurf für ein seniorenpoliti-
schen Programm vorgelegt.
Das Papier enthält Positio-
nen zu einem breiten 
Themenspektrum von der
Altenpflege bis zur Woh-
nungspolitik. Bis zum 15.
September können ältere
Mitglieder Änderungen 
vorschlagen. 
www.verdi.de/senioren

Die Gewerkschaft der 
Polizei bereitet sich 
unter dem Motto „Mit

Sicherheit am Ball“ bereits
auf die Fußball-WM 2006 in
Deutschland vor. Geplant 
ist ein gewerkschaftliches
Betreuungskonzept für die
mehreren tausend Einsatz-
kräfte, das sich an Erfah-
rungen der EXPO 2000 in
Hannover orientieren soll.

Die IG Metall Nord-
rhein-Westfalen hat 
der nur zweijährigen

Ausbildung zum Kfz-Service-
mechaniker ausnahmsweise
zugestimmt. Begründung:
Alle Azubis haben nach 
bestandener Abschluss-
prüfung das Recht, ihre
Ausbildung um 1,5 Jahre 
zu verlängern, um Kfz-
Mechatroniker zu werden. 

kurz&bündig

Braucht die DGB-Jugend neben
Hattingen noch eine zweite Bildungs-
stätte? Am 6. Juli will der DGB-
Bundesvorstand über die Neuaus-
richtung der Jugendbildungspolitik
entscheiden.Während der Geschäfts-
führende DGB-Bundesvorstand
(GBV) und das DGB-Bildungswerk
den Standort Oberursel zum Jahres-
ende schließen wollen (einblick
11/2004), setzen sich die ehren-
amtlichen MitarbeiterInnen für den
Erhalt ein. Ihrer Meinung nach kann
das Haus der Gewerkschaftsjugend
trotz des Sanierungsbedarfs des
Gebäudes erhalten werden.

Nach einem Gutachten des seit
Anfang 2003 für Oberursel zustän-
digen DGB-Bildungswerks kostet die
dringend notwendige Modernisie-
rung des Gebäudes 9,25 Millionen
Euro.4,9 Millionen Euro davon müss-
ten in den Neubau eines Betten-
hauses fließen. Diese Investitionen
seien notwendig, um mit einem zeit-
gemäßen Standard die Auslastung
der Bildungsstätte zu erhöhen.

Weil der DGB zu Investitionen
in dieser Größenordnung nicht be-
reit ist, hat der GBV am 1. Juni be-
schlossen, die Jugendbildungsarbeit
in Hattingen zu konzentrieren und
dort zu erweitern. Für diese Entschei-
dung hatte sich im Vorfeld auch
Bundesjugendsekretär Christian Küh-
bauch ausgesprochen. „Wir wollen
Jugendbildungsarbeit betreiben und
nicht in Immobilien investieren“, so
Kühbauch. Selbst bei einer abge-
speckten Lösung, bei der lediglich
das so genannte Torhaus saniert
wird, müsse der DGB 3,4 Millionen
Euro an Eigenmitteln aufbringen.

Auch der Vorstand des DGB-Bil-
dungswerks hatte sich Anfang Juni
für eine Schließung von Oberursel
ausgesprochen. „Wir können nicht
alles fortführen,was in den 50er Jah-
ren begonnen wurde“,so der stellver-
tretende Geschäftsführer Wolfgang
Lettow. 850 000 Euro erhält das
Bildungswerk pro Jahr vom DGB.Ab
2007 könnte der Betrag im Rahmen

der mittelfristigen Finanzplanung um
200 000 Euro sinken.

Um Oberursel zum Jahresende
schließen zu können, will das DGB-
Bildungswerk den 29 Beschäftigten
bis Ende Juni kündigen. Verhand-
lungen über einen Sozialplan wur-
den bereits aufgenommen. Gegen
dieses Vorgehen wehren sich die
Beschäftigten und die ehrenamtli-
chen MitarbeiterInnen. Sie argu-
mentieren, dass für Oberursel eine
Sanierung in dieser Größenordnung
nicht erforderlich sei. „Für Jugend-
seminare braucht man kein Wellness-

„Rettet Böckler“:
Junge Gewerk-
schaftsmitglieder
kämpfen für 
den Erhalt des
Hauses der 
Gewerkschafts-
jugend in 
Oberursel.

In der seit Monaten anhalten-
den Auseinandersetzung um die
Sparpolitik des rot-roten Berliner
Senats drohen die Landesbezirke
der Gewerkschaft der Polizei (GdP)
und der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) den bei-
den Regierungsparteien SPD und
PDS mit einem Volksentscheid zur
Durchsetzung von Neuwahlen. Die
Kürzungen im Sozial- und Bildungs-
bereich müssen zurückgenommen,
die Privatisierungsvorhaben beim
Landesbetrieb Krankenhäuser und
den Berliner Verkehrsbetrieben auf-
gegeben und die Risikogarantie zu
Lasten der Steuerzahler für die in
eine Schieflage geratene Berliner
Bankgesellschaft widerrufen werden,

H a u s  d e r  G e w e r k s c h a f t s j u g e n d  O b e r u r s e l  v o r  S c h l i e ß u n g

Neuausrichtung der Jugendbildungspolitik

S p a r p o l i t i k  d e s  B e r l i n e r  S e n a t s

GdP und GEW starten Volksbegehren
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MEINUNG

Ein „Mangelwesen der Natur”, gar eine „Krank-
heit namens Mann” machte der Spiegel vor ein paar
Monaten in einem Bericht über neue Erkenntnisse
der Genforschung aus. Die Aufregung über das Y-
Chromosom, aber auch das durch FAZ -Herausgeber
Frank Schirrmacher im letzten Jahr ausgelöste Som-
mertheater einer vermeintlichen Machtübernahme
der Frauen in den Medien bedienen ein Gefühl
wachsender Irritation. Weibliche Fernsehpräsenz,
garniert mit ein paar reichen Verlegerwitwen, als 
Beleg dafür, wie überflüssig die Männer geworden
sind? So lässt sich prima ignorieren, wer in den
Führungsetagen der Wirtschaft nach wie vor das 
Sagen hat. Frauenförderung, Quote? Nicht nötig, wir
haben doch Elke Heidenreich statt Reich-Ranicki!

Die fortbestehende männliche Dominanz in den
Spitzenpositionen von Wissenschaft,Technik und In-
dustrie verdeckt die Probleme der ganz nor-
malen „Arbeitsmänner”. Statt fester Anstel-
lung droht lebenslange Probezeit, die einst stolzen
Ernährer haben Schwierigkeiten, ihrer Familie verläss-
liche Perspektiven zu sichern. Die „wilden Kerle” der
Schwerindustrie sind die Verlierer des Wandels zur
Dienstleistungsgesellschaft. Die weibliche Arbeits-
losenquote ist im letzten Jahrzehnt mit 10,8 Prozent
(2003) fast konstant geblieben, die männliche von
7,1 auf 12,4 Prozent im Jahr 2003 gestiegen. Aller-
dings bleibt bei diesem Vergleich die überwiegend
von Frauen gefüllte „stille Reserve” unberücksich-
tigt; ebenso die Tatsache, dass ihre Beschäftigung
stärker auf Teilzeitarbeit oder Mini-Jobs basiert.

Die „Vollbeschäftigung”, die Wirtschaftsminister
Wolfgang Clement und seine Mitstreiter als Ziel
bemühen, war stets eine Vollbeschäftigung für Män-
ner. Vollzeitarbeit für beide Geschlechter hat es zu-
mindest in Westdeutschland nie gegeben. Jenseits
von Sonntagsreden weiß das auch die Politik. Be-
trachtet man einzelne Instrumente des Hartz-Kon-
zeptes, lässt sich erkennen, worum es eigentlich
geht: um die Kanalisierung der angeblich zu hoch
geratenen weiblichen „Erwerbsneigung” in einen
prekären Niedriglohnsektor. So ist bei der „Ich-AG”
die Einzahlung in die Rentenkasse obligatorisch, die
Krankenversicherung hingegen wird als „freiwillig”
eingestuft. Offenbar gehen die Initiatoren davon

aus, dass viele Ich-Agentinnen ohnehin nur „gering-
fügige” Einkünfte erwirtschaften und sich auf die 
soziale Sicherung ihrer Ehepartner stützen können.
Ganz ähnlich funktionieren die „Mini-Jobs”: Finan-
zielle Anreize lenken Frauen in Jobs unter 400
Euro und befrieden so die Geschlech-
terkonkurrenz am Arbeitsmarkt – ein
Verfahren, das sich in parasitärer Weise auf
die Möglichkeit der Mitversicherung von 
Angehörigen verlässt.

In der Logik der Gleichstellungspolitik ist
es leicht, Frauen zu den Hauptverliererinnen
der Hartz-Gesetze zu erklären und Männern die Rol-
le der weniger Betroffenen – oder gar der Profiteure
– zuzuweisen. Empirisch aber entwickelt sich
Arbeitslosigkeit in wachsendem Umfang
zu einem männlichen Problem. Selbst in den
neuen Bundesländern, einst eine Hochburg der Frau-
enerwerbslosigkeit, sind inzwischen genauso viele
Männer ohne Job. Im sächsischen Hoyerswerda
kommen auf 100 Männer im Alter von 18 bis 29 Jah-
re nur noch 83 Frauen. Junge Frauen verlassen deut-
lich häufiger die strukturschwachen Regionen Ost-
deutschlands und bauen sich im Westen eine neue
Existenz auf.

„Uneducated, unemployed, unmarried” – ohne
Ausbildung, ohne Job, ohne Liebe, formuliert der
Londoner Economist: Die Krise der Arbeit ist vor 
allem eine Krise der Kerle. Die Basis, auf der sie 
ihr Selbstbild aufgebaut haben, bröckelt; soziale 
Deklassierung und biografische Verunsicherung sind
die Folgen.

Hat der weinerliche Alarmismus des Feuilletons
also doch seine Berechtigung? Liegt es am Ende
wirklich an den Genen? Schirrmacher & Co. arbeiten
sich schlicht am falschen Phänomen ab. Auf den
bildfixierten Märkten der Eitelkeit wie dem Fernse-
hen mögen Frauen an Einfluss gewonnen haben.
Viel interessanter aber ist zum Beispiel, dass in deut-
schen Haupt- und Sonderschulen doppelt so viele
Jungen wie Mädchen sitzen. 60 Prozent der Gym-
nasiastInnen sind weiblich, unter den Studienanfän-
gerInnen überwiegen ebenfalls die Frauen. Professu-
ren indes sind nach wie vor Männersache, ebenso
die Schlüsselpositionen in Unternehmen.

Das Neue ist: Beide Geschlechter sind jetzt mit
jenen unterbrochenen Berufsbiografien konfrontiert,
die für Frauen schon immer „normal” waren. Die
Hartz-Gesetze lassen sich nicht in das Sche-
ma „männliche Täter, weibliche Opfer”
pressen, sie nivellieren das Geschlechterverhältnis
auf prekärer Basis: Auch Männer werden in die
Selbstständigkeit abgedrängt, müssen sich mit Nied-
riglöhnen, Mini-Jobs oder befristeter Beschäftigung
auseinander setzen. •

Mini-Jobs und Ich-AGs kanalisieren die weibliche
„Erwerbsneigung” in einen prekären Niedriglohn-
sektor. Frauen deshalb zu den einzigen VerliererInnen
der Hartz-Gesetze zu erklären, greift dennoch zu
kurz. Meint der Journalist Thomas Gesterkamp.

Mini-Jobs für alle?

Mini-Jobs werden zum 

Normalfall auf dem Arbeits-

markt – zu Lasten von exis-

tenzsichernden Arbeitsver-

hältnissen. Ende März 2004

zählte die Bundesknapp-

schaft insgesamt 7,2 Millio-

nen Beschäftigte in 7,6 Mil-

lionen Arbeitsverhältnissen

mit einem Einkommen unter

400 Euro. Durch die Mini-

Jobs werden Frauen wieder

zunehmend in die Rolle der

Zuverdienerinnen gedrängt. 

Nach wie vor ist der Frau-

enanteil hoch: So sind im

Westen 65,5 Prozent aller 

Mini-Jobber und im Osten

56,8 Prozent weiblich. Doch

immerhin gibt es bereits

über 2,2 Millionen Männer,

die – zum Teil als Nebenjob –

in einem geringfügigen 

Arbeitsverhältnis stehen.

Die Verdrängung existenzsi-

chernder Arbeitsverhältnisse

dürfte sich noch beschleuni-

gen, wenn ab 2005 die neue

Zumutbarkeit greift und

Langzeitarbeitslose die 

Vermittlung in nahezu jede

Beschäftigung – auch in Mini-

Jobs – akzeptieren müssen.

Thomas Gesterkamp,
Journalist in Köln, hat sich
in seinem Buch „Gutes-
leben.de – Die neue Balan-
ce von Arbeit und Liebe”
(Klett-Cotta, 2002) aus-
führlich mit der „Krise 
der Kerle” beschäftigt.

Z u k u n f t  d e r  A r b e i t

Die Krise der Kerle
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nach dem 1. Mai 2004 – Ende gut,
alles gut?“, Kiel

DGB,Tagung „Ar-
beit innovativ – Gewerkschaften
als Motor und Partner für Innovati-
on“, Berlin

ver.di, Tagung
„Lichtblicke – Ist Ethik regulier-
bar?“, Berlin

DGB-Bezirk Nord-
rhein-Westfalen, ISA-Consult, Ta-
gung „Sozialplangestaltung und
Gleichstellungspolitik – Handlungs-
felder für Betriebs- und Personalrä-
te“, Düsseldorf

DGB, Hans-Böck-
ler-Stiftung, IG Metall, Konferenz
„Erneuerung von unten – Arbeit,
Politik und Gewerkschaften in der
Region“, Dortmund

ver.di, Genderpo-
litische Fachtagung für Betriebs-
und PersonalrätInnen, Magdeburg

1./2.7.

1./2.7.

29.6.

24./25.6.

23.6.
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DGB-Bezirk Hes-
sen – Thüringen,Tagung „Integrati-
onsvereinbarung nutzen – Betriebs-
kultur gestalten!“, Heppenheim

DGB, IG Metall,
ver.di, Selbstverwalter-Tagung „Die
Krankenkassen und die neuen Ver-
sorgungsformen im Gesundheits-
wesen“, Berlin

DGB-Bezirk Hes-
sen – Thüringen, Tagung „Arbeits-
schutz in der Zeit- und Leiharbeit“,
Heppenheim

DGB-Jugend Thü-
ringen, Kick-Off-Veranstaltung des
Projektes „Come in Contract –
Misch dich ein“ zur Ausbildungs-
platzsituation, Erfurt

DGB-Bezirk Nord,
Diskussion „Die Europäische Union

23.6.

22.6.

22.6.

22.6.

21.6.

DIES&DAS
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Buch: Friedrich Schmidt-
Bleek (Hrsg.) Der Ökologi-
sche Rucksack, Wirtschaft
für eine Zukunft mit 
Zukunft, S. Hirzel Verlag,
Stuttgart 2004, 
232 Seiten, 18 Euro
Wer die ökologischen Folgen
einzelner Produkte reduzieren
will, muss den Material- und
Energieverbrauch von der Her-
stellung über den Transport bis
zur Entsorgung in den Blick
nehmen. Mehr Wohlstand und
Schonung der natürlichen Res-
sourcen müssen dabei nicht
unbedingt im Widerspruch zu-
einander stehen. Das zeigt das
Buch von Friedrich Schmidt-
Bleek, dem Erfinder des MIPS-
Konzepts (Material-Input pro
Einheit).

Tipp
.

••• Olivier Höbel, 47, Erster 
Bevollmächtiger der IG Metall-Ver-
waltungsstelle Braunschweig, zu-
vor Bezirkssekretär für Wirtschafts-
und Strukturpolitik in der Bezirks-
leitung Hannover der IG Metall, ist
vom Vorstand der IG Metall zum
Leiter des Bezirks Berlin – Branden-
burg – Sachsen berufen worden. Er
folgt Hasso Düvel, 59, der am 
1. Juli in Vorruhestand geht.

••• Das Kuratorium der Hans-
Böckler-Stiftung (HBS) hat auf Vor-
schlag des Geschäftsführenden
DGB-Bundesvorstands am 14. Juni
DGB-Vorstandsmitglied Dietmar
Hexel, 54, als Nachfolger von
Wolfgang Jäger, 49, in den HBS-
Vorstand berufen.

Schlusspunkt●

Aufforderung von BDI-Präsident Michael Rogowski während der Jahresta-
gung des Bundesverbandes der Deutschen Industrie am 15. Juni an Bun-
deskanzler Gerhard Schröder, die Reformpolitik fortzusetzen. 

„Aufhören heißt Untergang, und das wünschen wir Ihnen nicht.“
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Eine wachsende Zahl von Arbeit-
nehmerInnen empfindet die Ent-
wicklung von Wirtschafts- und 
Arbeitsmarkt als persönliche 
Bedrohung. Das ist das hervor-
stechendste Ergebnis des 
DGB-Trendbarometers 2004.

Im Abstand von zwei Jahren
lässt der DGB Wahrnehmungen,
Einstellungen und Bewertungen
von ArbeitnehmerInnen zu politi-
schen, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen erfra-
gen. Trotz – oder wegen – der
Agenda 2010 mit zunehmend ne-
gativen Einschätzungen. Eine große
Mehrheit der ArbeitnehmerInnen
ist pessimistisch und stellt sich dar-
auf ein, dass sich bei der Entwick-
lung der Wirtschaftslage, auf dem
Arbeitsmarkt und in Sachen Ausbil-
dungsplätze nichts Wesentliches
ändern wird. Der Anteil derjenigen,
die die derzeitige Wirtschaftslage
und die Zukunftsaussichten positiv
beurteilen, ist auf rund zehn Pro-
zent geschrumpft.

Machten sich bei der Befragung
2002 bundesweit noch 36 Prozent
der Beschäftigten Sorgen um ihren
Arbeitsplatz, sind es heute bereits
43. Nur noch eine Minderheit von
44 Prozent fühlen sich einiger-
maßen sicher, nicht von Arbeitslo-
sigkeit getroffen zu werden – im
Osten gerade einmal 20 Prozent.
Das heißt im Umkehrschluss: 80
Prozent der ArbeitnehmerInnen in
den neuen Bundesländern haben
Angst um ihren Arbeitsplatz.

Beinahe zwangsläufig sind die
Befürchtungen für das gesellschaft-
liche Klima: Meinten 2002 57 Pro-
zent, „die Kluft zwischen Arm und
Reich wird immer größer“, sind es
jetzt 64 Prozent. Den „sozialen
Frieden bedroht“ sehen 39 Pro-
zent, 2002 waren es noch 30 Pro-
zent. Und eine Gefährdung der so-
zialen Sicherheit – 2002: 27 Pro-
zent – sehen heute 39 Prozent.

In einem Klima zunehmender
Verunsicherung ist die überwiegende
Mehrheit unzufrieden mit der Bun-
desregierung.Aber auch der Oppo-
sition traut nur eine Minderheit ei-
ne erfolgreichere Politik zu. So
schlussfolgert polis, das vom DGB
beauftragte Institut, dass die Bevöl-
kerung zwar um die Notwendigkeit
von Reformen wisse. Allerdings sei
für die Menschen nicht zu erken-
nen, dass es dafür überzeugende
Pläne gebe. „Selbst wenn sie bereit
sind, sich überzeugen zu lassen,
wird ihnen die Hoffnung von einer
öffentlichen Debatte und Berichter-
stattung genommen. Ohnmächtig
bleibt die Hoffnung, dass am Ende
doch noch Vernunft einkehrt.“   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.tarifarchiv.de
Daten und Fakten 

zum Streit 
um die Arbeitszeit

13/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 05.07.2004

Karl Lauterbach,
Berater der Bundes-

regierung, fordert, die Kon-
frontation mit Lobbygruppen
zu suchen. „Es gehört zu den
gefährlichsten Missverständ-
nissen, dass die Wähler der
Neuen Mitte nur erreichbar
seien, wenn man ihnen Ent-
lastungen verspräche. Was 
sie verlangen, ist eine Vision
von sozialer Gerechtigkeit.“

+ Der parlamentarische 
Geschäftsführer der 

Grünen, Volker Beck, hat die
Gewerkschaften für ihre Kritik
am Arbeitslosengeld II geschol-
ten. Er verstehe sie „in Form
und Pauschalität“ nicht. Die
Verschärfung der Zumutbar-
keitsregeln seien von der CDU
durchgesetzt, er verstehe nicht,
dass die Gewerkschaften Rot-
Grün verantwortlich machen.

-
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Arbeitnehmer zunehmend verunsichert
Das Gefühl einer
persönlichen 
Bedrohung wächst,
immer mehr Men-
schen fürchten 
um den sozialen
Frieden. Arbeit,
Ausbildung und 
soziale Sicherung
werden als die
wichtigsten Auf-
gaben für die 
nächste Zukunft 
angesehen.

Persönliche Bedrohung nimmt zu
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt 2004: Einschätzung der
ArbeitnehmerInnen (in Prozent)
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Quelle: DGB-Trendbarometer 2004, polis

Die Kluft zwischen Arm und
Reich wird immer größer
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2000

Der soziale Friede ist bedroht

Wichtige Errungenschaften,
die die Gewerkschaften durch-

gesetzt haben, sind bedroht,

Unser System der sozialen
Sicherheit ist gefährdet
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J o u r n a l i s t e n - V e r b a n d

Rauswurf nach
Wahlen

Der Deutsche Journalisten-Ver-
band (DJV) hat nach den Auseinan-
dersetzungen um die Vorstands-
wahlen in Berlin und Brandenburg
die beiden Landesverbände ausge-
schlossen. Die Journalisten-Ge-
werkschaft, die nicht Mitglied im
DGB ist, hatte zuvor die gerade neu
gewählten Vorstände der beiden
Landesverbände zum Rücktritt auf-
gefordert. Hintergrund dafür waren
womöglich satzungswidrige Mitglie-
derbewegungen unmittelbar vor
den Wahlen. So sei eine Gruppe
von über vierzig Mitgliedern, die
kurz vor den Wahlen in Branden-
burg der Gewerkschaft beigetreten
waren, unmittelbar danach – wie-
derum kurz vor den Vorstandswah-
len – in den Landesverband Berlin
übergetreten. Der DJV-Bundesvor-
stand hatte zunächst versucht, die
Konflikte durch Gespräche zu lö-
sen. Neben dem Verdacht der
Wahlmanipulation haben ver-
bandsinterne Kritiker dem stellver-
tretenden Vorsitzenden des DJV-
Brandenburg, Torsten Witt, eine
„rechtsradikale Vergangenheit“
und Kontakte zum NPD-Anwalt

Städte zurückzuvermieten, könnten
Schadensersatz verlangen, fürchtet
Thomas Herbing, zuständiger Refe-
rent im ver.di-Fachbereich Gemein-
den. „Kein Kämmerer kennt die
Verträge im Detail“, so Herbing.
Auch die von der nordrhein-westfä-
lischen Landesregierung als Ersatz
für das Cross-Border-Leasing in 
die Diskussion gebrachten Private-
Finance-Initiativen bewertet ver.di
als sehr kritisch. Welche Risiken 
von dem neuen Finanzierungsin-
strument ausgehen, bei dem die
notorisch klammen Kommunen Auf-
gaben auf Zeit an private Dienst-
leister übertragen, lasse sich kaum
kalkulieren. •

S t o p p  d e r  C B L - P r a x i s

Kämmerer 
überfordert

Den Kommunen drohen nach
Meinung der Gewerkschaft ver.di
erhebliche finanzielle Risiken, weil
Ende Juni nach dem Senat auch das
amerikanische Repräsentanten-
haus das so genannte Cross-Bor-
der-Leasing (CBL) für illegal erklärt
hat. Geht es nach dem Willen des
Repäsentantenhauses, sollen auch
Verlustzuweisungen für CBL-Verträ-
ge entfallen, die vor März 2004 ge-
schlossen wurden.Amerikanische In-
vestoren, die von deutschen Städten
Messehallen, U-Bahnen und Kläran-
lagen übernommen haben, um sie
anschließend unter Verlust an die

D i e n s t l e i s t u n g s r i c h t l i n i e

Sozialstandards
gefährdet

Der DGB lehnt den Vorschlag
der EU-Kommission zur Einführung
einer Dienstleistungsrichtlinie ab. In
dem Mitte Januar veröffentlichten
Entwurf hatte Brüssel das Herkunfts-
landprinzip als Hauptinstrument
eingeführt. Gesetzliche Hemmnisse
sollten beseitigt, auf Maßnahmen
zur Harmonisierung solle verzichtet
werden. Demnach sind Dienstleis-
tungsunternehmen nur den Geset-
zen des jeweiligen Herkunftslandes
verpflichtet. Das soll dem Willen der
Kommission folgend auch für Kon-
trollen gelten. Ein portugiesisches
Unternehmen in Deutschland etwa
könnte nur von Portugal aus kon-
trolliert werden. Mehr noch: Deut-
schen Behörden wäre die Kontrolle
untersagt.

Der DGB kritisiert, dass der
Kommissionsentwurf den sozialen
und umweltpolitischen Zielen der
EU widerspricht. Die Richtlinie grei-
fe destruktiv in bereits getroffene
Vereinbarungen der EU-Sozialge-
setzgebung ein. Nach Ansicht des
DGB muss das Herkunftslandprin-
zip zumindest an die Vereinbarung
gemeinsamer Grundsätze geknüpft
werden. Geschieht das nicht, ver-
abschiede sich die EU vom Ziel ge-
meinsamer sozialer Standards. •

Verlag WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT

Jürgen Prott
Kolleginnen

Verwaltungsangestellte in Gewerkschaftsbüros
(Schriftenreihe Hans-Böckler-Stiftung)

2004 - 223 Seiten - € 24,80
ISBN 3-89691-566-5
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Globalisierung macht erpressbar
Der Fall Siemens ist zusammengeschrumpft auf ein Stichwort: „Rückkehr
zur 40-Stunden-Woche“. Denn Faktenkenntnis stört nur, wenn die 
mediale Keule gegen die IG Metall geschwungen werden soll: „Die 35-
Stunden-Woche, die ‚Heilige Kuh’ der Gewerkschaften, ist faktisch schon
geschlachtet“, behauptet die Deutsche Presse-Agentur (dpa).

Vereinfachungen, Verwechslun-
gen der tarifpolitischen Hintergrün-
de und Falschmeldungen beherr-
schen die Debatte. Zum Beispiel die

der Welt, wonach bereits 100 Un-
ternehmen mit der IG Metall über
eine 40-Stunden-Woche ohne Lohn-
ausgleich verhandeln. „Das stimmt
nicht“, dementiert IG Metall-Spre-
cherin Ingrid Gier. „Fakt ist, dass ei-
ne Handvoll Anträge vorliegt.“ Der
Spiegel spekuliert, der Siemens-Ab-

schluss „könnte der Anfang vom
Ende des Flächentarifvertrags sein“.
Dabei beruht er auf einem Flächen-
tarifvertrag, nämlich dem Metall-

tarifabschluss vom
16. Februar, der 
in Paragraph 2 
abweichende Re-
gelungen zulässt,
„um Beschäfti-
gung zu sichern
und zu fördern“.

Eine ganz an-
dere Grundlage für
Abwe i chungen
bietet Paragraph 6
des Tarifvertrags zur
Beschäftigungssi-
cherung von 1994.
Danach können „in

besonders gravierenden Fällen, z.B.
zur Abwendung einer Insolvenz“ Son-
derregelungen vereinbart werden.

Der entscheidende Unterschied
ist, dass die IG Metall bei Abwei-
chungen nach Paragraph 2 als Ge-
genleistung nicht nur Beschäfti-
gungsgarantien fordert, sondern

auch Investitionen in die Zukunft
des Unternehmens. Sie hat damit
eine längst vergessene Juso-Forde-
rung – nämlich die nach Inves-
titionslenkung – realisiert. Dieser
Punkt war denn auch der schwie-
rigste in den Verhandlungen mit
Siemens. Er allein dürfte verhin-
dern, dass der „Einzelfall“ Siemens
(IG Metall-Chef Jürgen Peters) zum
„Generalfall“ wird.

Dass Siemens zum „Eisbrecher“
(CDU-Chefin Angela Merkel) und
die Rahmenvereinbarung für die
105 Siemens-Standorte zum „Sig-
nal für längere Arbeitszeiten“ (Ber-
liner Zeitung) hochstilisiert wird,
passt selbst Gesamtmetall-Präsi-
dent Martin Kannegiesser nicht:
„Es kommt jetzt nicht darauf an,
flächendeckend etwas zu schaffen,
was viele gar nicht brauchen.“

Siemens ist der erste spekta-
kuläre Praxistest der im Februar
vereinbarten Tariföffnungsklausel –
und etwas mehr. IG Metall-Vize
Berthold Huber sagt, man könne
nicht die Augen schließen vor der
Gefahr, dass jetzt auch andere Ar-
beitgeber die 40-Stunden-Woche
herbeizwingen wollten. Die IG Me-
tall werde aber „schon aus Selbst-
achtung“ an der 35-Stunden-Wo-
che festhalten. •

Lösung gesucht

Die Vernichtung von 2000

Arbeitsplätzen hinnehmen

oder drastische Einkommens-

verluste akzeptieren – die 

IG Metall hatte nicht wirklich

eine Wahl. Am 1. Juli wären

bei Siemens in Bocholt und

Kamp-Lintfort die ersten 

Maschinen demontiert und

nach Ungarn transportiert

worden. 

Die IG Metall ist ein Stück

weit erpressbar. Sie müsse

sich deshalb „anders aufstel-

len“, fordert der Bochumer

Bevollmächtigte Ludger Hinse.

Sein Vorschlag: europaweit

geltende Branchentarifver-

träge abschließen. Diese Idee

sei aber bislang nicht auf-

gegriffen worden, weil die

nationalen Gewerkschafts-

vorstände keine Tarif-Kom-

petenzen abgeben wollten.

IG Metall-Vize Berthold 

Huber nennt einen anderen

Grund: Es gebe für solche 

Tarifverträge „keine gemein-

same Ausgangsbasis“, zum

Beispiel sei die Produktivität

in West- und Osteuropa zu

verschieden. Auch WSI-Tarif-

experte Reinhard Bispinck

hält europäische Tarifver-

handlungen für eine „Illusi-

on“. Die osteuropäischen

Gewerkschaften sollten 

aber unbedingt in die euro-

paweite Koordinierung der

gewerkschaftlichen Tarif-

politik einbezogen werden.

Vorrangig fordert die IG Me-

tall eine politische Lösung:

In der EU müssten Mindest-

steuersätze und Mindest-

sozialstandards gelten.

www.igmetall.de/siemens

Eine generelle Verlängerung der Arbeits-
zeiten in Deutschland hätte laut 
WSI-Tarifarchiv „beschäftigungspolitisch 
höchst problematische Konsequenzen“.

Deutschland im Mittelfeld
Durchschnittlich tarifvertraglich vereinbarte
Wochenarbeitszeit 2003 (in Stunden)
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Quelle: European Industrial Relations Observatory (EIRO)
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■ Die Spätschichtzulage wird
von 15 auf 8 Prozent gekürzt.
Alles in allem verzichten die Be-
schäftigten auf 15 bis 20 Prozent
ihres Jahreseinkommens. Franz
Tölle, IT-Koordinator der IG Metall,
drückt es so aus: „Sie arbeiten 
anderthalb Monate umsonst.“
Die Erhöhung der Arbeitszeit ohne
Lohnausgleich auf 1760 Stunden
im Jahr – das entspricht einer 40-
Stunden-Woche – ist dabei noch
gar nicht berücksichtigt.
Die Opfer der Siemensianer redu-
zieren den Kostenvorteil von 215

Millionen Euro, den eine Produk-
tionsverlagerung nach Ungarn in
den nächsten fünf Jahren ge-
bracht hätte, erheblich. Dennoch
bleibt eine Differenz von 50 bis 75
Millionen Euro. Auf diesen Vorteil
verzichtet Siemens.
Zudem – und dieser Punkt war für
die IG Metall entscheidend – hat
sich das Unternehmen zu Investi-
tionen verpflichtet. Bereits 2004/
2005 sollen 30 Millionen Euro
fließen – in die Forschung und Ent-
wicklung von Produkten der drit-
ten Mobilfunkgeneration (UMTS).

Der Siemens-Ergänzungstarifver-
trag, den die IG Metall NRW am
24. Juni für Bocholt und Kamp-
Lintfort abgeschlossen hat, verlangt
den 4500 Beschäftigten viel ab:
■ Das Weihnachts- und Ur-
laubsgeld (125 Prozent eines
Monatslohns) wird durch eine
erfolgsabhängige Gewinnbe-
teiligung ersetzt: Bei Zielerrei-
chung beträgt sie 45 Prozent ei-
nes Monatslohns.
■ Der Prämienlohn wird auf
Zeitlohn umgestellt, was Ein-
bußen von 12 Prozent ausmacht.

Sechs Wochen umsonst arbeiten
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„Das neue Europa“ ist noch nicht in allerbester Verfassung. Das Papier,
das die Staats- und Regierungschefs am 18. Juni beschlossen haben,
lasse zu wünschen übrig, kritisiert John Monks, der Generalsekretär des
Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB), im Interview mit einblick-
MAGAZIN zwölf: „Vorschläge zur Stärkung der Rolle der EU wurden
abgeschwächt, die nationalen Regierungen haben sich in vielen Fragen

ein Vetorecht gesichert.“ Der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer 
schlägt in dieselbe Kerbe; er führt
die erschreckend niedrige Beteili-
gung an der Europawahl auf das
Brüsseler Demokratiedefizit zurück –
und fordert, dass das EU-Parlament
den EU-Kommissionspräsidenten
wählt. Dass die neue EU ist noch
nicht das Europa der Bürger ist,
bedauern auch Piotr Kupcyk und
Magdalena Mazik aus Polen und die
Lettin Iventa Flesnere.
Das einblickMAGAZIN „Das neue 
Europa“ schielt nicht nur auf die
„große Politik“. Wir haben einem 
Europaabgeordneten in Brüssel über

die Schulter geschaut, einen ehemals illegal in Deutschland lebenden 
Inder besucht, mit deutsch-polnischen Grenzgängern gesprochen und 
das Thema Job-Verlagerung nach Osteuropa unter die Lupe genommen.
Im Serviceteil lichtet das Europa-ABC den Info-Dschungel: Was Sie 
schon immer über die EU wissen wollten – wir erklären es. Von „Acquis
Communautaire“ über „Lissabon-Strategie“ bis „Zoll“. Im Bericht über
den Nordosten Polens verraten wir, wo genau der letzte Urwald Europas
liegt. Und weil so viel Europa des Guten zu viel sein kann, lautet das
„Schlusslicht“-Plädoyer : „Rettet das Ausland!“

Kostenlose Einzelexemplare sind ab sofort in allen DGB-Büros erhältlich.
Größere Stückzahlen können bei der einblick-Redaktion bestellt werden:
Tel. 030 / 30 88 240, Fax 030 / 30 88 24 20, redaktion@einblick.info

S a c h v e r s t ä n d i g e n r a t

Ende einer
Dienstzeit

Fünf Jahre lang, vom 1. März
1999 bis zum 29. Februar 2004,
war Prof. Dr. Jürgen Kromphardt
Mitglied im Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung. Der DGB
hatte den Ökonomen seinerzeit für
das Gremium vorgeschlagen und
dankte ihm zum Ende seiner Dienst-

zeit im März mit einer wissen-
schaftlichen Veranstaltung in Ber-
lin. Die dort gehaltenen Referate
der Wirtschaftswissenschaftler
Hans-Jürgen Krupp und Werner
Meißner, von DGB-Bundesvor-
standsmitglied Heinz Putzhammer
sowie die Stellungnahmen von
Kromphardt, die er als Minderheits-
meinung in die Jahresgutachten

des Sachverständigenrates einge-
bracht hat, sind jetzt unter dem 
Titel „Zur Rolle und Verantwortung
der Wirtschaftswissenschaft in der
Politikberatung“ in der Schriftenrei-
he Informationen zur Wirtschafts-
und Strukturpolitik des DGB veröf-
fentlicht worden. •

030 / 240 60 727
carina.ortmann@bvv.dgb.de

D G B - J u g e n d c a m p

Politische
Freizeit

Zu einem Jugendcamp lädt die
DGB-Jugend Thüringen vom 15. bis
18. Juli auf das Rittergut Lützen-
sömmern ein. Auf dem Programm
stehen neben Diskussionen über 
Politik und Gewerkschaften eine Ex-
kursion zur KZ-Gedenkstätte Mittel-
bau Dora in Nordhessen und eine
Schreibwerkstatt. •

Anmeldungen: 0361 / 59 61 460
jugend@dgb-thueringen.de

pdf-Datei erhältliche Publikation
stellt etliche Beispiele aus Betriebs-
gruppen,Bezirken,der Rechtsschutz-
abteilung sowie anderen Gewerk-
schaftsbereichen vor, in denen die
Arbeitsqualität erhöht wurde, zum
Beispiel durch eine bessere Erreich-
barkeit und durch gezielte interne
Abstimmungsprozesse. •

www.verdi.de/projekte/
qualitaetsmanagement

Kaum etwas ist so gut, dass es
nicht noch besser werden könnte –
das gilt auch für die Gewerk-
schaftsarbeit. Der ver.di-Landesbe-
zirk Berlin-Brandenburg hat zwei
Jahre lang erprobt, wie sich die 
Arbeit optimieren lässt. Zentrales
Ergebnis des Projektes „Quali-
tätsmanagement in ver.di“ ist eine
Arbeitshilfe zur Qualitätssteigerung
der Gewerkschaftsarbeit. Die als

v e r . d i - Q u a l i t ä t s m a n a g e m e n t

Potenziale erschließen

B ö c k l e r - B r o s c h ü r e  

Alternative 
Versicherung

Freiberufliche KünstlerInnen oder
JournalistInnen haben es gut: Sie
können sich seit 1983 über die
Künstlersozialkasse kranken-, ren-
ten- und pflegeversichern. Für das
Gros sozialversicherungspflichtiger
Selbstständiger existiert ein ver-
gleichbares System nicht. Die So-
zialwissenschaftlerin Anna Frankus
und der Wirtschaftswissenschaftler
Uwe Fachinger haben jetzt ein al-
ternatives Konzept der Alters-, Kran-
ken- und Pflegeversorgung für diese
Gruppe entwickelt. Ausgangspunkt
ihrer Untersuchung war die Situa-
tion von Honorarlehrkräften, die
oftmals trotz Versicherungspflicht
finanziell gar nicht in der Lage sind,

••• Der DGB Hamburg hat ge-
meinsam mit „Arbeit und Leben“
der Hansestadt das Beratungs-
projekt „handicap“ gestartet.
Ein vierköpfiges Team soll Betriebs-
und Personalräte über die Möglich-
keiten zur Sicherung und Schaffung
von Arbeitsplätzen für Arbeitnehmer-
Innen mit Behinderung informieren.
Im Vordergrund stehen dabei die
Mitbestimmungsmöglichkeiten des
2001 in Kraft getretenen Sozialge-

setzbuches IX („Teilhabe und Reha-
bilitation behinderter Menschen“).
Infos: Tel. 040 / 28 40 16 50
handicap@hamburg.arbeitund
leben.de

••• Der DGB Niedersachsen
unterstützt die von mehreren Stadt-
elternräten gestartete Volksinitia-
tive zum Erhalt der Lernmittelfrei-
heit. Die Initiative will die vom nie-
dersächsischen Landtag Ende 2003

beschlossene Einführung eines
Leihsystems für Schulbücher kip-
pen, bei denen die Eltern für die
Anschaffungskosten aufkommen
müssen. Bis Juni 2005 sind 70 000
Unterschriften erforderlich, damit
sich der Landtag mit dem Anliegen
der Volksinitiative befassen muss.
Unterschriftenlisten stehen zum
Download auf der Homepage der
Initiative bereit. www.ol.ni.schule.
de/ stadtelternrat-OL/volksini

interregio

neben der Krankenversicherung
auch Zahlungen in die Rentenkasse
zu leisten. Die wichtigsten Ergeb-
nisse der Studie gibt es unter dem
Titel „Selbstständige im sozialen
Abseits“ für 13 Euro in der Edition
der Hans-Böckler-Stiftung. •

Bestellnr. 13113
mail@setzkasten.de

PROJEKTE UND PARTNER
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GEWERKSCHAFTEN

Die Initiative des DGB-Bundes-
vorstandes zielt darauf ab, drei Mus-
terregionen zu schaffen, in denen
der DGB treibende Kraft bei der
Gründung „Lokaler Bündnisse für
Familien“ ist. Dazu haben sich An-
fang Juni drei ausgewählte DGB-
Regionen im norddeutschen Leer
getroffen. In einem gemeinsamen
Workshop wurden die inhaltlichen
Schwerpunkte und Vorgehenswei-
sen abgestimmt. Von den Erfolgen
und Erfahrungen sollen künftig
weitere Regionen profitieren.

Einig sind sich die Beauftragten
in den beteiligten Regionen Trier,
Heilbronn und Zwickau in ihrem
Eintreten für eine Familienpolitik, die
in alle Bereiche des Lebens hinein
wirkt: Eine höhere Geburtenrate,
frühstmögliche Förderung, qualifi-
zierte Bildung und Erziehung sowie
eine höhere Frauenerwerbsquote
sollen im Zentrum des Bemühens
der drei Musterregionen stehen.

Aktuelle Studien und Gutachten
belegen schon heute die positiven
Auswirkungen familienfreundlicher
Maßnahmen. Familien, Kommunen
und Unternehmen – die wirtschaft-
liche Entwicklung insgesamt – pro-

Heilbronn ist der DGB in zwei Ar-
beitskreisen aktiv. Im Arbeitskreis
Familienservice-Einrichtungen wird
zurzeit erforscht, wie Unternehmen
beim Auf- und Ausbau familien-
freundlicher Servicemaßnahmen
helfen. In der zweiten Arbeitsgrup-

triegebiet Monaise mit kleinen und
mittleren Unternehmen wollen sie
eine überbetriebliche Kindertages-
stätte durchsetzen. Unterstützung
kommt von der Stadtverwaltung,
der Agentur für Arbeit und den ört-
lichen Unternehmen. •

fitieren von einer familienfreundli-
chen Unternehmenspolitik.

Ganz vorne auf der Wunschliste
bei den Betroffenen steht dabei die
familienfreundliche Arbeitszeit. Die
Beschäftigung liegt damit denn
auch nicht ganz von ungefähr im
Fokus der drei Pilotregionen. In

pe geht es um die Realisierung fa-
milienfreundlicher Arbeitszeiten.

In Zwickau will der DGB stärker
in die Betriebe hineingehen: Bei
VW Mosel möchte man eine stärke-
re Sensibilisierung der Betriebsräte
zum Thema familienfreundlicher
Betrieb erreichen.

Zu einem ganz ungewöhnlichen
Projekt haben sich Betriebsräte in
Trier zusammengefunden. Im Indus-

Der DGB-Bundesvorstand hat eine Projektgruppe eingerichtet, deren 
vorrangiges Ziel es ist, die gewerkschaftliche Präsenz im Projekt „Allianz
für die Familie“ der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, Renate Schmidt, zu verstärken. 

Ausgezeichnet

Familiengerechte Personal-

politik gewinnt zunehmend

an Bedeutung: Mit Zertifika-

ten zum Audit Beruf und 

Familie hat die Gemeinnützi-

ge Hertie-Stiftung insgesamt

34 Unternehmen und Insti-

tutionen ausgezeichnet. 

Der Bundesminister für Wirt-

schaft und Arbeit, Wolfgang

Clement, und die Bundes-

ministerin für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend, 

Renate Schmidt, überreich-

ten die Auszeichnungen für

das Engagement zur Verbes-

serung familiengerechter 

Arbeitsbedingungen im 

Namen der Hertie-Stiftung. 

Schmidt und Clement tragen

seit Anfang des Jahres 

gemeinsam die Schirmherr-

schaft. Mit dem Audit Beruf

und Familie wurde ein 

strategisches Management-

instrument geschaffen, mit

dessen Hilfe die Vereinbar-

keit von Beruf und Familie

verbessert und in den Betrie-

ben verankert werden soll.

Beim Audit werden bereits

umgesetzte familiengerech-

te Maßnahmen begutachtet

sowie Potenziale aufgezeigt

und Zielvereinbarungen 

getroffen. 

Seit 1999 haben rund 90 Un-

ternehmen und Institutionen

mit über 250 000 Beschäftig-

ten das Audit durchlaufen.

Dabei wurden über 140

Ideen familienfreundlicher

Maßnahmen zusammenge-

tragen.

L o k a l e  B ü n d n i s s e  f ü r  F a m i l i e n

Familienpolitik ist Standortpolitik

Nachholbedarf
Bereiche mit dem größten Handlungsbedarf nach
Region (in Prozent)
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Quelle: Arbeitnehmer-
Innenbefragung
„Familienfreundlicher
Betrieb“, WSI
(6.11. – 6.12.2003)

Familienfreundliche
Arbeitszeiten

32,6

Finanzielle Unterstützung

Freistellungsmöglichkeiten
für Pflegeaufgaben

Familienfreundliches
Betriebsklima

West
Ost

Angebote während
der Elternzeit

nichts davon ist wichtig

Vermittlung von
Betreuungsangeboten

30,8
16,2

22,8
14,5
15,7

10,6
13,5

10,2
5,1

8,6
6,4
7,3

5,8

n = 1976
(Rest keine Angabe)

Neueste Studien
zeigen, dass fami-
lienfreundliche
Maßnahmen in 
Betrieben auf Platz
eins der Wunsch-
liste der Beschäf-
tigten stehen. Sie
lenken den Blick 
der Gesellschaft auf
die Anforderungen
einer zeitgemäßen
Familienpolitik – 
in Ost und West.

„Im Zwickauer Land hat ein loka-
les Bündnis zum Wohle von Familien schon erfolg-
reich in die Kommunalpolitik eingreifen können. 
Wir konnten die Kinderbetreuungszeiten für Arbeits-
lose auf dem früheren Niveau erhalten. Nach einer

Richtlinie des Landkreises vom Jahresanfang sollten
Kinder von Arbeitslosen nur noch Anspruch auf vier-
einhalb Stunden Kitabetreuung haben. Wie sollen
sich Arbeitslose dann um einen neuen Arbeitsplatz
kümmern? Der DGB hat sich dem Frauenbündnis 
angeschlossen, gemeinsam haben wir erfolgreich
gekämpft. In diesem Zusammenhang wurde aber
auch deutlich, dass so etwas nicht allein im Verant-
wortungsbereich von Frauen und deren Netzwerken
liegt. Erst durch die Zusammenarbeit derer, die ein
Problembewusstsein für die Engpässe von Familien
mitbrachten, konnten wir erfolgreich sein.“

Die DGB-Regionsvorsitzende
Sabine Zimmermann, 43,
engagiert sich in Vogtland-
Zwickau für ein DGB-initiiertes
„Lokales Bündnis für Familie“.
einblick hat sie gefragt, worin
der besondere Bedarf besteht.

?...nachgefragt
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GEWERKSCHAFTEN
des Konzernbetriebsrates der De-
gussa AG und einer der Initiatoren.
Die Betriebsräte wollten aber das
Bild der Gewerkschaften in der Öf-
fentlichkeit korrigieren. „Wir werden
zu stark als Mahner wahrgenom-
men. Dem wollen wir unsere Er-
fahrungen bei der Gestaltung des
industriellen Wandels in den Betrie-
ben gegenüberstellen“, betont der
Degussa-Betriebsratsvorsitzende.
Im Übrigen sei die Initiative für Be-
triebsräte aus anderen Gewerk-
schaften offen. Blauth ist auch
Sprecher der Betriebsräteinitiative
zum Erhalt der Tarifautonomie.
„Wir waren nur deshalb erfolg-
reich, weil wir einig aufgetreten
sind“, so Blauth. •

www.einblick.dgb.de
Macht Politik sozialgerecht!
Aufruf der Betriebsräteinitiative
von IG BCE, TRANSNET und NGG

■ Mit der Trennung von Frank Castorf hat 
der Aufsichtsrat die Notbremse gezogen.
Ist das das Ende der Ruhrfestspiele?
■ Im Gegenteil. Wir wollen die Voraussetzung
schaffen, dass die Ruhrfestspiele wieder Boden unter
die Füße bekommen. Dazu muss die Akzeptanz er-
höht werden, damit die Zuschauerzahlen wieder
steigen. 
■ Die Gesellschafter der Ruhrfestspiele, DGB 
und die Stadt Recklinghausen, werfen Castorf vor,
in Recklinghausen ein Nischenprogramm aufge-
führt zu haben, das ausschließlich auf ein junges
Publikum zielt.Wussten sie nicht, wen sie 
verpflichtet haben?
■ Wir wussten natürlich, was Castorf hier in Berlin
macht. Deshalb haben wir ihn frühzeitig gebeten,

ein Programm zu entwickeln, das nicht nur ein 
junges, intellektuelles Publikum anspricht, sondern
auch die bisherigen Zuschauer mitnimmt. Das ist 
leider nicht gelungen. Viele traditionelle Festspiel-
gänger fühlen sich verprellt. Sie wurden als kleinbür-
gerlich und miefig abgestempelt.
■ Durch den massiven Zuschauerrückgang 
sinkt der künstlerische Etat der Ruhrfestspiele 
für das kommende Jahr von 2,1 auf eine Million.
Ist damit noch ein anspruchsvolles Programm 
zu finanzieren?
■ Das ist eine echte Herausforderung. Mit einem
geringeren Etat kann man auch nur weniger Veran-
staltungen anbieten. Trotzdem wollen wir versu-
chen, zusammen mit Jürgen Flimm, dem neuen 
Intendanten der Ruhrtriennale, ein spannendes 
Programm zu entwickeln.
■ Es gab auch erhebliche Reibungsverluste zwi-
schen den Ruhrfestspielen und der Ruhrtriennale.
Muss die Konstruktion, nach der die Ruhrfestspiele
Teil der Ruhrtriennale sind, verändert werden?
■ Das Verhältnis muss neu justiert werden. Beide
Festspiele müssen zeitlich entzerrt werden. Und wir
müssen analysieren, was der bestehende Kooperati-
onsvertrag mit der Ruhrtriennale den Ruhrfestspie-
len gebracht hat.

Nach nur einer Spielzeit haben
sich die Ruhrfestspiele Ende Juni

von ihrem Festspielleiter Frank
Castorf getrennt. Unter Castorf,

hauptberuflich Intendant der
Berliner Volksbühne, waren die 

Zuschauerzahlen in Reckling-
hausen dramatisch eingebro-

chen, von 50 000 auf 22 000. Hat
das von den Gewerkschaften mitgegründete 

Theaterfestival noch eine Zukunft, hat einblick
DGB-Vorstand Ingrid Sehrbrock, 56, gefragt.

Fragenan ...

Auch mehrere Mo-
nate nach der Ein-
führung verschärf-

ter Regeln für Arbeitslose
kennen viele Betroffene
noch immer nicht ihre neu-
en Pflichten und verlieren
dadurch ihr Recht auf Unter-
stützung. Die DGB-Broschü-
re „Agentur für Arbeit: Neu-
er Name – Neue Regeln“
schafft Abhilfe. Einzelexem-
plare sind kostenlos.
buhs@toennes-gruppe.de

Das Landesarbeitsge-
richt Mainz hat der 
mit ver.di konkurrie-

renden Gewerkschaft der
Flugsicherung (GdF) den
Status als Tarifpartner am
Flughafen Frankfurt-Hahn
abgesprochen. Die Richter
entsprachen damit einem
Eilantrag der Arbeitgeber,
die bereits mit ver.di einen
Haustarifvertrag abge-
schlossen hatten.

Die GEW hat gefordert, 
die Zahl der ausländi-
schen Sonderschüler

bis 2010 zu halbieren. Aus-
ländische Kinder würden
doppelt so häufig zu Son-
derschulen geschickt wie
deutsche SchülerInnen.
Meist seien fehlende
Deutschkenntnisse der
Grund für die Lernschwäche
und nicht eine tatsächliche
Lernbehinderung.

Die GdP fordert beim 
Abhören von Wohnun-
gen mehr Rechte für

die Polizei. Der Gesetzent-
wurf von Justizminister Otto
Schily folge „sklavisch den
Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts“, das die
Möglichkeiten für den so
genannten großen Lausch-
angriff eingeschränkt hat.

kurz&bündig

In ihrer grundsätzlichen Kritik
an der Agenda 2010 sind sich die
Gewerkschaften einig. „Sozialab-
bau und Abbau von Arbeitnehmer-
rechten sind der falsche Weg“,
heißt es in einem Anfang Juni von
der IG Metall initiierten Arbeitneh-
merbegehren, für das auch ver.di,
IG BAU, IG BCE, GEW und NGG –
zum Teil in modifizierter Form – Un-
terschriften sammeln. In der Frage,
wie weit sie in ihrer Kritik an der
Politik der rot-grünen Bundesregie-
rung gehen sollen, verfolgen die
Gewerkschaften hingegen unter-
schiedliche Strategien.

„Globalisierung ist keine Erfin-
dung von Wirtschaftswissenschaft-
lern, sondern ein Prozess, der real
stattfindet“, heißt es in einem Ende
Juni von Betriebsräten aus dem 

Organisationsbereich von IG BCE,
TRANSNET und NGG entwickelten
Aufruf. Unter dem Slogan „Macht
Politik sozial gerecht!“ erklären die
Betriebsräte der drei Gewerkschaf-
ten, „Deutschland braucht Erneue-
rung“. Zu einer Reformpolitik, die
die soziale Balance behält, gebe es
„keine Alternative“. Zugleich for-
dern die Betriebsräte, dass der So-
zialstaat weiterentwickelt wird:
„Wenn mehr Flexibilität und Ri-
sikobereitschaft erforderlich sind,
muss es auch einen Sozialstaat ge-
ben, der die Menschen schützt.“ 

Trotz der unterschiedlichen Be-
wertung der Reformpolitik der Bun-
desregierung sei der Aufruf nicht
gegen das von der IG Metall initi-
ierte Arbeitnehmerbegehren gerich-
tet, betont Ralf Blauth,Vorsitzender

B e t r i e b s r ä t e i n i t i a t i v e  

Globalisierung ist keine Erfindung
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MEINUNG

Zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts ist es keineswegs
ausgemacht, ob es gelingt,
das europäische Gesell-
schaftsmodell für den globa-
len Wettbewerb zukunftsfähig
zu machen. Im Gegenteil, die
aktuelle Situation gibt wenig
Anlass zu Optimismus. Die politische Landkarte in
Europa hat sich in den letzten vier Jahren deutlich
in Richtung Mitte-Rechts verschoben. Dies
wird spürbare Auswirkungen auf die neue Zusam-
mensetzung der EU-Kommission haben. Dort drohen
wirtschaftsliberale Positionen und orthodox-markt-
wirtschaftliche Dogmen die Oberhand zu gewinnen.
Die Wahlen zum Europäischen Parlament haben 
gezeigt, dass es nicht gelungen ist, die Bedeutung
Europas für den Alltag der Menschen positiv deutlich
zu machen. Vor allem ArbeitnehmerInnen und Ar-
beitslose sind nicht an die Urnen gegangen, trotz der
Wahlaufrufe der Gewerkschaften. Dies zeigt, dass
sich die Gewerkschaften schwer damit tun, deutlich
zu machen, dass Europa nicht nur Risiken beinhaltet,
sondern auch Chancen bietet.

Politische Instrumente zur Gestaltung der
Zukunft Europas stehen durchaus zur Ver-
fügung, sie müssen aber intensiver als bisher ge-
nutzt werden. Der Europäische Verfassungsvertrag –
sofern er die Ratifizierung in den Mitgliedsstaaten
überlebt – gibt den Gewerkschaften zusätzliche
Handlungsmöglichkeiten. Die rechtsverbindliche In-
tegration der Grundrechtecharta, die transnationale
Streiks anerkennt, und die Verankerung des sozialen
Dialogs gehören dazu. Daher kann es für die Gewerk-
schaften trotz berechtigter Kritik im Detail keinen
Zweifel daran geben, diese Verfassung zu unterstüt-
zen. Sie als neo-liberal abzutun, wäre falsch.

Der europäische Regulierungsrahmen und die
zukünftige Verfassung bieten Möglichkeiten, die um
zehn Mitgliedsstaaten erweiterte Union zu gestal-
ten. Dabei werden allerdings die Widersprüche und
potenziellen Konflikte zunehmen. Mit der Erwei-
terung der EU haben die sozialen Dispa-
ritäten zugenommen. Und die Massenarbeits-

losigkeit bietet offensichtlich einen gesunden Nähr-
boden für marktradikale Heilmittel, wonach die
Wettbewerbsfähigkeit und die Maximierung der 
Gewinne alles und das europäische Sozialmodell
nichts bedeuten. Es ist deshalb keineswegs sicher,
dass wir einen Absenkungswettlauf mit Lohnkür-
zungen,Arbeitszeitverlängerung und Niedrigsteuern

verhindern können.
In wenigen Wochen wird die De-

batte über die neue Sozialpolitische
Agenda 2006 – 2010 der EU eröff-
net. Eine Chance, die die Ge-
werkschaften nicht ungenutzt
lassen dürfen. Welche Vorstellun-
gen bringen wir in die Debatte über

die Erneuerung der Sozialpolitik in Europa ein? Wel-
che Vorstellungen entwickeln wir von einem Sozial-
staat, der supranationale Konturen aufweist? Aus
nationalen Erfahrungen wissen wir, dass sich der So-
zialstaat nicht frei von Konflikten entwickelt, sondern
Konflikte im Gegenteil geradezu eine Existenzbedin-
gung für ihn sind. Aber wie können wir unsere 
europäische Konfliktfähigkeit entwickeln
und behaupten, damit die von der irischen Präsi-
dentschaft in die Diskussion gebrachte „Partner-
schaft für den Wandel“ mit Leben erfüllt wird? Eine
solche Partnerschaft setzt den Gestaltungswillen
und die Konfliktbereitschaft der Gewerkschaften
voraus. Voreilige Bündnisse mit Teilen der sozialen
Bewegungen, die in der EU vor allem ein Herr-
schaftsinstrument der Unternehmen sehen, werden
uns dabei nicht weiterhelfen. Notwendig ist statt-
dessen eine Auseinandersetzung darüber, wie wir
den sozialen Dialog auf europäischer Ebene stärken
können. Dazu gehört eine offene Bilanzierung
und die Identifizierung bisheriger Defizite.
So kann es beispielsweise keine europäischen Ver-
handlungen mit den Arbeitgebern mehr geben,
wenn es uns nicht zugleich gelingt, diese mit natio-
nalen Verhandlungen zu verzahnen.Wie können wir
unsere Tarifpolitik zukünftig effektiver koordinieren
oder auch europäisch synchronisieren, um unsere
Konfliktfähigkeit zu stärken? Und wie halten wir es
mit den Europäischen Betriebsräten?

Unter den veränderten politischen Rahmenbe-
dingungen ist es keine Selbstverständlichkeit, dass
wir auf die europäischen Institutionen bauen kön-
nen, um das europäische Sozialmodell abzusichern.
Nur wenn wir unsere europäische Handlungs- und
Konfliktfähigkeit stärken, werden wir die Arbeitneh-
merInnen für das Projekt Europa gewinnen. •

Die Erfolge konservativer Parteien bei den nationalen
und der Europawahl haben zu einer Machtverschie-
bung in der EU geführt. Um ihre Einflussmöglich-
keiten in der EU nicht zu verlieren, müssen die 
Gewerkschaften ihre europäische Handlungs- und
Konfliktfähigkeit stärken, meint Reiner Hoffmann.

Neuer Schwung 
durch Verfassung

Die von der EU-Regierungs-

konferenz Ende Juni ver-

abschiedete Europäische

Verfassung wird von den 

Gewerkschaften positiv 

bewertet. Sie ist „ein großer

Schritt vorwärts für Europa“,

so der DGB-Vorsitzende

Michael Sommer, „auch

wenn die Beschlüsse der 

EU-Regierungschefs hinter

den ehrgeizigeren Zielen 

des Konventes zurückge-

blieben sind“. 

Der DGB begrüßt insbeson-

dere, dass die europäische

Grundrechtecharta rechts-

verbindlich in die Verfassung

aufgenommen worden ist.

Positiv sei auch die Fest-

schreibung der Geschlechter-

gleichheit, die Stärkung der

Sozialpartner sowie die Inte-

gration einer Sozialklausel 

in den Verfassungstext. 

Im Vergleich zum Vertrag

von Nizza sei die neue EU-

Verfassung eindeutig eine

Verbesserung, auch wenn

noch mehr hätte erreicht

werden können. 

Ob die Verfassung von den

Bürgern akzeptiert wird,

werde sich bei den Ratifizie-

rungsverfahren in den ver-

schiedenen EU-Staaten noch

zeigen müssen. Für den DGB

ist die Verabschiedung der

europäischen Verfassung

„nicht das Ende, sondern der

Beginn eines Prozesses. Jetzt

gilt es, weiter am sozialen

Europa zu arbeiten und die

Rechte der Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer zu 

sichern und auszubauen.”

Reiner Hoff-
mann, 49, ist
stellvertre-
tender Vorsit-
zender des
Europäischen
Gewerk-
schaftsbun-
des (EGB).Fo
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personalien
der Kita bis zur Rente“, Frank-
furt/Main

DGB Baden-Würt-
temberg,Arbeitstagung für Frauen-
vertreterinnen „Frauen stärken“,
Stuttgart

Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Ehe und Familie in
der Steuerrechts- und Sozialord-
nung“, Bochum

DGB Thüringen,
Jugendcamp, Rittergut Lützensöm-
mern

DGB Berlin-Bran-
denburg, Veranstaltung „Wider-
stand/Der 20. Juli/Identifikation“,
Berlin

DGB Baden-Würt-
temberg, Jugendcamp, Markelfin-
gen am Bodensee

7.8-3.9.

19.7.

15.-18.7.

15./16.7.

14.7.
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Hans-Böckler-Stif-
tung, Workshop „Parafiskalische
Modelle der Familienförderung –
neue Wege zur Finanzierung famili-
enpolitischer Leistungen?“, Berlin

DGB Baden-Würt-
temberg, Tagung „Arbeiten am
Netz“, im Rahmen der Initiative
„Circus Sociale“, Karlsruhe

DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Fachkonferenz
„Konkrete Umsetzung einer solida-
rischen Bürgerversicherung: Eine
Zwischenbilanz“, Berlin

DGB Bayern, Dis-
kussion „Arbeitslosengeld II: Sozia-
ler Kahlschlag! Bürokratischer Fehl-
schlag?“, München

ver.di, Workshop
„Lebensbegleitendes Lernen: Von

12.7.

8.7.

7.7.

6.7.

6.7.
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••• Werner Hoffmann, 57,
metall-Redakteur, ist Mitte Juni vom
Vorstand der IG Metall zum Redak-
tionsleiter der IG Metall-Publikationen
metall und direkt berufen worden.
Er hatte dieses Amt seit September
2003 kommissarisch inne.
••• Fritz Schösser, 57, Vorsit-
zender des DGB-Bayern und SPD-
Bundestagsabgeordneter, hat Ende
Juni erklärt, bei der nächsten Bun-
destagswahl nicht mehr für die SPD
zu kandidieren. Hanjo Lucassen,
60, DGB-Bezirksvorsitzender und
SPD-Landtagsabgeordneter in Sach-
sen, hat bereits am 9.Juni wegen
politischer Differenzen auf eine Kan-
didatur bei den Landtagswahlen
am 19. September verzichtet.
••• Die Bundesregierung hat die
Mitglieder für die am 1. Juli begon-
nene sechsjährige Amtsperiode des

Verwaltungsrates der Bundesagen-
tur für Arbeit berufen. Als Arbeit-
nehmervertreter gehören dem 21-
köpfigen Verwaltungsrat an: die
stellvertretende DGB-Vorsitzende
Ursula Engelen-Kefer, 61,
DGB-Abteilungsleiter Wilhelm
Adamy, 54, sowie die Vorstands-
mitglieder Isolde Kunkel-We-
ber (ver.di), 50, Kirsten Rölke
(IG Metall), 55, Veronika Keller-
Lauscher (IG BCE), 56, Ernst-
Ludwig-Laux (IG BAU), 54, und
Michaela Rosenberger (Ge-
werkschaft NGG), 44. Stellvertre-
tende Mitglieder der Arbeitnehmer-
gruppe sind die stellvertretende
GEW-Vorsitzende Ursula Herdt,
62, sowie die DGB-Bezirksleiter
Stefan Körzell (Hessen – Thürin-
gen), 41, und Peter Deutsch-
land (DGB Nord), 59.

Schlusspunkt●

Die Wochenchronik des Online-Dienstes Saarkurier vom 28. Juni über die
Steuerpläne der CDU

„Bierdeckel-Sammlung von Friedrich Merz
wird CDU-Programm“

SOZIALVERSICHERUNG: Steuerfinanzierung bringt kaum Arbeitsplätze
Über die Sozialversicherungssysteme
werden pro Jahr über 50 Milliarden Euro
an Leistungen finanziert, für die keine
Beiträge entrichtet wurden. Würden die
versicherungsfremden Leistungen über
Steuern finanziert, würden kurzfristig
bis zu 800 000 Arbeitsplätze entstehen.
Das hat das Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftliche Institut (WSI) ermittelt.
Mittelfristig läge der Vorteil aber nur
bei rund 200 000 Arbeitsplätzen. Wer-
den die Mittel über eine höhere Umsatz-
steuer aufgebracht, ist der Arbeitsplatz-
effekt langfristig sogar negativ. ©

 D
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Zuwachs an Arbeitsplätzen durch die Finanzierung versicherungsfremder Leistungen über Steuern (in Tausend)

2005

Quelle:  WSI-Standortbericht 2004
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In schwieriger Zeit vertrauen
Gewerkschaftsmitglieder zu einem
hohen Prozentsatz ihren Organisa-
tionen. Zwar hat das Ansehen der
Gewerkschaften auch unter ihren
Beitragszahlern gelitten, dennoch
können sich die Umfragewerte
nach wie vor sehen lassen. Denn
92 Prozent der Gewerkschaftsmit-
glieder halten laut dem diesjähri-
gen DGB-Trendbarometer des Mei-
nungsforschungsinstituts polis ihre
Organisation für unverzichtbar oder
sind der Meinung, dass sie so wich-
tig sind, dass man Mitglied einer
Gewerkschaft sein sollte.

Dabei erwartet eine deutliche
Mehrheit der ArbeitnehmerInnen
von den Gewerkschaften, dass sie
sich „aktiv“ in die Regierungspoli-
tik einmischen. Gründe dafür sind
die allgemeine Wirtschaftslage und
die „Agenda 2010“. Mit Blick auf
das Reformpaket des Kanzlers er-
warten 61 Prozent eine solche Ein-
mischung. Die Ablehnung der
Agenda ist deutlich gewachsen:
42 Prozent der Befragten lehnen
sie ab, 35 Prozent erwarten, dass
die Gewerkschaften öffentlich

Druck für eine Änderung des Re-
formkurses machen. Und 60 Pro-
zent im Osten halten es sogar für

richtig, wenn das mit Demonstra-
tionen und Streiks geschieht.

Spurlos gehen die schwierigen
Zeiten, die nahezu alle großen Ins-
titutionen erfasst haben, auch an
Gewerkschaften nicht vorbei. So ist
die Zahl der ArbeitnehmerInnen,
die die Arbeit der Gewerkschaften
positiv beurteilen, im Trendbarome-
ter 2002 noch deutlich größer als
die der Kritiker gewesen. 2004
äußerten sich mit über 53 Prozent
erstmals die Mehrheit der Arbeit-
nehmer kritisch über die Gewerk-
schaften. Besonders ausgeprägt ist
die Kritik in den fünf ostdeutschen
Bundesländern. Wollten 2002 nur
29 Prozent uneingeschränkt der
Forderung zustimmen, die Gewerk-
schaften sollten „flexibler sein und
schwierige wirtschaftliche Situatio-
nen stärker berücksichtigen“, so
stimmen dieser Forderung heute 
37 Prozent zu. Gleichzeitig finden
57 Prozent, die Gewerkschaften
seien „veraltet und schwerfällig“
gegenüber 47 Prozent in 2002.

Allen Kritikern zum Trotz: Immer
noch hält eine große Mehrheit bei
Mitgliedern und Nichtmitgliedern
den Einsatz der Gewerkschaften
gegen Arbeitslosigkeit und für den
Erhalt des Sozialstaates für richtig.
Deutlich weniger Menschen als
2002 würden aus der Gewerk-
schaft austreten. 35 Prozent aller
Gewerkschaftsmitglieder könnten
sich vorstellen, „aktiv“ in ihrer Ge-
werkschaft mitzuarbeiten. Ergeb-
nisse, die auch durch andere Um-
fragen bestätigt werden. So hielten
nach einer Forsa-Umfrage im Auf-
trag des Stern im Juni 71 Prozent
aller Bundesbürger Gewerkschaf-
ten für unverzichtbar. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.arbeitnehmer
begehren.de

Informative Site zum 
Arbeitnehmerbegehren 
der IG Metall mit Links 
zu den Initiativen der 

anderen Gewerkschaften

www.einblick.dgb.de
Im Wortlaut: „Arbeit 

schaffen“.
Der DGB-Vorsitzende 

Michael Sommer antwortet
dem SPD-Vorsitzenden 

Franz Müntefering zum 
Verhältnis Gewerkschaften

und Parteien.

14/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 23.08.2004

Der Klimaschutzexperte
der SPD-Fraktion, Ulrich

Kelber, hält die Klimafreund-
lichkeit der Atomenergie, von
der Kernkraftlobbyisten neu-
erdings reden, für „ein Mär-
chen“. Bei Förderung, Verar-
beitung und Transport von
Uran würden „in großem Stil“
Treibhausgase freigesetzt.

+ Der entwicklungspoli-
tische Sprecher von

CDU/CSU, Christian Ruck, hat
Entwicklungsministerin Wiec-
zorek-Zeul kritisiert, die das
deutsche Massaker an den
Hereros 1904 in Namibia als
Völkermord bezeichnet hatte.
Das könne den Steuerzahler
Milliarden Euro kosten.

-

plusminusBERLIN

_____________ _____

Der Protest gegen Hartz
IV kommt auf Touren
Angetreten ist Schröder mit 

dem Slogan „Fördern und 

fordern“. Wird daraus 

„Fordern statt fördern“?

_____________ _____

Flächendeckendes Netz
Die Gründung einer 

„Anwalts-GmbH“ soll den

DGB-Rechtsschutz 

stabilisieren. 

_____________ _____

In guten wie in 
schlechten Zeiten
Um zukunftsfähig zu bleiben, 

müssen die Gewerkschaften 

Fraueninteressen stärker 

berücksichtigen – meint 

Christiane Wilke von der 

IG Metall
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Sicherheitsanker in schwieriger Zeit

Nach Meinung der Befragten die
sechs wichtigsten Themen für die
Gewerkschaften: Während in der
Vergangenheit Ausbildung bei den
Erwartungen kaum eine Rolle ge-
spielt hat, ist heute der Umwelt-
schutz kein Thema mehr.

Arbeit und Sozialstaat
vorrangig
Die wichtigsten Themen für Gewerk-
schaften (Angaben in Prozent)

©
 D
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Quelle: DGB-
Trendbarometer
2004, polis

Erhalt von Arbeitsplätzen/Abbau
der Arbeitslosigkeit

Bereitstellung von Ausbildungsplätzen

Verbesserung der Arbeitsbedingungen /
Schutz am Arbeitsplatz

Sicherung der Altersversorgung

Einkommensverbesserung / Vermeidung
von Einkommensverlusten

Erhalt des Sozialstaats

2002
2004

71
70

58
59

50
42

42
39

30
38

30
33
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POLITIK 

Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) stößt mit seiner Vorstel-
lung von Unternehmensmitbestim-
mung in Europa, die sich weitge-
hend mit gewerkschaftlichen For-
derungen deckt, auf europäischer
Ebene noch auf Widerstand. Schrö-
der will den Entwurf der EU-Richtli-
nie zur grenzüberschreitenden Ver-
schmelzung von Kapitalgesellschaf-
ten mitbestimmungsfreundlicher
gestalten. Der Entwurf sieht jetzt
vor, dass EU-Staaten mit monisti-
scher Unternehmensverfassung –
sie kennen nur das Führungsorgan
Verwaltungsrat – die Drittelbeteili-
gung der Arbeitnehmer einführen
können, wenn diese Firmen mit ei-
nem dualistisch, sprich von Vor-
stand und Aufsichtsrat geführten
Unternehmen fusionieren.

Diese Klausel hat die Bundesre-
gierung bisher stets abgelehnt.Aus
Regierungskreisen verlautet jetzt
aber, dass die Regierung prüfen
müsse, ob sie die Einführung der
Drittelbeteiligung nicht doch mit-
trage, falls der Rat der Europäi-
schen Union ihr mehrheitlich zu-
stimme.

In der Frage der erforderlichen
Mehrheit vertritt der DGB allerdings
eine andere Rechtsposition. Seiner

Auffassung nach ist im Rat Einstim-
migkeit erforderlich. Er stützt sich
dabei auf ein Gutachten von Prof.
Dr. Ingolf Pernice, dem Direktor des
Walter-Hallstein-Instituts für Euro-
päisches Verfassungsrecht an der
Berliner Humboldt-Universität. Per-
nice war zuvor ihm Juristischen
Dienst der EU-Kommission tätig.

Insofern wäre es Rot-Grün theo-
retisch möglich, die umstrittene Ver-
schmelzungsrichtlinie zu kippen.

Zumal der Richtlinienentwurf
hinter das Gesetz zur Einführung
der Europa AG (SE) zurückfällt. Da-
nach können europaweit tätige 
Unternehmen ab 8. Oktober eine
SE gründen, die den Erhalt der 
paritätischen Mitbestimmung er-
möglicht. Dies geht nicht zuletzt
auf die jahrelangen Bemühungen
der deutschen Regierung zurück.
DGB-Vorstandsmitglied Dietmar
Hexel hat ihr deshalb ausdrücklich
„Lob und Anerkennung“ gezollt.

Mit der Europa AG steht erst-
mals eine einheitliche europäische
Rechtsform zur Verfügung. Sie er-
möglicht Kapitalgesellschaften die
Expansion über Ländergrenzen hin-
weg, ohne Tochterfirmen gründen
zu müssen, die nationalem Recht
unterliegen. •

Danke – das tut gut, vermisst zu werden. All jene, die in den letzten
Wochen nachfragten, ob sie eventuell aus dem Abo-Verteiler heraus-
gefallen seien, können unbesorgt sein: Nach längerer Sommerpause
kommt der einblick nun wieder alle 14 Tage frei Haus – per Post oder
Mail. Denn mit einem Probelauf starten wir gleich voll durch. Wer uns
in den letzten Wochen den Coupon von Seite 8 zugeschickt und um
Belieferung per E-Mail gebeten hat, erhält mit dieser Ausgabe erst-
malig den einblick als PDF-Datei: zum Lesen am Bildschirm oder selbst
Ausdrucken. Parallel gibt’s den einblick 14/04 aber auch noch per
Post. Wenn nichts schief geht, für die E-Mail-Abonnenten zum letz-
ten Mal – dafür werden diese aber auch schon ein, zwei Tage früher
als die Abonnenten der Print-Ausgabe von uns mit News, Positionen
und Service versorgt. Und die einblick-Redaktion legt erst wieder Mit-
te Dezember eine kleine Pause ein, um Tannenbäume zu schmücken,
Zimtsterne zu backen und Böller zu kaufen – versprochen!

ineigenersache

Die IG Bergbau, Chemie, Energie ist die dritt-
größte Gewerkschaft unter dem Dach des
Gewerkschaftsbundes.

Sie setzt sich für die Interessen ihrer circa
800.000 Mitglieder in den Branchen Bergbau,
Energie, Chemie, Energie, Leder, Kautschuk,
Kunststoff, Glas und Keramik ein.

Die IG Bergbau, Chemie, Energie setzt sich für
Mitbestimmung und Beteiligung nicht nur auf
betrieblicher Ebene ein.

Für die Abteilung Wirtschaftspolitik/Industrie-
gruppen suchen wir zum nächstmöglichen Termin

eine Gewerkschaftssekretärin/
einen Gewerkschaftssekretär

Ihr Aufgabenfeld besteht aus:

● Sie beraten intern und extern über betriebs- und
volkswirtschaftliche Fragestellungen im weiteren
Sinne

● Sie vertreten die wirtschaftspolitischen Positionen
der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Ener-
gie im gewerkschaftlichen Raum und nach außen

● Sie analysieren wirtschaftliche Sachverhalte, erstel-
len hierzu Informations- und Bildungsmaterial und
arbeiten an Veröffentlichungen mit

● Sie organisieren Arbeitstreffen, Workshops und
Tagungen im Rahmen der Kommunikationspolitik
der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie

Sie besitzen eine fundierte wirtschaftswissenschaftli-
che Ausbildung und verfügen möglichst auch über all-
gemeine Berufserfahrung.

Sie identifizieren sich mit den Zielen der Industriege-
werkschaft Bergbau, Chemie, Energie und haben ein
aktives Interesse an der Lösung wirtschaftspolitischer,
insbesondere an konjunktur-, finanz- und steuerpoliti-
scher Probleme.

Erwartet werden neben analytischen und empirisch-,
statistischen Fähigkeiten auch soziale und kommuni-
kative Kompetenz.

Haben Sie Interesse an diesem breit gefächerten Auf-
gabengebiet?

Dann senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen bitte an:

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie
Hauptverwaltung
Ressort Personal
Hans Eisenbeiß
Postfach 30 47
30030 Hannover

E u r o p a

Rot-Grün dringt auf Mitbestimmung
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nennt Schröders Einlenken „klug
und richtig“. Ausreichend sei es
nicht. IG Metall-Vorstandsmitglied
Kirsten Rölke: „Die Nachbesserun-
gen haben den Betroffenen die
Ängste vor dem, was auf sie zu-
kommt, nicht wirklich genommen.“
DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer lis-
tet auf, welche Nachbesserungen
noch erforderlich sind: Die Zuschlä-
ge für den Übergang von Alg I zu II
müssten erhöht und länger gezahlt

A r b e i t s l o s e n g e l d  I I

„Fordern statt fördern“
Der Protest gegen die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe schwillt an, die
Zahl der Demonstranten wächst von Woche zu Woche. Damit verhärten
sich die Fronten, denn Bundeskanzler Schröder ist zu weiter gehenden
Korrekturen an Hartz IV nicht bereit: „Mehr geht nicht. Mehr ist auch
nicht nötig.“ Der DGB bemüht sich verstärkt um eine sachlich orientierte
und differenzierte Haltung zum Arbeitslosengeld (Alg) II. 

Mit 600 TeilnehmerInnen hat
der öffentliche Protest gegen Hartz
IV, den massivsten Sozialabbau in
der Geschichte der Bundesrepublik,
Ende Juli in Magdeburg begonnen.
Schon Mitte August gingen nach
Polizeiangaben bundesweit rund
90 000 Menschen auf die Straße,
die meisten und größten Kundge-
bungen fanden in Ostdeutschland
statt. Doch auch im Westen wächst
die Wut. Die DGB-Region Westpfalz
in Kaiserslautern ruft ab September
zu „Monats-Demos“ auf, die örtli-
che IG Metall will den Konflikt „in
die Betriebe tragen“.

Dass der Aufruhr verebbt, ist
vorerst nicht zu erwarten. Im Ge-
genteil. „Der Widerstand gegen
Hartz IV wird an Dynamik gewin-
nen“, prophezeit der DGB-Landes-
vorsitzende von Sachsen-Anhalt,
Udo Gebhardt. Die Stimmung sei
explosiv. Sie werde noch gefährli-
cher, „wenn die Langzeitarbeitslo-
sen im Oktober ihre Leistungsbe-
scheide für das neue Arbeitslosen-
geld II bekommen.“ Dann würden
noch viel mehr Menschen auf-
schrecken.

Hartz IV verändert die Repu-
blik: Nach einer Übergangsfrist bis
2006 werden 4,3 Millionen Men-
schen in 2,1 Millionen Haushalten
von Hartz IV betroffen sein. Im po-
sitiven Sinne nur die erwerbsfähi-
gen Sozialhilfeempfänger, sie kön-
nen künftig auf die Leistungen der
Arbeitsverwaltung zugreifen.

Dass die erstmalige Auszahlung
von Alg II vorgezogen und der Kin-
derfreibetrag erhöht worden ist, ist
für den DGB-Landesvorsitzenden
von Thüringen, Frank Spieth „ein
erster Erfolg der Proteste“. Der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer

werden, die nicht anrechenbaren
Freibeträge für die Altersvorsorge
müssten steigen und – vor allem –
die Zumutbarkeitsregeln entschärft
werden. Dass jede Arbeit zumutbar
ist, auch wenn sie 30 Prozent un-
ter dem Tariflohn liegt oder nur ein
bis zwei Euro Stundenlohn bringt,
führe zu „Lohndumping“, so Enge-

len-Kefer.
Nach Auffas-

sung des Ham-
burger DGB-Vor-
sitzenden Erhard
Pumm ist das 
Absicht: „Durch
Hartz IV soll die
Arbeit billiger und
der Arbeitnehmer
williger gemacht
werden.“ 

Der DGB-Vor-
sitzende von Mit-
telhessen, Ernst
Richter, erinnert
daran, dass Schrö-
der mit der Agen-
da 2010 Mitte
März 2003 die Lo-

sung „Fördern und Fordern“ aus-
gegeben hat. Jetzt sei zu befürch-
ten, dass daraus „Fordern statt För-
dern“ werde. Tatsächlich sieht
Hartz IV auch vor, die Zahl der zu
betreuenden Alg II-Bezieher auf 75
je Berater zu senken. Doch die or-
ganisatorischen Voraussetzungen
für die verbesserte Eingliederung
der Langzeitarbeitslosen fehlen
noch immer.

Alg II-Bezieher haben zudem
keinen Rechtsanspruch auf Maß-
nahmen zur Förderung der Arbeits-
aufnahme wie berufliche Bildung,
Mobilitätshilfen und Zuschüsse zu
Bewerbungskosten. Vielleicht wür-
den sie ja auch gar nichts nützen.
Das Stellenangebot sinkt weiter,
hat das Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung der Bundes-
agentur für Arbeit festgestellt.
Selbst Billig-Jobs sind rar: „Es gibt
keine Hinweise für eine größere
Nachfrage nach gering Qualifizier-
ten.“  •

Infos, Beratung,
Unterstützung

650 000 der 7,4 Millionen Ge-

werkschafterInnen sind ar-

beitslos, weit über eine hal-

be Million länger als zwölf

Monate. Alle DGB-Gewerk-

schaften sind darauf vorbe-

reitet, sie zu unterstützen. 

So hat die Vereinte Dienstleis-

tungsgewerkschaft (ver.di)

jetzt eine Online-Beratung

ins Netz gestellt: www.verdi-

erwerbslosenberatung.de

Die IG Bauen-Agrar-Umwelt

hat in einer einmaligen

Brief-Aktion ihre arbeitslo-

sen Mitglieder über Hartz IV

und Arbeitslosengeld (Alg) II

informiert und ihnen Hilfe

beim Ausfüllen des Fragebo-

gens angeboten. 

Der DGB beantwortet im In-

ternet die wichtigsten Fra-

gen zu Alg II (z.B. „Wer be-

kommt ab Anfang 2005 wie

viel?“) und gibt wertvolle

Tipps („Wie lässt sich Vermö-

gen retten?“): www.dgb.de

Der DGB Berlin-Brandenburg

hat einen elektronischen

Briefkasten für Fragen zum

Alg II eingerichtet: www.ber-

lin-brandenburg.dgb.de

Bundesweit ist in den DGB-

Regionalbüros kostenloses

Info-Material erhältlich: z.B.

„Arbeitslosenhilfe gibt es

nur bis Ende 2004 – und was

dann?“ oder „Worauf kommt

es jetzt an? Tipps, die bares

Geld wert sein können.“

Empfehlenswert ist auch das

Info-Angebot der Koordinie-

rungsstelle gewerkschaftli-

cher Arbeitslosengruppen:

www.erwerbslos.de

Die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe hat er-
schreckende Auswirkungen auf die Betroffenen: 
Drei Viertel von ihnen erhalten weniger oder gar
kein Geld mehr.

Ein Viertel geht leer aus
Arbeitslosengeld II: Was Arbeitslosenhilfe-
EmpfängerInnen zu erwarten haben

©
 D
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Quelle: DGB-Berechnungen auf der Basis
der Bundestagsdrucksache 15/1279

ArbeitslosenhilfeempfängerInnen (Juni 2003): 2,05 Mio.
davon beziehen nach Hartz IV

keine Leistung mehr
565 000

höhere Leistung
331 000

gleiche Leistung
180 000

geringere Leistung
979 000

48%

28%
16%

9%

„Warum heißt
Hartz IV Hartz IV?
Weil ein Hartz
allein nicht so
viel Unheil
anrichten kann
wie vier.“

Dieter Hildebrandt, Kabarettist
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Neue Optik

wickeln“. Im Vordergrund standen
bei der Umgestaltung eine verbes-
serte Navigation, modernes Design
sowie ein deutliches Mehr an Infor-
mation für jeden User. Dazu gehört
etwa der erste Newsticker zu ar-
beits- und sozialrechtlichen Themen
deutschlandweit. „Wer auf arbeits-
recht.de klickt, soll schnell und un-

Der Bund-Verlag präsentiert in 
diesen Tagen das bislang größte 
Arbeitsrechtsportal www.arbeits-
recht.de in neuer Optik. Um den Er-
folg mit fast zwei Millionen Seiten-
Zugriffe pro Monat und knapp 
16 000 Newsletter-Abonnenten
auch für die Zukunft zu sichern, war
es „einfach an der Zeit“, so Ge-
schäftsführer Christian Paulsen,
„das anerkannte Portal für arbeits-
rechtlich Interessierte weiterzuent-

bei der Einführung von E-Learning
und Wissensmanagement. Sie fin-
det vom 26. bis zum 29. September
im ver.di-Bildungszentrum Clara
Sahlberg in Berlin statt. •

Tel.: 0228/ 26 24 03
www.technik-und-leben.de 
Tel.: 030/ 838 511 50
www.abfev.de

kompliziert Antworten auf alle ak-
tuellen arbeitsrechtlichen Fragen
finden. Egal, ob im Forum beim
Austausch mit anderen oder bei der
Suche nach aktueller Rechtspre-
chung“, erläutert Paulsen.Wer dar-
über hinaus auf dem Laufenden ge-
halten werden möchte, kann den
14-täglichen E-Mail-Newsletter der
Online-Fachredaktion abonnieren,
der sich jeweils einem Thema wid-
met. Namhafte Autoren, darunter
BAG-Richter, garantieren Informa-
tion auf höchstem Niveau. •

www.arbeitsrecht.de
redaktion@arbeitsrecht.de

E - L e a r n i n g

Neue Seminare
Speziell für Betriebs- und Personal-
räte, Fach- und Führungskräfte bie-
ten Technik & Leben aus Bonn so-
wie Arbeit, Bildung und Forschung
aus Berlin Seminare zu den The-
menschwerpunkten E-Learning und
Wissensmanagement an. Neu ins
Seminarprogramm 2004/2005 auf-
genommen wurde eine dreitägige
Veranstaltung zur Zusammenarbeit

D G B - T a g u n g

Netzwerke in der
Berufsbildung
Ohne Netzwerke funktioniert we-
nig in der gesellschaftspolitischen
Arbeit. Deshalb lautet das Thema
bei der DGB-Arbeitstagung 2004
für Arbeitnehmerbeauftragte in Be-
rufsbildungsausschüssen „Qualität
durch Vernetzung“. Am 2. und 3.
September befassen sie sich in Ber-
lin mit regionalen Berufsbildungs-
netzwerken, Kommunikationsplatt-
formen sowie der Reform des Be-
rufsbildungsgesetzes. •

Tel.: 030/ 240 60-293

I n t e r n a t i o n a l e  T a g u n g

Arbeitszeit –
Lebenszeit
„Arbeitszeit und soziale Sicherheit
in der Lebensperspektive“ heißt ei-
ne gemeinsame Tagung von Hans-
Böckler-Stiftung, EU-Kommission
und dem niederländischen SISWO-
Institut am 9./10. September in
Berlin. Diskutiert werden sollen 
Arbeitszeitmodelle sowie die öko-
nomischen und sozialen Anforde-
rungen an eine moderne Arbeits-
zeitpolitik  •

Tel.: 0211/ 77 78-123
www.boeckler.de (Termine)

W o r k s h o p

Mobilität 
gestalten
Kommen MitarbeiterInnen mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln zur Ar-
beit? Mit dem Fahrrad? Bilden sie
Fahrgemeinschaften? Solche Fra-

••• Der DGB Baden-Würt-
temberg erinnert mit dem Pla-
kat „10 Jahre neues Grundgesetz
– Zeit für Taten“ an die Grundge-
setzänderung, mit der sich die 
Bundesrepublik zur aktiven Förde-
rung der Gleichberechtigung von
Mann und Frau verpflichtet hat.
Zum zehnjährigen Jubiläum am 27.
Oktober will der DGB-Bezirk mit
Veranstaltungen eine Bilanz der
Gleichstellungspolitik ziehen. Das
Plakat kann für 0,50 Euro zuzüglich
Verpackung und Versand bestellt
werden.

renate.kotacka@dgb.de

••• Der DGB NRW will mit 
der landesweiten Kampagne
„Bildung ist Zukunft“
Chancengleichheit im Bildungssys-
tem zum zentralen kommunalpoli-
tischen Thema machen. In vielen
Bereichen seien die Kommunen
„für die Ausgestaltung der Bil-
dungslandschaft vor Ort mit verant-
wortlich,“ so der Bezirksvorsitzen-
de Walter Haas. Mit Plakaten, Fly-
ern und Arbeitsmaterial will der
DGB im Vorfeld der nordrhein-
westfälischen Kommunalwahlen
am 26. September auf Handlungs-
möglichkeiten hinweisen. Alle Ma-

terialien als Download im Internet:
www.nrw.dgb.de
••• Die DGB-Region Köln-
Leverkusen-Erft-Berg in-
formiert mit einer Broschüre in
Deutsch, Türkisch und Russisch
über die rechtlichen Regelungen
der Mini-Jobs. Besonders in typi-
schen Mini-Job-Branchen wie der
Gastronomie oder dem Reinigungs-
und Baugewerbe seien viele aus-
ländische ArbeitnehmerInnen der
deutschen Sprache nicht mächtig.
Als Download im Internet:

www.dgb-region-koeln.de/
article.php?sid=330

interregio

gen spielen im betrieblichen Alltag
meist nur eine nachrangige Rolle.
Mit einem eintägigen Workshop
„Mitarbeitermobilität in der Be-
triebsratsarbeit“ am 24. September
in Berlin wollen der ACE Auto Club
Europa und der DGB das Thema
Mobilitätsmanagement Betriebsrä-
ten und GewerkschafterInnen nahe
bringen. Bei der Veranstaltung sol-
len Materialien und Mustervorträge
erarbeitet werden, die auch Nicht-
Verkehrsexperten in der betriebli-
chen Bildungsarbeit einsetzen kön-
nen. Die Teilnahme ist kostenlos. •
ACE: Tel.: 030/ 278 725-0
matthias.knobloch@ace-online.de
DGB: Tel.: 030/ 240 60-305 
gerrit.schrammen@bvv.dgb.de

I n f o s  f ü r  B e t r i e b e

Ausbilden jetzt!
Wenn ein Betrieb keine Azubis auf-
nimmt, steckt nicht immer böse Ab-
sicht dahinter; manchem/r Hand-
werksmeisterIn mangelt es schlicht
an Kenntnissen über die nötigen
Voraussetzungen. Abhilfe schaffen
können die Informationshefte des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung (BMBF) aus der Bro-
schürenreihe „Jetzt selbst ausbil-
den“. Unternehmen ohne Aus-
bildungserfahrung lernen, was sie
vor der Einstellung der ersten Azu-
bis zu beachten haben. Mit den
kürzlich erschienenen drei neuen
Themenheften (Bäcker, Konditor, in-
dustrielle Elektroberufe) umfasst
die kostenlos erhältliche Reihe nun
insgesamt neun Ausgaben. •

Tel.: 01805/ 262 302

PROJEKTE UND PARTNER
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GEWERKSCHAFTEN

■ In den vergangenen Jahren war
die Diskussion über den Rechts-
schutz vor allem durch Kostenver-
teilung und die Schließung von
Standorten geprägt. Wie sieht Ihr
Konzept aus? 
■ Das wichtigste Ziel ist, die DGB
Rechtsschutz GmbH mittelfristig zu
sichern. Wir haben ein flächen-
deckendes Netz von rund 130
Rechtsschutzbüros mit über 400
Rechtsschutzsekretären, mehr als
250 davon sind Volljuristen. Ver-
gleichbares gibt es nirgendwo.
■ Trotzdem müssen Sie sparen,
fünf Millionen im kommenden Jahr.
■ Dazu hat der Aufsichtsrat am 
7. Juli ein Konzept beschlossen. Wir
werden die Zahl der Beschäftigten
verringern, indem frei werdende
Stellen zum Teil nicht neu besetzt
und befristete Stellen nicht verlän-
gert werden. Zudem sollen einzel-
ne Büros nur an bestimmten Werk-
tagen oder bei Bedarf geöffnet
werden. Aber die Zahl der Standor-
te wird nicht verringert. 
■ Soll der Rechtsschutz in der
Fläche präsent bleiben, brauchen
Sie zusätzliche Einnahmen. Im Auf-
sichtsrat haben Sie die Gründung
einer Anwalts-GmbH befürwortet.
■ Wir überlegen, ob die Volljuris-
ten, die in der DGB Rechtsschutz
GmbH beschäftigt sind, nicht auf
einen Teil ihrer Arbeitszeit verzich-
ten können, um in der frei werden-
den Zeit in einer Anwalts-GmbH zu
arbeiten. Diese Kanzlei könnte ge-
gen Gebühren auch Arbeitnehmer-
Innen vertreten, die nicht gewerk-
schaftlich organisiert sind. 
■ Wie sieht das konkret aus? 
■ Das müssen diejenigen entschei-
den, die die Anwalts-GmbH grün-
den. Der Aufsichtsrat der Rechts-
schutz GmbH hat die Diskussion
darüber nur angeschoben. Aber

wenn ein Teil der Beschäftigten be-
reit ist, auf 20 Prozent ihrer Arbeits-
zeit und ihres Einkommens zu ver-
zichten, um in der freigestellten Zeit
in der Anwalts-GmbH zu arbeiten,
würden die Kosten sinken. Dadurch
könnte die Präsenz in der Fläche
aufrechterhalten und Kündigungen
mittelfristig vermieden werden. 
■ Wie kommt die Anwalts-GmbH
an Mandanten? Will die Rechts-
schutz GmbH einen Teil ihrer Ver-
fahren an sie abtreten?
■ Das ist ein häufig anzutreffen-
des Missverständnis. Die Gewerk-
schaftsmitglieder erhalten weiter-
hin Rechtsschutz über ihre Gewerk-
schaft und werden von der DGB
Rechtsschutz GmbH vertreten.
Aber häufig wenden sich auch Ar-
beitnehmerInnen an die Gewerk-
schaften, die nicht Mitglied sind
und deshalb keinen Rechtsschutz
bekommen. Die Gewerkschaften
könnten diese ArbeitnehmerInnen
an die Anwalts-GmbH vermitteln.
■ Wird die Rechtsschutz GmbH 
finanziell von der Anwalts-GmbH
profitieren, zum Beispiel durch ge-
meinsame Räume?
■ Nein. Beide Gesellschaften müs-
sen strikt getrennt werden. Die 
Anwalts-GmbH mietet die Räume,
die sie benötigt. Und zwar nicht
von der DGB Rechtsschutz GmbH,
sondern vom jeweiligen Vermieter.
Einen Kosteneffekt gibt es nur,
wenn ein Büro teilbar ist und da-
durch die Mietbelastung der DGB
Rechtsschutz GmbH sinkt. Aber es
wird keinen Geldtransfer zwischen
Anwalts-GmbH und DGB Rechts-
schutz GmbH geben.
■ Soll die Anwalts-GmbH bundes-
weit auftreten?
■ Das macht ihren Charme aus. Es
würde eine Anwaltskanzlei entste-
hen, die flächendeckend präsent

ist, die auch bei größeren Massen-
entlassungen Anwälte zusammen-
ziehen kann. Das kann kein ande-
res Anwaltsbüro.
■ Die Idee ist bereits zweimal im
Aufsichtsrat diskutiert worden,
ohne dass es eine Entscheidung 
gegeben hat. Warum tun sich die
Gewerkschaften schwer damit?
■ Das liegt nicht an den Gewerk-
schaften, sondern an den zu lösen-
den Problemen. Die Rechtsschutz-
sekretäre, die sich an der Anwalts-
GmbH beteiligen wollen, müssen
sich erst organisieren. Die Arbeit-
nehmervertreter müssen für das
Projekt gewonnen werden. Die Ge-
werkschaften müssen klären, ob ihr
eigener Rechtsschutz durch die
neue Gesellschaft tangiert wird. Die
berufsrechtlichen Voraussetzungen
müssen überprüft werden. Und
schließlich müssen die schwierigen
Steuerfragen geklärt werden. 
■ Bis wann rechnen Sie mit einer
Entscheidung?
■ Das ist schwer zu sagen, weil
wir noch keine verbindliche Aus-
kunft der Justiz- und der Steuerver-
waltung haben. Aber wenn es zur
Gründung der Anwalts-GmbH
kommt, wäre ein Start der neuen
Gesellschaft am 1. Januar 2005
hilfreich. 
■ Es gibt auch kritische Stimmen.
■ Aber die Zustimmung wächst. In
seiner letzten Sitzung hat der Auf-
sichtsrat bei nur einer Enthaltung
beschlossen, das Konzept weiter zu
verfolgen. Und die Zustimmung, die
ich von außen erhalte, ist zum Teil
sogar euphorisch: Das sei „eine tol-
le Idee“, ein „unschlagbarer Verein“.

Seit März ist der Frankfurter Rechtsanwalt Wolfgang Apitzsch Vor-
sitzender des Aufsichtsrates der DGB Rechtsschutz GmbH. einblick
hat nach seinem Konzept für die Modernisierung des Rechts-
schutzes und den Zielen der geplanten Anwalts-GmbH gefragt. 

D G B  R e c h t s s c h u t z  G m b H

„Eine Anwalts-GmbH wäre unschlagbar“

Vertretung 
„Erster Klasse“
Die DGB Rechtsschutz GmbH

darf keine Einnahmen 

machen, jeder Rückgang der 

Gewerkschaftsmitglieder

wirkt sich negativ auf ihr

Budget aus.

Um ständigen Personalab-
bau zu verhindern und die
Qualität für die Gewerk-
schaftsmitglieder zu halten,
muss die Rechtsschutz GmbH
auf intelligente Weise Kos-
ten sparen. Deshalb soll 
eine eigenständige Anwalts-
GmbH gegründet werden.
Anders als die Rechtsschutz
GmbH kann sie gegen Ge-
bühr Betriebsräte vertreten –
oder auch Arbeitnehmer, die
nicht in der Gewerkschaft
sind. Wie lassen sich mögli-
che Zeitkonflikte zwischen
der Tätigkeit der Rechtsse-
kretäre im DGB Rechtschutz
und in der Anwalts-GmbH lö-
sen? Wie kann verhindert
werden, dass es Rechts-
schutz erster und zweiter
Klasse geben könnte? Fra-
gen, die vor der Gründung
der Anwalts-GmbH gelöst
werden müssen.

Anfang Juli hat dazu der

Aufsichtsrat der DGB Rechts-

schutz GmbH Qualitätsstan-

dards für den Rechtsschutz

festgelegt. Danach muss

auch nach der Gründung 

einer Anwalts-GmbH ein

„gleichwertiger Rechts-

schutz der Gewerkschafts-

mitglieder“ sichergestellt

sein. Der Geschäftsbetrieb

muss so organisiert werden,

dass er „eine Vertretung 

‚Erster Klasse‘ für alle 

Gewerkschaftsmitglieder“

sicherstellt. 

Wolfgang
Apitzsch, 58, ist
seit dem 3. März
2004 Vorsitzen-
der des Auf-
sichtsrats der
DGB Rechts-
schutz GmbH.
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GEWERKSCHAFTEN
Die GEW unterstützt
den Vorschlag eines
„Erwachsenen-BAFöG“

in der beruflichen Weiterbil-
dung. Entsprechende Emp-
fehlungen hatte die vom
Bundesbildungsministerium
eingesetzte Kommission
„Finanzierung lebenslangen
Lernens“ in ihrem Ab-
schlussbericht gemacht.

Die Bundesregierung
hat auf Initiative von
TRANSNET die bisher

nur befristet gültige Ausbil-
dungsverordnung „Kauf-
mann/frau für Verkehrsser-
vice“ endgültig eingeführt.
Die Gewerkschaft hat nun
alle Bahnen aufgefordert,
entsprechende Ausbil-
dungsstellen einzurichten. 

EuroCop, der Dachver-
band der europä-
ischen Polizeigewerk-

schaften, befürchtet eine
schwere Beschädigung von
Europol, nachdem sich die
EU-Innen- und Justizminis-
ter nicht auf einen neuen
Direktor für die europäische
Polizeibehörde einigen
konnten. Damit drohe Euro-
pol „auf Monate hinaus“
führungslos zu bleiben, so
EuroCop-Präsident und GdP-
Vize Heinz Kiefer.

Der Geschäfts-
führende DGB-Bun-
desvorstand schlägt

vor, dass die nächste Welle
der DGB-Kommunikations-
kampagne  im Oktober und
November stattfinden und
sich den Themen Arbeitszei-
ten und Arbeitnehmerrech-
te widmen soll. Abschlie-
ßend beraten wird der DGB-
Bundesvorstand darüber in
seiner Sitzung am 7. Sep-
tember.

kurz&bündig v e r . d i

Online-Hilfe für E-Lancer

worten auf alle Fragen des IT-Be-
rufsalltags geben. Der Ratgeber E-
Lancer von Götz Buchholz ergänzt
mediafon, das ver.di-Angebot, das
Selbstständigen unter der Rufnum-
mer 01805/754444 (12 Cent/Minu-
te) mit Rat zur beruflichen Praxis zur

Mit dem neuen Angebot „Rat-
geber E-Lancer“ wendet sich ver.di
an Selbstständige aus dem Bereich
der Informationstechnologie. Unter
www.ratgeber-e-lancer.de will ver.di
für ProgrammiererInnen, BeraterIn-
nen oder Web-DesignerInnen Ant-

Seite steht. Internetangebot wie
auch telefonische Beratung sind für
Mitglieder und Nichtmitglieder der
Gewerkschaft kostenlos. In den ver-
gangenen drei Jahren haben die
mediafon-ExpertInnen über 10 000
KollegInnen beraten, das neue In-
ternet-Angebot soll die über 30 000
selbstständig tätigen IT-Spezialisten
unterstützen. •

berücksichtigen zu können, lehnt
der DGB deshalb den gegenwärti-
gen Entwurf sowie den Zeitplan für
das Verfahren ab.

Aus Sicht des DGB kommt es
bei der notwendigen Reform des
Berufsbildungsgesetzes unter an-
derem darauf an, das Ziel Chancen-
gleichheit stärker zu verfolgen. Al-
len Jugendlichen müsse eine quali-
fizierte Berufsausbildung ermög-
licht und die Aus- und Weiterbil-
dung verzahnt werden. Berufsaus-
bildung sollte in einem zusammen-
wachsenden Europa außerdem in-
ternationaler werden. Die DGB-Ju-
gend, die gemeinsam mit den Ju-
gendverbänden der Gewerkschaf-
ten eine Kampagne zur BBiG-Re-

Auf Drängen der Gewerkschaf-
ten hat die Bundesregierung damit
begonnen, das Berufsbildungsge-
setz (BBiG) zu reformieren. Nach 35
Jahren ohne Anpassung an moder-
ne Realitäten schien der Hand-
lungsbedarf offenkundig. Doch bei
dem im Frühjahr von der Bundesre-
gierung vorgelegten Referenten-
entwurf ist nach DGB-Meinung
vom ursprünglichen Reforman-
spruch nicht all zu viel übrig geblie-
ben.

Um elementare Anliegen der
Akteure der Berufsausbildung noch

form durchgeführt hat, bedauert,
dass der Referentenentwurf, der im
Oktober zur ersten Lesung in den
Bundestag soll, notwendige Re-
formvorschläge nur unzureichend
aufnimmt. So findet etwa die Qua-
lität der Ausbildung im Entwurf
überhaupt keine Berücksichtigung.

Die Gewerkschaften wollen
weiter ihren Einfluss geltend ma-
chen: In Gesprächen mit Abgeord-
neten und mit Aktionen im Umfeld
der Anhörungen sowie der zweiten
und dritten Lesung im Bundestag
wollen sie erreichen, dass die
Neuausrichtung des BBiG mehr als
bisher eine zukunftsorientierte Aus-
und Weiterbildung sichert. •

www.bbig-reform.de

Der DGB Hessen hat Mitte Juli
allen 46 hessischen Bundestagsab-
geordneten den 16-seitigen Antrag
auf Arbeitslosengeld (Alg) II zuge-
schickt, „um Sie mit dem Ergebnis
Ihrer Politik zu konfrontieren“, so
der Bezirksvorsitzende Stefan Kör-
zell. Es sei „demütigend“ für Ar-
beitslose, „diese intimste Ausfor-
schung privater Lebensverhält-
nisse“ mitmachen zu müssen, um 
Alg II zu erhalten.

Diese Kritik teile sie „ausdrück-
lich nicht“, antwortete namens der
SPD-Landesgruppe die Abgeordne-
te Erika Lotz. Auch vier CDU-MdB
zeigten kein Verständnis für die
DGB-Position.Von FDP und Grünen
antwortete niemand. •

D G B - W o r k s h o p

Innovationspolitik in der Region
H a r t z  I V

Pfiffige Aktion 

B B i G - R e f o r m

Think different

Beispiele guter Praxis stehen im
Mittelpunkt des Workshops „Inno-
vationspotenziale Regional – Ge-
werkschaften als Partner und Mo-
toren für Innovationspolitik in der
Region“. Der DGB will Projekte
präsentieren, bei denen es auf ge-
werkschaftliche Initiative hin oder
unter gewerkschaftlicher Beteili-
gung gelungen ist, regionale Inno-
vationsprozesse anzustoßen. Vor-
gestellt werden am 30. September
in der Berliner Niederlassung der
Kreditanstalt für Wiederaufbau
ehemals altindustrielle Regionen
wie Dortmund und die Emscher-
Lippe-Region. Im Mittelpunkt ste-
hen außerdem die Wissenschafts-
stadt Bremen und die DGB-Region

Uckermark in Brandenburg, die sich
um neue Arbeitsplätze im Umwelt-
sektor bemüht. •

Info: sandra.stark@bvv.dgb.de
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Fast schien es, als könnte der Übergang zum 21.
Jahrhundert gleichstellungspolitisch den Durchbruch
bringen. Ob auf europäischer Ebene oder in der deut-
schen Politik, ob in den Gewerkschaften oder in Un-
ternehmen: Gleiche Chancen für Männer und Frauen,
Geschlechterdemokratie, Gender Mainstreaming wa-
ren plötzlich in aller Munde. Rot-Grün versprach nicht
nur, mit dem Gender-Blick künftig alle Maßnahmen
auf ihre Auswirkungen auf Frauen wie Männer zu
checken, tatsächlich verbesserte die Bundesregierung
auch Rahmenbedingungen – etwa mit der Novelle
der Betriebsverfassung, dem Teilzeit- und Befris-
tungs- oder dem Job Aqtiv Gesetz. Doch auf die
Aufbruchstimmung folgte die Ernüchte-
rung. Nicht nur, weil sich Rot-Grün nicht an „heilige
Kühe“ wie das Ehegattensplitting herantraute. Oder
auf Drängen der Wirtschaft sich vom Gleichstellungs-
gesetz für die Privatwirtschaft verabschiedete. Mas-
senarbeitslosigkeit, anhaltende Konjunkturflaute und
die Krise der sozialen Sicherungssysteme: Je mehr
sich die Krisensymptome verdichteten,
umso mehr wurde die Chancengleichheit
der Geschlechter wieder zum Papiertiger
und Material für Sonntagsreden. Die Hartz-
Gesetze sind dafür nur eines von vielen Beispielen.

Ein frauenpolitischer Roll-back auf allen Ebenen:
Dass zum Ressort der Familienministerin auch die
Frauenpolitik gehört, gerät in Vergessenheit. Eine
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist not-
wendig. Doch das als wichtigstes Anliegen der Frau-
enpolitik zu verkaufen, reduziert Frauen auf ihre
Mutterrolle. Zu einer tatsächlichen Gleichstellung
gehört viel mehr – von der eigenständigen Existenz-
sicherung bis hin zu mehr Chancen für Frauen, eine
zukunftsfähige Ausbildung zu erhalten und in
Führungspositionen zu gelangen. Gute Ansätze da-
zu verschwinden derzeit wieder in den Schubladen –
leider auch bei den Gewerkschaften. Es ist immer
das gleiche Lied: In Krisenzeiten wird die
Frauenfrage schnell wieder zum Neben-
widerspruch.

Dabei war auch in den Gewerkschaften in Sa-
chen Chancengleichheit viel in Bewegung geraten.
So ist in der Satzung der IG Metall längst die Quote
verankert: In den Gremien der IG Metall müssen
Frauen grundsätzlich entsprechend ihrem Anteil 
an der Mitgliedschaft vertreten sein. Und unsere 
Richtlinie zur Frauen- und Gleichstellungspolitik

macht die Verwirklichung der Chancengleichheit zur
Querschnittsaufgabe.

Die Papierlage ist gut, doch wenn Arbeitnehmer-
rechte und Gewerkschaften insgesamt unter Druck
stehen, gerät ein wenig in Vergessenheit, was sich die
Gewerkschaften selbst auf ihre Agenda gesetzt ha-
ben. So wollten DGB und Gewerkschaften mit dem
Aktionsprogramm „ChancenGleich“ das Engage-
ment für Geschlechtergerechtigkeit in der Arbeitswelt
zur Sache der gesamten Organisation machen. Nach
einem Jahr zeigt sich das gewohnte Bild: Bis auf we-
nige Ausnahmen sind es vor allem unentwegte Ge-

werkschafterinnen, die sich en-
gagieren. Ein Desinteresse der
Organisation mit möglicher-
weise fatalen Folgen. Denn:
Wollen Gewerkschaften
in Zukunft noch eine Rol-
le spielen, können sie es
sich nicht leisten, auf
Frauen und deren Kom-
petenzen zu verzichten.
Auch organisationspolitisch:
Nach wie vor sind Frauen bei
den Gewerkschaftsmitgliedern
unterrepräsentiert. Dass wir für

sie immer noch nicht sonderlich attraktiv sind, wun-
dert nicht.Trotz aller Veränderungen und innovativen
Ansätzen in Sachen Chancengleichheitspolitik hat
sich am Image der Gewerkschaften als traditionelle
Männerorganisationen noch nicht genug verändert.

Die klassische Klientel der Gewerk-
schaften, der männliche Facharbeiter und
Familienvater,Alleinverdiener oder mit ei-
ner Ehefrau als Hinzuverdienerin, schwin-
det. Um auch in Zukunft als Gewerkschaften durch-
setzungsfähig zu sein, müssen wir uns noch mehr
um andere  Arbeitnehmergruppen bemühen. Um
Angestellte und um die vielen Menschen, die derzeit
in die Niedriglohnbereiche abgedrängt werden. Die
Mehrheit von ihnen ist weiblich – noch. Wenn sich
die „Modernisierer“ ungebremst durchsetzen, wer-
den bald prekäre Beschäftigungsverhältnisse der
Normalfall auf dem Arbeitsmarkt sein. Deshalb:
Chancengleichheitspolitik muss in die
Kernaufgaben der Gewerkschaften inte-
griert werden – in guten wie in schlechten
Zeiten.

Wollen Gewerkschaften auch in Zukunft eine Rolle spielen, müssen sie die Interessen der
Frauen stärker berücksichtigen. Meint Christiane Wilke von der IG Metall.

Hartz IV straft
Frauen

Die neuen Regelungen zum

Arbeitslosengeld II treffen

Frauen besonders hart und

rücken für viele eine eigen-

ständige Existenzsicherung

in weite Ferne. Die Frauen-

politikerinnen in den Ge-

werkschaften kritisieren ins-

besondere:

■ Zwei Drittel derjenigen,

die nach der Einführung von 

Alg II kein Geld mehr be-

kommen, werden Frauen

sein. Beim Alg II zählt nicht

mehr die eigene Leistung,

sondern das Einkommen des

Partners. Viele Frauen wer-

den so finanziell noch stär-

ker von ihren Partnern ab-

hängig.

■ Die künftig als zumutbar

geltenden Minijobs sind heu-

te schon eine Frauendomä-

ne. Mehr als zwei Drittel der 

Minijobber sind weiblich.

Künftig werden sie noch

stärker in den Niedriglohn-

bereich hineingedrängt,

wenn sie keine Leistungskür-

zungen riskieren wollen.

■ Minilöhne führen zu Mini-

renten, weibliche Altersar-

mut ist vorprogrammiert.

Die Gewerkschaftsfrauen 

befürchten zudem, dass

Frauen, die kein Alg II be-

kommen, auch bei Vermitt-

lung, Beratung und Einglie-

derungsmaßnahmen leer

ausgehen und stattdessen

Alg II-BezieherInnen bevor-

zugt werden. Denn einen

Rechtsanspruch auf Arbeits-

förderungsmaßnahmen gibt

es nicht. 

F r a u e n p o l i t i k  &  R e f o r m d e b a t t e

In guten wie in schlechten Zeiten

Christiane Wilke,
51, leitet den
Funktionsbereich
Frauen- und
Gleichstellungs-
politik beim IG
Metall-Vorstand.
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DGB-Jugend Ham-
burg, Unterschriftensammlung zum
Volksbegehren „Bildung ist keine
Ware“, Hamburg

DGB, Ausstellungs-
eröffnung „40 Jahre DGB-Haus am
Wittenbergplatz – Das DGB-Haus
im Spiegel der Zeitgeschichte“,
Berlin

IG BCE Jugendfo-
rum, Bildungszentrum Kagel-Möl-
lenhorst

DGB-Jugend, Podi-
umsdiskussion mit Künstlern bei
der Deutschen Breakdancemeister-
schaft „Hip-Hop: Traumjob oder
Traum vom Job?“, Hannover

GEW, 24. Sommer-
schule „Umfang und Struktur des
tertiären Bereichs“, Sylt

DGB-Jugend, Be-
rufsschultour durch Thüringen

Antikriegstag

Hans-Böckler-Stif-
tung, Symposium „10 Jahre reson
e.V.: Innovationsoffensive in
Deutschland – ein Weg aus der 
Krise“, Braunschweig

DGB, Arbeitsta-
gung für Arbeitnehmerbeauftragte
in Berufsbildungsausschüssen:
„Qualität durch Vernetzung“, Berlin

DGB Thüringen,
Treffen des Thüringer Sozialforums,
Erfurt

IG BAU, 5. Außer-
ordentlicher Gewerkschaftstag,
Mannheim

DGB, Symposium
„Demokratie. Menschenrechte. Ge-
werkschaftsrechte – Eine globale
Perspektive“, Berlin

Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Kasseler Sommer-
akademie zur Gestaltung der Welt-
wirtschaft“, Hofgeismar

23.8. – 5.9.

27.8.

27. – 29.8.

28.8.

29.8. – 4.9.

30.8. – 24.9.

1.9.

2./3.9.

2./3.9.

4.9.

4.9.

6.9.

Hauptvorstands der IG BCE, ist am
8. Juli von der Hauptversammlung
der Beteiligungsgesellschaft der
Gewerkschaften (BGAG) in den
Aufsichtsrat berufen worden. Geiß-
ler folgt dem ehemaligen IG BCE-
Vorstandsmitglied Klaus Süd-
hofer, 60.
••• Dieter Hillebrand, 42,
bisher Organisationssekretär in der
DGB-Region Mülheim-Essen-Ober-
hausen, ist seit dem 1. Juli bis zur
ordentlichen Delegiertenversamm-
lung im September 2005 kommis-
sarischer Vorsitzender dieser DGB-
Region. Er folgt Eckart Löser,
62, der nach 24 Jahren als haupt-
amtlicher Funktionär beim DGB in
die Ruhephase der Altersteilzeit
geht.
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••• Claus Eilrich, 55, bis Au-
gust vergangenen Jahres Sprecher
der IG Metall sowie Chefredakteur
von metall und direkt, ist ab dem
1. September Sozialreferent an der
deutschen Botschaft in Peking.
••• Gabriele Schmidt, 43,
Leiterin des Fachbereichs Verkehr
der Gewerkschaft ver.di in Nord-
rhein-Westfalen, soll am 9. Septem-
ber als Nachfolgerin von Hart-
mut Limbeck, 55, zur Landes-
bezirksleiterin NRW gewählt wer-
den. Das haben die Delegierten der
ehemaligen ÖTV vorgeschlagen,
die als mitgliederstärkste Ur-
sprungsgewerkschaft ein Vor-
schlagsrecht haben.
••• Alfred Geißler, 47, Mit-
glied des Geschäftsführenden

DIES&DAS
Postvertriebsstück A 45918 Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath

BETRIEBLICHE BÜNDNISSE: Meist ein Tauschgeschäft
Krisengeschüttelte Unternehmen si-

chern meist den Erhalt von Arbeitsplät-

zen oder Standorten zu, wenn die Be-

legschaften Konzessionen bei Arbeits-

zeit oder Einkommen machen. Das hat

das Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaftliche Institut (WSI) in der Hans-

Böckler-Stiftung herausgefunden. 

Solche Vereinbarungen gebe es in fast

jedem vierten Betrieb mit Betriebsrat.

In tarifgebundenen Firmen falle die

Tauschbilanz für die Beschäftigten güns-

tiger aus als in tariflosen. ©
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Arbeitgeberzusagen in betrieblichen Bündnissen 2003 (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2003

Beschäftigungszusagen insgesamt

Ausschluss Kündigungen

Erhalt Belegschaftsstärke

Übernahme Azubis

Erhalt Ausbildungskapazität

Neueinstellungen

Standortzusagen insgesamt

Erhalt Standort

Investitionen am Standort

Verzicht auf Outsourcing

Garantie von Produktlinien

Keine Zusagen

82

71

26

26

26

8

53

44

20

14

12

13
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Schlusspunkt●

die tageszeitung (taz) am 16. August zur Forderung von SPD-, CDU- und
Grünen-PolitikerInnen, angesichts der Proteste gegen Hartz IV den 
Spitzensteuersatz nicht wie geplant 2005 zu senken

„Reichen droht trocken Brot“

6. – 10.9.
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Die paritätische Mitbestimmung
in den Aufsichtsräten großer Kapi-
talgesellschaften steht schon seit
Monaten unter dem Beschuss von
Wirtschaft, einigen Medien und den
Oppositionsparteien. Jüngste Attacke:
Rainer Brüderle,wirtschaftspolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion, kündigte
an, im September eine Bundestags-
initiative gegen das Mitbestimmungs-
gesetz von 1976 zu starten.

Ein Erfolg der Initiative ist kaum
zu erwarten – zumal auch Teile der
CDU/CSU keinen Anlass sehen, das
Gesetz zu ändern. Zudem wieder-
holt Brüderle nur die immer gleichen
Behauptungen der Kritiker: Die pa-
ritätische Mitbestimmung sei nicht
mehr zeitgemäß, zu bürokratisch und
ein Standortnachteil, der ausländi-
sche Investoren abschrecke. Behaup-
tungen,die sich leicht widerlegen las-
sen.So gehören immerhin 30 Prozent
der Gesellschaften, die dem Gesetz
unterliegen, mittelbar oder unmit-
telbar zu ausländischen Konzernen.
Und die Stahlindustrie, geprägt von
der Montanmitbestimmung, ist die
am stärksten internationalisierte
Industrie der letzten Jahre.

Auch der Vorwurf, die meisten
Aufsichtsräte seien mit 20 Mitglie-
dern zu groß, zieht nicht. Tatsäch-
lich betrifft das nach dem Gesetz
nicht mal ein Fünftel aller Aufsichts-
räte. Und trotz paritätischer Beset-
zung haben die Anteilseigner durch
die Doppelstimme des Vorsitzenden
in strittigen Fragen das letzte Wort.
Meist bemühen sich die Aufsichts-
räte darum, den Stichentscheid des

Vorsitzenden zu vermeiden. Und
genau das ist Brüderle ein Dorn im
Auge: „Schluss mit Konsens“, for-
derte er in einem stern-Interview.
Die Gewerkschaften hingegen hal-
ten Kooperation und lösungsorien-
tiertes Vorgehen für den besseren
Weg, so DGB-Vorstand Dietmar
Hexel. Setzten sich die Kritiker durch,
wäre der Dauerkrach zwischen Ka-
pital und Arbeit programmiert.„Stän-
diger Streit, Streiks und Betriebsbe-
setzungen sind nicht so produktiv
wie konstruktive Lösungen. Moder-
ne Unternehmensführungen setzen
auf den Menschen, seine Verantwor-
tung und Beteiligungsbereitschaft.
Deshalb gehören Arbeitnehmerver-
treter gleichberechtigt mit an den
Tisch.“

Gefahr droht dem deutschen
Modell der paritätischen Mitbestim-
mung derzeit vor allem aus Brüssel,
etwa durch die neue EU-Richtlinie
zu grenzüberschreitenden Fusionen
(einblick 14/04). Wie es gelingen
wird, die bewährte deutsche Praxis
zu sichern und weiterzuentwickeln,
ist noch nicht klar. Dass sich die An-
forderungen an Unternehmensmit-
bestimmung in Europa ändern, an-
dere Länder ihre Kultur einbringen,
steht auch für Dietmar Hexel außer
Frage. So müssten etwa auch Ar-
beitnehmerInnen anderer Länder in
den Aufsichtsrat gewählt werden
können. Es könne aber nicht sein,
dass „gerade in den großen, global
agierenden Unternehmen nur eine
kleine Minderheit anonymer Kapi-
talgesellschafter oder angestellter
Manager über die Unternehmens-
politik und damit das Schicksal von
Mehrheiten und Regionen allein
entscheidet“. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.boeckler.de/pdf/
mitbestimmung_2004.pdf

Fakten und Argumente 
zur aktuellen Kritik der

Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat

www.einblick.dgb.de
DGB-Informationen zum
Arbeits- und Sozialrecht:

Hartz IV, Tipps und 
Hinweise

15/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 06.09.2004

Bundesjustizministerin 
Brigitte Zypries (SPD)

hat einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, der kleine Selbst-
ständige im Falle der Insol-
venz vor Altersarmut bewah-
ren soll. Lebensversicherun-
gen, die der Altersrente 
dienen, sollen bis zur Höhe
von 930 Euro/Monat vor einer
Pfändung geschützt werden.

+ Erwin Teufel (CDU), 
Ministerpräsident von

Baden-Württemberg, will über
den Bundesrat eine höhere
Besoldung von Spitzenbeam-
ten in den Regierungspräsidi-
en durchsetzen. Untere und
mittlere Beschäftigte sollen
hingegen leer ausgehen, trotz
Arbeitsverdichtung durch die
Verwaltungsreform.

-
plusminusBERLIN

_____________ _____

Nachsitzen
Vor lauter Fordern hat 

Rot-Grün bei Hartz IV das 

Fördern vergessen. Ob das 

bis zum Jahreswechsel 

anders wird, ist fraglich

_____________ _____

Ende offen
So munter war die Debatte 

um den Mindestlohn noch 

nie: Die Gewerkschaften 

ringen um eine gemeinsame 

Position

_____________ _____

Keine Alternative?
Der ver.di-Wirtschaftsexperte 

Michael Schlecht warnt davor, 

betriebliche Kostensenkungs-

programme auf die volks-

wirtschaftliche Ebene zu 

übertragen

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

U n t e r n e h m e n s m i t b e s t i m m u n g

Krawall statt Kooperation

Nur ein Fünftel der Aufsichtsräte
hat die für Gesellschaften mit
mehr als 10 000 Beschäftigten 
vorgeschriebenen 20 Mitglieder,
ein Viertel von ihnen freiwillig.

Aufsichtsräte:
Die meisten haben
nur 12 Mitglieder
Von den 763 mitbestimmten
Unternehmen (ab 2001 Beschäftigte,
nach Mitbestimmungsgesetz 1976)
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510

100

153

12 Aufsichtsratsmitglieder

haben

16 Aufsichtsratsmitglieder
20 Aufsichtsratsmitglieder,
davon 40 freiwillig

Stand: 31.12.2003, Quelle: Hans-Böckler-Stiftung
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POLITIK AKTUELL

Für die 50 000 Entsendearbeiter
und 200 000 Saisonarbeitskräfte
aus den osteuropäischen Nachbar-
ländern wurde auf Initiative der IG
Bauen-Agrar-Umwelt der „Europäi-
sche Verband der Wanderarbeiter“
gegründet. Die neue, selbstständi-
ge Organisation soll die Rechte der
WanderarbeitnehmerInnen sichern.

Die Gründung einer eigenstän-
digen Interessenvertretung ist Fol-
ge einer polis-Studie im Auftrag der
IG BAU. Ein wesentliches Ergebnis
war dabei die grundsätzliche Be-
reitschaft von mehr als der Hälfte
der Wanderarbeiter, einer Organisa-
tion beizutreten, die sich um ihre
Rechte kümmert (einblick 9/2004).
Die selbst gestellte Aufgabe des
Verbandes liegt zunächst in der 

sen gar nicht, was ihnen zusteht,
Sprachbarrieren kommen dazu. Mit
Informationen in der jeweiligen
Muttersprache, Hilfestellung bei
Konflikten, Krankheit, günstigen
Versicherungen und Rechtsschutz
soll der Verband die gewerkschaft-

lichen Aufgaben erfüllen. Unter-
stützung anderer Gewerkschaften
oder deren Mitglieder ist dabei will-
kommen. •
Tel. 069 / 9 51 19 93 0
www.migrant-workers-union.org
info@emwu.org

E u r o p ä i s c h e r  W a n d e r a r b e i t e r v e r b a n d  

Rechte der Wanderarbeiter sichern

Sicherung ihres „sauer verdienten
Lohns“ hierzulande. „Besonderes
Markenzeichen“ ist aber, so Mat-
thias Kirchner, Generalsekretär der
neuen Organisation, „die Betreu-
ung der Mitglieder in ihrem Hei-
matland und überall in Europa.
Denn längst gibt es Hunderttausen-
de von Arbeitnehmern, die dorthin
arbeiten gehen, wo es für sie Arbeit
gibt.“

Die Mehrzahl der Entsendear-
beiter aus Osteuropa und der Türkei
arbeitet auf dem Bau, im Hotel-
und Gaststättengewerbe und in
Schlachthöfen. Außerdem helfen
rund 200 000 Saisonarbeitskräfte
überwiegend in der Landwirtschaft
aus. Einen Mindestlohn sieht kaum
einer von ihnen. Die meisten wis-

Kaum etwas ist erhebender, als wenn die eigene Arbeit von anderen
zitiert wird. Das gilt für Tageszeitungen, das gilt natürlich auch für den
einblick. Und doch ist nicht jede Fundstelle eigener Leistungen mit
Freude verbunden. Wenn, wie jetzt in Thüringen geschehen, die NPD
einblick-Infografiken verwendet, ohne dass wir die Möglichkeit
zur Intervention haben, dann ist das Grund genug, die bislang pau-
schal per Impressum erteilte Nachdruckgenehmigung zu ändern:

Mit sofortiger Wirkung gilt die Nachdruckgenehmigung
ausschließlich für die Gewerkschaften und den DGB.

Alle anderen Medien bitten wir um Verständnis: Für den Nachdruck
bedarf es künftig der schriftlichen Erlaubnis des Verlags.

ineigenerSache
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A r b e i t s l o s e n g e l d  I I

Rot-Grün sitzt nach
Vor lauter Fordern hat Rot-Grün das Fördern vergessen: DGB-Vize 
Ursula Engelen-Kefer mahnte zuletzt Mitte Juli, die von der Bundesregie-
rung versprochene Ausweitung der Förderung von Langzeitarbeitslosen 
„unverzüglich“ umzusetzen. Sechs Wochen später kritisierte Juso-Chef
Björn Böhning, dass Wirtschaftsminister Wolfgang Clement (SPD) 
noch immer kein konkretes Förderkonzept vorgelegt hat. Ob es zum 
Jahreswechsel 2005 steht, erscheint fraglich.

Zwar heißt es in der Online-Pub-
likation „Erste Basisinformationen
zur Grundsicherung für Arbeitssu-
chende“ des Wirtschaftsministeri-
ums (www.bmwi.de), dass künftig

jeder Berater in der Arbeitsagentur
nur 75 Langzeitarbeitslose unter 25
Jahren (bzw. 150 ältere) betreuen
soll. Aber wie viele so genannte
Fallmanager dafür zusätzlich erfor-
derlich sind, weiß niemand. Die 
Rede ist von bis zu 14 000. Noch
beträgt das Verhältnis Berater – Ar-
beitslose 1 zu 360.

Die Fallmanager sollen mit den
Arbeitslosen Eingliederungsverein-
barungen treffen. Erfahrungen mit
diesen Vereinbarungen sammelt die
Bundesagentur für Arbeit (BA) seit
In-Kraft-Treten des Job-Aqtiv-Ge-
setzes Anfang 2002. Ob es etwas
gebracht hat, lässt sich nur vermu-
ten: Die Abgänge aus der Arbeitslo-
senstatistik liegen trotz schlechter
Konjunktur seit Monaten über Vor-
jahresniveau.

Junge Langzeitarbeitslose sol-
len künftig sofort in Arbeit oder
Ausbildung vermittelt werden. Das
klingt nach mehr, als es ist: Einen
Rechtsanspruch haben die jungen
Leute weder auf das eine noch auf
das andere, und wie ihnen Arbeit
oder Ausbildung flächendeckend an-
geboten werden soll, darüber denkt
die BA erst im Herbst intensiv nach.

Auch die ab 2005 geltende
neue Leistung, das „Einstiegsgeld“
(ein Lohnkostenzuschuss für den
Fall, dass das Arbeitseinkommen
zur Deckung des Lebensunterhalts
nicht ausreicht), ist eine Ermessens-
leistung. Sie muss aus demselben –
6,5 Milliarden Euro schweren –
Topf finanziert werden wie die Ein-
Euro-Jobs. Die BA will ab Oktober
100 000 solcher Zusatzjobs schaf-
fen. Sie schätzt das Potenzial dieser
gemeinnützigen Arbeitsgelegenhei-
ten auf rund 350 000.Wie Minister

Clement auf 600 000 komme, kön-
ne sie leider nicht sagen, so eine
BA-Sprecherin auf einblick-Anfrage.
„Das kann nur das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit er-
klären“, ergänzte sie süffisant.

Die meisten Städte und Kreise
werden die Langzeitarbeitslosen ab
2005 gemeinsam mit den lokalen
Arbeitsagenturen betreuen. Über
Art und Umfang der Integrations-
angebote wird vor Ort entschieden.
Die BA spricht nur Empfehlungen
aus. Die liegen aber noch nicht vor.
Damit sei spätestens im Oktober zu
rechnen, heißt es in Nürnberg.

Dass die Regierung den ersten
Teil ihres Fordern-und-Fördern-
Konzepts vernachlässigt, hat sich
herumgesprochen: Laut einer Focus-
Studie halten 82 Prozent der Bevöl-
kerung eine bessere Betreuung der
Arbeitslosen für nötig. Dem ZDF-
Politbarometer von August zufolge
glaubt nicht einmal jeder Dritte,
dass dank Hartz IV mehr Menschen
einen Arbeitsplatz bekommen. Das
bezweifelt auch der Wirtschaftswei-
se Peter Bofinger. Hartz IV komme
ihm vor „wie eine Bypass-Operati-
on für einen Asthmakranken“, sag-
te er der Berliner Zeitung. Dem Pa-
tienten werde viel zugemutet, doch
er profitiere nicht davon.

Der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer lobt – trotz seiner harschen
Kritik am Hartz IV-Gesetz, das für
„Hunderttausende ein Verarmungs-
programm“ sei – dessen positive
Seiten: Der Zugang von derzeit ar-
beitsfähigen Sozialhilfeempfänger-
Innen zum ersten Arbeitsmarkt wer-
de verbessert. „Das muss respek-
tiert werden“, sagte Sommer am
27. August beim Runden Tisch in
Leipzig, zu dem er und der Pfarrer
der Nikolai-Kirche, Christian Führer,
eingeladen hatte. Ehemalige So-
zialhilfeempfänger erhalten zudem
erstmals eine eigene Altersabsiche-
rung und eine generelle Pflichtver-
sicherung in der gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegekasse. •

Nur Härtefälle 
werden überprüft

Die Koalition will am Hartz

IV-Gesetz „nichts mehr“ än-

dern, hat Bundeskanzler

Schröder entschieden. Des-

halb bleibt auch die umstrit-

tene 58er-Regelung beste-

hen. Danach haben 164 000

BezieherInnen von Arbeits-

losenhilfe über 58 Jahre 

mit der Bundesagentur für 

Arbeit vereinbart, auf eine

Jobvermittlung zu verzichten

– und im Gegenzug Arbeits-

losenhilfe bis zum frühest-

möglichen Rentenbeginn zu

beziehen. Trotzdem erhalten

die Betroffenen mit Abschaf-

fung der Arbeitslosenhilfe

2005 das geringere Arbeits-

losengeld II. 

Wirtschaftsminister Clement

will nur die Fälle prüfen 

lassen, in denen die Firmen

der – über Sozialpläne ausge-

schiedenen – älteren Arbeit-

nehmer nicht mehr existieren.

Für alle anderen Betroffenen

seien deren ehemaligen 

Arbeitgeber verantwortlich.

Medienpreis 
ausgelobt

Unter der Überschrift

„Kampf gegen die Arbeitslo-

sigkeit“ lobt der DGB Ham-

burg erstmals einen Medien-

preis für Printjournalisten

der Hansestadt aus. Erstes

Thema: Hartz IV und Arbeits-

losengeld II. Bewertet wer-

den Beiträge, die in der Zeit

vom 1. September 2004 bis

15. Mai 2005 veröffentlicht

werden.

www.dgb-hamburg.de

Selbst wenn es gelänge, alle
297 000 offenen Stellen mit Arbeits-
losen zu besetzen, würde deren
Zahl nicht einmal unter die Vier-
Millionen-Grenze sinken. Auf eine 
Stelle kommen 15 Arbeitslose, 
in Ostdeutschland sogar 32.

Krasses Missverhältnis
     Offene Stellen und      Arbeitslose
nach Bundesländern (Juli 2004)
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Quelle:
Bundesagentur
für Arbeit
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F o r t b i l d u n g

Stress im Job
Stress und psychische Belastun-

gen durch Arbeit sind keine Einzel-
fälle. Das stellen auch Betriebsärzte
immer wieder fest. An sie richtet
sich die zweiteilige Fortbildungsver-

A r b e i t  i m  C a l l  C e n t e r

Gesundheitstipps
Über die spezifische Gesund-

heitsbelastung bei der Arbeit in Call
Centern hat sich bisher kaum je-
mand Gedanken gemacht. Dabei
kommen an diesen Arbeitsplätzen
viele krank machende Faktoren zu-
sammen: Zeitdruck, erhöhter Ge-
räuschpegel, schwierige Kunden und
unregelmäßige Arbeitszeiten. Jetzt
liegt eine Sonderschrift „Gesünder
arbeiten in Call Centern“ der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin vor, die sich an Un-
ternehmen, Beschäftigte und Ak-
teurInnen im betrieblichen Arbeits-
und Gesundheitsschutz wendet. •

www.baua.de/prax/
handlungshilfe-callcenter.htm

D G B - B r o s c h ü r e

Infos für 
Beamte

Beamtenrechtliche Regelungen
ändern sich permanent – von der
Besoldung über die Arbeitszeit bis
zur Beihilfe: Die aktualisierte Neu-
auflage des Taschenbuchs „Wissens-
wertes für Beamtinnen und Beamte“

W o r k s h o p

Gerechtigkeits-
lücke

Nicht erst seit Hartz IV zweifelt
ein Großteil der BundesbürgerInnen
an sozialer Gerechtigkeit in Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die politi-
schen AkteurInnen setzen gleich-
wohl den Umbau des Sozialstaates
unbeirrt fort. Die Hans-Böckler-Stif-
tung hat in jüngster Vergangenheit
gleich mehrere Forschungsvorhaben
zu Fragen der sozialen Gerechtigkeit
initiiert und gefördert. Resultate
und offen gebliebene Fragen dieser
Projekte sollen im Rahmen eines
Workshops am 24. September in
Frankfurt/Main diskutiert werden. •

Tel. 069 / 756 18 40
Fax 069 / 75 21 41

bietet übersichtlich und präzise In-
fos und Hintergrund zu diesen Neu-
regelungen und informiert auf 264
Seiten über alle wichtigen beam-
tenrechtlichen Fragen. Das Buch
kostet für Gewerkschaftsmitglieder
5 Euro (plus 2 Euro Versandkosten-
pauschale), Nichtmitglieder zahlen
7, 50 Euro (plus 2 Euro Versand). •

Tel. 0180 / 5 83 52 26
Fax 0180 / 5 32 92 26
www.beamten-informationen.de

I n t e g r a t i o n s p r e i s

Gleiche Chancen
Die saarländische Landesregie-

rung hat zum zweiten Mal den In-
tegrationspreis „Chancen für alle
im Arbeitsleben“ ausgelobt. Vor-
bildliche Integrationsprojekte sollen
andere Unternehmen zur Nachah-
mung animieren. Teilnehmen kön-
nen private und öffentliche Arbeit-
geber mit Sitz oder Niederlassung
im Saarland. Bewerbungsschluss ist
am 1. Oktober; die beiden Erstpla-
zierten erhalten je 2500 Euro. •
broschueren@soziales.saarland.de

anstaltung der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) „Arbeitsbedingter Stress –
Analysieren, Bewerten, Gestalten“.
Neben einem Praxisteil, in dem 
die TeilnehmerInnen psychische
Fehlbelastungen an konkreten Ar-
beitsplätzen einzuschätzen lernen,
beschäftigen sie sich auch mit ge-
setzlichen Regelungen und fachli-
chen Grundlagen. Der erste Teil der
Fortbildung findet am 4. und 5. Ok-
tober, der zweite am 19. November
in Berlin statt. Die Teilnahmegebühr
beträgt 330 Euro, Anmeldeschluss
ist der 10. September. •

Tel. 030 / 515 48 42 92

kompetent zu fällen. Damit, so
hofft der IKK-Bundesverband,
könnten die Versicherten die
Tücken mancher Neuerungen, wie
die Kostenerstattungskampagne
durch Kieferorthopäden, selbst
rechtzeitig durchschauen. Das Pro-
jekt ist auf zwei Jahre angelegt und
wird in drei Innungskrankenkassen
erprobt. •

Tel. 0211 / 77 78 148

Die Reformen der zurückliegen-
den Jahre haben das Gesundheits-
system weder effizienter noch für
die Versicherten durchschaubarer
gemacht. Der Bundesverband der
Innungskrankenkassen (IKK) und
die Hans-Böckler-Stiftung wollen
deshalb mit einem gemeinsamen
Projekt die IKK-Versicherten darauf
vorbereiten, Entscheidungen über
die eigene Gesundheitsversorgung

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g  &  I K K

Versicherte stärken

D G B - F a c h t a g u n g

Arbeitsschutz 
wohin?

Reformbedarf allüberall, zum
Beispiel auch beim Arbeitsschutz.
Der geplante Bürokratieabbau in
diesem Bereich ist aus Sicht des
DGB nötig, doch dürfe dabei
nicht das Niveau des Arbeits-
schutzes in Frage gestellt wer-
den. Unter dem Titel „Braucht
der Arbeitsschutz noch eine
staatliche Gewerbeaufsicht?“
lädt der DGB am 17. September
zu einer Fachtagung nach Berlin.
Nach einer Einführung durch DGB-
Vize Ursula Engelen-Kefer diskutie-
ren Betriebsräte sowie VertreterIn-
nen aus Politik und Unternehmen
über die Perspektiven der staatlichen
Arbeitsschutzaufsicht. •

Jana.Mramor@bvv.dgb.de

••• Die DGB-Jugend geht in vie-
len Bezirken wieder auf Berufs-
schultour. An Infoständen und 
-bussen können sich Azubis vor Ort
über ihre Rechte informieren. Der
Kontakt mit der Gewerkschaftsju-
gend soll aber auch „das Grund-
prinzip Solidarität wieder stärker ins
Bewusstsein rücken,“ so die DGB-
Jugend Berlin-Brandenburg, die 
ihre Tour unter dem Motto „Solida-
rity reloaded“ startet. Dort und in
Thüringen sind die jungen Gewerk-
schafterInnen bereits seit Ende Au-
gust unterwegs, in anderen Bezirken
laufen die Touren im September
oder Oktober an.Termine und Stand-
orte: www.einblick.dgb.de

••• „Berlin – zu Hause in Europa?“
heißt ein Dokumentarfilm, in
dem Jugendliche aus Mittel- und
Osteuropa, die für immer oder nur
vorübergehend in Berlin leben, ihr
Lebensgefühl in Deutschlands Metro-
pole schildern. Am 20. September,
19 Uhr, wird der sehr persönliche
Report der Filmemacherin Sabine
Molter in der Berliner Urania (An
der Urania 17, Berlin-Schöneberg,
Nähe Wittenbergplatz) erstmals
vorgeführt (Eintritt frei). Entstanden
ist der Film im Rahmen der „Grenz-
landinitiative für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer von der Ost-
see bis zu den Alpen“, kurz: GRIPS.
Koordiniert vom DGB Berlin-
Brandenburg haben die an die
neuen EU-Staaten grenzenden
DGB-Bezirke im Rahmen von GRIPS
zahlreiche grenzüberschreitende
Gewerkschaftsprojekte aufgelegt.
www.grips.dgb.de

interregio

PROJEKTE UND PARTNER
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Die SPD will bis zum Herbst
über die Einführung eines Mindest-
lohns entscheiden, nach den Wor-
ten von Müntefering „zusammen
mit den Gewerkschaften und nicht
gegen sie“. Der SPD-Gewerk-
schaftsrat hat im Frühjahr unter Lei-
tung von SPD-Generalsekretär Klaus
Uwe Benneter die Arbeitsgruppe
„Einkommensgestaltung im unte-
ren Bereich“ eingesetzt; der Rat
tagt wieder am 29. November.

Der SPD böte ein Mindestlohn
die Chance, die verschärfte Zumut-
barkeitsregel, die Arbeitslose auch
zur Annahme von Arbeit zwingt, die
30 Prozent unter Tarif bezahlt wird,
zu entschärfen, ohne das Hartz IV-
Gesetz zu korrigieren. Der DGB
lehnt diesen Umweg ab.

Der IG Metall-Vorsitzende Jür-
gen Peters spricht sich – anstelle ei-

nes generellen Mindestlohns – für
eine Orientierung am ortsüblichen
Lohn aus, der für allgemeinver-
bindlich erklärt werden solle. In die-
selbe Richtung geht der Vorschlag
des IG BCE-Vorsitzenden Hubertus
Schmoldt. Er will den Schwellenwert,
ab dem ein Tarifvertrag allgemein-
verbindlich werden kann, senken.
Noch müssen in diesem Fall die tarif-
gebundenen Arbeitgeber mindestens
50 Prozent der ArbeitnehmerInnen
der jeweiligen Branche beschäfti-
gen. 1999 waren von den 47 300
Tarifverträgen nur 588 oder 1,2
Prozent allgemeinverbindlich.

Für ver.di ist ein gesetzlicher
Mindestlohn zumindest „kein Ta-
bu“. Wer jeden Tag acht Stunden

arbeite, habe Anspruch auf einen
Lohn, „der zum Leben reicht“, so
ver.di-Vize Margret Mönig-Raane.

Etwas völlig Neues sind staat-
lich festgesetzte Löhne nicht. So
schreibt das Entsendegesetz vor,
dass ausländische Bau-Arbeitgeber
die hierzulande üblichen Tariflöhne
zahlen müssen. Auch für Heimar-
beiter setzt der Staat Löhne fest.
Dennoch existiert ein Unterschied
zu dem gesetzlichen Mindestlohn
von 1500 Euro brutto (8,67 Euro/
Stunde), den die NGG fordert: Es
gibt – tarifvertraglich vereinbarte –
Stundenlöhne von weniger als 8,67
Euro. Insofern wäre ein Mindest-
lohn tatsächlich ein Eingriff in die
Tarifautonomie. •

So munter war die Debatte um den Mindestlohn noch nie: Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder (SPD) sieht zwar derzeit keinen Handlungsbedarf,
hält aber die von SPD-Chef Franz Müntefering angestoßene Diskussion
für notwendig. Wirtschaftsminister Wolfgang Clement (SPD) ist strikt 
dagegen. Ebenso Arbeitgeberpräsident Dieter Hundt sowie CDU und
FDP. Die Gewerkschaften haben „keine einheitliche Meinung“, so der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer.

■ Die NGG fordert schon 
seit langem einen gesetzlichen Mindestlohn.
Die meisten DGB-Gewerkschaften sind dagegen.
Habt ihr die besseren Argumente?
■ Wir meinen schon, und wir werden versuchen,
die anderen davon zu überzeugen.
■ Wenn eine Gewerkschaft einen branchenbezo-
genen Mindestlohn forderte, würden die anderen
das nicht verhindern, heißt es. Für IG BAU-Chef
Klaus Wiesehügel ist das ein „Königsweg“.
■ Der Meinung sind wir nicht. Wenn es richtig ist,
dass wir eine Mindestsicherung nach unten brau-
chen, um Lohndumping und Armut zu verhindern,
dann kann das doch nur für alle gelten. 
■ Einen Mindestlohn per Gesetz festzuschreiben
bedeutet aber einen Eingriff in die Tarifautonomie,
gegen den sich auch die NGG immer verwahrt hat.
■ Das werden wir auch in Zukunft tun. Und? Es
gibt das Bundesurlaubsgesetz, das mindestens 24

Urlaubstage vorsieht – hat uns das gestört? Es gibt
das Arbeitszeitgesetz, das 48 Arbeitsstunden pro
Woche erlaubt, es gibt die Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall – hat uns das gestört? Nein. Wir ha-
ben per Tarifvertrag bessere Regelungen vereinbart.
Außerdem gibt es seit 11. Januar 1952 das Gesetz
über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingun-
gen, das noch nie angewandt worden ist, wonach
Entgelte dort festgesetzt werden können, wo das
„zur Befriedigung der notwendigen sozialen und
wirtschaftlichen Bedürfnisse der Arbeitnehmer er-
forderlich erscheint“. Ich kann’s auch salopp aus-
drücken: Ich bin in der Eckkneipe nicht arbeits-
kampffähig, es wird immer so genannte tariffreie
Zonen geben, aber dürfen wir deshalb die Beschäf-
tigten dort im Regen stehen lassen?
■ Wäre es nicht besser, statt einen Einheitslohn
festzulegen, den ortsüblichen Lohn zum Maßstab
zu nehmen, wie’s der IG Metall-Vorsitzende 
Jürgen Peters vorgeschlagen hat?
■ Aber das ist doch noch viel schwieriger. Wir können
nicht hunderte von Mindestlöhnen definieren. Min-
destlohn ist Mindestlohn, es kann nur einen geben.
Und damit haben unsere Nachbarn – Frankreich,
Belgien, Niederlande – gute Erfahrungen gemacht.

Branchenbezogene Mindest-
löhne lehnt die Gewerkschaft
Nahrung – Genuss – Gaststätten
(NGG) ab, so ihr Vorsitzender
Franz-Josef Möllenberg
gegenüber einblick.

Fragenan ...

Noch unentschieden

Eine knappe Mehrheit der

Deutschen lehnt gesetzliche

Mindestlöhne ab. Das hat 

eine Umfrage von Infratest

dimap im Auftrag des MDR

am 26./27. August ergeben:

52 Prozent der Befragten

halten sie nicht für notwen-

dig, 37 Prozent sind dafür. 

Arbeitnehmervertreter sind

anderer Auffassung. Laut 

einer Befragung des Wirt-

schafts- und Sozialwissen-

schaftlichen Instituts (WSI)

in der Hans-Böckler-Stiftung

hielten schon vor zwei 

Jahren 82,5 Prozent der 

Betriebsräte Mindestlöhne

für sinnvoll. 

In 18 der 25 EU-Mitglieds-

staaten sind Mindestlöhne

gängige Praxis. Sie reichen

von 121 Euro in Lettland bis

1403 Euro in Luxemburg. 

In den USA beträgt der Min-

destlohn 5,15 Dollar/Stunde.

Nach Auffassung von Ger-

hard Bosch, Vizepräsident

des Instituts Arbeit und

Technik (IAT) im Wissen-

schaftszentrum NRW, würde

ein Mindestlohn das Lohn-

dumping abbremsen. Der

Vorsitzende des Sachverstän-

digenrats, Wolfgang Wie-

gard, und der Vize-Chef des

Instituts für Arbeitsmarkt-

und Berufsforschung (IAB),

Ulrich Walwei, befürchten

hingegen, dass ein Mindest-

lohn die Arbeitslosigkeit

steigen lässt. In Großbritan-

nien jedoch sind nach NGG-

Angaben seit Einführung

von Mindestlöhnen eine Mil-

lion neue Jobs entstanden.

M i n d e s t l o h n

Ende offen
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len (NRW), dem größten IG Metall-
Bezirk, betrug der Verlust im ersten
Halbjahr 2004 drei Prozent. Der
neue NRW-Bezirksleiter Detlef 
Wetzel, dessen frühere Verwal-
tungsstelle Siegen seit Jahren eine
erfolgreiche Mitgliederentwicklung
vorweist, hält die Mitgliedergewin-
nung für „die politischste Aufgabe
überhaupt“. Es gehe darum, „die
Zukunftsfähigkeit der IG Metall zu
erhalten“.

So sieht es offenbar auch der
Vorstand in Frankfurt/M.. Das The-
ma Geschäftspläne ist nicht dem
Vorstandsbereich Werbung zuge-
ordnet worden, sondern untersteht
dem 2. Vorsitzenden der IG Metall,
Berthold Huber. •

■ Seit der Gründung der Regionen ist der DGB auf
Orts- und Kreisebene nur noch ehrenamtlich aktiv.
Politische Arbeit vor Ort ausschließlich durch ehren-
amtliches Engagement – funktioniert das auf Dauer?
■ Wir haben die Erfahrungen gemacht, dass es
möglich ist, Menschen zu gewinnen, die auch über
einen längeren Zeitraum ehrenamtlich für den DGB
arbeiten. Dafür müssen aber mehrere Voraussetzun-
gen erfüllt sein. Zum einen müssen die ehrenamt-
lichen Orts- und Kreisverbände im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit selbstständig arbeiten können, zu-
mindest über einen kleinen Etat verfügen und 
Pressearbeit machen dürfen. Zum anderen ist es
wichtig, dass die ehrenamtlichen Mandatsträger in
die organisationsinternen Informationskanäle ein-
gebunden werden. 

■ Warum ist die Eigenständigkeit so wichtig?
■ Weil wir aktive Mitglieder gewinnen wollen, die
in der Lage sind, dem DGB ein Gesicht zu geben. 
Ehrenamtliche Kreisvorsitzende, die gegenüber den
lokalen Entscheidungsträgern politische Erklärungen
auf Augenhöhe abgeben können, die sich gegen-
über der Presse äußern können und die mit dazu
beitragen, dass wir in den Städten und Kreisen kam-
pagnenfähig sind. 
■ Bei den Projekten zur so genannten Binnen-
struktur der Regionen gibt es eine große inhaltliche
Bandbreite.Wäre nicht ein einheitliches Profil 
notwendig?
■ Wir haben einen gemeinsamen inhaltlichen 
Rahmen, aber unterhalb dieser Ebene verbergen 
sich sehr unterschiedliche Anforderungen. Das war
übrigens auch schon so, als wir noch hauptamtlich
besetzte DGB-Kreise hatten. Die Arbeit des DGB
muss die Anforderungen widerspiegeln, die aus der
Region kommen. Um kampagnenfähig zu sein,
muss der DGB zwar bestimmte Themen bundes-
weit angehen, aber genauso wichtig ist, dass die 
ehrenamtlichen DGB-Kreise und -Ortsgruppen die
Chance haben, ihre Schwerpunkte an den Bedürf-
nissen der Region auszurichten. Dann können wir
etwas für die Menschen bewegen. Dann wird der
DGB angenommen. 

Ab dem 7. September verschickt
der DGB-Bundesvorstand über

1000 Fragebögen an die 
Vorstandsmitglieder der 

94 DGB-Regionen, der neun 
DGB-Bezirke sowie der Landes-

vorstände der Gewerkschaften.
Die Umfrage ist Teil der Eva-
luation der im vergangenen 

Jahr abgeschlossenen Organisationsreform.
einblick hat vorab Manfred Wotke, 50,

Abteilungsleiter Organisation des Bezirks
Nordrhein-Westfalen und Leiter der Projekt-

gruppe „Ehrenamtliche Binnenstruktur der 
Regionen“, nach seinem Fazit gefragt.

Fragenan ...

ver.di hat einen Mus-
terarbeitsvertrag für 
Prostituierte entwor-

fen. In einer Studie der Ge-
werkschaft hatten Beschäf-
tigte im Bereich „sexuelle
Dienstleistungen“ vertrag-
liche Regelungen als Chan-
ce zur Verbesserung ihrer 
Arbeitsverhältnisse ange-
geben. Den Musterarbeits-
vertrag gibt es im Internet
unter www.arbeitsplatz-
prostitution.de

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg 
hat auf dem ersten

„Ernährungsforum Ost“ 
seiner Gewerkschaft ein 
Sozialpartnerprojekt für die
ostdeutsche Ernährungs-
wirtschaft vorgeschlagen.
Ein vergleichbares Koopera-
tionsprojekt gibt es bereits
in Nordrhein-Westfalen.

Die IG BCE Westfalen 
hat die BügerInnen 
der Region für den 

11. September zu einem
„Kompetenztag“ eingela-
den. An sechs Standorten
stehen die Gewerkschafts-
häuser Interessierten offen.
Präsentiert werden neben
einem Rahmenprogramm
die Serviceleistungen der
Gewerkschaft. 
www.westfalen.igbce.de

Den im März in NRW 
gestarteten Modell-
versuch, Strafanzei-

gen online entgegenzuneh-
men, bewertet die Gewerk-
schaft der Polizei kritisch.
Zwar würden mehr Strafta-
ten zur Anzeige gebracht,
durch mangelhaft darge-
stellte Sachverhalte entste-
he allerdings zusätzlicher
Ermittlungs- und Personal-
bedarf.

kurz&bündig

Die 171 Verwaltungsstellen der
IG Metall müssen dem Vorstand in
Frankfurt/M. bis Ende September
erstmals Geschäftspläne vorlegen.
Sie sollen ein realistisches Bild der
künftigen Mitgliederentwicklung
abgeben, zunächst bis 2007 gelten
und jährlich fortgeschrieben wer-
den. Die Gewerkschaft wolle sich
„einzig und allein“ auf die Aktivitä-
ten und Themen konzentrieren, die
der Mitgliedergewinnung und -bin-
dung dienen, erklärte Paul Roden-
fels, Bereichsleiter Organisation und
Mitglieder, auf einblick-Anfrage. Es
gebe zu viele Betriebe mit 200 
Beschäftigten, die einen Organisa-
tionsgrad von unter 50 Prozent
hätten. Um die seit Jahren rückläu-

fige Mitgliederentwicklung abzu-
bremsen, zu stoppen und letztlich
umzukehren, würden die Verwal-
tungsstellen Zielvereinbarungen mit
ihren Bezirksleitungen abschließen,
so Rodenfels. Gleichzeitig werde
ein „beratendes Controlling“ ein-
geführt.

Mit kurzfristigen Erfolgen rech-
net die IG Metall allerdings nicht,
der erste Zwischenbericht soll erst
dem nächsten Gewerkschaftstag
im Herbst 2007 erstattet werden.

Die Gewerkschaft hat allein im
vergangenen Jahr per saldo 4,5
Prozent oder 119 000 Mitglieder
verloren. Dieser Trend dürfte sich –
wenn auch abgeschwächt – fortge-
setzt haben. In Nordrhein-Westfa-

I G  M e t a l l

Mehr Gewicht auf Mitgliedergewinnung
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Trotz breiter Protestbewe-
gung und Stimmverlusten bei
den Wahlen hält die Regierung
– abgesehen von Minikorrektu-
ren – an der Agenda 2010 fest.
Die Opposition unterstützt ihre
Standfestigkeit. Die Wettbe-
werbsfähigkeit müsse weiter ge-
steigert, die Lohnkosten müssten gesenkt werden,
lautet die Logik jener, die sich auf die ver-
meintlichen Sachzwänge der Globalisie-
rung berufen. Die alltägliche Erfahrung scheint
diese Schlussfolgerung nahe zu legen. Die Drohun-
gen mit Produktionsverlagerungen ins Ausland neh-
men zu. Folglich steigt der Druck auf die Löhne und
die Arbeitsbedingungen. Seit Jahren werden Be-
triebsräten und Gewerkschaften betriebliche Kosten-
senkungsprogramme aufgezwungen.

So ist es überhaupt nicht verwunderlich, dass
viele Beschäftigte und auch Gewerkschafts-
funktionäre verunsichert sind. Viele neigen
dazu, die betriebliche Erfahrung der Kostensenkung
auf die volkswirtschaftliche Ebene zu übertragen.
Dann scheint der politische Ansatz von Rot-Grün
zähneknirschend plausibel. Und: Man dürfe nicht
immer nur „Nein“ sagen, sondern müsse um die so-
ziale Ausgewogenheit der angeblich notwendigen
Reformen ringen.

Der betrieblichen Alltagserfahrung steht jedoch
die Tatsache gegenüber, dass Deutschland Ex-
portweltmeister ist. Ein Zehntel aller weltweit
exportierten Güter kommt aus Deutschland. 2002
und 2003 betrug der Exportüberschuss jeweils über
90 Milliarden Euro.

Die Verlagerung von Produktionsstätten als Form
der Arbeitsteilung ist keine neue Entwicklung. Sie ist
aber inzwischen zum Problem geworden, weil nicht
gleichzeitig hierzulande durch Wachstum neue 
Arbeitsplätze geschaffen wurden. Kein Wunder: Die
Binnennachfrage ist durch zu geringe Lohner-
höhungen und staatliche Ausgabenstran-
gulierung zu schwach.

Wäre die binnenwirtschaftliche Dynamik nicht
am Boden, wäre die Arbeitslosigkeit nicht so hoch,

würden hinreichend Ersatzarbeitsplätze entstehen,
dann wäre die Drohung der Abwanderung von 
Arbeitsplätzen nicht so brisant. Dann wäre es zum
Beispiel im Fall Siemens nicht möglich gewesen, eine
Kostensenkung um 30 Prozent durchzusetzen.

Die Verteidigung bedrohter Arbeitsplätze vor Ort
ist eine notwendige, unmittelbare gewerkschaftliche

Aufgabe. Keine Frage. Allerdings
wird sie aufgrund wachsender Exis-
tenzangst und Erpressbarkeit im-
mer schwieriger. Mit Lohnkosten-
senkungen wird das Grundübel der
wirtschaftlichen Entwicklung, die
schwache Binnennachfrage jedoch
nur noch verschärft. Ein teufli-

scher Kreislauf. Nach den bisherigen Erfahrun-
gen muss man Zweifel haben, ob allein mit verbes-
serter Betriebs- und Tarifpolitik – so notwendig dies
ist – diese Entwicklung gestoppt werden kann.

Der entscheidende Hebel ist eine fundamen-
tal andere Wirtschafts- und Finanzpolitik.
Die Binnennachfrage muss gestärkt werden mit 
einem staatlichen 40-Milliarden-Euro-Zukunftspro-
gramm. Der Staat muss mehr investieren in die Bil-
dung, in Energieeinsparung und eine bessere Umwelt.
Über eine halbe Million zusätzliche Arbeitsplätze
kann so geschaffen werden. Finanziert werden muss
dies, indem Reiche und Superreiche wieder einen 
angemessenen Beitrag zur Finanzierung des Ge-
meinwesens leisten. Die weitere Senkung des Spit-
zensteuersatzes von 45 auf 42 Prozent 2005 kostet
hingegen den Fiskus über 2,5 Milliarden Euro.

Durch Produktionsverlagerung gehen in Deutsch-
land nach Schätzungen – amtliche Zahlen gibt es
nicht – jährlich bis zu 50 000 Arbeitsplätze verloren.
Mit einer starken Binnennachfrage ließe sich dieser
Trend entschärfen. Mit über einer halben Million zu-
sätzlicher Arbeitsplätze aufgrund kräftiger Zukunfts-
investitionen würde die Abwanderung von Ar-
beitsplätzen ihre soziale Brisanz verlieren.
Die Beschäftigten hätten nämlich gute Chancen,
schnell wieder einen neuen Job zu finden.

Die Auseinandersetzung um eine Kehrtwende in
der Wirtschafts- und Finanzpolitik wird nur erfolg-
reich sein, wenn es gelingt, sie zum Gegenstand
breiter Massenmobilisierung zu machen. Das
steht nicht im Widerspruch zu Gesprächen mit der
Politik, sondern ist Voraussetzung für erfolgreiche
Einflussnahme. Auch bei Tarifverhandlungen ist die
Fähigkeit zum Arbeitskampf Voraussetzung für Ver-
handlungserfolge. •

Es gibt keine Alternative zur Agenda 2010 – dieser
These stimmen inzwischen auch Teile der Gewerk-
schaften zu. Wirtschaftsexperte Michael Schlecht
hält dagegen und warnt davor, die Logik betrieb-
licher Kostensenkungsprogramme undifferenziert 
auf die volkswirtschaftliche Ebene zu übertragen.

Kurssuche

Gibt es eine Alternative zur

Agenda 2010 und zu den

Hartz-Reformen? Sind sie 

eine notwendige Antwort

auf die Globalisierung? Oder

leben wir in einer Zeit des

gesellschaftlichen Rollbacks,

mit Wiedereinführung der

40-Stunden-Woche, flächen-

deckenden Lohnsenkungen

und einer Kannibalisierung

der Sozialsysteme? 

„Politik heißt, in Alternati-

ven denken“ hat DGB-Vorsit-

zender Michael Sommer 

Ende August in einem stern-

Interview erklärt und dabei

die Hartz-Gesetze scharf 

kritisiert: „Hartz IV bedeutet

in weiten Teilen die soziale

Deklassierung von Menschen,

Hartz IV ist für Hunderttau-

sende ein Veramungspro-

gramm“, so Sommer. Dem 

IG BCE-Vorsitzenden Huber-

tus Schmoldt, der seit lan-

gem für eine Unterstützung

der Reformpolitik der Bun-

desregierung wirbt, ging

diese Kritik zu weit. Der Vor-

sitzende der größten DGB-

Gewerkschaft, Frank Bsirkse

(ver.di), erklärte hingegen,

die Gewerkschaften gehör-

ten angesichts von Hartz IV

„auf die Straße“. 

Am 7. September stehen die

Reformen im DGB-Bundes-

vorstand erneut auf der 

Tagesordnung. Am gleichen

Tag trifft sich der Bundes-

vorstand, dem auch die 

Vorsitzenden der acht DGB-

Gewerkschaften angehören,

zu einem bereits seit länge-

rem geplanten Gespräch mit

Bundeskanzler Gerhard

Schröder (SPD).

Michael
Schlecht, 53,
ist Bereichs-
leiter Wirt-
schaftspolitik
des ver.di-
Bundesvor-
stands in 
Berlin.

A l t e r n a t i v e n  z u r  A g e n d a  2 0 1 0

Mut zur Kehrtwende
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personalien
Hans-Böckler-Stif-

tung,Workshop „Energieeffizientes
Krankenhaus – für Kostensenkung
und Klimaschutz“, Düsseldorf

ver.di, Veranstal-
tungsreihe sicht.weisen, „Regiona-
le Innovationsnetzwerke und Ge-
werkschaften – Klüngel, Falle, Zu-
kunftsoption?“, Berlin

IG BCE, Bundes-
angestelltentag „Die Zukunft
kommt. Wir gehen ihr entgegen!“,
Recklinghausen

DGB, Fachtagung
„Braucht der Arbeitsschutz noch eine
staatliche Gewerbeaufsicht?“, Berlin

Bündnis „Soziale
Gerechtigkeit in Hessen“, 1. Hessi-
sches Sozialforum, Frankfurt/M.

Landtagswahlen
in Brandenburg und Sachsen

19.9.

18.9.

17.9.

16.-18.9.

15.9.

15.9.in der Lebensperspektive“, Berlin
IG BAU, 6. Bun-

desfrauen-Konferenz, Steinbach
D G B - R e g i o n

Westpfalz, Seminar „Sackgasse
Globalisierung?“, Hertlingshausen

D G B - J u g e n d
Nord, Bezirksjugendkonferenz „Wir
sind Helden“, Neumünster

DGB-Jugend Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-An-
halt, Fachtagung „Novellierung des
Berufsbildungsgesetzes“, Hannover

ver.di, Arbeits-
kammer des Saarlandes, „Basel II
und Rating – Die Interessen der Ar-
beitnehmerseite“, Saarbrücken

DGB-Region Kob-
lenz, Modellvarianten einer Bürger-
versicherung, Diskussion mit Andrea
Nahles (SPD), Neuwied

15.9.

14.9.

14.9.

11./12.9.

11.9.

10.-12.9.

14TAGE
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GEW, Experten-
gespräch „Finanzierung von le-
benslangem Lernen“, Berlin

Hans-Böck le r-
Stiftung, Internationale Tagung
„Arbeitszeit und soziale Sicherheit

9./10.9.

7.9.

DIES&DAS
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••• Marco Frank, 35, Studium
der Sozialpädagogik und der Poli-
tikwissenschaft in Kassel, bis Ende
2003 Jugendbildungsreferent der
Gewerkschaft ver.di in Hessen, ist
seit dem 15. August politischer 
Referent für die Bereiche Berufs-
ausbildung, Zivildienst sowie JAV-
Arbeit in der Abteilung Jugend des
DGB-Bundesvorstands.
••• Rainald Thannisch, 31, Stu-
dium der Volkswirtschaft mit sozial-
wissenschaftlicher Ausrichtung in
Köln, bislang Assistent des Bundes-
geschäftsführers der Arbeiterwohl-
fahrt (AWO) in Bonn, ist seit dem
15. August politischer Referent für
Unternehmens- und Mitbestim-
mungspolitik des DGB.

••• Frank Teichmüller, 60, seit
1986 Leiter des IG Metall-Bezirks
Küste, will Ende des Jahres sein
Amt an einen jüngeren Nachfolger
abgeben. Das hat Teichmüller Ende
August angekündigt. Bis Ende Sep-
tember will der Bezirk dem IG Me-
tall-Vorstand einen Vorschlag für
den Nachfolger machen.

Schlusspunkt●

Pressemitteilung der Bundesregierung vom 24.08.2004 zu einem Artikel
der BILD-Zeitung, nach der in Berlin Hunderte von Hunden ausgesetzt
worden seien, weil die Tierbesitzer fürchten, wegen Hartz IV kein Geld
mehr für die Haltung eines Hundes zu haben. 

„Kein Zusammenhang zwischen Hartz IV
und hoher Zahl ausgesetzter Hunde“

BÜRGERVERSICHERUNG: Kurzfristig keine Beitragssenkung zu erwarten
Die von der Bundesregierung geplante
Bürgerversicherung bringt keine kurz-
fristige Senkung der Krankenkassen-
beiträge. Das ist das Ergebnis einer 
Studie des Internationalen Instituts für
Empirische Sozialökonomie (INFES) im
Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung. 
Würden nicht sofort alle BürgerInnen
erfasst, auch die Kapital- und Mietein-
kommen belastet sowie die Beitrags-
bemessungsgrenze angehoben, sei 
2015 nur mit einer Beitragsentlastung
von 0,2 Prozent zu rechnen.
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Beitragssatzsteigerung mit und ohne Bürgerversicherung (in Prozent)

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung
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Fordern und Fördern von Langzeit-
arbeitslosen – das sind die erklär-
ten gleichrangigen Ziele von Hartz
IV und den „Ein-Euro-Jobs“. Doch
noch existiert das Fördern nur auf
dem Papier.

Bis zu 500 Euro pro Monat zah-
len die örtlichen Arbeitsagenturen
künftig den Anbietern so genannter
Arbeitsgelegenheiten für jeden von
ihnen beschäftigten Langzeitarbeits-
losen.Wohlfahrtsverbände und kom-
munale Träger sollen damit deren
Wiedereingliederung in den ersten
Arbeitsmarkt ermöglichen. Maxi-
mal 200 Euro „Mehraufwandsent-
schädigung“ erhalten die so Be-
schäftigten. Von der Restsumme
müssen die Träger den Verwal-
tungsaufwand sowie die Qualifizie-
rung und die oft notwendige psy-
chosoziale Betreuung bezahlen. Die
„Unterstützung für Menschen mit
Vermittlungshemmnissen“, wie es
im Amtsdeutsch heißt, ist aber nur
allererste Voraussetzung für den
Zugang zum Arbeitsmarkt; ein
überzeugendes Konzept, wie Lang-
zeitarbeitslose es nach der sechs-
monatigen Maßnahme schaffen,
einen Job im ersten Arbeitsmarkt zu
ergattern, ist nicht in Sicht.

Weitgehend einig sind sich die
Akteure, dass die „Beschäftigungs-
verhältnisse mit Mehraufwands-
entschädigung“ zusätzlich und ge-
meinnützig sein müssen. Ob dieses
Kriterium erfüllt ist, begutachtet die
Agentur für Arbeit. „Dabei wird auch
geprüft, ob bestehende Beschäfti-
gungsverhältnisse nicht abgebaut
oder gefährdet werden“, betont

Thorsten Mehler von der Regional-
direktion Berlin-Brandenburg.

Für die Träger, vor allem Wohl-
fahrtsverbände, könnte sich aus der
Verpflichtung zur Wiedereingliede-
rung durchaus ein noch nicht exakt
bezifferbares finanzielles Risiko er-
geben. Denn was die einzelne Ein-
gliederungsmaßnahme kostet, hängt
von der individuellen Wiedereinglie-
derungsvereinbarung ab. So erwar-
tet Reiner Sans, Rechtsdirektor des
Deutschen Caritasverbandes, keine
bundesweit einheitliche Regelung,
sondern „bunte Landschaften“. Mit
einer Klärung noch offener Fragen
rechnet die Arbeiterwohlfahrt. Vom
Erfahrungsaustausch in Workshops
auf lokaler Ebene verspricht man
sich neue Ideen.

Neben grundsätzlicher Bereit-
schaft gibt es beim Deutschen Paritä-
tischen Wohlfahrtsverband (DPWV)
gewisse Skepsis. Der DPWV stellt
sich vor, junge Erwachsene, denen
der Einstieg in den Arbeitsmarkt
nicht gelungen ist, in Jobs zu be-
schäftigen, die vormals Zivildienst-
leistende erledigten. Der Betreu-
ungsbedarf sei dabei umfassend –
von psychosozialer Beratung über
Maßnahmen zur Existenz- und Woh-
nungssicherung oder Schuldenbe-
ratung bis hin zur Hilfe bei Sucht-
problemen. Der DPWV, der bereits
Anfang Oktober in Magdeburg ein
Pilotprojekt für Ein-Euro-Jobber
startet, fordert selbst Controlling-
Instanzen, die die Ein-Euro-Jobs
aufmerksam beobachten. Ulrike
Bauer, Pressereferentin: „Wir wer-
den uns nicht missbrauchen lassen.
Wer bei uns im Dienst am Men-
schen arbeitet, soll das nicht mit
der Faust in der Tasche tun.“   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.fse-esf.org
Europäisches 

Sozialforum 2004

www.einblick.dgb.de
Initiative für eine soziale

Reformpolitik: ver.di-
Vorsitzender Frank Bsirske

über Hartz IV und die 
Montagsdemonstrationen

16/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 20.09.2004

Der Bundestagsabgeord-
nete Christian Lange

(SPD) fordert, dass Abgeordne-
te in Zukunft selbst für ihre
Rente sorgen. Sie sollten wie
jeder Arbeitnehmer Beiträge 
an die BfA zahlen. Alternativ
sei eine private Altersvorsorge
denkbar.

+ Die Junge Union (JU) 
fordert die Einführung

einer allgemeinen Dienst-
pflicht. Diese solle, so der
JU-Vorsitzende Philipp Miß-
felder, bei der Bundeswehr,
im Zivildienst, bei Polizei,
Feuerwehr oder Zoll abge-
leistet werden.

-
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„Nicht mit der Faust in der Tasche“

Im Westen werden ab dem 
1. Januar 20, im Osten 36 Prozent
der Arbeitslosenhilfeempfänger
keine Leistungen erhalten.

Auswirkungen
von Hartz IV
Arbeitslosenhilfeempfänger im Juni
2003 (in Prozent)
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Stand: DGB-Berechnungen auf der Basis der
Bundesdrucksache 15/1279 S. 23, und der BA-
Statistik

davon beziehen nach Hartz IV:

keine Leistung mehr
geringere Leistung
etwa gleiche Leistung
höhere Leistung

West Ost

Gesamt
1,087
Mio.

51

11

18
Gesamt
0,967
Mio.

36

44

6
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Die Bundesregierung will die
Rechte der Selbstverwaltung in der
Rentenversicherung drastisch be-
schneiden. Das sieht ein Gesetzent-
wurf zur Organisationsreform in der
gesetzlichen Rentenversicherung vor.
Den Interessenvertretern der Beitrags-
zahler soll das Recht genommen wer-
den, die Haushalte der Rentenversi-
cherer allein zu beschließen – diese
sollen künftig von den Aufsichts-
behörden genehmigt werden.Außer-
dem soll die Geschäftsführung der
neuen Deutschen Rentenversiche-
rung Bund – in ihr gehen die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte
(BfA) und der Verband Deutscher
Rentenversicherungsträger (VDR)
im kommenden Jahr auf – ein Veto
gegen die Beschlüsse der Selbstver-
waltung einlegen können.

A l g  I I - F o r m u l a r e

Datenschutz ab
2005 verbessert

Langzeitarbeitslose, die Arbeits-
losengeld (Alg) II beantragen, müs-
sen weder den Namen ihres Vermie-
ters noch dessen Bankverbindung
angeben. Das erklärten Sprecher
des Bundesbeauftragten für den
Datenschutz (BfD) und der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) auf einblick-
Anfrage. BfD und BA erarbeiten
zurzeit eine „Ausfüllhilfe“, die alle
Korrekturen der Alg II-Formulare
enthalten und in den nächsten Ta-
gen veröffentlicht werden soll.

Uneins sind sich beide Seiten
noch in der Frage, ob Angehörige
der Alg II-AntragstellerInnen ihr
Einkommen ohne Weitergabe des
Alg II-Formulars an ihren Arbeit-
geber nachweisen können. Nach
Meinung der Datenschützer würde
eine neutrale Verdienstbescheini-
gung genügen. Die BA vertritt die
Ansicht, dass durch die Pflicht der
AntragstellerInnen, den BA-Vor-
druck zu nutzen, auch die An-
gehörigen dazu verpflichtet seien.
Zudem benötige man Daten, zum
Beispiel über den Zeitpunkt der
Auszahlung, die in einer normalen
Verdienstbescheinigung nicht ent-
halten seien.

Die Anträge selbst werden wohl
erst im Frühjahr 2005 korrigiert,
wenn die bereits gedruckte Auflage
vergriffen ist. Auch die Internet-
fassung (www.arbeitsagentur.de),
wird nicht vorab korrigiert. „Wir
wollen niemanden verwirren“, so
ein BA-Sprecher. •

N e u s t r u k t u r i e r u n g  d e r  R e n t e n v e r s i c h e r u n g

Selbstverwaltung gefährdet?

Die DGB-Gewerkschaften und
die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA)
haben die Bundestagsfraktionen
aufgefordert, die Rechte der Selbst-
verwaltung zu wahren.Wie aus der
SPD-Fraktion verlautet, will sie dem
entsprechen. Der Gesetzentwurf
(Drucksache 15/3654 vom 24. Au-
gust) soll Anfang Oktober den Bun-
destag und Anfang November den
Bundesrat passieren. Ziel der Orga-
nisationsreform ist es, die Trennung
der Rentenkassen in Arbeiter- und
Angestelltenversicherungen aufzu-
heben und die Rentenversicherung
effizienter zu organisieren. Der Ge-
setzgeber erhofft sich Einsparun-
gen in Höhe von zehn Prozent der
Verwaltungskosten, das sind 350
Millionen Euro. •

Auf den ersten Blick war die Woche gar nicht so
außergewöhnlich. Ich habe an einem Positionspa-
pier zum Lissabon-Prozess der EU gearbeitet, mich
auf den aktuellen Stand der Verkehrspolitik ge-
bracht, und es gab mehrere Bürobesprechungen. 
Eine Woche, wie sie viele Gewerkschaftssekretäre
kennen, und trotzdem war es ganz anders als vor 
einem Jahr: Im ersten Lebensjahr meines Sohnes 
Fabio hatte ich Schwierigkeiten, mir genug Freiraum
zu schaffen, um mitzukriegen, wie er sich ent-
wickelt. Deshalb entschloss ich mich, eine Elternzeit
zu nehmen. Ein Jahr lang war mein Tagesablauf
durch Spielen, Kochen und Windelnwechseln ge-
prägt. Wir haben gemeinsam die Welt erkundet. 
Drei Monate nach Beginn meiner Elternzeit hat mei-
ne Freundin ihre Stelle verloren, ab da hatten wir
natürlich einen finanziellen Engpass. Bereut haben
wir die Entscheidung trotzdem nicht. Nicht nur weil
sich in Deutschland extrem wenig Männer trauen,

zeitweise aus dem Job auszusteigen, um ihre Kinder
bei den ersten Schritten zu begleiten, sondern auch
weil die Elternzeit für mich eine Chance war, selbst
noch einmal einen Schritt zurück zu treten, um auf
ganz neue Gedanken zu kommen. 
Wie wichtig das ist, hatte ich zuvor bei einem Kolle-
gen gesehen: Bei Hans Gabriel, der vor vier Jahren
ein Sabbatjahr genommen hatte, als dessen Vertre-
tung ich beim DGB anfing. Ich habe erlebt, wie toll
es ist, wenn jemand nach einem Jahr Auszeit mit 
frischen Ideen zurückkommt. Auch bei mir hat die
Elternzeit Vieles verändert. Natürlich nehme ich an
Fabios Alltag weiterhin teil, und sei es nur das Hin-
bringen zum Kinderladen. Privat wie im Job sind jetzt
aber auch klare Prioritäten gefragt – denn es passie-
ren immer unvorhergesehene Dinge. Das verlangt
Flexibilität auf beiden Seiten. 
Keiner ist unentbehrlich. Aber wichtig ist, dass ich
mir vorher überlege, wer meine Arbeit während der
Auszeit übernimmt. Bei mir war das Gerrit Schram-
men, der befristet vom DGB eingestellt worden ist.
Das hat sehr gut geklappt. Während der Elternzeit
hat die Bundesregierung ihren Entwurf zum Fort-
schrittsbericht der Nachhaltigkeitsstrategie vorge-
legt. Dazu wie auch zum Bundesverkehrswegeplan
hat der DGB Stellungnahmen formuliert, mit denen
ich jetzt bruchlos weiterarbeite.

wiewardiewoche?
Martin Stuber, 40, Referats-
leiter in der Abteilung Struktur-
und Umweltpolitik des DGB,
war ein Jahr lang in Elternzeit,
um sich um seinen inzwischen
zweijährigen Sohn zu kümmern.
einblick hat ihn gefragt, wie 
seine erste Arbeitswoche 
beim DGB war.

Trotz Einbußen von 16 Prozent 
gegenüber der Landtagswahl
1999 bleiben die Sozialdemo-
kraten im Saarland bei den 
Gewerkschaftsmitgliedern mit 
43 Prozent stärkste Partei.
Besonders krass waren mit einem
Minus von 21 Prozent gegenüber
1999 die Verluste der SPD bei den
gewerkschaftlich organisierten
ArbeiterInnen. Überdurchschnitt-
lich hoch ist dagegen mit neun
Prozent der Stimmenanteil, den
die rechtsradikale NPD in dieser
Gruppe gewinnen konnte.

Saarland-Wahl: Trend nach rechts
Stimmenanteil bei der Landtagswahl im Saarland vom 5.9.2004 (in Prozent)

Quellen: Amtliches Endergebnis der Landtagswahl vom 5.9.2004/ Landeswahlleiterin Saarland,
Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)

Alle WählerInnen

Gewerkschaftsmitglieder*

Gewerkschaftlich organisierte Angestellte

Gewerkschaftlich organisierte ArbeiterInnen
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M o d e r n i s i e r u n g  d e s  ö f f e n t l i c h e n  D i e n s t e s

Gender bringt Kommunen nach vorn
Besonders erfolgreich ist die Modernisierung der Verwaltung in jenen
Kommunen, die sie mit Gender Mainstreaming-Prozessen verknüpfen.
Das belegt eine Studie im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung, die auf 
dem 7. Schöneberger Forum im November präsentiert wird.

Seit Jahren ist die Debatte um
die Neugestaltung des öffentlichen
Dienstes in Bund, Ländern und
Kommunen ein Dauerbrenner. Die
Kernthemen aller Modernisierungs-
ansätze sind weitgehend identisch:
Es geht um transparente Leistungs-
bewertung und leistungsgerechte
Bezahlung, um Karriere und Lauf-
bahnen, um Aus- und Weiterbildung
und um eine neue Führungskultur.

Verwaltungsreform mit Gender-Main-
streaming-Prozessen zu verzahnen,
um so größer sind die Erfolgsaus-
sichten für die Umsetzung der Chan-
cengleichheit von Frauen und Män-
nern.“ Laufen dagegen erfolgreiche
Verwaltungsmodernisierung und
Gleichstellungsarbeit unverknüpft
nebeneinander her, kommt die
Gleichstellung der Geschlechter we-
niger gut voran. Dabei ist Chancen-

gleichheit auch Aufgabe der Ver-
waltungen. Nach dem Prinzip des
Gender Mainstreaming sollen sie bei
jeder Planung und Entscheidung die
Auswirkungen auf beide Geschlech-
ter berücksichtigen. Nicht nur die
weiblichen Beschäftigten profitieren
vom Abbau geschlechtsspezifischer
Karrierehemmnisse oder flexiblerer
Arbeitsorganisation. Matschkes Be-
fragung zeigt: Solche Maßnahmen
schlagen sich vor allem in höherer

Mitarbeiterzufriedenheit, aber auch
in verbesserter Kundenorientierung
und Effizienz nieder.Voraussetzung
für solche positiven Effekte sei, so
Matschke, dass neben der Verzah-
nung mit der Verwaltungsreform
Gender Mainstreaming als strategi-
scher Prozess angelegt wird und 
alle Hierarchieebenen mit einbe-
zogen werden.

Wie daraus eine „Win-Win-
Situation“ wird, kann Matschke aus
ihrer praktischen Arbeit belegen.
Ende 2002 beschloss der Gemein-
derat, das Stuttgarter Modell des
Kommunalen Gender Mainstreaming
Management, kurz KGMM, als neue
Strategie für mehr Chancengleich-
heit zu erproben. Dafür wurden in
einem Pilotbereich, dem Amt für 
öffentliche Ordnung, die Bedarfe der
überwiegend weiblichen und weni-
gen männlichen Beschäftigten ab-
gefragt. Erstmals wurden systema-
tisch personalwirtschaftliche Daten
geschlechtsspezifisch erhoben – wie
Arbeitszufriedenheit und persön-
liche Lebenssituation, Fehlzeiten und
Fluktuation, Personalstruktur, -aus-
stattung, -entwicklung und -beschaf-
fung.

Aus den Ergebnissen dieser
Gender Pilotstudie wurden elf Vor-
haben entwickelt – von einem Stel-
lenpool für RückkehrerInnen nach
der Elternzeit über Kinderbetreu-
ungsangebote in Notfällen bis hin
zu geschlechtsspezifischen gesund-
heitsfördernden Maßnahmen. Spe-
zielle Qualifizierungsangebote rich-
ten sich an den weiblichen Führungs-
nachwuchs, durch gezieltes Perso-
nalmarketing soll erreicht werden,
dass sich mehr Männer auf vakante
Stellen im Amt bewerben. Zurzeit
werden die Projekte umgesetzt.Auch
die Beschäftigten in den anderen
Ämtern profitieren inzwischen vom
KGMM-Projekt: Derzeit werden dort
die personalwirtschaftlichen Daten
mit dem Gender-Blick erfasst, um
daraus konkrete Maßnahmen zu
entwickeln. •

Das 7. Schöneberger
Forum

findet am 16. und 17. No-

vember 2004 in Berlin statt.

Das Forum 2004 soll aufzei-

gen, wie die Gleichstellung

von Männern und Frauen 

im Modernisierungsprozess

des öffentlichen Dienstes

verwirklicht werden kann. 

Unter der Überschrift 

„Männer und Frauen im öf-

fentlichen Dienst – Arbeiten

im Spannungsverhältnis von

Lebenszeit-, Laufbahn- und

Leistungsprinzip“ diskutie-

ren ExpertInnen sowie 

VertreterInnen aus Gewerk-

schaften, Politik und Wis-

senschaft die zentralen 

Eckpunkte der Erneuerung

des öffentlichen Dienst-

rechts . In einem der Praxis-

foren wird Ursula Matschke,

Leiterin der Stabsstelle für

individuelle Chancengleich-

heit der Stadt Stuttgart,

auch die Ergebnisse der 

Studie der Hans-Böckler-

Stiftung „Gender Main-

streaming im Rahmen der

Verwaltungsmodernisie-

rung“ sowie das Stuttgarter

Modell eines Kommunalen

Gender Mainstreaming 

Management vorstellen.

Einige Anmeldungen für das

Schöneberger Forum, das

vom DGB und der Zeitschrift

Der „Personalrat“ veranstal-

tet wird, sind noch möglich.

Der Teilnahmebeitrag 

beträgt 175 Euro.

Infos zum Forum 2004 und zu den
Teilnahmebedingungen sowie das
detaillierte Programm:
www.schoeneberger-forum.de/
forum2004

Einen weiteren Aspekt in diese Dis-
kussion bringt die Studie „Gender
Mainstreaming im Rahmen der Ver-
waltungsmodernisierung“ ein.

Im Auftrag der Hans-Böckler-
Stiftung hat Ursula Matschke, Leite-
rin der Stabsstelle für individuelle
Chancengleichheit der Stadt Stutt-
gart, den Stand von Verwaltungsre-
form und Gender Mainstreaming in
über vierzig Kommunen untersucht.
Ihr Fazit: „Je stärker es gelingt, die

Je stärker alle Hierarchieebenen in den Gender Mainstreaming-Prozess ein-
bezogen sind, umso erfolgreicher lassen sich Maßnahmen zur Chancen-
gleichheit umsetzen. Dem trägt das Stuttgarter Modell Rechnung. Aus der
Auswertung einer Vielzahl von geschlechtsspezifischen Daten in einer 
Gender-Pilotstudie wurden elf Maßnahmen entwickelt. Die Verantwortung
für die Umsetzung reicht von der Verwaltungsspitze bis in die Ämter hinein.

Stuttgarter Modell:
Kommunales Gender Mainstreaming Management
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Projektlenkung

Bürgermeister, Amtsleitungen, Gesamtpersonalrat, Gleichstellungsbeauftragte

Projektleitung
Gleichstellungsstelle

Projektsteuerungsrunde
� Kernteam: zentrale und dezentrale Personalverant-

wortliche, Personalvertretung, Gleichstellungsstelle

� Teilprojektleitungen

Abstimmung, Vernetzung der Ergebnisse der Teilprojekte
im Hinblick auf die Gesamtziele des Projektes

7 Teil-Projektteams

Eva-
luation

Flankie-
render
Service

Gesund-
heit

Leistungs-
gerechte

Bezahlung

Personal-
beschaffung

Personal-
entwicklung

Personal-
daten
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Technik ist
weiblich

Technikberufe werden für im-
mer mehr junge Frauen attraktiv:
Noch nie gab es so viele Studienan-
fängerinnen in den Ingenieurwissen-
schaften wie im Jahr 2004, dem Jahr
der Technik. Es wird auch Zeit –
schon jetzt zeichnet sich aufgrund
der demographischen Entwicklung
ein enormer Fachkräftemangel im
technischen Bereich ab. „Innovatio-
nen – Technikwelten, Frauenwelten“
heißt eine Tagung am 21. Oktober
im Deutschen Technikmuseum in Ber-
lin, die die Bedeutung von Frauen
in der Technikentwicklung heraus-
stellen und diese mit ExpertInnen aus
Politik,Wissenschaft und Wirtschaft
erörtern will. Die vom Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung ge-
förderte Tagung wird in Kooperation
mit der Abteilung Gleichstellungs-
und Frauenpolitik des DGB und
dem VDI-Bereich Frauen im Ingeni-
eurberuf von der VDI/VDE Innovati-
on + Technik GmbH veranstaltet.
Die Teilnahme ist kostenlos. •

www.vdivde-it.de/gendertagung

I n f o b r o s c h ü r e

Gesundheitsreform 
im Überblick

Für wie viele Versuche der
künstlichen Befruchtung zahlt die
Krankenkasse nach der Gesund-
heitsreform noch einen Zuschuss?
Wie wird die Belastungsgrenze für
Zuzahlungen ermittelt? Diese und
viele andere Fragen rund um die

R e c h t s p r e c h u n g

Den Überblick
behalten

Jährlich werden in Deutschland
von allen Instanzen der Arbeitsge-
richte tausende von Sachverhalten
neu entschieden. Da fällt es den
Betriebsräten im Alltag nicht immer
leicht, den Überblick zu behalten.
Für Abhilfe sorgt die neue Lose-
Blatt-Sammlung „Entscheidungen
zum Arbeitsrecht von A-Z“, die im
Oktober im Bund-Verlag erscheint.
Die übersichtlich und klar geglie-
derte Sammlung aktueller arbeits-
rechtlicher Rechtsprechung ist eine
der umfangreichsten Entscheidungs-
sammlungen als Loseblattwerk spe-
ziell für ArbeitnehmerInnen. Alle 
relevanten Leitsätze sowie wichti-
ge, nicht veröffentlichte Entschei-
dungen hat Herausgeber Christian
Schoof für die Interessenvertreter-

kunft der Pflege“ ist so auch Thema
der Jahrestagung der Gesellschaft
für Sozialen Fortschritt. Die Veran-
staltung findet am 14. und 15. Ok-
tober in der Berufsgenossenschaft-
lichen Akademie für Arbeitssicher-
heit und Verwaltung in Hennef/Sieg
statt. Über Perspektiven der Pflege-
versicherung diskutiert auf dem Po-
dium unter anderem DGB-Sozialex-
perte Heinz Stapf-Finé und Roland
Eisen, Uni Frankfurt/M. •

Tel. 0228 / 69 68 28
www.sozialerfortschritt.de

Gesundheitsreform 2004 beant-
wortet eine kostenlose Broschüre,
die die Arbeitskammer und die Pati-
entenberatung im Saarland zusam-
mengestellt haben. •

Tel. 0681 / 40 05 444
info@arbeitskammer.de

J a h r e s t a g u n g

Pflege wohin?

Nach Renten- und Krankenver-
sicherung steht auch das jüngste
soziale Sicherungssystem, die Pfle-
geversicherung, auf dem Prüfstand.
Angesichts des rückläufigen Bei-
tragsaufkommens bei gleichzeitig
wachsendem Bedarf an Pflegeleis-
tungen erscheint eine grundlegende
Reform unumgänglich. „Die Zu-

Innen alphabetisch nach Stichwor-
ten zusammengestellt.

Das Grundwerk (inkl. Ordner
und CD-ROM) kostet 98 Euro,
3 Aktualisierungen (inkl. Update
CD-ROM) 49,80 Euro; bei Festab-
nahme der ersten drei Aktualisie-
rungen gibt’s 20 Euro Rabatt. •

www.buchundmehr.de/
entscheidungen.html 

wickelt, der eine Vielzahl wichtiger
Fragen zum grenzenlosen Arbeiten
in Europa beantwortet. Geklärt
werden unter anderem Vorschriften
aus dem EU-Vertrag, Aspekte des
Aufenthaltsrechtes, Doppelbesteue-
rungsabkommen und die Anerken-
nung von Diplomen. •

Zum Download unter:
www.nrw.dgb.de/themen/
Europa/Mobility_Guide/index

Nicht ein-
mal ein

halbes Jahr liegt die EU-Erweite-
rung zurück. Eine alltägliche Selbst-
verständlichkeit sind die Möglich-
keiten für ArbeitnehmerInnen im
größer gewordenen Europa noch
nicht geworden. Deshalb hat der
Europäische Gewerkschaftsbund,
unterstützt von der Europäischen
Kommission, einen Leitfaden ent-

E u r o p a - L e i t f a d e n

Grenzenlos arbeiten
D G B - B r o s c h ü r e

Lehren aus PISA

Das miserable Abschneiden bun-
desdeutscher SchülerInnen beim in-
ternationalen PISA-Test löste helle
Aufregung aus. Doch die bildungs-
politischen Weichen wurden seither
nicht in die notwendige Richtung
gestellt. In einer Broschüre sind jetzt
die wichtigsten Ergebnisse der Dis-
kussionen über die PISA-Studie zu-
sammengefasst:Dazu zählt der mög-
lichst lange gemeinsame Unterricht
aller SchülerInnen eines Jahrgangs.
Die Handreichung wurde vom DGB,
der GEW sowie der IG Metall unter
dem Titel „Schule nach PISA – Wie
Eltern sich engagieren können. Hin-
tergründe, Gewerkschaftliche Posi-
tionen“ erarbeitet. Einzelexemplare
gibt es kostenlos. •

DGB, Besenbinderhof 60
20097 Hamburg
www.dgb-hamburg.de

••• Der DGB Berlin-Branden-
burg und das Diakonische Werk
Berlin-Brandenburg fordern, das
künftige Sozialticket der Berliner
Verkehrsbetriebe (BVG) zu einem
zumutbaren Preis anzubieten. Die
geplanten 39 Euro pro Monat seien
bei einer durchschnittlichen Ar-
beitslosenhilfe von 425 Euro „dra-
matisch überzogen“. Der Senat
müsse durch Zuschüsse die monat-
lichen Kosten auf ein akzeptables
Niveau senken, so die Forderung

von gewerkschaftlich organisierten
Arbeitslosengruppen. Die Erwerbs-
losen überreichen deshalb am 
21. September 40 000 Unterschrif-
ten an die Berliner Sozialsenato-
rin Heidi Knake-Werner (PDS). Die
BVG hatte das bisherige Sozial-
ticket für 20,40 Euro Anfang des
Jahres gestrichen, nachdem der 
Senat seinen jährlichen Zuschuss
von 17 Millionen Euro eingestellt
hatte. Infos: Dieter Pienkny, Tel.
030 / 2 12 40 110

••• Die DGB-Region Elbe-We-
ser lädt gemeinsam mit ver.di am
28. September zur Diskussions-
veranstaltung „Lohnnebenkos-
ten senken – aber wie?“ ins Kultur-
haus nach Achim ein. Im Vorder-
grund steht das vor allem in den
Unionsparteien diskutierte Kopf-
prämienmodell für die Krankenver-
sicherung und seine Auswirkungen
auf Familien, Rentner und Gering-
verdiener. Infos: DGB Elbe-Weser,
Tel. 0 47 21 / 3 55 51

interregio

PROJEKTE UND PARTNER



5 einblick 16/04

➜

GEWERKSCHAFTEN

■ Im vergangenen Jahr hat das
bfw einen Millionenverlust ausge-
wiesen. Ist das bfw in seiner Exis-
tenz gefährdet?
■ Die wirtschaftliche Lage ist durch
die massiv veränderten Umfeldbe-
dingungen außerordentlich kritisch.
Im vergangenen Jahr haben wir 
unter Einbeziehung der Kosten für
den Personalabbau einen Verlust
von 15,5 Millionen Euro erwirtschaf-
tet. 2004 rechnen wir nochmals
mit einem Verlust von 18 Millionen.
Das ist außerordentlich schwer zu
verkraften. Aber mit den eingeleite-
ten Maßnahmen ist die Gefähr-
dung des Unternehmens abgewen-
det, sofern es nicht zu weiteren
Nachfrageeinbrüchen kommt. 
■ Zu den Maßnahmen der Ge-
schäftsführung gehört ein umfang-
reicher Personalabbau.
■ Wir haben im vergangenen Jahr
500 Stellen abgebaut. In diesem Jahr
sind es bis jetzt weitere 350. Zudem
haben wir in den letzten Wochen
mit ver.di einen Notlagentarifver-
trag vereinbart. Die Beschäftigten
erhalten 2004 nur einen kleinen
Teil ihres Weihnachtsgelds, 2005
gibt es keine Tariferhöhung. 
■ Wird es auch im kommenden
Jahr einen Stellenabbau geben?
■ Ich gehe davon aus, dass die
eingeleiteten Maßnahmen ausrei-
chen, um die Zahl der Arbeitsplätze
an die bisher bekannte Nachfrage-
entwicklung anzupassen. Allerdings
wird ein Teil der Kündigungen erst
im kommenden Jahr wirksam.
■ Wie viele Beschäftigte wird das
bfw Ende 2005 noch haben?
■ Von den ursprünglich 2500 
Beschäftigten, die im Bereich der
beruflichen Weiterbildung arbei-
ten, werden wir bis Ende 2005 auf
deutlich unter 1400 kommen. Pa-
rallel dazu ist bei allen Weiterbil-

dungsträgern die Zahl der Teilneh-
merInnen in den Weiterbildungs-
kursen, die von der Bundesagentur
für Arbeit gefördert werden, von
339 000 auf knapp über 150 000
zurückgegangen. 
■ In den Gewerkschaften gab es
Überlegungen, bei einer weiteren
Zuspitzung der wirtschaftlichen Si-
tuation eine Insolvenz des bfw in
Kauf zu nehmen.
■ Ich glaube nicht, dass es Betei-
ligte gibt, die das bfw aus strate-
gischen Überlegungen in Insolvenz
gehen lassen wollten, um das 
Unternehmen von finanziellen Alt-
lasten zu befreien. Ich glaube auch
nicht, dass man das bfw aus der 
Insolvenz heraus erfolgreich in eine
Zukunft führen kann, schon wegen
des hohen Anteils der BA-Mittel,
die dann vermutlich wegfallen wür-
den. Aber alle Beteiligten haben 
eine Insolvenz durchaus für mög-
lich gehalten.
■ Kernproblem ist der hohe Anteil
von Weiterbildungsmaßnahmen, die
nach dem SGB III gefördert werden.
■ Das bfw hat bis vor zwei Jahren
90 Prozent seines Umsatzes im SGB
III-Bereich erwirtschaftet. Inzwischen
liegt der Anteil im Westen bei rund
70 Prozent, im Osten bei 40 Pro-
zent. Das hat nicht nur mit dem
Rückgang bei der beruflichen Wei-
terbildung zu tun, sondern auch
mit einen absoluten Zuwachs in
den anderen Segmenten, zum Bei-
spiel bei den Weiterbildungsmaß-
nahmen, die wir für die Bundeswehr
durchführen, und im Bereich der
firmenbezogenen Qualifizierung.
Allerdings haben wir den Rückgang
im SGB III-Bereich dadurch nur ab-
schwächen können.
■ Wie hoch wird der Umsatz 2004? 
■ Wir rechnen für das bfw insge-
samt mit einem Umsatz von knapp

120 Millionen Euro. 40 Millionen 
Euro davon entfallen auf den Ge-
schäftsbereich außerhalb des SGB III.
■ Welche Marktsegmente will das
bfw ausbauen, um die Abhängigkeit
von der Bundesagentur für Arbeit
weiter zu reduzieren?
■ Wachstumspotenziale sehen wir
vor allem im Sozial-, Erziehungs-
und Gesundheitswesen. Um hier
erfolgreich aufzutreten, haben wir
eine eigene Spartenorganisation
aufgebaut, die die Sachkompetenz
des bfw in diesem Segment bün-
delt. Zudem wollen wir in Zukunft
nicht nur als Weiterbildungsträger
auftreten. Im vergangenen Jahr 
haben wir die weitblick-personal-
partner GmbH gegründet, die den
gesamten Sektor der Personal-
dienstleistungen abdeckt und Be-
schäftigte, die von Personalabbau
in der Wirtschaft betroffen sind,
über Transfergesellschaften in den
ersten Arbeitsmarkt vermittelt. Da-
durch lassen sich auch Synergien
für das bfw erzielen. Zudem ist das
bfw seit Anfang diesen Jahres in
fünfzig Bildungs- und Beratungs-
zentren gegliedert, die an den Be-
dürfnissen des regionalen Marktes
ausgerichtet sind. 
■ Wo steht das bfw in drei Jahren?
■ In der Vergangenheit hat sich
das bfw in hohem Maße der Ziel-
gruppe der Arbeitslosen zuge-
wandt. Jetzt konzentrieren wir uns
stärker auf den Aspekt des lebens-
langen Lernens, den Erhalt und die
Förderung der Beschäftigungs-
fähigkeit der ArbeitnehmerInnen.
Mittelfristig könnten beide Berei-
che ein gleichgewichtiges Volumen
einnehmen. •

Durch die massiven Mittelkürzungen bei der Bundesagentur für Arbeit 
ist das Berufsfortbildungswerk des DGB (bfw) in eine schwere Krise 
geraten. einblick hat Geschäftsführer Edgar Schramm gefragt, welche
Zukunft das bfw noch hat.

Unternehmen 
für Bildung

Das Berufsfortbildungswerk

des DGB (bfw) ist einer der

größten Träger beruflicher

Weiterbildung in Deutsch-

land. Schwerpunkt des 1953

gegründeten Unternehmens

war in der Vergangenheit

die berufliche Weiterbildung

und Qualifizierung von 

Arbeitslosen für den ersten

Arbeitsmarkt. 2003 wurden

bundesweit 3400 Lehrgänge

mit über 56 000 Teilnehmer-

Innen durchgeführt. Ein-

schließlich des bfw Berlin, 

in dem die berufliche Weiter-

bildung für die neuen Bun-

desländer konzentriert ist,

waren beim bfw bis Ende

2003 über 2000 Mitarbeite-

rInnen beschäftigt. Durch

den dramatischen Nachfra-

geeinbruch in Folge der

Hartz-Reform, wird deren

Zahl bis Ende 2005 auf 

unter 1400 sinken.

Neben dem Berufsfortbil-

dungswerk gehören zur bfw-

Gruppe die 1991 gegründete

inab-Ausbildungs- und 

Beschäftigungsgesellschaft

sowie die 2003 gegründete

weitblick-personalpartner

GmbH. Der Schwerpunkt der

beiden Gesellschaften liegt

in der beruflichen Erstausbil-

dung, in der Qualifizierung

von ArbeitnehmerInnen in

Beschäftigungsprojekten, 

in der Organisation von

Transfergesellschaften und

in Personaldienstleistungen.

www.bfw.de
Das Berufsfortbildungswerk des
DGB (bfw) mit Projektbeispielen
aus der Praxis

Z u k u n f t  d e s  B e r u f s f o r t b i l d u n g s w e r k s

„Die Gefährdung des bfw ist abgewendet“
Edgar
Schramm, 60,
ist Geschäfts-
führer des 
Berufsfortbil-
dungswerks
des DGB
(bfw).
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nach den Regeln des professionel-
len Marketings: Konzept und Name
der Initiative „Neue Soziale Markt-
wirtschaft“ seien nicht vom Auf-
traggeber Gesamtmetall entwickelt
worden, sondern von der Werbe-
agentur Scholz & Friends. Dort wür-
den rund 40 MitarbeiterInnen für
das Projekt INSM arbeiten. „Mit-
glieder, die sich mit eigenen Ideen
an der Initiative beteiligen, würden
nur stören“, so Speth. Sein Fazit: Er-
folgreich sei die Initiative vor allem
durch ihren professionellen Auftritt.
„Wer im Politikgeschäft mitmischen
will, kommt um professionelle Lob-
byarbeit nicht herum. Das gilt auch
für die Gewerkschaften.“   •

www.boeckler.de/pdf/fof_insm_
studie_09_2004.pdf

2 . O k t o b e r

Protestzug 
nach Berlin

Am 2. Oktober soll in Berlin un-
ter dem Motto „Soziale Gerechtig-
keit statt Hartz IV – Wir haben Al-
ternativen!“ demonstriert werden.
Darauf verständigten sich Vertreter-
Innen von Montagsdemonstrationen,
Mitglieder örtlicher Gewerkschafts-
gliederungen, von Sozialforen, Ar-
beitslosenorganisationen und linken

Gruppen am 11. September in Leip-
zig. Der DGB-Bundesvorstand kam
in seiner September-Sitzung überein,
für diese bundesweite Demonstra-
tion nicht zentral zu mobilisieren.

Auch andernorts in Europa wird
es am ersten Oktober-Samstag Pro-
testaktionen geben. So rufen in den
Niederlanden alle drei Gewerk-
schaftsverbände (FNV, CNV, MHP)
zu einer Demo in Amsterdam ge-
gen Sozialabbau und Ausweitung
der Arbeitszeiten auf. Ihr Motto:
„Niederland verdient es besser“. •

Hoffmann, der die Ruhrfestspiele
als „das neben Bayreuth wichtigste
Festival Deutschlands“ sieht, will in
der kommenden Spielzeit verstärkt
auf Tanz und Tanztheater setzen. Das
Schauspiel solle dennoch weiter im
Mittelpunkt stehen, „mit einem breit
gefächerten Programm von promi-
nent besetzten Klassikern bis zur
Uraufführung von Stücken junger
Autoren“, so der neue Festspiellei-
ter gegenüber einblick.

Nach dem Eklat um Frank Cas-
torf, dessen Spielzeit vor allem
große Teile des Ruhrgebietspubli-

Zweieinhalb Monate nach der
vorzeitigen Trennung von Frank Cas-
torf haben die vom DGB und der
Stadt Recklinghausen getragenen
Ruhrfestspiele mit dem Theaterregis-
seur Frank Hoffmann einen neuen
Festspielleiter für die kommenden
zwei Jahre verpflichtet. Hoffmann,
Leiter des Théâtre National du Lu-
xembourg, war zur Zeit von Hans-
günther Heyme bereits dreimal mit
eigenen Inszenierungen bei den
Ruhrfestspielen Recklinghausen ver-
treten, zuletzt 2003 mit Thomas
Bernhardts Stück „Theatermacher“.

kums ferngeblieben waren, will
Hoffmann die Region wieder mit
den Ruhrfestspielen versöhnen.
„Ich will den Menschen zuhören,
ihre Empfindlichkeit verstehen ler-
nen und auf diese reagieren.“
Wichtig sei, „dass die Menschen
merken, dass es ihre Festspiele
sind, und nicht nur die der Leute,
die sie machen“. Dem Vorwurf, den
Ruhrfestspielen drohe nach der
Trennung von Castorf der Rückzug
ins Provinzielle, hält Hoffmann ent-
gegen, „dass die Ruhrfestspiele ein
internationales Festival sind, bei
dem die Menschen in der Region
der Welt begegnen können“. Ende
November will er dem Aufsichtsrat
sein Konzept für die Festspiele
2005 präsentieren.

Die Berufung sei „eine gute Lö-
sung“ hatte nach der Aufsichtsrats-
entscheidung neben den Gesell-
schaftern auch NRW-Kultusminister
Michael Vesper (Grüne) erklärt. Ob
Hoffmann die Ruhrfestspiele über
deren 60. Geburtstag im Jahre 2006
hinaus leiten wird, ist noch nicht
entschieden. Klar ist aber, dass es
keine Doppelintendanz von Ruhr-
festspielen und Ruhrtriennale mehr
geben wird. Beide Festivals werden
räumlich und zeitlich entzerrt, wol-
len aber im Bereich Marketing und
Kartenverkauf kooperieren. •

Die IG Metall Bocholt 
hat mit der Metallin-
dustrie Ruhr – Nieder-

rhein einen Tarifvertrag 
abgeschlossen, der den 
Betrieben die Möglichkeit
gibt, ihre Beschäftigten je
nach Auftragslage unterein-
ander auszuleihen. Die IG
Metall erhofft sich davon
weniger betriebsbedingte
Kündigungen und Zeitar-
beit. Vergleichbare Tarifver-
träge gibt es bereits in vier
anderen IG Metall-Verwal-
tungsstellen in NRW.

TRANSNET und das 
Land Brandenburg 
haben eine gemein-

same Erklärung über Quali-
tätsstandards im Schienen-
verkehr veröffentlicht. Zwar
wolle die Landesregierung
mehr Wettbewerb, aber kei-
ne „ruinösen Dumpingan-
gebote“, so Verkehrsstaats-
sekretär Clemens Appel.
TRANSNET strebt ähnliche
Abkommen auch mit ande-
ren Bundesländern an.

Die IG BAU hat auf 
ihrem außerordentli-
chen Gewerkschafts-

tag in Mannheim den Bun-
desvorstand verkleinert.
Beim nächsten ordentlichen
Gewerkschaftstag im Sep-
tember 2005 werden statt
elf nur noch neun Vor-
standsmitglieder gewählt.

Die GdP Berlin befürch-
tet, dass Sicherheits-
probleme in sozialen

Brennpunkten der Bundes-
hauptstadt „klein geredet“
werden. Den Berliner Poli-
zistInnen war vom Polizei-
präsidenten untersagt 
worden, die Begriffe „Pro-
blemkiez“ und „gefährlicher
Ort“ zu verwenden.

kurz&bündig

10 Millionen Euro stellt der 
Arbeitgeberverband Gesamtmetall
jedes Jahr der von ihm im Oktober
2000 gegründeten Initiative „Neue
Soziale Marktwirtschaft“ (INSM) zur
Verfügung. Bis 2010, so lange läuft
die Finanzierungszusage, sind das
100 Millionen Euro. Was die Ge-
werkschaften von der finanzstärksten
und auch am besten aufgestellten
Arbeitgeberinitiative zur Beeinflus-
sung der öffentlichen Meinung ler-
nen können, zeigt eine Studie der
Hans-Böckler-Stiftung über „Die
politischen Strategien der Initiative
Neue Soziale Martkwirtschaft“.

Der Berliner Sozialwissenschaft-
ler Rudolf Speth beschreibt Entste-
hung und Arbeitsweise der Initiative
und analysiert deren Kernaussagen.
„Sozial ist,was Arbeitsplätze schafft“
lautet einer der Slogans. Ziel der 
Initiative sei der „Rückbau des
Wohlfahrtsstaates zu einem Sozial-
staat, der nur noch das Nötigste
absichert“, so Speth.

Erfolgreich sei die INSM vor al-
lem, weil ihr Gesamtmetall bei der
Verfolgung des Ziels, ein reform-
günstiges Klima in Politik und Medi-
en durchzusetzen,eine „lange Leine“
lasse. Geführt werde die Initiative

I n i t i a t i v e  „ N e u e  S o z i a l e  M a r k t w i r t s c h a f t “

Mitglieder würden nur stören

R u h r f e s t s p i e l e  R e c k l i n g h a u s e n

Neuer Intendant bis 2006
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Im Internet

www.einblick.dgb.de
Erklärung des DGB-

Bundesvorstands vom 
7. September 2004 zur 

Debatte um die 
Arbeitsmarktreform

www.dgb.de/homepage_
kurztexte/Texte/an_

begehren.html
Arbeitnehmerbegehren 

für eine soziale Politik

MEINUNG

Erst die eigene Betroffenheit nährt die Protestbe-
reitschaft. Seit Verkündung der Agenda 2010
haben die Gewerkschaften auf deren Web-
fehler aufmerksam gemacht – zunächst vor
weitgehend tauben Ohren. Ganze 90 000 haben im
Mai 2003 den Regierungspolitikern und den Drauf-
sattlern der Union ihre Widerstandsbereitschaft sig-
nalisiert. So viele, wie seit Wochen an fast jedem
Montag. Dazwischen liegen die eindrucksvollen 
Demonstrationen vom November letzten Jahres und
die 500 000 TeilnehmerInnen am 3.April.

Monatelang schien es, als seien die gewerk-
schaftlichen Kritiker so etwas wie die „Geisterfahrer
auf der Autobahn“. Aber jetzt hat der Protest neue
Beine bekommen. Jetzt sehen immer mehr, dass
nicht alles gut ist, was uns Politik und veröffentlich-
te Meinung anpreisen. Wie geht es mir, wenn ich 
arbeitslos werde? Bei dieser Frage wird für viele 
konkret, warum die Gewerkschaften schon seit Mo-
naten auf wirkliche Arbeitsmarktreformen drängen
und bloße Zumutungen als Selbstzweck ablehnen.

Zuerst haben sich die Befürworter der Hartz-
Gesetze nur peinlich berührt geführt, weil Demon-
strationen an Montagen „Montagsdemonstratio-
nen“ genannt werden. Dann waren sie erstaunt,
dass es Proteste auch ohne offiziellen Gewerk-
schaftsaufruf gibt. Erste Korrekturen sind erreicht:
Verbesserung beim Auszahlungstermin des Alg II
und bei den Vermögensfreibeträgen für Kinder.
Und – erstaunlich genug – die Politik will jetzt
noch einmal neu über weitere Korrekturen
nachdenken. Allerdings nicht sofort, sondern erst
nach Wirksamwerden der Gesetze. Es bleibt also
noch genug Gelegenheit, die verheißenen Wunder-
wirkungen in der Praxis zu überprüfen: Über vier Mil-
lionen Arbeitslose bei nicht einmal 400 000 offenen
Stellen – aber die klare Ansage, den Verlierern im
Wettbewerb um offene Stellen die Unterstützung zu
kürzen. Da soll sich das Volk nicht aufregen?

Hartz I – IV kann unternehmerisches
Versagen und politische Kurzatmigkeit
nicht korrigieren. Deshalb werden die Proteste
weitergehen. Denn die Ansage, später alles noch
einmal zu überprüfen, korrigiert ja nicht, was an 
politischer Enttäuschung und sozialer Deklassierung

bereits wirksam geworden ist.
Im Gegenteil: Es ist peinlich,
wenn uns die Bürokraten des 
Sozialstaats erklären wollen,
warum Arbeitssuchende in Ost-
deutschland 14 Euro weniger
wert sind als westdeutsche Ar-
beitslose. Will man wirklich wo-
chenlang warten, um das zu ändern? Braucht man
wirklich die ersten handfesten Belege für Apartheid
auf dem Arbeitsmarkt? Die neuen Zumutbarkeitsre-
geln diktieren Arbeitslosen eine bis zu 30 Prozent
schlechtere Bezahlung. Das soll gerecht sein? Das
soll Deutschland retten? Was ist denn mit den 58er-
Regelungen, die viele tausend Menschen betreffen?
Das sind nur einige der notwendigen Änderungen.

Ob wir weiterkommen, wenn pauschal
„Weg mit Hartz IV“ gerufen wird, muss
trotzdem bezweifelt werden. Ein Teil der 
Reformen stellt richtige Weichen. Wir werden uns
deshalb weiter die Mühe machen müssen, zwischen
sinnigen und unsinnigen Aspekten zu unterscheiden.
Bei allem berechtigten Ärger würde eine pauschale
Zurückweisung der Reformen die Durchsetzungs-
chancen Ihrer Kritiker nicht verbessern. Diese ver-
lören nur an Glaubwürdigkeit.

Die Gewerkschaften sind nicht der Vormund ihrer
Mitglieder. Deshalb können und werden sie ihnen
nicht vorschreiben, wer sich wann, wo und
wie an Kundgebungen beteiligt. Wenn Ge-
werkschaften in ihren regionalen und betrieblichen
Arbeitszusammenhängen zu eigenen Veranstaltun-
gen aufrufen oder sich an Aufrufen anderer beteili-
gen, muss aber sichergestellt sein, dass Rechts- und
Linksextremisten nicht als Trittbrettfahrer mitwirken.

Aus den Erfahrungen der Kohl-Ära und aus den
zurückliegenden Monaten rot-grüner Regierungs-
praxis wissen wir, dass gute Argumente von Politi-
kern um so eher gehört werden, wenn sie
nicht nur von Gewerkschaftern vertreten
werden. Deshalb setzen wir unsere Unterschriften-
aktion „Für eine soziale Politik!“ fort. Und wir be-
grüßen, wenn sich Betroffene auf Montagsdemon-
strationen engagieren. Ob das in der Konsequenz
bedeutet, eine Demonstration stets durch die nächst-
größere abzulösen, dezentralen Aktivitäten zentrale
folgen zu lassen, lässt sich nicht so schematisch beant-
worten, wie es manch neuer Vormund dezentraler
Bürgerproteste wünscht. Gespräche am Arbeitsplatz
und in der Nachbarschaft können genauso wichtig
sein, um Druck auf die Politik zu entfalten. •

Seitdem die Zahl der Betroffenen steigt, wächst der
Widerstand gegen die Hartz-Reformen. Hans-Joachim
Schabedoth rät den Gewerkschaften, an ihrer 
differenzierten Kritik festzuhalten. Pauschale „Weg
mit Hartz“-Rufe schadeten der Glaubwürdigkeit. 

Korrekturen 
notwendig

Die Gewerkschaften unter-

stützen die Reform des 

Arbeitsmarktes, die auf eine

bessere und schnellere Ver-

mittlung von Arbeitslosen 

in den ersten Arbeitsmarkt

zielt. Zugleich kritisieren sie

weiter die schwerwiegenden

Fehler des Hartz IV-Gesetzes,

die zu erheblichen gesell-

schaftlichen Verwerfungen

führen werden. Das ist die

Kernbotschaft einer Erklä-

rung des DGB-Bundesvor-

stands zur Debatte um die

Arbeitsmarktreform. 

Insbesondere fordert der

DGB, dass die Freibeträge

bei der Anrechnung von 

Vermögen angehoben wer-

den, dass über 58jährige 

Alg II-Empfänger, die zuvor

Arbeitslosenhilfe bezogen

haben, einen Vertrauens-

schutz für vor der Reform 

getroffene Vereinbarungen

erhalten, und dass bei der

Zumutbarkeit von Beschäf-

tigungsverhältnissen tarif-

vertragliche Regelungen 

und bei deren Fehlen der

ortsübliche Lohn nicht 

unterschritten werden. 

Dr. Hans-Joachim
Schabedoth, 52,
ist Leiter der
Grundsatzabtei-
lung des DGB.

H a r t z  I V  u n d  d i e  M o n t a g s d e m o n s t r a t i o n e n

Erst Betroffene wehren sich

➜
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ver.di Saar und
Arbeitskammer des Saarlandes,
Fachtagung „Behinderte Menschen
in Beruf und Gesellschaft“, Kirkel

TBS Nordrhein-
Westfalen, Abschlusstagung „Wis-
sen zum Greifen nah – und doch ...
(so fern)? – Von den Chancen und
Schwierigkeiten der betrieblichen
Wissensnutzung“, Oberhausen

DGB, Workshop
„Stärken entdecken – Kräfte bün-
deln. Gewerkschaften machen Re-
gionen erfolgreich“, Berlin

DGB und HBS,
1. DAX- und MDAX-Konferenz für
Arbeitnehmervertreter in Aufsichts-
räten, Berlin

DGB Nordrhein-
Westfalen, „Fossil oder Zukunfts-
modell?“, Selbstverwaltertagung
GKV/GRV, Köln

2.10.

30.9.

30.9.

30.9.

30.9.Fach- und Informationsmesse für
Betriebsräte der Logistik- und Ver-
kehrsbranche, „Betriebsrat aktiv –
mehr bewegen“, Berlin

DGB und Hans-
Böckler-Stiftung,Tagung „Erwartun-
gen der Beschäftigten an einen fa-
milienfreundlichen Betrieb“, Berlin

NGG, Gründungs-
kongress der Plattform „Ernährung
und Bewegung“, Berlin

NGG Bayern, Be-
triebsratstagung „Geiz macht ar-
beitslos: Handelsmarken kontra
Markenartikel“, Nürnberg

DGB-Jugend und
attac, Herbstakademie „Das neue
Europa: Privatbesitz – Betreten ver-
boten?“, Flecken Zechlin

29.9.-3.10.

29.9.

29.9.

28.9.

14TAGE
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Hans-Böck le r-
Stiftung, Fachtagung „Beschäfti-
gungsfähigkeit in der Wissensge-
sellschaft“, Münster

DGB und ACE,
Workshop „Mitarbeitermobilität in
der Betriebsratsarbeit“, Berlin

Hans-Böck le r-
Stiftung, Workshop „Beiträge zur
Anatomie des Gerechtigkeitspro-
blems. Aktuelle Forschungsergeb-
nisse“, Frankfurt/M.

IG BAU, „Tag des
Malers“, Duisburg

DGB Hessen, Ta-
gung des Europäischen Gewerk-
schaftsnetzwerks, „EU – nach der
Erweiterung“, Frankfurt/M.

ver.di- innotec,27./28.9.

27./28.9.

25.9.

24.9.

24.9.

21.9.
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••• Uwe Foullong, 46, bis zur
ver.di-Gründung Sekretär der Ge-
werkschaft Handel, Banken und
Versicherungen (HBV), seither Lei-
ter des Bereichs Koordination im
Fachbereich Finanzdienstleistungen
von ver.di, soll am 1. Dezember Lei-
ter des Fachbereichs werden. Das
haben die Delegierten der ehemali-
gen HBV vorgeschlagen. Die Ent-
scheidung muss vom Mitte Oktober
tagenden Gewerkschaftsrat be-
stätigt werden. Foullong folgt Hin-
rich Feddersen, 60, der nach 32
Jahren Gewerkschaftstätigkeit in
den Ruhestand geht.
••• Klaus Mehrens, 61, Leiter
des IG Metall-Bezirks Frankfurt/M.,
scheidet zum Jahresende aus sei-
nem Amt. Bis Mitte Oktober will der
Bezirk dem IG Metall-Vorstand ei-
nen Nachfolger vorschlagen.

Schlusspunkt●

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (SPD) in einem Interview mit der
Sächsischen Zeitung vom 10. September über die Folgen der Hartz-Reform

„Das Arbeitslosengeld II reicht, um nicht
nur ein menschenwürdiges, sondern auch
ein gutes Leben zu führen.“

TEILZEITBESCHÄFTIGTE: Jede/r Siebte sucht einen Vollzeitjob
Jede/r siebte Teilzeitbeschäftigte in
Deutschland hätte gern eine volle 
Stelle. Für sie ist Teilzeit das kleinere
Übel, um nicht in die Arbeitslosigkeit
abzurutschen. In Deutschland liegt der
Anteil unfreiwilliger Teilzeit knapp 
unter dem Durchschnitt der 25 EU-
Staaten von 15,9 Prozent. Den gerings-
ten Anteil haben die Niederlande: 
Fast die Hälfte aller Beschäftigten 
arbeitet in Teilzeit, aber nur 3,1 Prozent
von ihnen unfreiwillig. Schlusslicht ist
Litauen: Dort suchen 51 Prozent der 
Teilzeitbeschäftigten einen Vollzeitjob. ©
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Anteil von unfreiwillig in Teilzeit Beschäftigten an allen Teilzeitbeschäftigten (in Prozent)

Quelle: Europäische Arbeitskräfteerhebung, Frühjahr 2003 / Statistisches Bundesamt
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Hatte Bundespräsident
Horst Köhler Mitte September
mit der Aussage für Aufre-
gung gesorgt, die Menschen
in Deutschland müssten sich
mit ungleichen Lebensverhält-
nissen abfinden, so setzte er
Ende des Monats noch einen
drauf: „Gleichheit wäre fast
unnatürlich“, sagte er – aus-
gerechnet in Mecklenburg-
Vorpommern, dem ärmsten
Bundesland.

Auch der Ostbeauftragte
der Bundesregierung, Man-
fred Stolpe, ist bemüht, die
Probleme der neuen Länder
wegzudefinieren – und sei es
mit Rechentricks: Das Wirt-
schaftswachstum Ostdeutsch-
lands habe 2003 über dem
Westdeutschlands gelegen. Das
stimmt – allerdings nur, wenn man,
wie Stolpe, die Wirtschaftsentwick-
lung Berlins und der Bauwirtschaft
Ost außer Acht lässt.

Außerdem hinkt Stolpe der Zeit
hinterher.Das Institut für Wirtschafts-
forschung Halle (IWH) ist aktueller:
„In den ersten sechs Monaten die-
ses Jahres hat Ostdeutschland mit
der konjunkturellen Entwicklung im

Westen nicht mithalten können“,
heißt es im jüngsten IWH-Konjunk-
turbarometer.

Im 15. Jahr des Aufbaus Ost
gilt, was der DGB schon im 14. fest-
gestellt hat: „Die Angleichung der
Lebensverhältnisse kommt nicht
von der Stelle.“ Dennoch fordert
niemand im DGB mehr Geld für
den Aufbau Ost. Es sei nicht zu 
wenig Geld da, erklärte Vorstands-

mitglied Heinz Putzhammer, es
werde nur nicht zielgenau einge-

setzt. Die Solidarpakt-Mittel
würden „oft zweckentfrem-
det“: zur Haushaltssanie-
rung statt zum Aufbau der
Infrastruktur.

Der DGB-Landesvorsit-
zende von Thüringen, Frank
Spieth, hat dafür ein gewis-
ses Verständnis: Die Ost-Län-
der steckten in einem Dilem-
ma. Weil dort nach wie vor
mehr verbraucht als herge-
stellt werde, hätten sie „fak-
tisch keine andere Wahl“, als
einen Großteil der Transfer-
leistungen in den konsumti-
ven Bereich zu lenken.

Trotzdem ist auch Sach-
sens DGB-Vorsitzender Han-
jo Lucassen der Meinung:
„Das Geld für den Aufbau

Ost reicht.“ Die Mittel für den Soli-
darpakt II (156,5 Milliarden Euro)
sollten jedoch anders abfließen als
geplant: Nicht gleichmäßig über 
die Jahre 2005 bis 2019, sondern
anfangs nach dem Motto „nicht
kleckern, sondern klotzen“. Dafür
spricht sich auch Ingo Schlüter, für
Mecklenburg-Vorpommern zustän-
diger DGB-Vize Nord, aus: „Die bes-
te Infrastruktur nützt nichts, wenn
keine engagierte Ansiedlungspolitik
folgt.“ Eine Beibehaltung der bis-
herigen Förderung fordert ebenfalls
Thüringens DGB-Landeschef Udo
Gebhardt. Und für den DGB-Vorsit-
zenden von Berlin-Brandenburg,
Dieter Scholz, muss beim Aufbau
Ost „weiterhin auf der gesamten
Klaviatur gespielt werden“.

Der Finanzausgleich von Bund
und Ländern ist 2002/2003 jedoch
schon um 1,4 auf 21,8 Milliarden
Euro zurück gegangen. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.osnabrueck.de/
php/online-rechner/alg2-

eingabe.htm
Online-Rechner der Uni

Osnabrück für die 
Ermittlung von 

Leistungsansprüchen 
beim Arbeitslosengeld II 

www.einblick.dgb.de
„Sozial ist, was 

Beschäftigung schafft“
Entwurf des Leitantrags

„Wachstum, Arbeit, 
Wohlstand“ für den 

CDU-Parteitag im 
Dezember (Auszüge)

17/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 04.10.2004

Die Frauenminister-
konferenz der Länder

hat kritisiert, dass die Sozial-
reformen zu Lasten der Frau-
en gehen. Die Politikerinnen
fordern eine eigenständige
Existenzsicherung der Frauen,
so die Vorsitzende der Konfe-
renz Regina Görner (CDU).

+ Bundesinnenminister 
Otto Schily (SPD) hat 

im Kabinett eine von Arbeits-
minister Wolfgang Clement
(SPD) vorgelegte Verordnung
gestoppt, mit der geduldeten
Flüchtlingen und Asylbewer-
bern die Möglichkeit gegeben
werden sollte, zu arbeiten. 

-
plusminusBERLIN

_____________ _____

Unruhe der Anständigen
Sachsens DGB-Vorsitzender 

Hanjo Lucassen fordert eine 

offensive Auseinandersetzung 

mit rechtsextremen Parteien

_____________ _____

Weder Nabelschau 
noch Nörgelrunden
Gewerkschaften nutzen 

verstärkt Supervision bei 

der Lösung interner 

Arbeitskonflikte

_____________ _____

Fundamentalopposition 
wäre falsch
Der SPD-Bundestagsabge-

ordnete und IG Metall-

Funktionär Klaus Brandner 

rät den Gewerkschaften, sich 

nicht aus der Reformdebatte 

zu verabschieden

Seite 7

Seite 5

Seite 3

inhalt

A u f b a u  O s t

DGB: Es ist genug Geld da

Krasse Ungleichheit: Das Bruttoinlands-
produkt der neuen Bundesländern beträgt 
nur 17 600 Euro je Einwohner – und liegt 
damit 10 100 Euro unter dem der alten. 
Die Wirtschaftskraft Ost beträgt 
63,5 Prozent der Wirtschaftskraft West.

Armenhaus Ost
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 2003 (in Euro)

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg ©
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Hamburg
Bremen
Hessen
Bayern

Baden-Württemberg
Nordrhein-Westfalen

Saarland
Schleswig-Holstein

Berlin
Niedersachsen

Rheinland-Pfalz
Sachsen

Thüringen
Brandenburg

Sachsen-Anhalt
Mecklenburg-Vorp.

44 500
35 300

31 800
29 900
29 500

25 800

23 300
23 000
22 900
22 900

17 800
17 600
17 500
17 500
17 100

24 400
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POLITIK AKTUELL

Ohne diese Mehrbelastung könn-
ten nach Berechnungen des DGB
die Beiträge zur Sozialversicherung
um 1,8 Prozentpunkte gesenkt wer-
den. DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
hat vor dem Hintergrund dieser Zah-
len die Unternehmen aufgefordert,
ihre gesetzliche Verpflichtung zum
betrieblichen Gesundheitsschutz
Ernst zu nehmen. Ein wirksamer 
Arbeitsschutz sei „kein Hemmnis
für unternehmerische Kreativität,
sondern ein wichtiger Beitrag zur
Modernisierung Deutschlands“. •

A k a d e m i e  d e r  A r b e i t

Fortführung
gefährdet

Statt 560 000 Euro will das
Land Hessen in Zukunft pro Jahr
nur noch 313 000 Euro für die in
Frankfurt/M. ansässige Akademie
der Arbeit (AdA) zur Verfügung stel-
len. Durch die Sparmaßnahmen der
CDU-Landesregierung ist die Wei-
terführung der gemeinsam von
DGB, der Stadt Frankfurt und dem
Land getragenen Akademie gefähr-
det. Weder der DGB, der mit 1,3
Millionen Euro bereits den größten
Teil der Kosten trägt, noch die Stadt
können den Rückzug des Landes
mit eigenen Mitteln kompensieren.

Die 1921 gegründete, an die
Universität Frankfurt angegliederte
Akademie ist eine der renommier-
testen Weiterbildungseinrichtungen,
die Studienmöglichkeiten ohne Abi-
tur bietet. In ihren elf Monate dau-
ernden Kursen vermittelt die AdA
Basiswissen im Bereich Arbeits- und
Sozialrecht, Politik, Ökonomie und
Verwaltungswissenschaften und be-
reitet ihre AbsolventInnen auf die
Übernahme von Leitungsfunktio-
nen in ehrenamtlichen Organisatio-
nen und Verbänden, aber auch bei
den Gewerkschaften vor. Zu ihren
Absolventen gehören der spätere
Arbeitsminister Walter Riester (SPD)
und der heutige IG Metall-Vorsit-
zende Jürgen Peters.

Ob die mögliche Schließung der
AdA verhindert werden kann, soll
wegen der laufenden Haushalts-
beratungen bis Ende Oktober ent-
schieden werden. Geprüft wird 
dabei auch eine Beteiligung des
Bundes am Trägerkreis der Akade-
mie. „Der DGB will die Akademie
der Arbeit erhalten, sie ist eine 
einmalige Einrichtung“, so DGB-
Vorstand Dietmar Hexel gegenüber
einblick. „Sie ist gegründet wor-
den, ,um den schnellen Verände-
rungen durch Bildung zu begegnen‘,
so die damalige Begründung. Das
gilt heute um so mehr. Aber wir
brauchen für ihren Erhalt das Land
Hessen. Ein stärkeres finanzielles

Engagement des DGB ist wegen
unserer eigenen Haushaltslage aus-
geschlossen.“ 

Um den Beginn des 70. Jahres-
kurses nicht durch die ungeklärte
Finanzlage zu gefährden, wird er
vom Frühjahr auf den Herbst 2005
verschoben. Gleichzeitig soll die
Qualität erhöht werden. Eine be-
reits Mitte August geschlossene
Rahmenvereinbarung mit der Fach-
hochschule Frankfurt stellt sicher,
dass die Absolventen der AdA nach
Abschluss des Kurses in Studien-
gänge der Fachhochschule wech-
seln können. •

A u s b i l d u n g s p l a t z b i l a n z

Entwicklung
weiter negativ

Der auf drei Jahre abgeschlos-
sene Ausbildungspakt zwischen
Wirtschaft und Bundesregierung ist
bereits im ersten Jahr gefährdet.
Zwar haben sich die beteiligten 
Verbände wie auch die Politik um
zusätzliche Ausbildungsplätze be-
müht, die Versorgung geht jedoch
weiter zurück: Den 714 524 Bewer-
berInnen standen nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit lediglich
455 038 Ausbildungsplätze im dua-
len System gegenüber. Ende August
fehlten rechnerisch 259 486 Plätze –
auf drei ausbildungsbereite Jugend-
liche kommen nur zwei betriebli-
che Ausbildungsstellen. Erneut sank
die Zahl der angebotenen Plätze 
im Vergleich zum Vorjahr um rund

30 000. Die Schere zwischen der
Anzahl der BeweberInnen und den
Lehrstellen hat sich damit weiter
geöffnet.

Zwar hat die Wirtschaft ihre Zu-
sage eingehalten, im „Jahresdurch-
schnitt 30 000 neue Ausbildungs-
plätze“ zu schaffen, gleichzeitig
wurden aber vor allem im hand-
werklichen Bereich so viele Lehr-
stellen abgebaut, dass es zu einer
insgesamt negativen Bilanz kommt.
Wirtschaft und Bundesregierung ha-
ben damit zumindest vorläufig ihre
Zusage nicht eingehalten, „... allen
ausbildungswilligen und ausbil-
dungsfähigen jungen Menschen ein

A r b e i t s s c h u t z  

Mängel kosten
18 Milliarden

Der betriebliche Arbeits- und
Gesundheitsschutz weist erhebli-
che Mängel auf. Pro Jahr müssen
die Sozialversicherungsträger 17,7
Milliarden Euro für erkrankte oder
durch Krankheit erwerbsunfähig
gewordene ArbeitnehmerInnen auf-
bringen, deren Gesundheitsschädi-
gung vermeidbar gewesen wäre,

wenn die Unternehmen ihrer ge-
setzlichen Verpflichtung zur betrieb-
lichen Gesundheitsprävention nach-
kommen würden. Das ist das Ergeb-
nis von zwei Forschungsprojekten
des Bundesverbands der Betriebs-
krankenkassen. 15 Milliarden Euro
der vermeidbaren Belastung der
Sozialversicherungssysteme entfal-
len auf die medizinische Versorgung
und das Krankengeld der betroffe-
nen ArbeitnehmerInnen, weitere
2,7 Milliarden Euro auf die Renten-
versicherung.

Angebot auf Ausbildung zu unter-
breiten.“

Für die Gewerkschaften ist der
vorläufige, negative Abschluss des
Vermittlungsjahres Anlass, sich über
die weitere Strategie für die duale
Ausbildung zu verständigen. Immer-
hin hat der Ausbildungspakt zwi-
schen Wirtschaft und Politik dafür ge-
sorgt, dass Gespräche über tarifliche
Vereinbarungen wie bei der IG Me-
tall sowie nahezu unterschriftsreife
Ausbildungstarifverträge wie zwi-
schen der Gewerkschaft TRANSNET
und der Deutschen Bahn AG zu den
Akten gelegt wurden. Denn der Aus-
bildungspakt sollte es ja richten. •

Gut ein Drittel aller Betriebe nutzt die tariflichen Öffnungs-
klauseln, die eine Anpassung der tariflichen Regelungen an 
die betrieblichen Erfordernisse ermöglichen. Klein- und Mittel-
betriebe weisen jedoch eine unterdurchschnittliche Nutzung auf.
Das hat eine Betriebsrätebefragung des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts in der Hans-Böckler-Stiftung (WSI) 
ergeben. Öffnungsklauseln gestatten es, Arbeitszeiten zu variieren,
zu verlängern oder zu verkürzen, Berufsanfängern weniger Ein-
kommen zu zahlen, Jahressonderzahlungen, Tariferhöhungen und 
Urlaubsgeld auszusetzen oder zu kürzen sowie Grundvergütungen 
abzusenken. Außerdem können in einigen Branchen wie der 
Druckindustrie und dem Einzelhandel Kleinbetriebe weniger 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie geringere Entgelte zahlen.

Öffnungsklauseln unterschiedlich genutzt
Nutzung von tariflichen Öffnungsklauseln nach Betriebsgröße (in Prozent)

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2002 ©
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Beschäftigte Nutzungsgrad
20 – 50 26,6

51 – 100 30,3

101 – 200 33,8

201 – 500 34,1

501 – 1000 45,9

über 1000 37,0

gesamt 34,8
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„Unruhe der Anständigen“
Bei den Landtagswahlen in Sach-
sen und Brandenburg ist es den
rechtsextremen Parteien gelungen,
große Teile ihres Wählerpotenzials
zu mobilisieren. Gestärkt durch
den Erfolg treffen sie bereits 
Vorbereitungen, um 2006 in den
Bundestag zu ziehen.

Noch am Wahlabend verkünde-
ten die Kommentatoren, dass die
Erfolge von NPD und DVU nicht
überbewertet werden dürften. Die
NPD hätte schon in vielen Landta-
gen gesessen und sei bald wieder
verschwunden. Doch diese Ein-
schätzung greift zu kurz. So hat die
NPD gegenüber der Kommunalwahl
vom Juni 2004 den Stimmenanteil
der rechtsextremen Parteien fast ver-
doppelt. In der sächsischen Schweiz
erhielt die NPD 15,2 Prozent der
Stimmen. Besonders erschreckend:
Mehr als 20 Prozent der Erstwäh-
lerInnen und sogar ein Viertel der
jungen Männer wählten NPD. •

Handlungsfeld für
Gewerkschaften

Gewerkschaften sind keine

Inseln – die rechtsextremen

Parteien werden auch von

Mitgliedern gewählt. Für 

Furore sorgte 1998 eine 

Studie von Infratest/dimap,

die unter Gewerkschafts-

mitgliedern ein hohes

rechtsextremes Wählerpo-

tenzial ausmachte. Und dass

bei der Wahl in Brandenburg

GewerkschafterInnen eher

unterdurchschnittlich für 

die DVU stimmten, ist kein

Grund zur Beruhigung.

Der DGB-Bundeskongress

1998 setzte eine Kommission

ein, die die Entwicklung des

Rechtsextremismus analysier-

te und Handlungsperspekti-

ven erarbeitete. Begründet

wurde der vom DGB-Bezirk

Sachsen eingereichte Antrag

damit, dass sich Neonazis 

immer mehr gewerkschaftli-

cher Politikfelder bemächtig-

ten und rechte Gruppierungen

und Parteien auf militante

Weise zunehmend den öffent-

lichen Raum beherrschten.

In ihrem Abschlussbericht

empfahl die DGB-Kommissi-

on nach dem Mainstreaming-

Konzept bei politischen Ent-

scheidungen immer auch die

Frage zu stellen, inwieweit

diese rechtsextremes Gedan-

kengut befördern können.

Strategien gegen rechtsex-

treme Parteien zeigt auch ei-

ne Studie von Hans-Böckler-

Siftung und Otto-Brenner-

Stiftung, die im Oktober 

erscheint.

Mehr Infos:

www.dgb.de, Themen von A-Z,

Stichwort Rassismus

Neun Prozent der Gewerkschaftsmitglieder für NPD
Stimmenanteil bei der Landtagswahl in Sachsen vom 19.09.2004 (in Prozent)

Quellen: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl vom 19.09.2004/Landeswahlleiter Sachsen
Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)

Alle WählerInnen

Gewerkschaftsmitglieder*

Gewerkschaftlich organisierte Angestellte

Gewerkschaftlich organisierte ArbeiterInnen

41,1

35

33

38

23,6

29

31

26

9,8

12

15

11

5,1

5

7

3

5,9

4

4

4

9,2

9

6

12

CDU SPD Grüne FDP NPD AnderePDS

5,3

6

4

6

DVU bei GewerkschafterInnen unterm Schnitt
Stimmenanteil bei der Landtagswahl in Brandenburg vom 19.09.2004 (in Prozent)

Quellen: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl vom 19.09.2004/Landeswahlleiter Brandenburg
Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)

Alle WählerInnen

Gewerkschaftsmitglieder*

Gewerkschaftlich organisierte Angestellte

Gewerkschaftlich organisierte ArbeiterInnen

31,9

33

37

29

19,4

15

14

15

28,0

35

31

40

3,6

3

4

1

3,3

3

3

2

6,1

5

3

8

CDU SPD Grüne FDP DVU AnderePDS

7,7

6

8

5

9,2 Prozent für die rechtsextreme NPD in Sachsen –
das war ein politischer Schock. Bereits bei den Kom-
munalwahlen haben die zersplitterten Rechten über
100 000 Stimmen bekommen, was bei der aktuellen
Wahlbeteiligung zum Einzug in den Landtag ge-
reicht hätte. Diese Warnung wurde leider zu wenig
ernst genommen. Mit der Verdoppelung der Stim-
men auf 192 000 habe ich auch nicht gerechnet. 
Seit 1997 provoziert die NPD in Sachsen mit Auf-
märschen am 1. Mai. In Leipzig sollte das Völker-
schlachtdenkmal zum Aufmarschgebiet werden.
Aus dem Widerstand dagegen hat sich mit Unter-
stützung des DGB und der Musikgruppe „Die Prin-
zen“ ein alljährlich stattfindendes „Rockkonzert in

den Mai“ entwickelt, an dem bis zu 20 000 Men-
schen teilnehmen.
In dieser Zeit wurden auch die Projekttage für Demo-
kratie und Courage entwickelt. Jugendliche gehen in
Schulen, informieren und führen Aktionen zu Tole-
ranz, Zivilcourage und zur Funktionsweise der Demo-
kratie durch. Rund 1000 Projekttage finden jährlich
statt. Sie gibt es heute in vielen Bundesländern, sogar
in Frankreich und in den Niederlanden. Doch wie bei
vielen derartigen Projekten läuft gerade jetzt die För-
derung über das EU-Programm CIVITAS aus.
Es sind aber nicht nur Jugendliche, die es aufzu-
klären gilt. Die Akzeptanz von extremen Rechten
reicht weit in die Gesellschaft hinein, und leider sind
auch Gewerkschaftsmitglieder anfällig. Deshalb müs-
sen wir als Gesellschaft insgesamt fähig werden,
selbstbewusst, wehrhaft und entschieden dem brau-
nen Gedankengut entgegenzutreten. Wir dürfen
nicht wegsehen und nicht tolerieren, wenn ganze
Regionen von Rechten bestimmt werden. Wir brau-
chen nicht den kurzen „Aufstand der Anständigen“
sondern eine ständige „Unruhe der Anständigen“.

Haben die demokratischen 
Organisationen in Sachsen 
versagt? Nach den Ursachen des
NPD-Erfolgs und der Strategie
der Gewerkschaften gegen die
rechtsextreme Partei fragte 
einblick Hanjo Lucassen,
den DGB-Vorsitzenden von 
Sachsen.

?...nachgefragt
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Väter fördern
Wer als Mann versucht, die 

Vaterrolle mit der Berufsausübung
unter einen Hut zu bringen, hat es
auch nicht leichter als eine Frau, die
sich gleichermaßen um Arbeit und
Kinder kümmern will. Über neue
Ansätze einer familienfreundlichen
Personalpolitik wird bei der Fach-
tagung „Auch Männer haben ein
Vereinbarkeitsproblem – oder fa-
milienfreundliche Personalpolitik
(auch) für Väter?“ des ver.di-Be-
reichs Genderpolitik am 3. Novem-
ber in Hannover diskutiert. •

Tel. 030 / 69 56 11 73
Fax 030 / 69 56 30 90
gender-politik@verdi.de

W o r k s h o p  

Fonds zum
Energiesparen

Energiesparen gehört nach wie
vor zu den nicht ausgeschöpften
Ressourcen. Bei einem Workshop,
den der DGB, die Hans-Böckler-
Stiftung, das Wissenschaftszentrum
NRW und das Wuppertal Institut für
Klima, Umwelt, Energie gemeinsam
am 7. Oktober in Berlin veranstal-
ten, werden ExpertInnen über ein
„Organisations- und Finanzierungs-
konzept für einen Energieeffizienz-
Fonds in Deutschland“ diskutieren.
Der Fonds wird dabei als geeigne-
tes Instrument betrachtet, innova-
tive Energiespar-Programme und 
-Kampagnen zu entwickeln. Sinn
und Nutzen eines Energieeffizienz-
Fonds untersuchen das Wupper-
tal Institut und Partnerforscher in
einem Forschungsprojekt, das die
Böckler-Stiftung beauftragt hat. •

horst.heuter@bvv.dgb.de

ter sind AQUA-IT, ein Projekt der IG
Metall für PrüferInnen im ITK-Be-
reich, und KIBNET, Kompetenzzen-
trum IT-Bildungsnetzwerke, ein ge-
meinsames Projekt von IG Metall
und BITKOM, dem Bundesverband
Informationswirtschaft,Telekommu-
nikation und neue Medien. Anmel-
dungen bis 8. Oktober. •

Tel. 069 / 66 93 20 30
gabi.hurtig@igmetall.de

I T - Q u a l i f i z i e r u n g

Prüfen lernen
Auch ExpertInnen können Un-

terstützung brauchen, und so rich-
tet sich die Fachtagung „Prüfungen
in der IT-Qualifizierung“, die am
15. und 16. Oktober in Hannover
stattfindet, vor allem an IT-Spezia-
listInnen. Informiert wird unter an-
derem über die Zukunft des Prü-
fungswesens nach der Reform des
Berufsbildungsgesetzes, über die
privatwirtschaftliche Personalzerti-
fizierung von IT-Spezialisten sowie
über Prüfungen im System der IT-
Aus- und Weiterbildung. Veranstal-

liche und arbeitsrechtliche Entwick-
lung des letzten Vierteljahrhunderts
Revue passieren lässt. Der Verlag
bietet all jenen, die AiB noch nicht
kennen, ein dreimonatiges kosten-
loses Probe-Abo an. Unter den 
ersten hundert ProbeleserInnen
werden 25 Preise – vom Tunesien-
Urlaub über Bücher und Konzert-
karten bis zu Pralinés und Biokost –
verlost. •

Bestellungen:
presse@bund-verlag.de

Vor 25 Jah-
ren wurde
die Zeitschrift
Arbeitsrecht
im Betrieb

(AiB) gegründet. Mit einer monatli-
chen Auflage von über 26 000 Ex-
emplaren ist AiB heute anerkannte
Marktführerin auf dem Gebiet der
Fachinformationen für Betriebsräte.
Zum 25. Jubiläum hat der AiB Ver-
lag einen Flyer herausgegeben, der
die gesellschaftliche, gewerkschaft-

A r b e i t s r e c h t  i m  B e t r i e b

Angebote zum Jubiläum
B e t r i e b s r ä t e T a g

Netzwerke 
bauen

„Veränderungen gestalten - Be-
schäftigung sichern“ ist das Motto
des Bonner BetriebsräteTags 2004.
Die Fachtagung am 23. und 24.
November bietet Betriebsräten 
Gelegenheit zum „netzwerken“.
Mit Vorträgen, Praxisberichten und
Talkrunden zu den Themen Verän-
derungsmanagement, Beschäfti-
gungssicherung und Kompetenz-
entwicklung will die zweitägige
Veranstaltung zum überregionalen
und branchenübergreifenden Aus-
tausch beitragen. •

Tel. 0228 / 268 40 66
info@betriebsraetetag.de

••• Der DGB Hessen hat als Mit-
glied des Bündnisses „Soziale Ge-
rechtigkeit in Hessen“ auf dem 
1. Hessischen Sozialforum am 18.
September in Frankfurt/M. die Hes-
sische Sozialcharta mit unter-
zeichnet. Das Bündnis fordert darin
die Verwirklichung des Rechts auf
Arbeit, die Förderung benachteilig-
ter Kinder und Jugendlicher sowie
eine bedarfsdeckende Grundsiche-
rung. Ein Jahr nach Verkündung des
drastischen Sparpaketes durch Mi-
nisterpräsident Roland Koch (CDU)

soll so ein Zeichen gegen Sozialab-
bau gesetzt werden. Neben dem
DGB gehören dem Bündnis Caritas,
Diakonisches Werk, AWO sowie 20
weitere Verbände an. Infos:
Franz Segbers, Diakonisches Werk,
Tel. 069 / 7 94 72 02
••• Das Forum Soziale Technikge-
staltung des DGB Baden-Würt-
temberg bietet mit dem Online-
Modellprojekt „TREWIRA Mös-
singen“ Jugendlichen einer Mös-
singer Realschule die Möglichkeit,
elektronische Bewerbungsverfahren

kennen zu lernen. Bei 33 am Pro-
jekt beteiligten Arbeitgebern kön-
nen sich die Schüler online über
Ausbildungsberufe informieren und
sich anschließend auf konkrete
Stellen bewerben. Infos:
Welf Schroeter,Tel. 0 74 73 / 2 27 50
••• „Was macht eine Wirtschafts-
region erfolgreich?“: Dieser Frage
widmet sich eine gemeinsame 
Tagung des DGB Sachsen-An-
halt und des Instituts für Europäi-
sche Forschungen und Projekte
(IEFP) am 24. November im Kultur-

haus Wolfen. Faktoren wie natür-
liche Ressourcen, Verkehrswege-
struktur, Kapitalangebote, Kosten-
vorteile und Arbeitskräftepotenzia-
le seien wichtig, aber sie reichten
allein nicht aus, damit eine Region
prosperiert. Entscheidend sei ein 
intensiveres Zusammenwirken von
Unternehmen, Gewerkschaften,
Verwaltungen, Hochschulen und
Politik. Wie das gefördert werden
kann, soll auf der Tagung diskutiert
werden. Infos:
www.sachsen-anhalt.dgb.de

interregio

PROJEKTE UND PARTNER

J u g e n d s e m i n a r e

„Streber“ 
werden

Wie erwerbe ich Zivilcourage?
Wie drücke ich mich gut und ver-
ständlich aus? Wie baue ich Vorur-
teile ab? Diese und viele andere
Themen werden in Seminaren und
Workshops des gewerkschaftlichen
Jugendbildungsprogramms „Der
Streber“ im DGB-Jugendbildungs-
zentrum Hattingen behandelt. An-
gesprochen sind Jugendliche im 
Alter zwischen 15 und 26 Jahren,
die sich für Politik, Gesellschaft und
Kultur interessieren. •

Tel. 0 23 24 / 59 52 00
www.streber-online.de
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Die MitarbeiterInnen eines Lan-
desfachbereichs von ver.di hatten
eine klare Vorstellung: Sie meldeten
bei ver.di-Personalentwicklerin Eva
Serafin aus der Bundesverwaltung
Bedarf an einem Angebot zur Team-
entwicklung an. Doch im Gespräch
stellte Serafin fest, dass den Beschäf-
tigten mit einer anderen Methode
besser zu helfen wäre. „Eine Grup-
pensupervision förderte die Proble-
me der MitarbeiterInnen – unter-
schiedliche Auffassungen bei der
Vorbereitung von Tarifverhandlun-
gen – zutage und trug zur Lösung
bei“, stellt Eva Serafin fest.

Supervision, Coaching, Teament-
wicklung: Bei ver.di gehören Ange-
bote zur Konfliktanalyse und -berei-
nigung im Arbeitszusammenhang
inzwischen zum Alltag. Dass die
Gewerkschaft seit Anfang 2002 ein
stimmiges Konzept in der Personal-
entwicklung verfolgt, hängt mit der
Fusion von ÖTV, HBV, DAG, IG Me-
dien und DPG zu ver.di zusammen.
„In einigen Vorläufergewerkschaften
wurden Supervision und Coaching
eingesetzt, doch die Voraussetzun-
gen unterschieden sich stark“, so
Serafin. Die Fusion erwies sich als
optimaler Anlass, ein einheitliches
Programm zu etablieren. Gemein-
sam mit einer externen Supervisorin
konzipierte die ver.di-Personalent-
wicklerin das „SuCoTe-Programm“,
das für Supervision, Coaching,Team-
entwicklung steht.

Anfangs gab es Vorbehalte.
Eva Serafin: „Das Gros der Beschäf-
tigten hat nicht unbedingt auf 
Supervision gewartet.“ Zum Selbst-
verständnis „gestandener Gewerk-
schaftssekretärInnen“ schien ein
solches Angebot nicht zu passen.
Doch eine Auswertung Ende 2003
ergab ein anderes Bild: 250 ver.di-
Beschäftigte, darunter achtzig Füh-
rungskräfte, hatten bis zu diesem

Zeitpunkt ein Angebot aus dem Su-
CoTe-Programm wahrgenommen,
dreißig Beratungsprozesse liefen

noch. Die Nachfrage ist gleich blei-
bend stark, so Serafin. „Wer die 
erste Hemmschwelle überwunden
hat, erkennt schnell den Nutzen un-
serer Angebote.“ Denn Supervision
in der bei ver.di angebotenen Form
hat nichts mit Nabelschau oder
Nörgelrunden zu tun. Im Mittel-
punkt steht die Lösung Arbeitsplatz
bezogener Probleme.

Auch DGB-Vorstand Dietmar
Hexel kennt die Vorbehalte gegen-
über Supervision. „Der Begriff weckt
Assoziationen, die nichts mit den
harten Fakten der Gewerkschafts-
arbeit gemein zu haben scheinen.
Da hilft nur gezielte Aufklärung 
und praktisches Erproben. Gewerk-
schaftsarbeit ist auch Kommunika-
tions- und Klärungsarbeit. Super-
vision kann sie verbessern. Wer es
gemacht hat, weiß: Es hilft.“

Vor zwei Jahren hat die „Deut-
sche Gesellschaft für Supervision“
(DGSv) eine Projektgruppe „Super-
vision und Gewerkschaften“ gebil-
det, der neben SupervisorInnen 
der DGSv die GewerkschafterInnen
Dietmar Hexel, Eva Serafin und 
Willi Dzielak (IG BAU) angehören.
Drei Arbeitshypothesen galt es zu
überprüfen. Erstens: Der Bedarf an
Supervision in Gewerkschaften ist
höher als das qualifizierte Ange-
bot. Zweitens: Supervision kann
Gewerkschaften, Betriebs- und Per-
sonalräten viel bieten, sofern die
SupervisorInnen sich auf die Beson-
derheiten der Organisation einlassen
und „Feldkompetenz“ erwerben.

Drittens: Das Synergiepotenzial von
Supervision und Gewerkschaftsar-
beit ist hoch.

Nach vier Treffen sah die Pro-
jektgruppe diese Hypothesen als
weitgehend bestätigt an: „Gewerk-
schafterInnen arbeiten mit der ei-
genen Person. Sie sollen Werte und
Visionen verkörpern,müssen schwie-
rige soziale Konflikte aushalten 
und Vereinbarungen aushandeln.
Supervision hilft bei der Selbstver-
gewisserung und -klärung, bear-
beitet Ambivalenzen und Unsicher-
heiten und mildert gesundheitliche
Belastungen“, heißt es im Zwi-
schenbericht der Projektgruppe.

Dietmar Hexel hat die Erfah-
rung gemacht, dass die meisten
Probleme, die in Organisationen wie
den Gewerkschaften oder in Betrie-
ben auftauchen, wenig mit Fakten

zu tun haben. „Sehr oft sind ver-
schiedene Sichtweisen auf Probleme
und die emotionale Befindlichkeit
Ursache für Konflikte“, so Hexel.

Angemessenes Konfliktmanage-
ment gehört auch bei der IG Metall
zum Angebot im Bereich Personal-
entwicklung. „Bis 1998 lief bei uns
ein Projekt Organisationsentwick-
lung, zu dem Supervision für Haupt-
amtliche gehörte“, sagt Susanne
Scholtyssek vom Fachbereich Per-
sonal/PE. Die jetzigen Angebote –
neben Konflikttraining gibt es Po-
tenzialanalysen, Coaching bei der
Übernahme neuer Aufgaben, Schu-
lung der Kommunikationsfähig-
keit – enthielten allesamt Elemente
von Supervision; der Begriff selbst
wird jedoch kaum verwendet. •

Zunehmend entdecken die Gewerkschaften Supervision 
als Instrument zur Analyse und Lösung von Konflikten in 
der Gewerkschaftsarbeit.

„Das Gros der 
Beschäftigten hat nicht 
unbedingt auf 
Supervision gewartet.“

„Gewerkschaftsarbeit 
ist auch Kommunikations-
und Klärungsarbeit. 
Supervision kann sie 
verbessern.“

Fachtag in
Hannover

Tiefer in das Thema Super-

vision und Gewerkschaften

können Interessierte bei 

einer Veranstaltung am 

5. November in Hannover

einsteigen: Unter dem Titel

„Anschlussfähigkeit“ bringt

die Projektgruppe „Super-

vision und Gewerkschaften“

der Deutschen Gesellschaft

für Supervision (DGSv) 

ExpertInnen aus dem Be-

reich der Supervision wie

aus den Gewerkschaften 

zusammen.

Bei dem vom DGSv, dem

DGB-Bundesvorstand und

der Hans-Böckler-Stiftung

veranstalteten Fachtag wird

die Projektgruppe ihre zen-

tralen Arbeitsergebnisse

vortragen und zur Diskus-

sion stellen. Darüber hinaus

sollen in zwei parallel tagen-

den Foren konkrete Ideen

zur Institutionalisierung von

Supervision in Gewerkschaf-

ten, in Betriebs- und Perso-

nalräten zusammengetragen

werden. 

Der Fachtag richtet sich an

SupervisorInnen mit Erfah-

rungen im Bereich Gewerk-

schaften und Arbeitnehmer-

Innenvertretung sowie an

MultiplikatorInnen aus dem

Bereich Interessenvertre-

tung der Arbeit.

DGSv

Tel. 0221/92 004 13

Fax 0221/92 004 29

info@dgsv.de

www.dgsv.de

S u p e r v i s i o n  i n  d e r  G e w e r k s c h a f t s a r b e i t

Weder Nabelschau noch Nörgelrunden
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und vernetzt werden können. „Das
Aktionsprogramm soll nachhaltig
wirken“, so Maria Kathmann, die
beim DGB für ChancenGleich ver-
antwortlich ist.

Betriebsräte können sich für die
Veranstaltung nach Paragraph 37.6
BetrVG freistellen lassen.Anmelde-
schluss ist der 18. Oktober. •

DGB Abteilung Gleichstellungs- 
und Frauenpolitik 
Tel. 030 / 240 60 246
Maria.Kathmann@bvv.dgb.de
www.chancengleich.de

■ ver.di leidet unter Mitgliederschwund.
Was sind die Ursachen?
■ Die sinkende Mitgliederzahl ist in erster Linie ein
Resultat des Arbeitsplatzabbaus in den Branchen, in
denen ver.di einen hohen Organisationsgrad hat. In
der Druckindustrie lässt sich das analog beobachten:
Sieben Prozent weniger Arbeitsplätze entsprechen
sieben Prozent weniger Mitgliedern. Einen massiven
Stellenabbau gibt es auch in anderen Branchen: Im
privaten Bankgewerbe sind in den vergangenen vier
Jahren 13 Prozent der Arbeitsplätze vernichtet wor-
den, im Versicherungsgewerbe waren es allein 2003
1,5 Prozent. Betroffen sind vor allem ältere KollegIn-
nen. In dieser Altersgruppe hat ver.di die meisten
Mitglieder. Post und Telekom haben im Zuge der Pri-
vatisierung über 200 000 Arbeitsplätze abgebaut.
Das ist bei Unternehmen, die zu über 90 Prozent or-
ganisiert sind, nicht spurlos an uns vorbeigegangen.
Und im Handel arbeiten bereits über 50 Prozent der
Beschäftigten Teilzeit, jeder Dritte ist geringfügig 
beschäftigt.
■ Gibt es nur externe Gründe?

■ Ein Grund ist auch die Beitragsanpassung: Viele,
die noch eine „Rechnung offen“ hatten, treten aus,
wenn sie die Beitragsrückstände beglichen haben.
Letzten Endes führen Beitragsanpassungen zwar zu
mehr Austritten, aber auch zu einem höheren
Durchschnittsbeitrag.
■ Die ver.di-Gründung sollte eigentlich die Voraus-
setzungen schaffen, um neue Mitglieder in bislang
kaum organisierten Bereichen zu gewinnen. Ist das
Konzept gescheitert?
■ Auf keinen Fall –, ich halte die Idee einer Konzen-
tration der Kräfte nach wie vor für richtig. Das zei-
gen übrigens auch die Mitgliederzuwächse in den
Bereichen, wo wir in Konkurrenz zu Gewerkschaften
außerhalb des DGB stehen: Im Kabinenbereich bei
der Lufthansa haben wir zum Beispiel trotz der Kon-
kurrenz zu UFO im vergangenen Jahr 18 Prozent
Mitglieder gewonnen. Und die Zahl der bei ver.di 
organisierten JournalistInnen ist seit Jahresbeginn
um 3,5 Prozent gestiegen. Das zeigt, dass wir mit
unserem Konzept auf dem richtigen Weg sind.
■ Die Zuwächse in diesen Bereichen können die
Verluste in anderen Branchen nicht kompensieren.
Muss ver.di seine Ressourcen nicht stärker auf die
Mitgliedergewinnung konzentrieren?
■ Die Verteilung der Ressourcen wird gerade über-
prüft. In Zukunft wird es mehr Geld für die Betreu-
ung vor Ort geben. Dazu gehört auch das klassische
Werbegespräch. Bei einem Pilotprojekt an der Uni
Gießen haben wir auf diesem Weg 43 Prozent Mit-
glieder gewonnen.

Die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di verliert massiv Mit-

glieder. Allein in den ersten
sechs Monaten dieses Jahres ist

die Mitgliederzahl um 80 000 
gesunken, auf 2,53 Millionen.

einblick hat den ver.di-
Vorsitzenden Frank Bsirske

gefragt, wie er den Trend 
umkehren will.

Fragenan ...

Der ver.di-Bezirk Ber-
lin/Brandenburg wird 
sich nicht mehr an 

der Montagsdemonstration
„Weg mit Hartz IV“ beteili-
gen. Grund seien wiederhol-
te Verletzungen von Abspra-
chen und Hetze gegen ver.di
durch einen Teil der Mit-
organisatoren der zweiten
Berliner Demo „Montags
gegen Agenda 2010“. Kurz
nach der ver.di-Entschei-
dung hat sich auch attac
von den Montagsdemonst-
rationen zurückgezogen. 

Die GEW fordert als 
Reaktion auf die neu-
esten OECD-Bildungs-

studien statt „föderaler
Kleinstaaterei“ eine konzer-
tierte Aktion aller Bundes-
länder. Drei Jahre nach 
PISA fehle noch immer ein
gemeinsames Konzept. Ein
erster Schritt seien mehr
staatliche Fortbildungsmög-
lichkeiten für LehrerInnen.

Der DGB hat 50 000 
Euro für die Kinder 
von Beslan gespen-

det, in deren Schule Anfang
September das blutige Ende
eines Geiseldramas mehr
als 400 Menschenleben 
gekostet hat.

Die IG Metall hat Un-
ternehmen zur Abkehr 
vom „Jugendwahn“

bei der Personalauswahl
aufgefordert. Der demogra-
phische Wandel erfordere
mehr Toleranz gegenüber
älteren Mitarbeitern. Dazu
gehöre auch eine alters-
gerechte Arbeitszeitgestal-
tung. Zudem müsse die 
Politik „sinnvolle Anschluss-
lösungen“ für das 2009 
auslaufende Altersteilzeit-
gesetz schaffen.

kurz&bündig

Ende 2004 läuft das im Juli letz-
ten Jahres gestartete Aktionspro-
gramm ChancenGleich von DGB und
Gewerkschaften aus. Ein Zwischen-
resümee soll auf einer Netzwerk-
Konferenz am 11./12. November in
Berlin gezogen werden. Eingeladen
sind insbesondere Betriebsräte, die
sich in betrieblichen und überbe-
trieblichen Netzwerken für mehr
Chancengleichheit in der privaten
Wirtschaft engagieren.

Sich für gleiche Chancen von
Frauen und Männern einzusetzen,
gehört seit der Novelle der Betriebs-
verfassung ausdrücklich zu den
Aufgaben von Betriebsräten. DGB

und Gewerkschaften haben eine
Reihe von Projekten zu Handlungs-
feldern wie Arbeitszeitgestaltung,
Restrukturierungsmaßnahmen, Si-
cherung und Förderung der Beschäf-
tigung, Qualifizierung und Perso-
nalplanung aufgelegt, um Betriebs-
räten Impulse zu geben und sie zu
unterstützen. Einige von ihnen wer-
den auf der Konferenz vorgestellt.
Es soll aber nicht nur Bilanz gezo-
gen werden. In der Konferenz geht
es vor allem auch darum, konkrete
Vereinbarungen zu treffen, wie die
begonnenen Aktivitäten fortgesetzt
und die regionalen und betriebli-
chen Akteure in Zukunft unterstützt

D G B - A k t i o n s p r o g r a m m  C h a n c e n G l e i c h

Netzwerk-Konferenz für Betriebsräte
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MEINUNG

„Ohne freie Gewerkschaften gibt es keine De-
mokratie. Mit ihnen verbinden uns gemeinsame Ge-
schichte und gemeinsame Ziele. Sie bestimmen ihre
Aufgaben selbst. Ihre freie Bestätigung ist für uns
unantastbar. Wo immer Arbeitnehmerinteressen
berührt sind, sollen die Gewerkschaften an gesell-
schaftlichen und politischen Aufgaben mitwirken.
Wir respektieren ihre parteipolitische Unabhängig-
keit.“

So heißt es im Grundsatzprogramm der Sozialde-
mokratischen Partei Deutschlands. Gewerkschaften
und SPD anerkennen und respektieren also wechsel-
seitig ihre Unabhängigkeit und Eigenverantwortung.
Die SPD ist keine Gewerkschaftspartei und die Ge-
werkschaften sind keine sozialdemokratischen Rich-
tungsorganisationen.

Sozialdemokraten und Gewerkschaften haben
eine über hundertjährige gemeinsame Geschichte.
Tarifautonomie, Kündigungsschutz, Teilhabe, Arbeit-
nehmerrechte, sozialer Rechtsstaat, Internationalis-
mus sind deren Grundpfeiler. Wir haben gemeinsam
viel für die Menschen erreicht. Jetzt müssen wir daran
arbeiten, dass wir in einer schwierigen Zeit
dieses historische Bündnis erhalten.

In den letzten Monaten konnte man immer wie-
der hören und lesen, das Verhältnis zwischen SPD
und Gewerkschaft sei zerrüttet. Der Ton ist sicherlich
rauer geworden. Das ist in der Geschichte der Arbei-
terbewegung jedoch nicht das erste Mal so. Die Be-
ziehung von SPD und Gewerkschaften war immer
geprägt von harten Auseinandersetzungen. Wenn
die SPD in der Rolle der Regierungspartei konkret
handeln musste, kam es häufig zu intensiven Dis-
kussionen zwischen Partei und Gewerkschaften,
manchmal auch zum Streit.

Die Differenzen über die Agenda 2010 der Bun-
desregierung sind nicht nur Auseinandersetzungen
über den richtigen politischen Weg. Meiner Meinung
nach offenbaren sie ganz deutlich, dass SPD und Ge-
werkschaften die gesellschaftlichen, politischen und
ökonomischen Rahmenbedingungen unterschiedlich
analysieren. Deswegen kommen sie trotz gleicher Ziele
nahezu zwangsläufig zu unterschiedlichen Lösungen.

Wir müssen großen Herausforderungen begeg-
nen. Unser Sozialstaat ist gewachsen als Antwort auf
nationalen Kapitalismus, auf Industrialisierung und
lange Lebensarbeitszeiten. All dies gibt es so nicht
mehr. Die konjunkturelle Entwicklung und der inter-
nationale Konkurrenzdruck der deutschen Wirt-
schaft, die demographische Entwicklung und der
strukturelle Wandel der Wirtschafts- und Arbeitswelt
verlangen nach neuen Antworten.

Meiner Auffassung nach hat die Bundesregierung
mit der Agenda 2010 die richtige Richtung einge-
schlagen. Es geht darum, wie wir trotz der Verände-
rungen Wohlstand für alle und soziale Gerechtigkeit
dauerhaft sichern können. Es geht also darum, un-
sere Sozialsysteme zukunftsfähig zu machen, sie zu
reformieren, nicht darum, sie abzuschaffen. Die Ge-
werkschaften müssen ihrem gesellschaftspolitischen
Auftrag gerecht werden, den Wandel nicht nur zu
beklagen, sondern ihn aktiv mitzugestalten. Die Ge-
werkschaften dürfen sich nicht auf eine Fundamen-
talopposition zurückziehen, denn sonst verspielen
sie ihre Chance, politische Entscheidungsprozesse zu
beeinflussen und mitzugestalten.

SPD und Gewerkschaften müssen in ei-
nen konstruktiven Dialog treten. Sie müssen
eine gemeinsame Diskussion über die Zukunft
führen, über die Chancen und Risiken der EU-Oster-
weiterung, die Probleme einer modernen Industrie-
politik, die Zukunft von Arbeit, Tarifautonomie und
Mindestlöhnen, darüber wie wir unser Bildungssys-
tem gerecht und modern gestalten können, wie wir
unser Gesundheitssystem zukunftsfähig machen kön-
nen. Sie müssen diese Auseinandersetzungen kon-
struktiv und zielorientiert miteinander führen. •

Nach wie vor gilt: SPD und Gewerkschaften verfolgen die gleichen Ziele. Dennoch
schlagen sie verschiedene Wege ein, weil sie die politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen unterschiedlich analysieren. Das meint der SPD-Abgeordnete
und IG Metaller Klaus Brandner. Er warnt die Gewerkschaften davor, Fundamen-
talopposition zu betreiben. Sie verspielten sonst ihre Chance, politische 
Entscheidungsprozesse zu beeinflussen und mitzugestalten. 

Gespanntes
Verhältnis

Historisch wird es genannt,

das Bündnis von SPD und 

Gewerkschaften. Doch seit

der Agenda-Rede von Bun-

deskanzler Schröder ist ihr

Verhältnis gespannt – bis

zum Zerreißen. Anfang April

2003 brachte der DGB in 

Berlin, Köln und Stuttgart

500 000 Menschen gegen die

so genannten Arbeitsmarkt-

reformen auf die Straße. 

Auf der Basis des SPD-Wahl-

programms von 2002 hatten

sich die Gewerkschaften

noch für die Wiederwahl der

SPD-geführten Koalition

stark gemacht. Auch der 

Koalitionsvertrag entsprach

ihren Vorstellungen. Dass

die politische Praxis von der

Theorie abweichen kann und

ein Umdenken erforderlich

macht, wissen sie. Aber kri-

tikloses Hinnehmen von 

„Basta“-Politik? Nein danke!

Wichtig bleibt aber eine 

differenzierte Auseinander-

setzung mit den politischen

Reformvorhaben. Deshalb

gibt es keinen bundesweiten

Aufruf zu Protestkundge-

bungen gegen Hartz IV. 

Trotz heftiger Kritik – wech-

selseitige Beschimpfung 

inklusive – ist der Gesprächs-

faden nie abgerissen. Denn

„wir sind auf euren Erfolg

angewiesen wie ihr auf 

unseren“, so der DGB-Vorsit-

zende Michael Sommer an

die Adresse von SPD-Chef

Müntefering. Aber auch

wenn beide Seiten versöhn-

liche Töne anschlagen: 

Von einem Schulterschluss

sind sie weit entfernt.

Klaus Brandner, 55, ist 
wirtschafts- und arbeits-
marktpolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion
und 1. Bevöllmächtigter 
der IG Metall Gütersloh.

V e r h ä l t n i s  S P D  u n d  G e w e r k s c h a f t e n

Fundamentalopposition wäre falsch

➜
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gieeffizienz-Fonds – Organisations-
und Finanzierungskonzept für ei-
nen Energieeffizienz-Fonds in
Deutschland“, Berlin

ver.di, online-Chat
Beamtenbesoldung, www.verdi.de

GEW, Workshop
„Nachwuchsarbeit in der GEW“,
Rothenburg/Fulda

IG BAU, Bundesse-
niorInnen-Konferenz, Steinbach

ver.di-Jugend,Anti-
rassismuskonferenz „Ausgrenzung
beginnt auch im Kopf“, Gladenbach

DGB Thüringen 
und Mobiles Beratungsteam gegen
Rechtsextremismus,Tagung „Hand-
lungsmöglichkeiten für bürgerschaft-
liches Engagement, Gotha

9.10.

8.-10.10.

8./9.10.

8./9.10.

7./8.10.

DGB-Region Saar,
Fachtagung „Reform des Berufsbil-
dungsgesetzes“, Kirkel

DGB-Bezirk Bayern,
Kongress „Perspektive Bayern ge-
stalten“,mit Jutta Almendinger (IAB)

15.10.

13.10. und Heiner Flassbeck, München
DGB Schleswig-

Holstein Nord, Fachtagung „Pionie-
re und Ignoranten – Altersorientier-
te Personalentwicklung in mittel-
großen Betrieben“, Flensburg

18.10.
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ver.di, Fachtagung
„Gesünder leben im Betrieb – Ge-
schlechterblick im Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz“, Hannover

Otto-Brenner-Stif-
tung, Internationale Sommerakade-
mie „Solidarische Ökonomie in Bra-
silien und Deutschland“, Imshausen

ver.di, Personalräte-
Forum„Personalratsarbeit und die
Zukunft des öffentlichen Dienstes“,
Magdeburg

DGB-Jugend Nord-
rhein-Westfalen, Düsseldorfer Ka-
mingespräche „ach SPD ...“ mit
jungen GewerkschafterInnen und
SozialdemokratInnen, Düsseldorf

DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Workshop „Ener-

7.10.

7.10.

6./7.10.

5.-10.10.

5./6.10.

DIES&DAS
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Buch: Hermann-Josef
Arentz, Sozialstaat im 
Härtetest, Droste Verlag,
Düsseldorf 2004, 
224 Seiten, 16,95 Euro

Der Rheinische Kapitalismus
ist ein Kind der Union. Wenn die
CDU eine strukturelle Mehrheits-
fähigkeit erlangen will, darf sie das
„Erfolgsmodell der Sozialen Markt-
wirtschaft“ nicht aus dem Auge

verlieren – das sind die beiden zen-
tralen Thesen des Ende September
erschienenen Buchs von Hermann-
Josef Arentz. „Neoliberal und CDU
passen nicht zusammen“ warnt
Arentz, seit 2001 Vorsitzender der
Christlich-Demokratischen Arbeit-
nehmerschaft der CDU (CDA). Im
Verhältnis der CDU zu den Gewerk-
schaften mahnt der christ-soziale
Politiker mehr Ehrlichkeit an.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Der Berliner Tagesspiegel am 21. September über den sächsischen Frem-
denverkehrsort Reinhardtsdorf. Bei der Landtagswahl hatten in dem 1600
Einwohner zählenden Ort 23 Prozent für die NPD gestimmt. 

„Ein für seine Fremdenfeindlichkeit berühmter
Touristenort, das ist wie eine Metzgerei, die von
wütenden Vegetariern geführt wird.“

TARIFBINDUNG: Flucht aus Tarifverträgen gestoppt
70 Prozent der Beschäftigten im Wes-
ten und 54 Prozent im Osten haben
2003 in einem Betrieb mit Tarifbindung
gearbeitet, für sie galten Branchen-
oder Firmentarifverträge. Diese Zahlen
haben sich seit 2000 kaum verändert:
Die Tarifbindung hat sich – nach dem
Rückgang in der zweiten Hälfte der
1990er Jahre – stabilisiert. Das ist das
Ergebnis einer Arbeitgeberbefragung
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur für Arbeit. Von Tarifflucht 
könne aktuell keine Rede sein.
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Tarifbindung der Beschäftigten in West- und Ostdeutschland 1998 – 2003 (in Prozent)

Quelle: IAB-Betriebspanel 2003
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Im IG Metall-Bezirk Nord-
rhein-Westfalen entwickelt sich
eine Idee zur gängigen Praxis:
Keine betriebliche Tarifausein-
andersetzung mehr ohne Mit-
glieder-Bonus. Will ein Unter-
nehmen vom Flächentarif ab-
weichen, stimmt die IG Metall
dem – nach strenger Prüfung
der Abweichungsgründe – nur
zu, wenn ihren Mitgliedern im
Betrieb exklusiv ein Vorteil ein-
geräumt wird. Einen Mitglie-
der-Bonus fordert die IG Metall
auch, wenn ein tarifgebundenes
Unternehmen in einen OT-Ver-
band (ohne Tarifbindung) flüch-
tet und einen Anerkennungsta-
rifvertrag abschließen will.

IG Metall-Bezirksleiter Detlef
Wetzel: „Wir sehen nicht mehr ein,
dass unsere Mitglieder, die dazu
beigetragen haben, dass es über-
haupt einen Tarifvertrag gibt, ge-
nauso behandelt werden wie die
Beschäftigten, die dazu gar nichts
beigetragen haben.“ Die Mitglied-
schaft in der Gewerkschaft solle
sich lohnen.

Abweichungen nach unten kann
es aus zwei Gründen geben: „um
Beschäftigung zu sichern und zu

fördern“ (§ 2 Metalltarifvereinba-
rung 2004) und „zur Abwendung
einer Insolvenz“ (§ 6 Beschäfti-
gungssicherungs-Tarifvertrag).

Die Palette der Vorteile, die sich
die IG Metall für ihre Mitglieder vom
Arbeitgeber vertraglich zusichern
lässt, ist bunt. „Da kennt die Phan-
tasie keine Grenzen,“ erklärt NRW-
Bezirkssekretär Oliver Burkhard,
„ob mehr Urlaub, mehr Altersvor-
sorge oder mehr vermögenswirksa-
me Leistungen – alles ist drin.“ 

So hat die IG Metall
Gummersbach mit der 
Maschinenbaufirma Bühler
Bindler in Bergneustadt 
einen Sanierungstarifver-
trag ausgehandelt, der eine
Arbeitszeitverlängerung oh-
ne Lohnausgleich vorsieht.
Gleichzeitig erhalten die IG
Metall-Mitglieder während
der zweijährigen Laufzeit
des Vertrags insgesamt
5000 Euro pro Jahr, um die-
sen Nachteil teilweise aus-
zugleichen. Im Stahlbetrieb
Bochumer Verein erhalten
die Mitglieder sogar eine
Jahressonderzahlung in
Höhe eines Monatslohns.

Und die Motorenfabrik Groschopp
in Viersen bei Mönchengladbach,
die von der 30- zur 35-Stunden-
Woche zurückgekehrt ist (mit Teil-
lohnausgleich), wird während der
Laufzeit des Tarifvertrags „grund-
sätzlich auf den Ausspruch betriebs-
bedingter Kündigungen bei Mit-
gliedern der IG Metall verzichten“.

Rund ein Dutzend abweichen-
der Tarifvereinbarungen mit Mit-
glieder-Bonus hat die IG Metall
NRW bereits abgeschlossen. Von
entscheidender Bedeutung ist de-
ren Akzeptanz in der Belegschaft.
Und die macht die IG Metall am
Mitgliederzuwachs fest. Für den IG
Metall-Vorstand in Frankfurt/M. ist
diese Art betrieblicher Tarifpolitik
„ein notwendiger und wichtiger
Anstoß“, so Armin Schild, Bereichs-
leiter Tarifpolitik. Die Zahl abwei-
chender betrieblicher Vereinbarun-
gen nehme zu. „Wo wir uns darauf
einlassen, muss es unseren Mitglie-
dern etwas bringen.“   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.tbs-netz.de
Der neue Internetauftritt
des bundesweiten Netz-

werks arbeitsorientierter
Technologie-Beratungs-

stellen für Betriebs- und
Personalräte

18/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 18.10.2004

Verbraucherschutzmi-
nisterin Renate Künast

(Grüne) fordert Geschlechter-
gerechtigkeit beim Abschluss
von Versicherungen. In der 
EU dürften die Kosten einer
Schwangerschaft nicht auf
den Krankenversicherungs-
beitrag angerechnet werden.

+ Der scheidende CDU-
Fraktionsvize Friedrich

Merz hat eine neue Logik im
Kampf gegen den Kündigungs-
schutz entdeckt. Die hohe 
Arbeitslosigkeit zeige, dass
der bestehende Kündigungs-
schutz ohnehin niemanden vor
Entlassung schützen könne.

-
plusminusBERLIN

_____________ _____

Weniger Kündigungs-
schutz wäre falsch
Die im CDU-Leitantrag 

geforderten Eingriffe in das 

Arbeits- und Tarifvertragsrecht

schaden der Union, warnt 

CDA-Vorsitzender 

Hermann-Josef Arentz

_____________ _____

Mehr Schutz für 
geliehene Zeit
DGB fordert wirksamen 

Insolvenzschutz für Arbeits-

zeitkonten

_____________ _____

Unnötig in der Defensive
Statt neoliberalen Theorien 

hinterher zu laufen, sollten 

die Gewerkschaften die 

Erfolglosigkeit der Reform-

agenda offen legen, rät der 

ehemalige Kanzlerberater 

Albrecht Müller

Seite 7

Seite 5

Seite 3
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B e t r i e b l i c h e  T a r i f p o l i t i k

Kein Vertrag ohne Mitglieder-Bonus

Die Zahl der tarifgebundenen Beschäftigten in
der Metall- und Elektroindustrie ist stärker 
rückläufig als die der Beschäftigten insgesamt.

Tendenz fallend
Metall- und Elektroindustrie (ME):      tarifgebundene
Firmen und        deren Beschäftigte* sowie
      ME-Beschäftigte* insgesamt (in Westdeutschland)

* in Millionen ©
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1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

7458
7094

6731 6504 6263 6066 5826 5697
5351

4868

2,3
2,2

2,1 2,1 2,1 2,0 2,0 2,0 2,0
1,9

3,4
3,3

3,2
3,1

3,2 3,2 3,2 3,3
3,2 3,2

Quelle: Gesamtmetall
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det wird die neue Meldepflicht da-
mit, dass den Betroffenen schnell ein
neuer Job vermittelt werden soll.

Das Sozialgericht Aachen kriti-
siert, dass im Gesetz nichts darüber
steht, wann befristet Beschäftigte
sich „spätestens“ melden müssen.
Dort heißt es nur, sie müssten das
„frühestens“ drei Monate vor Ab-
lauf der Befristung tun. •

S o z i a l g e r i c h t e

Harte Kritik an
Hartz-Reform

Zwei Sozialgerichte verurteilen
die verschärften Meldepflichten für
Arbeitslose (Hartz I). Seit Juli 2003
müssen sich Beschäftigte unver-
züglich bei der Arbeitsagentur mel-
den, sobald sie von ihrer Kündi-
gung erfahren; andernfalls drohen
ihnen Leistungskürzungen.

Nach einem Bericht der Frank-
furter Rundschau hat das Sozialge-
richt Frankfurt/Oder deshalb das
Bundesverfassungsgericht angeru-
fen. Seiner Auffassung nach wird
der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit verletzt.Wenn das Arbeitslosen-
geld, das durch die Eigentumsga-
rantie des Grundgesetzes geschützt
ist, gekürzt werde, bedürfe es einer
besonderen Rechtfertigung. Begrün-

sollen nicht mehr als Arbeitszeit 
gewertet werden. Das würde die
Entscheidungen des Europäischen
Gerichtshofs zur Bewertung der 
Bereitschaftsdienste als Arbeitszeit
auf den Kopf stellen. •

kommensdatenbank liegt bei der
Universität Amsterdam. Projekt-
partner in Deutschland ist das WSI-
Tarifarchiv. •

www.lohnspiegel.de

E U - A r b e i t s z e i t r i c h t l i n i e

Bereitschaft soll
Ruhezeit sein 

Die Doorn-Gruppe, der Gewerk-
schaften aus Frankreich, Belgien,
Luxemburg, den Niederlanden und
Deutschland angehören, hat sich
gegen die geplante Neufassung der
EU-Arbeitszeitrichtlinie ausgespro-
chen. Darin will die EU-Kommission
so genannte inaktive Bereitschafts-
dienstzeiten einführen: Zeiten, in
denen Beschäftigte während eines
Bereitschaftsdienstes inaktiv sind,

w w w . l o h n s p i e g e l . d e

Einkommen
online prüfen

Liegt mein Einkommen im Bran-
chenschnitt? Was kann ich verdie-
nen, wenn ich in ein anderes Unter-
nehmen wechsle? Diese für Arbeit-
nehmerInnen zentrale Frage will ab
Mitte kommenden Jahres das neue
Internetportal www.lohnspiegel.de
beantworten. Gespeist werden soll
es von tausenden von Arbeitneh-
merInnen, die seit Mitte Oktober
per Fragebogen anonym Daten zu
ihrem eigenen Arbeitseinkommen
zur Verfügung stellen können. Er-
fragt werden nicht nur Lohn und
Gehalt, sondern auch persönliche
Basisdaten wie Alter, Geschlecht
und Ausbildung sowie Kerndaten
zur Branche, zur ausgeübten Tätig-
keit und zu den Wegezeiten.

Vorbild für den neuen europa-
weiten Lohnspiegel, der von meh-
reren Forschungsinstituten und 
Gewerkschaften aus Belgien, Dä-
nemark, Deutschland, Finnland,
Großbritannien, Italien, Niederlan-
de, Polen und Spanien getragen
wird, ist das niederländische Inter-
netportal www.loonwijzer.nl. In der
Ende 1999 gestarteten Datenbank
stehen bereits 70 000 Datensätze
zur Einkommens- und Arbeitssitua-
tion zur Verfügung. Um zu statis-
tisch verlässlichen Aussagen zu
kommen, sollen allein in Deutsch-
land in den kommenden drei Mo-
naten 10 000 verwertbare Fragebö-
gen eingegangen sein.

Ob das Ziel erreicht werden
kann, hängt wesentlich davon ab,
ob die Gewerkschaften bei Ihren
Mitgliedern nachhaltig für das neue
Internetportal werben. Die Feder-
führung für die europaweite Ein-

B e a m t e n r e c h t s r e f o r m

Leistung statt
Altersstufen

Statt der Dauer der Betriebszu-
gehörigkeit, des Familienstands
und des Lebensalters soll in Zu-
kunft die individuelle Leistung und
die wahrgenommene Funktion aus-
schlaggebend für die Bezahlung
von Beamten sein. Das ist der Kern
eines Eckpunktepapiers zur Reform
des Beamtenrechts, auf das sich
Anfang Oktober nach sieben Mo-
nate dauernden Verhandlungen
Bundesinnenminister Otto Schily
(SPD), die Gewerkschaft ver.di und
der Deutsche Beamtenbund ver-
ständigt haben.

TRANSNET, GdP und GEW, die
die Mehrheit der Beamten im DGB
organisieren, waren an den Ver-
handlungen nicht beteiligt. Vor al-
lem der GdP-Vorsitzende Konrad
Freiberg kritisierte das Eckpunkte-
papier scharf. Es sei ein Dokument
obrigkeitsstaalichen Denkens. Kriti-
siert wird von den ÖD-Gewerk-
schaften vor allem, dass im Eck-
punktepapier die auf dem Verord-

nungsweg bereits eingeführte 40-
Stunden-Woche für Beamte legali-
siert wird. ver.di und Beamtenbund
hatten dem zugestimmt, weil die
frei werdenden Mittel zum Aufbau
eines Versorgungsfonds für die Be-
amten genutzt werden soll. Den
Ländern, die zum Teil den Beamten-
status auf einen Kernbereich redu-
zieren wollen, geht die Reform
nicht weit genug. •

www.einblick.dgb.de
Eckpunkte zur Reform des 
Beamtenrechts

geplant● ● ●

➜beschlossen

Hartz IV kommt unter die 
Lupe: Der Geschäftsführende
DGB-Bundesvorstand (GBV)
hat zur Begleitung des Eva-
luierungsprozesses der Hartz
IV-Gesetze eine Arbeitsgruppe
eingesetzt. Ihr gehören die
Abteilungen Arbeitsmarkt-
politik und Internationale
Sozialpolitik, Arbeits- und
Sozialrecht sowie Strategische
Planung an. Die Gewerkschaf-
ten werden in den Prozess
einbezogen. Hintergrund:
Die Bundesregierung wird 
eine so genannte Monito-
ring-Gruppe einsetzen, die
die arbeitsmarkt- und gesell-
schaftspolitischen Effekte
der Hartz IV-Gesetze bewer-
ten soll, zum Beispiel die
Auswirkungen von Arbeits-
losengeld II. 

Der Flächentarifvertrag hat bei Personalverantwortlichen durchaus
kein Negativ-Image. Zu diesem überraschenden Ergebnis kommt eine
Studie der Universität Duisburg-Essen im Auftrag der Hans-
Böckler-Stiftung. Im Rahmen einer Telefonumfrage befürwortete die
überwiegende Mehrheit der 1000 befragten Personalmanager den
Flächentarifvertrag mit seinen vorhandenen Flexibilisierungsmöglich-
keiten. Betriebsvereinbarungen erfreuten sich deshalb großer Beliebt-
heit. Fast jeder Betrieb hat zumindest eine, im Schnitt sind es 14.
Werner Nienhüser, Heiko Hoßfeld, Bewertung von Betriebsvereinbarungen durch 
Personalmanager, Bund-Verlag, Frankfurt/M. 2004, 120 Seiten, 9,90 Euro

Personalmanager bewerten Flächentarif positiv
Welcher Aussage stimmen Sie zu? (in Prozent)

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung, Archiv Betriebliche Vereinbarungen ©
 D
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Flächentarif erhalten 59

Flächentarif durch Betriebs-
vereinbarungen anpassen

Betriebsvereinbarungen
haben Vorrang

53

41
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C D U - L e i t a n t r a g  „ W a c h s t u m  –  A r b e i t  –  W o h l s t a n d “

Gewerkschaften in der Schusslinie
Die CDU macht sich die Gewerkschaften zu Gegnern. Würde Wirklich-
keit, was ihr Vorstand im 79-seitigen Leitantrag zum Parteitag Anfang
Dezember in Düsseldorf fordert, verlören die Arbeitnehmerorganisatio-
nen ihr wichtigstes Handlungsfeld, die Tarifautonomie. Tarifverträge 
würden unverbindliche Preisempfehlungen. 

Auf drei Wegen attackiert die
Partei die Tarifautonomie:

Erstens: Erweiterung des so ge-
nannten Günstigkeitsprinzips. Bis-
lang darf laut Tarifvertragsgesetz
von Tarifstandards abgewichen
werden, wenn der Arbeitgeber bei-
spielsweise mehr Lohn und Gehalt
zahlen will. Das ist tatsächlich
günstiger für die Beschäftigten. Ist
es auch günstiger, wenn er ihnen
weniger zahlt, dafür aber eine „Be-
schäftigungssicherung“ in Aussicht

stellt? Die CDU glaubt das. Und ihr
Motto – lieber weniger Lohn als
gar keine Arbeit – klingt plausibel.
Doch ob der Arbeitgeber die Be-
schäftigungssicherung tatsächlich
erhöht, nachdem er den Arbeitneh-
mern in die Tasche gegriffen hat,
wäre kaum beweisbar.

Dass Betriebsrat und Belegschaft
jeweils mit Zwei-Drittel-Mehrheit
einem Abbau tariflicher Leistungen
zustimmen müssen, ist Augenwi-
scherei: Beide sind erpressbar. Be-

triebsräte dürfen nicht zu Streiks
aufrufen, sind der schwächere Ver-
handlungspartner.

Auf tarifliche Leistungen haben
zudem strenggenommen nur die
Mitglieder der Vertragsparteien An-
spruch, also nur die gewerkschaft-
lich organisierten Beschäftigten.
Würden Nichtorganisierte über die
Ansprüche der Organisierten ab-
stimmen, wäre das eine Ver-
tragsänderung zu Lasten Dritter.
Die aber kennt das deutsche Recht
nicht. Dass den Tarifparteien ein
„Widerspruchsrecht“ gegen be-
triebliche Bündnisse und deren 
Beschlüsse eingeräumt wird, lässt
auch keine Freude aufkommen: Be-
triebsrat und Gewerkschaft würden

im Zweifelsfall gegeneinander aus-
gespielt.

Zweitens: Abschaffung des so
genannten Tarifvorbehalts. Dieser
Vorbehalt – verankert im Betriebs-
verfassungsgesetz – besagt, das 
alles, was per Tarifvertrag geregelt
wird, nicht per Betriebsvereinba-
rung geregelt werden kann. Aber
das sieht die CDU anders – und will
den Konflikt um Lohn und Leistung
in die Betriebe tragen. Wohl wis-
send, dass Betriebsräte nicht die-
selbe Durchsetzungskraft haben
wie Gewerkschaften.

Drittens: Die Christdemokraten
möchten, „dass die Arbeitszeitver-
kürzungen der Vergangenheit teil-
weise wieder rückgängig gemacht
werden“, selbstverständlich ohne
Lohnausgleich.

Um den Kündigungsschutz wei-
ter zu entwerten, hat sich die CDU
noch mehr einfallen lassen: Erstens
soll der Kündigungsschutz für Neu-
eingestellte erst nach drei Jahren
Beschäftigung gelten. Zweitens soll
er erst in Betrieben mit mehr als 20
Beschäftigten greifen. Drittens soll
es Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern freigestellt werden, schon bei
Vertragsabschluss festzulegen, ob
im Falle einer Kündigung der eine
eine Abfindung zahlt und der ande-
re auf eine Kündigungsschutzklage
verzichtet. Wohl jeder Arbeitneh-
mer würde – aus Angst, den Job
nicht zu kriegen – eine solche Klau-
sel unterschreiben. Der Arbeitgeber
könnte ihn willkürlich feuern, vor
Gericht käme dieser Fall nie. Vier-
tens: Arbeitnehmer ab 53 Jahren
sollen überhaupt keinen Kündi-
gungsschutz mehr haben.

Und wo sie schon einmal dabei
ist, möchte die CDU auch gleich den
Rechtsanspruch auf Teilzeit abschaf-
fen und bei der Berechnung der Größe
des Betriebsrates Teilzeitbeschäftigte
nicht mehr voll zählen, sondern nur
noch „entsprechend ihrer Arbeits-
zeit“ berücksichtigen – und die
Auszubildenden gar nicht mehr. •

■ Der Leitantrag sieht massive Eingriffe in das 
Arbeits- und Tarifvertragsrecht vor. Kann die CDU
mit neoliberalen Positionen Wahlen gewinnen?
■ Die CDA wird auf dem Parteitag eine Reihe von
Änderungsanträgen einbringen. Die Eingriffe beim
Kündigungsschutz können so nicht stehen bleiben. 
■ Die CDU will den Kündigungsschutz für Unter-
nehmen mit bis zu 20 Beschäftigten abschaffen.
Für neu Eingestellte soll er eingeschränkt werden.
■ Die Forderung, in den ersten drei Jahren eines Ar-
beitsverhältnisses keinen Kündigungsschutz mehr zu
gewähren, halte ich für falsch. Die Überlegung, den
Beschäftigten bei der Einstellung eine Abfindung für
den Fall eines Verzichts auf den Kündigungsschutz
anzubieten, schießt weit über das Ziel hinaus. 
■ Laut Leitantrag sollen Tarifverträge durch be-
triebliche Vereinbarungen ersetzt werden können.
■ Tarifverträge sollen nur dann durch betriebliche
Bündnisse ersetzt werden, wenn zwei Drittel der 
Arbeitnehmer zustimmen. Das passiert heute bereits
in vielen Betrieben, zum Teil mit Duldung der Ge-

werkschaften. Trotzdem bin ich der Auffassung,
dass Abweichungen vom Tarifvertrag grundsätzlich
durch die Tarifvertragsparteien gebilligt werden
müssen. Entweder durch Öffnungsklauseln im Tarif-
vertrag oder durch Zustimmung der Tarifparteien. 
■ Die CDU kritisiert auch das ihrer Meinung nach
zu hohe Lohniveau. Die Arbeitszeitverkürzungen
der vergangenen Jahre sollen rückgängig gemacht
werden, ohne Lohnausgleich.
■ Das wird ja vielerorts bereits praktiziert, mit 
Zustimmung der Gewerkschaften. Was ich am Leit-
antrag kritisiere ist die Unterstellung, dass in der Ver-
gangenheit Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohn-
ausgleich stattgefunden habe. Das ist nicht der Fall.
Bei einer Ausweitung der Arbeitszeit muss deshalb
mehr Geld bezahlt werden. Allerdings muss man
auch die Betriebe sehen, denen es schlecht geht. Wo
es zur Rettung von Arbeitsplätzen unumgänglich ist,
werden die Beschäftigten länger arbeiten müssen.
■ Deutschland leidet unter einer schwachen 
Binnennachfrage. Halten Sie eine Senkung der 
Arbeitnehmereinkommen für richtig?
■ Die generelle Aussage, dass Arbeit in Deutsch-
land zu teuer ist, ist falsch. Aber zur Wahrheit gehört
auch, dass die heutigen Arbeitskosten Beschäfti-
gung von ungelernten Arbeitskräften verhindern.
Wir brauchen neue Instrumente, um gering Qualifi-
zierte wieder in den ersten Arbeitsmarkt zu bringen,
zum Beispiel den Kombilohn.

Auch intern ist der Leitantrag
für den CDU-Parteitag auf 
heftige Kritik gestoßen. „Ist
die CDU noch sozial?“ hat 
einblick den Vorsitzenden der
Christlich-Demokratischen
Arbeitnehmerschaft (CDA),
Hermann-Josef
Arentz, gefragt.

Fragenan ...
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Antisemitismus 
und Linke

Er ist kein ganz neues Phäno-
men, der Antisemitismus in der
deutschen Linken, der oft als Anti-
zionismus oder Anti-Israel-Haltung

Mit dem Schwerpunkt Betriebs-
ratsqualifizierung ist die erste
Ausgabe der „bildungszei-
tung“ auf den Markt gekommen.
Künftig will das DGB-Bildungs-
werk zweimal jährlich, Mitte 
Januar und Anfang Mai, eine Aus-
gabe mit einem aktuellen The-
menschwerpunkt veröffentlichen.
Die Bildungszeitung ist kostenlos.
www.dgb-bildungswerk.de 
Fax 0211 / 43 01 500

daherkommt. Doch kritische Dis-
kussionen darüber finden bisher
nur selten statt. Die Hans-Böckler-
Stiftung will mit einer Fachtagung
zur systematischen Aufarbeitung
der historischen Entstehung und
aktuellen Entwicklung des „linken
Antisemitismus“ beitragen. Die
Veranstaltung findet vom 26. bis
28. November in Berlin-Pichelsee
statt und setzt sich sowohl aus 
wissenschaftlichen Referaten und
Diskussionen wie auch aus Filmprä-
sentationen zusammen. •

ralf-guthoff@boeckler.de
(Anmeldung)
normangeissler@web.de
(Programm)

v e r . d i - B r o s c h ü r e

Kampagnen 
planen

Ursprünglich bezeichnete der
Begriff „Kampagne“ die Zeit, die
ein Heer im Feld verbrachte. Heute
denkt niemand mehr an die mili-
tärischen Wurzeln dieser Aktions-
form, die auch für Gewerkschafter-
Innen zum professionellen Einmal-
eins gehören. Obwohl Kampagnen
den politischen Alltag prägen, ist
nicht immer klar, warum manche
Aktionen gut laufen, andere aber
scheitern. ver.di hat eine Broschüre
herausgegeben, die detailliert be-
schreibt, wie Kampagnen erfolgreich
geplant und umgesetzt werden kön-
nen.Von der Entwicklung einer Stra-
tegie über den Ablaufplan bis zum
richtigen Umgang mit den Medien
findet sich in der 40-seitigen Hand-
reichung alles, was Gewerkschaf-
terInnen brauchen, um Kampagnen
vorzubereiten. Angereichert ist die
Publikation mit zahlreichen Praxis-
beispielen, etwa über die Schlecker-
Kampagne 1994/95, bei der es der
damaligen HBV gelungen ist, in vie-
len Filialen der Drogeriemarktkette
Betriebsräte zu gründen. Kosten:
2,50 Euro plus Versand   •

barbara.scheiter@verdi.de

am 3. November zum Streitge-
spräch „Bürgerversicherung oder
Kopfpauschale?“ ein. Miteinander
diskutieren werden die Gesund-
heitsexperten Horst Seehofer (CSU)
und Gudrun Schaich-Walch (SPD)
sowie der NGG-Vorsitzende Franz-
Josef Möllenberg. •

www.hessen.dgb.de/frankfurt

Die Diskussion um die Reform
des Gesundheitssystems ist zum
Dauerbrenner geworden. Zugespitzt
hat sich innerhalb der CDU/CSU die
Auseinandersetzung um die Kopf-
pauschale, die seit kurzem von
ihren Anhängern als „Gesundheit-
sprämie“ verkauft wird. Die DGB-
Region Frankfurt-Rhein-Main lädt

S t r e i t g e s p r ä c h

Dauerbrenner Gesundheitsreform
B ö c k l e r - W o r k s h o p

Rente wohin?

Noch vor wenigen Jahren galt
die gesetzliche Rente als sicher –
mittlerweile ist nur noch eines sicher:
Das Rentenrecht ändert sich schnel-
ler, als die Versicherten ihre Vorsor-
ge umstellen können. Das betrifft
auch die betriebliche Altersversor-
gung. Über deren aktuelle Entwick-
lung informiert die Hans-Böckler-
Stiftung bei einem Workshop am 
5. November in Frankfurt/M. Im
Mittelpunkt der Veranstaltung des
Arbeitskreises „Zukunft der Sozial-
politik“ stehen Forschungsprojekte,
die sich mit der betrieblichen Alters-
versorgung befassen. •

erika-mezger@boeckler.de

••• Der DGB Baden-Württem-
berg kritisiert den schrittweisen
Ausstieg der Landesregierung aus
der Förderung der Kontaktstellen
„Frau und Beruf“.Noch im Juni habe
der damalige Landeswirtschaftsmi-
nister Walter Döring (FDP) anläss-
lich des 10-jährigen Bestehens der
Kontaktstellen deren Beitrag zur
Förderung von Frauenerwerbstätig-
keit „heftig gelobt“, jetzt kürze sein
Nachfolger Ernst Pfister (FDP) die
Fördermittel um 25 Prozent. Damit
sei die Existenz aller neun Kontakt-
stellen gefährdet, so DGB-Landes-
frauensekretärin Uta Engelhardt. Es
sei zu befürchten, dass jetzt auch
die Träger der Kontaktstellen ihr 
Engagement kürzten. Infos: Uta 
Engelhardt, Tel. 0711 / 20 28 306
••• Der ver.di-Landesbezirk
NRW hat eine Kooperation mit
der Verbraucherzentrale NRW ver-
einbart. ver.di-Mitglieder können
bei allen 54 Beratungsstellen der
Verbraucherzentrale im Land kos-
tenlos das Informationssystem „In-
fothek“ nutzen. Zudem erhalten sie
einen Vorteilspreis auf die Bücher

der Ratgeberreihe. Darüber hinaus
können die regionalen ver.di-Bezir-
ke in NRW für ihre Mitglieder mit
der jeweiligen Beratungsstelle vor
Ort weitere Vorteile wie kostenlose
Schuldner- oder Rechtsberatung in
Verbraucherfragen aushandeln.
Infos:Albert Rozsai,
Tel. 0211 / 61 824 162
••• Der DGB Hamburg hat als
Mitinitiator der Volksinitiative
„Gesundheit ist keine Ware“ Ver-
fassungsklage gegen den geplan-
ten Verkauf der Mehrheit an den
Kliniken des Landesbetriebs Kran-
kenhäuser (LBK) erhoben. Ende 
Februar hatten sich über 76 Pro-
zent der HamburgerInnen gegen ei-
ne Privatisierung ausgesprochen.
Dennoch hat der Hamburger Senat
ein Gesetz zur weiteren Privati-
sierung der Kliniken in die Bürger-
schaft eingebracht. Die Abstim-
mung darüber wurde auf Grund der
Verfassungsklage inzwischen auf
den 15. Dezember verschoben,
nach der Urteilsverkündung durch
das Hamburger Verfassungsgericht.
Infos: www.verdi.de/hamburg

interregio

PROJEKTE UND PARTNER

A u s b i l d u n g s r a t g e b e r

Chancen für 
Hauptschüler

Trotz des Ausbildungspaktes
zwischen Bundesregierung und
Wirtschaft fehlen in diesem Herbst
weitaus mehr Lehrstellen als im
Vorjahr. In welchen Ausbildungsbe-
rufen HauptschulabsolventInnen
dennoch Chancen haben, vermit-
telt der komplett überarbeitete Rat-
geberband „Berufsstart für Haupt-
schüler“. Vorgestellt werden auf
118 Seiten insgesamt 39 Berufe vom
Anlagenmechaniker für Sanitär-,
Heizungs- und Klimatechnik bis
zum Zweiradmechaniker.

Reinhard Selka (Hrsg.), Berufs-
start für Hauptschüler, W. Bertels-
mann Verlag, Bielefeld 2004, 118
Seiten, 9,90 Euro   •
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GEWERKSCHAFTEN

Im Internet

www.arbeitszeiten.nrw.de
Die Landesinitiative 

Moderne Arbeitszeiten 
des Ministeriums für 

Wirtschaft und Arbeit
Nordrhein-Westfalen (NRW)

www.mwa.nrw.de 
(Klick auf Service/

Publikationen/Broschüren)
„Insolvenzsicherung von

Arbeitszeitguthaben: 
Rahmenbedingungen, 
Absicherungsmodelle, 

Entscheidungskriterien“
Broschüre des Wirt-

schaftsministeriums NRW

www.flexible-
arbeitszeiten.de 

Internetportal des 
Instituts der deutschen

Wirtschaft, Köln

Niemand weiß, wie viel Zeit –
sprich Lohn und Gehalt – die Be-
schäftigten auf ihren Arbeitszeitkon-
ten angespart haben. Unbekannt
ist auch, wie viele Zeitwerte durch
Insolvenzen vernichtet werden. Be-
kannt werden nur spektakuläre
Einzelfälle: Allein bei der Pleite von
Babcock-Borsig vor zwei Jahren 
haben 150 Beschäftigte Zeitgut-
haben im Wert von bis zu 100 000
Euro verloren.

Und die Zahl der Pleiten steigt.
2002 wurden 37 579 Unterneh-
men zahlungsunfähig, 2003 sogar
39 320. Alle 13 Minuten meldet 
eine Firma Insolvenz an. Berück-
sichtigt man, dass gleichzeitig für
41 Prozent aller Beschäftigten ein
Arbeitszeitkonto geführt wird, das
möglicherweise nicht insolvenzge-
schützt ist, lässt sich erahnen, in
welchem Umfang ArbeitnehmerIn-
nen Kredite in den Kamin schreiben
müssen.

Auf Gleitzeitkonten werden in
der Regel bis zu 40 Arbeitsstunden
angesammelt, auf Jahresarbeitszeit-
konten rund 150 Stunden, auf Lang-
zeitarbeitszeitkonten können es auch
Zeitguthaben im Wert von mehre-
ren Jahresgehältern sein.

Unbestritten ist die Bedeutung
von Arbeitszeitkonten, denn sie er-
höhen die betriebliche Flexibilität.
„Zum einen dadurch, dass teuer
bezahlte Überstunden vermindert
werden können, und zum anderen
dadurch, dass die Entkopplung von
Arbeits- und Betriebszeiten erleich-
tert wird“, stellt das Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) in Nürnberg fest: „Auf diese
Weise lässt sich die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen erhö-
hen.“ Das Kölner Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW) weiß: Firmen
mit Arbeitszeitkonten können „be-

darfsorientierter arbeiten“ und
„flexibler auf Auftragsschwankun-
gen reagieren“.

Laut Arbeitsministerium NRW
hängt die Akzeptanz flexibler Ar-
beitszeitmodelle auf Seiten der Be-
schäftigten „nicht zuletzt davon ab,

Die Verbreitung von Arbeitszeit-
konten steigt kontinuierlich –  
quer durch alle Betriebsgrößen. 
Mittlerweile werden für 
41 Prozent aller Beschäftigten 
Arbeitszeitkonten geführt.

ob sie die Gewissheit haben, dass
ihre Ansprüche im Insolvenzfall
auch abgesichert sind“. Für das
WSI ist der mangelhafte Insolvenz-
schutz der Zeitguthaben ein „er-
hebliches Hindernis“ für deren Fort-
entwicklung.

Bislang gibt es nur zwei Arten
von Guthaben, die insolvenzge-
schützt sind: Falls ein Konto sowohl
eine Mindestlaufzeit von 27 Mona-
ten als auch einen Mindestumfang
von 7245 bzw. 6090 Euro (West/
Ost; inklusive Arbeitgeberbeiträge
zur Sozialversicherung) hat, muss
es laut Flexi-Gesetz (§ 7d SGB IV)
insolvenzgeschützt sein – wie,
das überlässt der Gesetzgeber den
Tarif- und Betriebsparteien. Beim

Paragraph 7d handelt es sich ent-
gegen einer weit verbreiteten Mei-
nung „nicht um eine Kann-Bestim-
mung, obwohl keine Sanktion for-
muliert ist“, betont das Institut 
Arbeit und Technik (IAT) in Gelsen-
kirchen.

Um einiges restriktiver ist Para-
graph 8a Altersteilzeitgesetz (ATG),
der im Rahmen von Hartz III einge-
führt und seit dem 1. Juli in Kraft
ist: „Führt eine Vereinbarung über
die Altersteilzeitarbeit zum Aufbau
eines Wertguthabens, das den Be-
trag des Dreifachen des Regelar-
beitsentgeltes übersteigt, ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, das Wert-
guthaben gegen das Risiko seiner
Zahlungsunfähigkeit abzusichern.“
Und zwar „in geeigneter Weise“,
wozu eine Rückstellung in der Bi-
lanz nicht zählt, weil sie Teil der 
Insolvenzmasse ist.

Der DGB fordert, dass für alle
Arbeitszeitkonten, die nicht – wie
die Gleitzeitkonten – vom Insol-
venzgeld abgedeckt sind, ein obli-
gatorischer Insolvenzschutz ent-
sprechend Paragraph 8a ATG gilt.
Das beträfe ganz besonders die
Jahresarbeitszeitkonten. Der Ge-
setzgeber würde damit vor allem in
kleinen und nicht tarifgebundenen
Unternehmen einen Innovations-
schub auslösen.

Vom Anspruch auf Insolvenz-
schutz dürfe nur durch Tarifverträ-
ge, die einen Ausgleichszeitraum
für Zeitguthaben von bis zu zwölf
Monaten vorsehen, abgewichen
werden, heißt es in einem Eckpunk-
te-Papier, das der DGB-Bundesvor-
stand Anfang Oktober beschlossen
hat. Abweichungen durch Einzelar-
beitsverträge oder durch Betriebs-
vereinbarungen in nicht tarifgebun-
denen Unternehmen will der DGB
ausschließen. •

Dass Beschäftigte ihren Arbeitgebern Kredite in Form von Zeitguthaben gewähren,
ist fast an der Tagesordnung. Geht die Firma Pleite, verlieren die Betroffenen 
oft beides: Job und Guthaben. Der DGB fordert deshalb einen besseren Insolvenz-
schutz für Arbeitszeitkonten.

Verwalten 
und regulieren

Arbeitszeitkonten doku-

mentieren die tatsächliche

Arbeitszeit und sind die Vor-

aussetzung dafür, dass die

tatsächliche und die vertrag-

liche Arbeitszeit ausgeglichen

werden können. Von den 

41 Prozent der Beschäftigten

mit Arbeitszeitkonto (45 %

Männer, 37 % Frauen) führen

die meisten ein Überstun-

denkonto oder ein Konto zur

Verwaltung ihrer selbstge-

steuerten variablen Arbeits-

zeitverteilung. Für 78 Prozent

von ihnen sind Ausgleichs-

zeiträume oder Obergrenzen

für Plusstunden vereinbart

worden. Wo Ausgleichs-

regelungen gelten, werden

die Zeitguthaben meist in

Freizeit ausgeglichen.

Übrigens: Beschäftigte ohne

Zeitkonto leisten im Schnitt

eine Stunde mehr unbezahlte

Überstunden pro Woche als

Beschäftigte mit Zeitkonto.

A r b e i t s z e i t k o n t e n

Mehr Schutz für Zeitguthaben gefordert

Wachsende Bedeutung
Verbreitung von Arbeitszeitkonten
1999 und 2003 nach Betriebsgrößen-
klassen (in Prozent)

Quelle: Institut zur Erforschung sozialer Chancen
(ISO), Köln 2004 ©
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Beschäftigte

1 – 20 21

21 – 99

100 – 499

500 und mehr

insgesamt

26

35
39

53
60

55
68

37
41

1999
2003
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GEWERKSCHAFTEN

DGB und Gewerkschaften sind
mit verschiedenen Listen an den
Wahlen beteiligt. Der DGB will im
Laufe der nächsten Monate mit ei-
ner eigenen Kampagne ausführlich
über seine sozialpolitischen Ziele
und seine KandidatInnen informie-
ren und seine Mitglieder für die
Wahl 2005 mobilisieren. Sie sollen
ihre Stimmen für die KandidatInnen
der DGB-Gewerkschaften abgeben.
Denn nur deren KandidatInnen sei-
en ausreichend über die Probleme
und Nöte der Versicherten und Be-
schäftigten im Gesundheitswesen
informiert. •

Das mitteldeutsche Chemie-
dreieck mit seinen gigantischen In-
dustriekombinaten war einst we-
sentlicher Wirtschaftsmotor der
DDR. Mit der Wende vor 15 Jahren
setzte dann ein beispielloser Um-
steuerungsprozess ein. Ökonomisch
nicht überlebensfähig, ökologisch
heruntergewirtschaftet erlebte die
Region Abwicklung, Abriss und
Umstrukturierung. Doch heute
weist die Statistik wieder 45 000
Industriearbeitsplätze aus.

Wesentlichen zum Erfolg beige-
tragen hat die Chemieförderung in
Sachsen-Anhalt. Sie begann vor
zehn Jahren mit der Gründung des
Qualifizierungsförderwerk Chemie
(QFC) durch die damalige Indus-
triegewerkschaft Chemie-Papier-
Keramik. Ziel des QFC war es, den
rasanten Marsch in die Marktwirt-
schaft sozial zu flankieren. Dazu
wurde gemeinsam mit der Treuhand-
anstalt der Förderfonds Chemie ge-
schaffen. Mit Hilfe des Fonds des

Landes Sachsen-Anhalt werden Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen, be-
rufliche Weiterbildung und Um-
schulung gefördert. Bislang wurden
so mehr als 8000 Beschäftigte un-
terstützt, rund 31 Millionen Euro
flossen in die Förderung.

Zudem wurden unter der Regie
des QFC in Ausbildungsverbünden
zusätzliche betriebliche Ausbil-
dungsplätze realisiert. In diesem
Jahr wird bereits der 1000. Auszu-
bildende gefördert. •

I G  M e t a l l

Defizit gestiegen

Trotz höherer Mitgliedsbeiträge
ist das Defizit der IG Metall im ver-
gangenen Jahr gestiegen, von 8,4
Millionen Euro 2002 auf 10,8 
Millionen Euro 2003. Den Mit-
gliedsbeiträgen von 450 Millionen
Euro sowie Zinserträgen von weite-
ren 29,7 Millionen Euro standen
Ausgaben von 490 Millionen Euro
gegenüber. Das berichtet der IG
Metall-Infodienst direkt in seiner
aktuellen Ausgabe.

Ursache des Defizits ist der an-
haltende Mitgliederrückgang. Um
den Einnahmerückgang aufzufan-
gen, hatte der IG Metall-Vorstand
bereits Mitte 2003 Sparmaßnah-
men beschlossen. Sonst sei das De-
fizit noch höher ausgefallen, so IG
Metall-Hauptkassierer Bertin Eich-
ler in direkt. Um weitere Einschnitte
zu vermeiden, will sich die IG Me-
tall künftig stärker auf die Gewin-
nung und Bindung von Mitgliedern
konzentrieren. Die 171 Verwal-
tungsstellen müssen dazu bis Ende
September erstmals ein Konzept
vorlegen (einblick 15/2004).

In ihrem Finanzbericht legt die
IG Metall auch offen, wozu die 
Beitragseinnahmen verwandt wor-
den sind. Mit 153 Millionen Euro
ging knapp ein Drittel (31,2 Pro-
zent) an die Verwaltungsstellen.
20,8 Prozent der Einnahmen wur-
den für die Vorstandsverwaltung
aufgewendet, 13,4 Prozent für die
Streik-Rücklage sowie 12,8 Prozent
für Unterstützungsleistungen für
die Mitglieder und den DGB-
Rechtsschutz. Weitere 7,1 Prozent
flossen an die internationalen Me-
tallarbeiterbünde EMB und IMB 
sowie an den DGB. •

Die IG BCE informiert 
aktive Mitglieder seit 
Mitte Oktober monat-

lich mit dem E-Mail-News-
letter IG BCE aktuell. Das
neue Angebot fasst aktuel-
le wirtschafts- und sozialpo-
litische Themen zusammen
und bietet Links zu Hinter-
grundberichten im Internet.
www.igbce-aktuell.de

Die IG BAU und das 
globalisierungskriti-
sche Netzwerk attac

wollen künftig stärker 
kooperieren. Gemeinsame
Themen seien der Protest
gegen die geplante EU-
Dienstleistungsrichtlinie
und der Einsatz für ein 
gerechtes Steuersystem. 

Die GEW hat sich 
gemeinsam mit dem
Bundeselternrat, der

Bundesschülerkonferenz,
den Lehrerverbänden im
Deutschen Beamtenbund
und dem Präsidium der 
Kultusministerkonferenz
zur Rechtschreibreform 
bekannt. Eine Rückkehr zur
alten Schreibweise sei 
„unverantwortlich“, urtei-
len übereinstimmend alle
fünf Organisationen.

IG BAU und IG BCE 
haben gemeinsam mit 
den Arbeitgebern des 

Bundesverbandes Baustof-
fe, Steine und Erden sowie
dem Naturschutzbund
Deutschland eine Erklärung
zur Rohstoffnutzung unter-
zeichnet. Darin verpflichten
sich die vier Organisationen
zur Einhaltung der Grund-
sätze des Umweltschutzes
und der Nachhaltigkeit bei
der Rohstoffgewinnung. 
Zudem sind lokale Arbeits-
kreise geplant.

kurz&bündig

Die Versicherten in der gesetzli-
chen Krankenversicherung sowie der
Renten- und Unfallversicherung wäh-
len im kommenden Jahr wieder ihre
VertreterInnen in die Selbstverwal-
tung. Gewählt wird per Briefwahl,
Stichtag ist der 1. Juni 2005. Bis zu
diesem Tag müssen die Wahlunter-
lagen beim jeweiligen Sozialversi-
cherungsträger eingegangen sein.

Die Selbstverwaltung hat Auf-
sichts- und Haushaltsrechte. Wer
wählt, bestimmt also über die
zukünftige Politik seiner Versiche-
rung mit. Dabei wird unterschieden
zwischen Friedens- und Urwahlen:

Eine Friedenswahl findet statt,
wenn nur so viele KandidatInnen
vorgeschlagen werden, wie Man-
date zu besetzen sind. Die Ergeb-
nisse der Friedenswahlen werden
am 14. Februar bekannt gegeben.

Findet bei einem Sozialversiche-
rungsträger eine Urwahl mit aktiver
Wahlhandlung statt, legt der jewei-
lige Wahlausschuss ab dem 11.
April Kandidatenlisten aus. Darüber
hinaus müssen die Sozialversiche-
rungsträger den WahlbewerberIn-
nen die Möglichkeit geben, über ih-
re sozialpolitischen Vorstellungen
zu informieren.

S o z i a l w a h l  2 0 0 5

Gewerkschaften wollen Selbstverwaltung stärken

1 0  J a h r e  Q F C

Chemieförderung schafft Arbeitsplätze
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MEINUNG

Seit 1992 (!) dümpeln wir mit einer Wachstums-
rate von im Schnitt 1,24 Prozent vor uns hin.
Deutschland rutscht immer weiter in die Rezession.
Über die wirklichen konjunkturellen Ursachen dieses
Desasters reden die Meinungsführer nicht, stattdes-
sen um so mehr über Reformen. Unsere Eliten
sind wie Drogenabhängige. Statt nachzu-
denken wird nachgelegt. Sie glauben an den
Reformstau als der eigentlichen Ursache unserer
wirtschaftlichen Schwierigkeiten und an Struktur-
reformen als alleinseligmachende Therapie. Das ist
bar jeder Vernunft.

Die Gewerkschaften haben immer wieder zum
Richtigen geraten.Aber das hilft wenig; die Neolibe-
ralen besitzen die Hegemonie über das Denken.Weil
die meisten Menschen wenig Ahnung von gesamt-
wirtschaftlichen Zusammenhängen haben und eine
Menge Vorurteile und Klischees mit sich herum-
schleppen, fällt es den neoliberalen Strategen und
den dahinter stehenden Protagonisten leicht, ihre
Glaubenssätze unter die Leute zu bringen. Sie streu-
en mit Erfolg, die Globalisierung sei ein gänzlich
neues Phänomen, wir hätten ein demographisches
Problem, Konjunkturprogramme seien Strohfeuer,
die kein Wachstum bringen würden, Arbeit sei zu
teuer, Vollbeschäftigung sei nicht mehr erreichbar
und es gebe einen Trend zur Erosion des Normalar-
beitsverhältnisses. Sie haben es geschafft, die hohen
Schulden dem Sozialstaat anzuhängen. Eine tolle
strategische Leistung, ein dreistes Stück
Gehirnwäsche.

Den neoliberalen Strategen ist es nicht nur ge-
lungen, die veröffentlichte Meinung zu prägen. Sie
prägen auch die innere Willensbildung aller vier im
Bundestag mit Fraktionen vertretenen Parteien.Auch

einige Gewerkschafter sind den Lügengeschichten
auf den Leim gegangen. Sie beten die Klischees nach
und übernehmen selbst solche Parolen, die das 
ohnehin lädierte Image der Gewerkschaften weiter
beschädigen. Von der „Lobby der Arbeitsplatzbesit-
zer“ und ähnlichen Selbstzweifeln ist auch in Pa-
pieren von Gewerkschaftern die Rede. Auch wegen
dieser grotesken Selbstkasteiung erscheinen die 
Gewerkschaften als unzeitgemäß, als Blockierer und
Besitzstandswahrer. Sie sind in der Defensive, ob-
wohl sie viele Fakten auf ihrer Seite haben und ihre
Gegenspieler in Politik und Wirtschaft sich immer
wieder als Versager erweisen.

Was wären Ansätze für eine offensive Strategie?
Erstens die Profilierung als Kraft der Vernunft und Ef-
fizienz. So wichtig die Forderung nach einer gerech-
teren Politik ist, die Gewerkschaften sollten
zuallererst die Dummheit und Erfolglosig-
keit der Reformagenda sichtbar machen.
Sie stehen heute für Gerechtigkeit und für Vernunft.
Sie stehen zweitens für Verfassungstreue, während
die Meinungsführer einschließlich des Bundespräsi-
denten offensichtlich von dem Sozialstaatsgebot des
Artikel 20 wenig halten.

Zu offensiven Strategie gehört drittens, die 
Manipulationen zu durchleuchten, mit de-
nen die herrschenden Kreise dem Volk den
Kopf zu waschen angetreten sind. Wie 
anders wollen die Gewerkschaften ihre eigenen 
Mitglieder davor bewahren, den Neoliberalen zu
glauben? Diese Immunisierung gelingt nur, wenn wir
die Methoden der Manipulation sichtbar machen.

Viertens: Die strategisch wichtige Immunisierung
muss sofort geschehen. Das ist bisher nicht gut ge-
macht worden. Nicht bei Gründung der Initiative
Neue Soziale Marktwirtschaft und auch nicht als
Konter zur Anti-Gewerkschafts-Kampagne vom No-
vember 2002.

Man muss fünftens intern für Klarheit
sorgen. Das ist schwierig.Aber wie wollen Gewerk-
schaften mit Funktionären neuen Boden gewinnen,
die die Lügen der Neoliberalen nachplappern?   •

Seit gut zwanzig Jahren wird in Deutschland „reformiert“. Soziale Leistungen 
wurden gekürzt, die Steuern gesenkt oder – wie die Vermögens- und Gewerbekapital-
steuer – gestrichen. Die Löhne stagnieren. Die Riester-Rente wurde eingeführt, die 
Ladenöffnungszeiten wurden mehrmals gelockert. Hartz I,II,III, IV. Wo sind die 
versprochenen Arbeitsplätze? Nach der angebotsökonomischen Theorie müssten 
Investitionen und Wachstum geradezu explodieren. Aber der Erfolg geht gegen Null, 
meint der ehemalige Kanzlerberater Albrecht Müller. 

„Wir sind nicht mehr wettbe-

werbsfähig? Eine Lüge. Wir

müssen sparen, damit es der

Wirtschaft wieder besser

geht? Ein Denkfehler. Wir

werden immer älter, der 

Generationenvertrag trägt

nicht mehr? Eine Legende.

Wir leben über unsere Ver-

hältnisse? Ein Mythos. Die

Deutschen werden immer

weniger? Eine sinnlose 

Dramatisierung. Wir müssen

länger arbeiten? Ein Trug-

schluss. Die Reformen brin-

gen uns wieder nach vorne?

Ziemlich falsch.“

Die „40 Denkfehler, Mythen

und Legenden“, mit denen

Albrecht Müller in seinem

zornigen, aber

kurzweilig ge-

schriebenen Buch

„Die Reformlüge“

abrechnet, haben

den Autor auf die

Spiegel-Bestsel-

lerliste gebracht. Und bei

den Wirtschaftsbüchern

steht die bislang umfassend-

ste Abrechnung mit der 

herrschenden neoliberalen

Politik auf Platz vier.

Der Standort Deutschland,

schreibt Müller, sei besser als

sein Ruf. Die Schwarzmalerei

habe nur einen Sinn: „Mit

dem Gerede von Krise und

Reformstau wollen Wirt-

schaft und Politik uns einre-

den, wir müssten bewährte

soziale Strukturen opfern.

Doch damit gewinnen wir

keine neuen Arbeitsplätze.“

Albrecht Müller, Die Reformlüge,

40 Denkfehler, Mythen und 

Legenden, mit denen Politik und

Wirtschaft Deutschland ruinieren,

Droemer Verlag, München 2004,

416 Seiten, 19,90 Euro

Albrecht Müller, 66, war 
Redenschreiber von Wirt-
schaftsminister Karl Schiller
(SPD). Von 1973 bis 1982 leitete 
er die Planungsabteilung 
im Bundeskanzleramt 
unter Willy Brandt und 
Helmut Schmidt.

R e f o r m d e b a t t e

Gewerkschaften sind unnötig defensiv
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personalien
Alternativen für die Zukunft“, Berlin

DGB Sachsen-An-
halt, Tagung „Gewerkschaften –
Auslaufmodell oder Gegenmacht?“,
Magdeburg

DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Arbeitstagung
„Zeitarbeit“, Düsseldorf

IG BCE, TRANSNET
und NGG, Betriebsrätekonferenz
„Macht Politik sozial gerecht!“,Berlin

DGB NRW, Tagung
„Binnenstruktur des DGB“,Düsseldorf

Hans-Böckler-Stif-
tung,Workshop „Löhne,Verteilung
und Wachstum“, Berlin

DGB, Seminar „Mit-
bestimmung im Handwerk“, Ham-
burg

31.10.-5.11.

29.10.

29.10.

29.10.

28.10.

28.10.
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DGB-Bayern, Fach-
konferenz „Ältere und Gesundheit“,
München

ver.di, Veranstal-
tungsreihe sicht.weisen „Zerrbild
oder Spiegelbild? Gewerkschaften
in aktuellen Umfragen und veröf-
fentlichter Meinung“, Berlin

DGB und VDI/VDE/
IT, Tagung „Innovationen – Tech-
nikwelten, Frauenwelten“, Berlin

DGB, Workshop
„Mehr Erfolg in der Gewerkschafts-
arbeit vor Ort“, Hannover

DGB Bremen,„Bre-
mer Sozialgipfel“, Diskussionsforum
über die Zukunft des Sozialstaates

IG Metall,Konferenz
zum Arbeitnehmerbegehren „Unsere

25./26.10.

23.10.

21./22.10.

21.10.

20.10.

19.10.

DIES&DAS
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••• Jutta Blankau, 49, Rechts-
schutzsekretärin beim DGB, seit
1989 Juristin, dann Tarifsekretärin
in der Bezirksleitung Küste der IG
Metall, soll Leiterin des IG Metall-
Bezirks werden. Das hat eine Be-
zirkskommission am 6. Oktober dem
IG Metall-Vorstand vorgeschlagen.
Der bezirksintern zunächst favori-
sierte 1. Bevollmächtige der IG Me-
tall Kiel, Wolfgang Mädel, 54,
hatte zuvor erklärt, dass er im Inter-
esse eines reibungslosen Über-
gangs für die Funktion des Bezirks-
leiters nicht mehr zur Verfügung
stehe. Jutta Blankau, die Ende des
Jahres Frank Teichmüller, 61,
folgen soll, wäre die erste Frau an
der Spitze eines IG Metall-Bezirks.

••• Susanne Rohmund, 38,
Leiterin der Wirtschaftsredaktion
der Schweizer Illustrierten in Zürich,
wechselt zum 1. November als Che-
fin vom Dienst (CvD) in die metall-
Redaktion der IG Metall.
••• Dr. Regina Görner, 54, von
Mai 1990 bis September 1999 Mit-
glied des Geschäftsführenden DGB-
Bundesvorstands, dann Ministerin
für Frauen, Arbeit, Gesundheit und
Soziales im Saarland, gehört der
am 9. Oktober gebildeten neuen
Landesregierung nicht mehr an. Die
Zuständigkeit für die Ressorts Frau-
en und Familie wurden dem Innen-
ministerium zugeordnet, der Be-
reich Gesundheit und Soziales dem
Justizministerium.

Schlusspunkt●

Interviewfrage von Patrick Welter, Redakteur der wirtschaftsnahen Frank-
furter Allgemeinen Zeitung (FAZ) am 13. Oktober in einem Gespräch mit
Guy Quaden, Gouverneur der Belgischen Nationalbank

„Die Wirtschaft im Euro-Raum schwimmt im Geld.
Droht uns ein Inflationsschub?“

ABM-STELLEN: Vor allem im Osten genutzt
110 000 Arbeitslose sind zur Zeit in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)
beschäftigt, vor allem in den neuen
Bundesländern. Der DGB fordert, dass
die Einführung der neuen staatlich ge-
förderten Beschäftigungsmaßnahmen,
bei denen Arbeitslose eine Mehrauf-
wandsentschädigung von ein bis zwei
Euro erhalten, nicht zur Verdrängung
regulärer Arbeitsverhältnisse und ABM-
Stellen führt. Vorrang habe die Einglie-
derung in den ersten Arbeitsmarkt.
www.einblick.dgb.de – Kriterien des DGB zur 
öffentlich geförderten Beschäftigung ©
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TeilnehmerInnen von Arbeitsbeschaffungs- (ABM) und
Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) je Arbeitslose
August 2004 (in Prozent)

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
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Beifall gab es für Michael
Rogowski nur von der FDP:
Kaum hatte der scheidende
Präsident des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie
(BDI) die Unternehmensmit-
bestimmung als „Irrtum der
Geschichte“ bezeichnet, mel-
deten sich zahlreiche Befür-
worter der Mitbestimmung
zu Wort. „Die Mitbestim-
mung hat Deutschland nicht
schwach gemacht, sondern
gestärkt“, erklärte Bundes-
kanzler Gerhard Schröder
(SPD). Gegenwind gab es für
Rogowski auch aus dem Un-
ternehmerlager: Er sei mit der
Mitbestimmung immer gut
gefahren, so DaimlerChrys-
ler-Chef Jürgen Schrempp,
und die Vorstandsvorsitzen-
den von Porsche und EnBW,
Wendelin Wiedeking und Utz Claa-
sen, stimmten zu.

Auch Dieter Hundt, Präsident der
Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA), will
die Mitbestimmung keinesfalls ab-
schaffen. Sie müsse aber an die
Veränderungen einer globalisierten

Welt angepasst werden, orakelte
er. Eine gemeinsame Kommission
von BDA und BDI arbeitet bereits
seit Monaten an einem umfassen-
den Vorschlag zur Modernisierung
der Mitbestimmung. Bevor ihr Ab-
schlussbericht veröffentlicht wird,
müssen noch im November die Prä-

sidien von BDA und BDI zu-
stimmen. Nach dem, was
bisher in der Öffentlichkeit
verlautete, schweben den
Wirtschaftsverbänden ein-
schneidende Veränderungen
der Unternehmensmitbe-
stimmung vor. Es zeichne
sich eine einvernehmliche Li-
nie für eine „vereinbarungs-
offene Regelung“ ab, so
BDA-Hauptgeschäftsführer
Reinhard Göhner, Vorsitzen-
der der Kommission. Nach
diesem Modell könnten in
den Unternehmen auf der
Grundlage gesetzlicher Op-
tionen eigenverantwortlich
Abkommen zur Mitbestim-
mung getroffen werden.
Komme es zu keiner Verein-
barung im Unternehmen,
solle die Drittelbeteiligung

der Arbeitnehmerbank als „gesetz-
liche Basislösung“ greifen. Ganz
streichen möchte die Kommission
die Montanmitbestimmung.

Ziehen die Arbeitgeber ihre
Fundamentalposition durch, dürf-
te sich das politische Klima in
Deutschland nachhaltig verändern.
„Die ArbeitnehmerInnen lassen
sich nicht an den Katzentisch ver-
bannen“, droht DGB-Vorsitzender
Michael Sommer. Am 16. Novem-
ber werden die Gewerkschaften 
zusammen mit Betriebsräten und
Politikern mit der Aktion „Pro Mit-
bestimmung“ in Berlin ein Zeichen
setzen. Mit dabei sind der SPD-Vor-
sitzende Franz Müntefering sowie
Reinhard Bütikofer, Vorsitzender
von Bündnis 90/Die Grünen. •

www.boeckler.de/fix/
unternehmensmitbestimmung

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.doktor-azubi.de 
Internetberatung der DGB-
Jugend für Auszubildende

www.einblick.dgb.de
Gemeinsame Erklärung 
von Sozialverband VdK, 
Sozialverband Deutsch-

land, Katholische Arbeit-
nehmerbewegung und

DGB zur öffentlich geför-
derten Beschäftigung

19/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 01.11.2004

SPD und Grüne wol-
len mehr Demokratie

wagen. Die Parteivorsitzen-
den Franz Müntefering
(SPD) und Reinhard Bütiko-
fer (Grüne) präsentierten
ein dreistufiges Modell, 
das einen bundesweiten
Volksentscheid ermögli-
chen soll.

+ Die Junge Union will 
Flächentarife abschaf-

fen und den Kündigungs-
schutz bei Neueinstellungen
außer Kraft setzen. Einstim-
mig folgte sie auf ihrem
Deutschlandtag dem Leit-
antrag, der von David 
MacAllister, MdL in Nieder-
sachsen, eingebracht wurde.

-
plusminusBERLIN

_____________ _____

Erste Eckpunkte stehen
Wenn die Tarifparteien ihr 

Tempo beibehalten, könnte die

Grundstruktur des neuen Tarif-

rechts für den öffentlichen 

Dienst Ende des Jahres stehen

_____________ _____

Fusion längerfristig 
möglich
Norbert Hansen, Vorsitzender 

von TRANSNET, hält eine 

Fusion seiner Gewerkschaft 

mit der zum Deutschen 

Beamtenbund gehörenden 

Verkehrsgewerkschaft GDBA 

längerfristig für möglich

_____________ _____

Strategiewechsel 
überfällig
Gewerkschaften sollten sich 

europaweit stärker auf die 

Durchsetzung von Mindest-

standards und ihre Präsenz 

in transnationalen Unterneh-

men konzentrieren, fordert 

Wolfgang Weinz von der IUL 

in Genf
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M i t b e s t i m m u n g

Breite Front gegen Abschaffung

82 Prozent sprechen sich dafür aus, dass 
die Mitspracherechte der Arbeitnehmer in 
den Aufsichtsräten von Aktiengesellschaften
nicht verringert werden.

Deutsche pro Mitbestimmung
Ansichten zur Unternehmensmitbestimmung
innerhalb der Bevölkerung (in Prozent)
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Mitbestimmung ...

Quelle: TNS-Emnid-Umfrage im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung,
Befragungszeitraum 20./21. August 2004
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schützt Arbeitnehmer in Krisenzeiten
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macht ein Unternehmen weniger krisenanfällig
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U m s e t z u n g  d e r  E U - R i c h t l i n i e n

Diskriminierung schadet

ahndet werden. Das AADG soll für
individualrechtliche Vereinbarun-
gen wie Arbeitsverträge und für
kollektivrechtliche, etwa Tarifverträ-
ge oder Betriebsvereinbarungen,
gelten. Verboten sind nicht nur un-
mittelbare sondern auch mittelbare
Benachteiligungen. •

K ü n d i g u n g s s c h u t z

Für Einstellungen
irrelevant

Wo es keinen Kündigungsschutz
gibt, nimmt die Beschäftigungsdy-
namik nicht zu. Zu diesem Ergebnis
kommt das Nürnberger Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
in einer Mitte Oktober veröffent-
lichten Studie zu den Auswirkungen
der Arbeitsmarktreformen (IAB-Kurz-
bericht 15/2004). Die Änderungen
des Schwellenwertes im deutschen
Kündigungsschutz während der
zweiten Hälfte der 90er Jahre hät-
ten weder auf die Zahl der Einstel-
lungen noch der Kündigungen einen
messbaren Einfluss gehabt. •

Das geplante Arbeitsrechtliche
Antidiskriminierungsgesetz (AADG)
könnte eine Welle von Schadenser-
satzprozessen gegen Arbeitgeber
auslösen. Davor haben Arbeits-
rechtler der internationalen Kanzlei
Lovells gewarnt. Um einen Image-
schaden zu verhindern, sollten Un-
ternehmen vorbeugen und mögliche
Diskriminierungstatbestände abbau-
en. Wie Fälle bei Londoner Invest-
mentbanken gezeigt hätten, könnten
Klagen wegen Diskriminierung so-
gar international Aufmerksamkeit
erregen.

Bislang liegt für das AADG nur
ein Referenten-Entwurf vor. Das
AADG beruht auf verschiedenen
EU-Gleichbehandlungsrichtlinien.
Da die Bundesregierung bei der
Umsetzung der Richtlinien in Ver-
zug ist, hat die EU-Kommission ihr
bereits mit einer Klage gedroht. Der
Entwurf sieht sieben neue Diskrimi-
nierungsverbote vor: Benachteili-
gungen wegen Rasse, ethnischer
Herkunft, Religion, Weltanschau-
ung, Behinderung, Alter oder sexu-
eller Ausrichtung sollen künftig ge-

Bei der Belastung der Arbeitgeber durch die Krankenversiche-
rungskosten ihrer Beschäftigten liegt Deutschland mit 3,2 Prozent
der Summe der produzierten Güter und Dienstleistungen (Produktions-
wert) international im Mittelfeld. Durch die bereits vom Gesetzgeber
beschlossenen Entlastungen sinkt die Belastung der Arbeitgeber in den
kommenden Jahren sogar noch weiter, auf 3,0 Prozent des Produktions-
wertes und damit unter die Belastung der Unternehmen in den USA.
Das zeigt eine Ende Oktober veröffentlichte Studie der Techniker 
Krankenkasse. Die Klagen der Arbeitgeber über zu hohe Belastungen
durch Krankenversicherungskosten seien unbegründet.

Kein Standortnachteil
Belastung der Arbeitgeber durch die Krankenversicherungskosten der
Beschäftigten in Relation zum Wert der erzeugten Güter und Dienstleistungen
(in Prozent)
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*GKV-Modernisierungsgesetz

Großbritannien 1,8
Schweiz

USA
Deutschland
Deutschland

(nach Wirksamwerden der bereits
beschlossenen Entlastungen der

Arbeitgeber durch das GMG*)
Niederlande

Polen
Frankreich

Quelle: Techniker Krankenkasse

1,9
3,2

3,0
3,2

3,7
3,7
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POLITIK

– die PC-Betriebsratspraxis
Arbeitnehmervertretung

Sie erreichen uns per Telefon: 0 18 05/46 24 68,
Fax: 0 18 05/53 97 10, per E-Mail: service@lexisnexis.de

oder per Post: LexisNexis Deutschland GmbH,
Feldstiege 100, 48161 Münster

www.lexisnexis.de

PC-Betriebsratspraxis

Umfassendes Know-how zur Betriebsratsarbeit,
aktuelle Gesetze sowie hilfreiche Muster-Betriebs-
vereinbarungen auf einer CD-ROM!

Aktuell und zuverlässig:

• Betriebsratslexikon

• Kommentar zum aktuellen Betriebsverfassungs-
gesetz

• Mustertexte für die Betriebsratsarbeit 
und über 350 Steuerformulare

• Arbeitsrechtslexikon

• Sozialversicherungslexikon

• Gesetze, Verordnungen und Richtlinien sowie
über 50.000 Gerichtsurteile

• 100 Muster-Betriebsvereinbarungen

Am besten gleich anrufen und die 
CD-ROM zum Gratis-Test anfordern!

Profitieren Sie nach dem Test von unserem günstigen 
Preis-Leistungs-Verhältnis: Erstnutzung nur 148,00 EUR, 
Update (4-mal jährlich) je 52,00 EUR (jeweils zzgl. 
Versand u. MwSt).

Für die erfolgreiche 

Recht und Praxiswissen
immer sofort parat!
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Im Internet

www.einblick.dgb.de
Eckpunkte zum Verhand-

lungsstand über das neue
Tarifrecht 

N e u e s  T a r i f r e c h t  f ü r  d e n  ö f f e n t l i c h e n  D i e n s t

Erste Eckpunkte stehen
Noch fehlt die Gehaltstabelle, nach der Arbeiter und Angestellte im 
öffentlichen Dienst in Zukunft bezahlt werden sollen. Aber am 22. Okto-
ber hat die Bundestarifkommission bereits erste Eckpunkte für das neue
Tarifrecht gebilligt, auf die sich ver.di mit der Bundesregierung und dem
Verband der kommunalen Arbeitgeberverbände verständigt hat.

Das neue Tarifrecht für den öf-
fentlichen Dienst soll nicht nur
schlanker und transparenter als der
über 40 Jahre alte Bundesange-
stelltentarifvertrag (BAT) sein, son-
dern auch gerechter. Arbeiter und
Angestellte sollen nach einheitli-
chen Kriterien entlohnt werden. Die
fast 17 000 Eingruppierungsmerk-
male des BAT sollen durch fünfzehn

Entgeltgruppen mit jeweils sechs
Erfahrungs- und Entwicklungsstu-
fen abgelöst werden. Statt der Dau-
er der Zugehörigkeit zum öffentli-
chen Dienst ist in Zukunft die
tatsächlich ausgeübte Tätigkeit
maßgeblich für die Bezahlung.
Gender Mainstreaming soll ebenso
Aufnahme in das neue Tarifrecht
finden wie Elemente leistungsbezo-

gener Bezahlung. Ziel der Tarifre-
form ist nicht eine Senkung der Per-
sonalkosten, sondern eine Stärkung
der Wettbewerbsfähigkeit des öf-
fentlichen Dienstes.

Die Chancen, dass sich die Tarif-
parteien trotz der noch ausstehen-
den Verhandlungen über die mate-
rielle Ausgestaltung der neuen Ent-
geltgruppen bis Jahresende über das
neue Tarifrecht verständigen, ste-
hen nicht schlecht. Daran hat auch
der im Frühjahr vollzogene Ausstieg
der Länder aus den Tarifverhand-
lungen nichts geändert. Im Gegen-
teil: „Die Verhandlungen laufen
seither glatter“, so ein ver.di-Ver-
treter gegenüber einblick. •

■ Der Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) 
soll durch ein neues Tarifrecht ersetzt werden.
Was ist das Ziel?
■ Wir haben eine veraltete Tarifstruktur, die aus
den 60er Jahren stammt . Wir brauchen ein Tarifsys-
tem, das sich der veränderten Wettbewerbssituation
stellt, damit wir die Arbeitsplätze im öffentlichen
Dienst erhalten können.
■ Das neue Tarifrecht soll klarer und schlanker
sein.Wie sieht die neue Gehaltstabelle aus?
■ So weit sind wir noch nicht. Die Arbeitgeber ha-
ben am 20. Oktober ihre Vorstellungen für die 
Eingruppierung der mittleren und der obersten Ent-
geltgruppe vorgelegt. Aber ihr Vorschlag ist voll-
kommen unzureichend. Trotzdem ist zu erkennen,
dass auch die Arbeitgeber an dem gemeinsamen
Ziel, Jüngere besser zu bezahlen, festhalten wollen.
Und wir sind uns einig, dass die ArbeiterInnen bei
der Reform keine Verlierer sein dürfen. 
■ Bei der Eingruppierung ist in Zukunft die aus-
geübte Tätigkeit maßgeblich und nicht mehr die 
Beschäftigungsdauer und die Zahl der Kinder. Ge-
hören Familien zu den Verlierern der Tarifreform?
■ Von der Abschaffung des Senioritätsprinzips pro-

fitieren vor allem die Jüngeren, also auch die Familien.
Zudem wollen wir durchsetzen, dass der bisherige fa-
milienbezogene Anteil an den Gesamtpersonalkosten
in die neue Gehaltstabelle eingebaut wird. 
■ Geplant ist auch eine neue Niedriglohngruppe,
die 300 Euro unter der bisher niedrigsten Tarifgruppe
liegt.Warum trägt ver.di diese Tarifabsenkung mit?
■ Bis Ende der neunziger Jahre waren wir politisch
in der Lage, Beschäftigte mit sehr niedriger Qualifi-
kation im öffentlichen Dienst zu halten, zum Beispiel
Reinigungskräfte in Krankenhäusern und Schulen.
Aber auf Grund der heutigen Haushaltsschwierigkei-
ten werden diese Aufgaben zunehmend in Service-
gesellschaften mit geringen Arbeitsentgelten ausge-
gliedert. Diese Tätigkeiten wollen wir wieder in den
öffentlichen Dienst zurückholen.
■ Legalisiert ver.di damit nicht die Tarifabsenkung,
die Bund, Länder und Gemeinden durch das Out-
sourcing einfacher Tätigkeiten durchgesetzt haben?
■ Die Beschäftigten der neuen Entgeltgruppe 1 er-
halten zwischen 1296 und 1440 Euro. Und sie fallen
unter die Arbeitszeitregelung des öffentlichen Diens-
tes, haben Anspruch auf Weihnachts- und Urlaubs-
geld sowie die Zusatzversorgung. Damit werden sie
deutlich über dem Niveau vergleichbarer Referenzta-
rifverträge liegen. Zudem kann die neue Tarifgruppe
nicht zur Absenkung des Tarifniveaus der bereits im
öffentlichen Dienst Beschäftigten missbraucht wer-
den. Öffentliche Arbeitgeber, die die neue Tarifgrup-
pe nutzen wollen, müssen außerdem eine spezielle
Anwendungsvereinbarung mit dem jeweiligen
ver.di-Landesbezirk schließen. 

Bis Ende des Jahres sollen die
Verhandlungen über ein neues
Tarifrecht für den öffentlichen
Dienst abgeschlossen sein.
Wer gehört zu den Gewinnern,
wer zu den Verlierern der 
Reform, hat einblick ver.di-
Verhandlungsführer Kurt
Martin, 58, gefragt.

Fragenan ...

Weit 
vorangeschritten

Das Tempo, mit dem ver.di

gemeinsam mit dem Bund

und den Kommunen eine

grundlegende Reform des Ta-

rifrechts für den öffentlichen

Dienst vorantreibt, ist hoch.

Noch sind etliche zentrale

Fragen ungeklärt, von der

Eingruppierung bis zur Un-

kündbarkeit, von der Entgelt-

fortzahlung im Krankheits-

fall bis zum Urlaubsanspruch.

Aber wenn die Tarifparteien

ihr Tempo halten, kann die

Struktur des neuen Tarifsys-

tems bis Jahresende stehen.

Anfang 2006 könnte das

neue Entgeltsystem einge-

führt werden. 2007 die Zu-

ordnung der Beschäftigten

in das neue Eingruppierungs-

system abgeschlossen sein.

Erste sensible Bereiche sind

bereits geklärt: Die Arbeits-

zeit soll nicht über 38,5 Stun-

den im Westen bzw. 40 Stun-

den im Osten ausgedehnt

werden. Aber durch Arbeits-

zeitkorridore sollen die Öff-

nungszeiten der Dienststellen

ausgeweitet werden können,

auf bis zu zwölf Stunden täg-

lich. Bei der Eingruppierung

soll der Bewährungs- und

Zeitaufstieg zu Gunsten 

einer tätigkeitsorientierten

Entlohnung abgelöst wer-

den. Und ab 2006 soll es 

leistungsabhängige Gehalts-

bestandteile geben.
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Altersarmut
Wer längere Zeit arbeitslos ist,

muss sich auf erhebliche Abstriche
bei der Altersrente einstellen. Gleich-
zeitig belastet die andauernde
Massenarbeitslosigkeit aber auch
die Versorgungskassen. Um „Ar-
beitslosigkeit und Alterssicherung –
Wechselwirkung aus individueller
und gesellschaftlicher Sicht“ geht
es bei einer Tagesveranstaltung der
Gesellschaft für Sozialen Fortschritt
und der Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte am 15. Novem-
ber in Berlin. •

Anmeldungen:
Fax 0228 / 63 49 48
SozialerFortschritt@t-online.de 

keit in Deutschland – Forschungs-
initiativen für eine innovative Sozi-
al- und eine gerechte Verteilungs-
politik“ gibt einen Einblick in ein
Themenfeld, das in den letzten Jah-
ren einer zunehmenden Neubewer-
tung unterliegt. Die Publikation
handelt die anhaltende Chancen-
ungleichheit von Männern und
Frauen ab, zeigt auf, dass Armut
und prekäre Lebenslagen zuneh-
men und erläutert Ansätze für eine
neue soziale Gerechtigkeit. Die Bro-
schüre kann kostenlos angefordert
werden (Bestell-Nr. 30270). •

Fax 0211 / 40 800 90 40
mail@setzkasten.de 

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Forschung 
im Überblick

Was bedeutet in Zeiten von
Hartz IV soziale Gerechtigkeit? 
Welche Perspektiven hat der Sozial-
staat? Um solche Fragen kreisen
aktuelle Forschungsprojekte der
Hans-Böckler-Stiftung. Die 72-seiti-
ge Broschüre „Soziale Gerechtig-

v e r . d i - B r o s c h ü r e

Gerechte Steuern
Die Kassen von Bund, Ländern

und Gemeinden sind leer. Der
„Staat“, das heißt vor allem seine
BürgerInnen, müssen verzichten –
auf öffentliche Infrastruktureinrich-

ne sächsische Friseurin einen Tarif-
lohn von 705 Euro monatlich, ein
Ingenieur in der chemischen Indus-
trie kommt auf eine Grundentgelt
von bis zu 3720 Euro monatlich.

WSI-Tarifarchiv, Wer verdient
was? Reihe: Elemente qualitativer
Tarifpolitik Nr. 56, Düsseldorf 2004,
91 Seiten, 12 Euro. •

www.boeckler.de/fix/
wer-verdient-was 

Transparenz über tarifliche
Grundvergütungen von rund 150
Berufen und Tätigkeiten aus rund
50 Branchen und Tarifbereichen
schafft eine aktuelle Broschüre:
Zum dritten Mal hat das WSI-Tarif-
archiv in der Hans-Böckler-Stiftung
Tarifverdienste dokumentiert. Die
Übersicht unter dem Titel „Wer ver-
dient was?“ macht die enormen
Unterschiede deutlich: So erhält ei-

W S I - T a r i f a r c h i v

Verdienstübersicht
D G B - B i l d u n g s z e n t r u m

Vagabundierende
Arbeit

In Westeuropa wird kaum noch
ein T-Shirt, Plüschtier oder Turn-
schuh gefertigt. Die Verlagerung
von Produktionsstätten in Bil-
liglohnländer ist insbesondere im
Textilsektor seit langem gang und
gäbe. Mit den Folgen der weltwei-
ten Neuverteilung von Arbeitsplät-
zen befasst sich die Veranstaltung
„Arbeit auf der Flucht? Strategien
für den Erhalt von Arbeitsplätzen“,
die am 18./19. November im DGB-
Bildungszentrum Hattingen statt-
findet.Veranstalter sind neben dem
Bildungszentrum die Hans-Böckler-
Stiftung, das Institut für Kirche und
Gesellschaft und das Oswald-von-
Nell-Breuning-Haus. •

www.hattingen.dgb-
bildungswerk.de 

••• Der DGB Koblenz will „El-
tern als Berufswahlbegleiter“
für ihre Kinder fit machen.Auf einer
gemeinsam mit Schulen organisier-
ten Veranstaltung informieren am
30. November neben dem DGB
auch Vertreter von Industrie und
Handwerk sowie Berufsschulen
und der Agentur für Arbeit über die
richtige Berufswahl, wichtige Termi-
ne und die richtigen Bewerbungs-
strategien. Zielgruppe sind Eltern
und Schüler der Klassen 7 bis 10.
Die richtigen Entscheidungen seien
in der „unübersichtlichen Ausbil-
dungssituation für die Jugendlichen
ohne die Unterstützung ihrer Eltern
nicht mehr zu leisten.“ Infos:
www.dgb-koblenz.de/aktuell.html

••• Der DGB Mark Branden-
burg lädt gemeinsam mit der AG
für Arbeitnehmerfragen (AfA) der
SPD Brandenburg zur Lesung des
Buches „Die Reformlüge“ von
Albrecht Müller am 2. Dezember
ins „Alte Rathaus“ nach Potsdam
ein. Müller, Leiter der Planungsab-
teilung im Bundeskanzleramt unter
Brandt und Schmidt, rechnet dabei
mit „40 Denkfehlern, Mythen und
Legenden“ der aktuellen Reform-
diskussionen ab (einblick 18/04).
Weitere Lesungen 2004: 5. Novem-
ber in Erlangen, 23. November in
Dortmund, 3. Dezember in Braun-
schweig. Infos: www.region-mark-
brandenburg.dgb.de.
Lesungen: www.droemer.de

••• Der DGB Thüringen will als
Mitveranstalter des 14. Thüringer
Antifaschistischen Ratschla-
ges am 5. und 6. November in Go-
tha aus Anlass der Wahlerfolge der
Rechtsradikalen in Brandenburg und
Sachsen noch stärker auf die Gefahr
von Faschismus in den unterschied-
lichsten gesellschaftlichen Bereichen
aufmerksam machen. Zu den The-
men der sieben Workshops ge-
hören deshalb auch „Fußball und
Nationalismus – zwei Seiten einer
Medaille?“ und „Antisemitische
Debatten um den Nahost-Kon-
flikt“. Geplant sind auch Vorträge,
Lesungen und ein „Stadtrundgang
gegen das Vergessen“. Infos: Julika
Bürgin, Tel. 0361 / 217 27 11

interregio

tungen, ausreichende Kinderbetreu-
ung,gute Schulen.Die Gewerkschaft
ver.di ist fest davon überzeugt, dass
die staatliche Finanzknappheit kein
Naturgesetz ist. In einer Broschüre
stellt die ver.di-Abteilung Wirt-
schaftspolitik ein „Konzept zur
Steuergerechtigkeit“ vor, das rund
45 Milliarden Euro pro Jahr zusätz-
lich in die öffentlichen Kassen
brächte. Hohe Einkommen, große
Privatvermögen und wirtschaftlich
gesunde Unternehmen sollen stär-
ker in die (Steuer-)Pflicht genom-
men und gleichzeitig Steuer-
schlupflöcher und Privilegien abge-
baut werden. •

Einzelexemplare:
wirtschaftspolitik@verdi.de
Download: 
www.wipo.verdi.de

PROJEKTE UND PARTNER

B e t r i e b s r ä t e

Digitale Infos
Zunehmend nutzen Betriebs-

und Personalräte das Internet für
ihre Arbeit. Die Hans-Böckler-Stif-
tung hat für diesen Personenkreis
auf ihrer Website ein Infopaket zu-
sammengestellt – von Links zu
rund 250 Interessenvertretungen
bis zu Service- und Informationsan-
geboten. Zum Beispiel finden sich
dort eine Marktübersicht über die
Software für Interessenvertretun-
gen, Online-Angebote der Gewerk-
schaften und Handreichungen für
Betriebsrats-Netzwerke. •

www.boeckler.de/fix/
betriebsratspraxis
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■ Der Gewerkschaftstag von
TRANSNET ist der einzige Kongress
in diesem Jahr. Welche Botschaft
soll vom ihm ausgehen?
■ Wir haben unseren Gewerk-
schaftstag unter das Motto „kreativ
handeln“ gestellt. Das bringt zum
Ausdruck, was Gewerkschaftsar-
beit tatsächlich ist: nämlich kreativ.
Und das ist auch die Botschaft. 
Wir müssen aus der Defensivrolle

heraus. Wir müssen den teilweise
unflätigen Angriffen etwas entge-
gensetzen. 
■ Die Gewerkschaften stehen un-
ter massivem Druck. Die Arbeitge-
ber fordern drastische Einschnitte
bei den Tarifgehältern und der 
Arbeitszeit. Welche Strategie hat
TRANSNET, um ihre Mitglieder zu
schützen?
■ Über Strategien sollte man in
der Öffentlichkeit nicht reden.
Dann sind es keine Strategien
mehr. TRANSNET hat im Rahmen
von Beschäftigungssicherung viel
erreicht. Nur ein Beispiel: Trotz mas-
siver Umstrukturierungen hat es 
bei der Deutschen Bahn AG keine
betriebsbedingten Kündigungen
gegeben. Das wollen wir auch für
die Zukunft erreichen.
■ TRANSNET fordert einen Bran-
chentarifvertrag für alle Beschäftig-
ten im Schienenbereich. Wie soll er
durchgesetzt werden?
■ Wir brauchen dazu beide Ar-
beitgeberverbände. Den, der für die
DB AG handelt, und den, der für

die anderen Unternehmen agiert.
Außerdem brauchen wir die Zu-
stimmung aller in diesem Bereich
handelnden Gewerkschaften. Zur-
zeit laufen die Verhandlungen, ich
rechne aber mit sehr schwierigen
Gesprächen. Zudem benötigen wir
die Allgemeinverbindlichkeit des
Tarifvertrags. Dazu ist auch die 
Zustimmung der BDA erforderlich.
Und wie dieser Verband über Tarif-
verträge denkt, wissen wir.
■ In der letzten Zeit hat es erhebli-
che Kritik der Gewerkschaften an
der Politik der Bundesregierung ge-
geben. Teilst du die Kritik?
■ Kritik hat es gegeben – an Ein-
zelpunkten. Es ist richtig, Kritik zu
üben, denn die Gewerkschaften
sind kein Wahlverein. Wir dürfen
allerdings nicht vergessen, auch un-
sere Alternativen zu präsentieren.
Hier müssen wir aktiver werden. 
■ Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) wird auf dem Gewerk-
schaftstag reden. Was sind deine 
Erwartungen an ihn?
■ Da gäbe es sicher eine ganze
Menge Dinge. Machen wir es kon-
kret an einem Beispiel fest: Ich er-
warte, dass er ein klares Bekenntnis
zur Mitbestimmung ablegt – auf
betrieblicher und auf Unterneh-
mensebene. Die Angriffe, die hier
von Union, FDP und Wirtschaftsver-
bänden gefahren werden, sind un-
erträglich. 
■ TRANSNET hat erhebliche An-
strengungen unternommen, um ihr
Organisationsgebiet zu erweitern.
Trotzdem ist der weit überwiegen-
de Teil der Mitglieder bei der Bahn
beschäftigt.
■ Unser Organisationsbereich um-
fasst weit mehr als die Deutsche
Bahn – übrigens im Einklang mit dem
DGB. Die Deutsche Bahn ist aber
der mit Abstand größte Arbeitgeber

in der Verkehrswirtschaft, deshalb
haben wir dort die meisten Mitglie-
der. TRANSNET hat eine gute und
solide Zukunft. Wir sind vor allem
auch bei den nicht-bundeseigenen
Bahnen, gut aufgestellt.
■ Seit zwei Jahren führt TRANS-
NET die Tarifverhandlungen gemein-
sam mit der zum Beamtenbund
gehörenden Verkehrsgewerkschaft
GDBA. Wie soll die Kooperation
weiterentwickelt werden?
■ Diese Kooperation hat sich be-
währt, wir werden sie ausbauen.
Ich halte perspektivisch auch eine
Fusion für möglich.
■ TRANSNET setzt stärker als ande-
re Gewerkschaften auf eine Europäi-
sierung der Gewerkschaftspolitik. Ist
langfristig die Gründung einer EU-
weiten Gewerkschaft realistisch?
■ Ich glaube, dass auch die ande-
ren DGB-Gewerkschaften den Fo-
kus auf eine Europäisierung setzen,
und das ist richtig so. Wir können
die Arbeitswelt nicht nur national
betrachten. Die Arbeitgeber sind
mit ihren Planungen oft schneller
als wir. Wir müssen hier das Tempo
erhöhen. Ob eine europäische Ver-
kehrsgewerkschaft Sinn macht,
werden wir noch zu klären haben.
Zunächst einmal werden wir die
ETF, die Europäische Transportar-
beiter-Föderation, weiter stärken. 
■ TRANSNET fordert seit langem
mehr Investitionen in den Schienen-
verkehr. Warum ist es so schwierig,
hierfür mehr Unterstützung zu fin-
den?
■ Das ist schwer zu beurteilen.
Rot-Grün hat hier sehr gute Ansät-
ze geliefert und die Investitionen
deutlich erhöht. Jetzt stagniert das,
die Gelder sollen sogar gekürzt
werden. Machen wir uns nichts
vor: Deutschland ist ein „Auto-
land“. Wenn Kürzungen anstehen,
dann wird nicht bei der Straße zu-
erst gespart. Wir müssen aber er-
kennen, dass wir ein integriertes
Verkehrssystem brauchen. Das ist
die Zukunft, für die wir streiten. •

„Kreativ handeln“, unter diesem Motto steht der Gewerkschaftstag 
von TRANSNET vom 7. bis 11. November in Berlin. Ihr Vorsitzender 
Norbert Hansen hält eine Fusion mit der zum Deutschen Beamtenbund
gehörenden Verkehrsgewerkschaft GDBA längerfristig für möglich.

Transport,
Service, Netze

TRANSNET steht für „Trans-

port, Service, Netze“. Mit der

Wahl des neuen Namens hat

die ehemalige Gewerkschaft

der Eisenbahner Deutsch-

lands (GdED) im Jahr 2000

auch nach außen ein Zeichen

gesetzt, dass sie nicht aus-

schließlich Bahnbeschäftigte

sowie MitarbeiterInnen der

Bundesbahn und der Reichs-

bahn organisiert. TRANSNET

hat 280 000 Mitglieder

(Stand: 31.12.2003), die in

den Branchen Personen- und

Güterverkehr, Fahrwegbau,

Service und Dienstleistun-

gen sowie Telekommunikati-

on und IT organisiert sind.

Auf dem Gewerkschaftstag

werden die Delegierten ne-

ben der Wahl des Vorstands

über Anträge zur Arbeits-

marktpolitik, zu Europa, zur

Tarif- und zur Verkehrspolitik

abstimmen. 

Im europapolitischen Leitan-

trag fordert die TRANSNET

eine Stärkung der sozialen

Dimension in der EU. Die 

positiven Auswirkungen des

europäischen Binnenmarktes

und der gemeinsamen euro-

päischen Währung seien

enorm und die globale

Marktwirtschaft verfüge

über Ressourcen für einen

beispiellosen materiellen

Fortschritt, heißt es im Ent-

wurf des Leitantrags. Derzeit

wiege aber die Erkenntnis

bestehender Ungleichheiten

schwerer.

T R A N S N E T - G e w e r k s c h a f t s t a g

„Eine Fusion ist perspektivisch möglich“

Norbert Han-
sen, 52, tritt auf
dem Gewerk-
schaftstag 
in Berlin zur
Wiederwahl 
als Vorsitzen-
der von 
TRANSNET an.
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es in der jüngsten Ausgabe der
DGB-„Informationen zur Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik“ (ISA). •
www.dgb.de/themen/hartz/
hartz4.htm (Publikationen)

1 - E u r o - J o b s

Was geht, was
geht nicht?

Der DGB hat Anforderungen an
öffentlich geförderte Beschäftigung
wie zum Beispiel die so genannten
1-Euro-Jobs formuliert. Bei diesen
Arbeitsgelegenheiten für Bezieher
von Arbeitslosengeld II handelt es
sich um Arbeiten ohne Arbeitsver-
trag gegen eine geringe Aufwands-
entschädigung. Daraus können un-
mittelbar keine eigenen Rentenan-
sprüche aufgebaut werden. Deshalb
müssten sie Ultima Ratio bleiben
und dürften keinesfalls bessere För-
dermöglichkeiten verdrängen, heißt

Die IG Metall will zur Bundes-
tagswahl 2006 einen „autonomen
Standpunkt“ formulieren. Das kün-
digte ihr Vorsitzender Jürgen Peters
an. In einem Zukunftsprogramm
will die IG Metall die Ziele des von
ihr initiierten Arbeitnehmerbegeh-
rens bündeln und mit ihm „für poli-
tische Alternativen werben“. Seiner
Organisation sei es in den vergan-
genen zwei Jahren nur unzurei-
chend gelungen, die politischen Al-
ternativen der Gewerkschaften „in
die Köpfe und Herzen der Men-
schen zu tragen“, erklärte Peters
selbstkritisch.

DGB-Vorsitzender Michael Som-
mer hatte im August auf dem
Höhepunkt des Streits der Gewerk-
schaften mit der Bundesregierung
über die Hartz-Reformen gesagt,
mit ihm werde es 2006 für die SPD
„keine Wahlauftritte, keine Wahl-
aufrufe und keine Wahlempfehlun-
gen geben“. Der DGB-Nord hat
sich für den Wahlkampf in Schles-
wig-Holstein klar positioniert. Mi-
nisterpräsidentin Heide Simonis
(SPD) suche den Dialog, statt Politik
per Dekret anzuordnen, erklärte der
Vorsitzende des DGB Nord, Peter
Deutschland. DGB-Chef Sommer

nahm Ende Oktober in Schleswig
an einer Veranstaltung der Nord-
SPD teil. Sommer: „Wenn mich eine
andere Partei zu einer Veranstal-
tung über soziale Gerechtigkeit ein-
lädt, komme ich selbstverständlich
auch“. Der Kieler Landtag wird im
Februar 2005 neu gewählt.

Das Verhältnis von DGB und
SPD im Norden der Republik wird
in Nordrhein-Westfalen aufmerk-
sam verfolgt. Er sei für die Verteidi-
gung der wichtigsten Bastion der
SPD „sehr wichtig“, sagte der Lan-
desvorsitzende der SPD in NRW,
Harald Schartau. Der neue Landtag
von Düsseldorf wird im Mai 2005
gewählt. •

W a h l k a m p f  N R W

DGB fordert die 
Parteien heraus

Der DGB-Bezirk Nordrhein-
Westfalen hat bereits weit vor den
Landtagswahlen im Mai 2005 „ge-
werkschaftliche Anforderungen an
die nächste Legislaturperiode“ for-
muliert. Im Mittelpunkt stehen die
Beschäftigungspolitik, die Bildungs-
politik, der Ausbau des Standorts
NRW, der Arbeitsmarkt und die öf-

fentliche Daseinsvorsorge. Die SPD
NRW hat darauf bereits positiv 
reagiert und die DGB-Positionen an
ihre Untergliederungen verschickt,
verbunden mit der Aufforderung,
sie vor Ort zu diskutieren.

Vor der Landespressekonferenz
kritisierte der DGB-Bezirksvorsit-
zende Walter Haas Mitte Oktober
sowohl SPD als auch CDU. Die Re-
gierungspartei leide „nicht nur un-
ter einem Vermittlungsproblem“,
sagte Haas mit Blick auf die Ausein-
andersetzungen um die Agenda

2010. „Es sind auch erhebliche
handwerkliche Fehler gemacht wor-
den, die dringend korrigiert werden
müssen.“ Bringe die SPD den Mut
dazu auf, werde sie das Vertrauen
der Wähler zurückgewinnen. Die
CDU, so Haas, fordere in ihrem 
Leitantrag zum Parteitag Anfang
Dezember in Düsseldorf „weniger
Sozialstaat, weniger Arbeitnehmer-
rechte, mehr Markt in allen Lebens-
bereichen“. Diese Vorstellungen
könnten „keine Alternative zur 
Politik der Regierung“ sein. •

20 Auszubildende des 
Dachdecker- und 
Steinmetzhandwerks

haben Ende Oktober im
Rahmen des Projekts „Ge-
meinsam handeln, gemein-
sam Verantwortung tragen“
Renovierungsarbeiten im
ehemaligen KZ Buchenwald
durchgeführt und so an die
Verfolgung von Gewerk-
schafterInnen im „Dritten
Reich“ erinnert. Getragen
wird das Projekt von der 
IG BAU, den Dachdeckerin-
nungen Niedersachsen/
Bremen und Thüringen 
sowie den Sozialkassen.

ver.di und die britische 
Gewerkschaft Unison 
haben eine enge Ko-

operation vereinbart. Beide
Organisationen erkennen
gegenseitig ihre Mitglieder
an. Zudem wollen ver.di
und Unison bei Tarifverhand-
lungen in internationalen
Unternehmen kooperieren.

Die IG Metall-Jugend 
informiert mit der 
74 Seiten starken Bro-

schüre „Praktika im Ingeni-
eursstudium“ Studierende
über ihre Rechte und Mög-
lichkeiten bei einem studi-
enbegleitenden Praktikum.
Download unter: 
jugend.igmetall.de/con-
tent.studium/index.html

Die GEW lädt am 5. und 
6. November zur Kon-
ferenz „Auf dem Weg

zu einer guten Schule für 
alle“ nach Berlin ein. Die
Veranstaltung mit interna-
tionaler Beteiligung will
Menschen zusammenbrin-
gen, die „die Tabuisierung
der Strukturfrage“ an deut-
schen Schulen nicht mehr
mittragen wollen.

kurz&bündig

B e r u f s b i l d u n g

DGB präsentiert
eigenen Entwurf

Die Vorschläge der Bundesre-
gierung zur Modernisierung des
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) ge-
hen dem DGB-Bundesvorstand nicht
weit genug. Vorstandsmitglied Ing-
rid Sehrbrock hat deshalb in Berlin
einen eigenen Entwurf zur BBiG-
Reform vorgelegt. Danach sollten

verbindliche Qualitätsstandards für
die Aus- und Weiterbildung in das
Gesetz aufgenommen werden. Das
könne „durch Auditierung und ein
zertifiziertes Qualitätsmanagement
geschehen“, erklärte Sehrbrock.

Zudem solle das Prinzip bundes-
weit einheitlicher und anerkannter
Ausbildungsberufe erhalten bleiben,
um die Mobilität der Beschäftigten
zu gewährleisten. Auch die Fortbil-
dungsabschlüsse müssten bundes-
weit gelten.Der Dschungel von mehr
als 2000 Fortbildungsregelungen
müsse dringend gelichtet werden.
Der BBiG-Entwurf des DGB (77 Sei-
ten) ist abrufbar unter www.dgb.de/
themen/bildung/materialien/
berufsbildungsgesetz.pdf •

B u n d e s t a g s w a h l  2 0 0 6

IG Metall kündigt Alternativen an
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Der politische Umbruch der Jahre 1989/90 ist in
Mittelosteuropa vielfach als „Rückkehr nach Euro-
pa“ verstanden worden – einem Europa der Freiheit
und des Wohlstands. Aber der Beitritt ist unvoll-
ständig und mit einer schweren sozialen
Hypothek belastet. Die „Rückkehrer“ müssen den
Eindruck gewinnen,dass sich mit dem Ende des Kalten
Krieges das europäische Sozialmodell als das erweist,
was es in der Hauptsache wohl immer war: Kampf-
ansage und Systemalternative zum Kommunismus.

Die Westeuropäer erleben ein propagandistisch
orchestriertes Sozialdumping „im Interesse“ der
Standortsicherung und des Sozialstaats, während
auf der Seite der Beitrittsländer die Instrumente und
Strukturen sozialpolitischer und gewerkschaftlicher
Arbeit fehlen. Atomisierte Arbeitnehmervertretun-
gen, fehlgeleitete Ressourcenverwendung und
falsche Prioritätensetzung sind nur Stichworte der
organisationspolitischen Mängelliste in den meisten
Beitrittsländern. Reputation und Verfassung der 
Gewerkschaften nach 1945 und nach 1989 könnten
unterschiedlicher kaum sein. Das Ende des Faschis-
mus hinterließ im Westen eine moralisch wie poli-
tisch gestärkte Gewerkschaftsbewegung, während
mit dem Ende des Kommunismus im Osten jede so-
zialdemokratische Programmatik dem Stigma des
abgewirtschafteten Kollektivismus ausgesetzt ist.
Handlungsfähige Akteure für den sozialen Dialog
existieren in den meisten Ländern Mittelosteuropas
genauso wenig wie Tarifvertragsstrukturen.

Das rettende europäische Sozialmodell – die „Zi-
vilisierung des Kapitalismus“ – unterliegt einem
historischen Konstruktionsfehler. Da sich die
sozialen Sicherungssysteme unterschiedlich entwickelt
haben, gibt es kein homogenes europäisches Leis-
tungs- und Versorgungssystem. So wie die Sozialpo-
litik nach wie vor Domäne der nationalen Regierungen
bleibt, so gehört die Tarifpolitik in die exklusive Zu-
ständigkeit nationaler Gewerkschaften.

Das EU-Konzept des Sozialen Dialogs bedarf an-
gesichts dieser Realität einer Revision. Der Soziale
Dialog lässt sich weder vom EGB noch von der EU-
Kommission verordnen, sondern nur gewerkschaftliche
Stärke wird die Arbeitgeber an den Verhandlungs-
tisch bringen.Die Achillesferse ist die labile betriebliche
Interessenvertretung und die Abwesenheit einer sek-

toralen Tarifpolitik in Mittelosteuropa. Dies ist das
Resultat erfolgloser Organisationsarbeit und führt zu
mindestens zwei Schlussfolgerungen: Erstens zur
notwendigen Konzentration auf strategische Unter-
nehmen und Branchen, um wirksame Rekrutierungs-
offensiven durchzuführen. Und zum Zweiten müssen
die Beziehungen zwischen der existierenden betrieb-
lichen Vertretung und der Branchengewerkschaft in
Mittelosteuropa zu einer konstruktiven Allianz ent-
wickelt werden. Dies geht nur, wenn sich alle Akteure
bewusst machen, was an gewerkschaftlichen Netz-
werken vorhanden ist und warum diese Ressourcen
für die Arbeit der betrieblichen Interessenvertretung
existentiell sind.

Die EU-Erweiterung um die ärmsten Länder des
Kontinents ist auf eine gefährliche Weise unvollen-
det. Die Gewerkschaften können nicht darauf warten,
dass der Aufholprozess in zwei Dekaden zu einer An-
gleichung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse führt.
Dies wäre selbstmörderisch. Sie müssen einen
pro-aktiven Ansatz entwickeln, der auf ihren
eigenen Handlungsinstrumenten aufbaut. So ist z.B.
ein Sozialer Dialog, der zum Monolog mutiert, wenig
hilfreich. Und die Gewerkschaften müssen mit Nach-
druck dafür sorgen, dass mit dem Beitritt ratifizierte
Standards umgesetzt und eingehalten werden. Denn
bei den neuen EU-Ländern handelt es sich vielfach
nicht um Niedriglohn-, sondern um Niedrigkosten-
länder. Der zweite Aspekt liegt in der Überwindung
des Widerspruchs zwischen Rhetorik und Realität.
Weil transnationale Unternehmen Flaggschiffe
der Globalisierung und der weltweiten
Standardsetzung sind, ist die Arbeit dort die
Grundlage für die überfällige Internationalisierung
der Arbeitsbeziehungen. Nur so können die Gewerk-
schaften Regelungsmechanismen durchsetzen, um
dem mörderischen Unterbietungswettbewerb inner-
und außerhalb Europas ein Ende zu setzen. •

Schwache Gewerkschaften und das niedrige Tarifniveau in den meisten Beitrittsländern
Mittelosteuropas erzwingen einen Strategiewechsel der Gewerkschaften in ganz Europa.
Wolfgang Weinz fordert, dass sich die Gewerkschaften stärker auf die Durchsetzung von
Mindeststandards und auf ihre Präsenz in transnationalen Unternehmen konzentrieren.

Projekte zur
EU-Erweiterung

SPIRIT heißt ein gerade ge-

startetes Projekt, das Arbeit-

nehmerInnen diesseits und

jenseits der alten EU-Grenze

fit machen soll für die Ver-

änderungen durch die Er-

weiterung. Zielgruppe der

grenzüberschreitenden 

Qualifizierungsinitiative 

sind ArbeitnehmerInnen in

den Grenzregionen des DGB-

Bezirks Berlin-Brandenburg

zu Polen und Tschechien. 

Im Rahmen eines Qualifizie-

rungsprogramms wird zu-

nächst der Bedarf der Unter-

nehmen, des Arbeitsmarktes

und spezifischer Arbeitneh-

mergruppen ermittelt und

danach in Qualifizierungs-

module umgesetzt. Um die

Projektergebnisse einer 

breiten Öffentlichkeit zu-

gänglich zu machen, wird ein

Internet-Portal aufgebaut. 

Träger des von der EU geför-

derten zweijährigen Projek-

tes sind das DGB-Bildungs-

werk Berlin-Brandenburg

„Wilhelm Leuschner“ e. V.

sowie deutsche, polnische

und tschechische Partneror-

ganisationen.

Einen neuen E-Mail-Newslet-

ter zu Lebens- und Arbeits-

bedingungen in der EU 

bietet der Bereich Migration

und Qualifizierung beim

DGB-Bildungswerk an. Er

kann abonniert werden unter 

www.migration-online.de/

europa-newsletter

Dr.Wolfgang Weinz, 51, ist 
Projektkoordinator der 
Internationalen Union der 
Lebensmittel-, Landwirt-
schafts-, Hotel-, Restaurant-,
und Genussmittelarbeiter-
Gewerkschaften (IUL) für 
Mittelosteuropa, Afrika 
und Asien.

Z u k u n f t  d e s  e u r o p ä i s c h e n  S o z i a l m o d e l l s

Ein Strategiewechsel ist überfällig



Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath, PVSt, DPAG, Entg. bez.,A 45918

Kirchlicher Dienst in der Arbeits-
welt, „Aufstehn gegen Steuer-
flucht!“, Start des internationalen
Netzwerks „Steuergerechtigkeit in
Deutschland“, Berlin

Ot to-Brenner-
Stiftung, Jahrestagung „Den Sozial-
staat neu denken – Herausforde-
rung für die deutschen Gewerk-
schaften“, Berlin

GEW-Herbstaka-
demie „Jongleure der Wissensge-
sellschaft – Die Profession in der
Weiterbildung im Wandel“,Weimar

Hans-Böck le r-
Stiftung, Workshop „Aktuelle Er-
fahrungen und Reformprobleme 
in der betrieblichen Altersversor-
gung“, Frankfurt/M.

5.11.

4.-6.11.

3./4.11.

DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Fachtag „An-
schlussfähigkeit“ der Projektgrup-
pe „Supervision und Gewerkschaf-
ten“ der Deutschen Gesellschaft für
Supervision, Hannover

Hans-Böck le r-
Stiftung, Tagung „Europäische Be-
triebsräte – Macht und Ohnmacht
einer europäischen Arbeitnehmer-
vertretung“, Frankfurt/M.

GEW, Konferenz
„Auf dem Weg zu einer guten
Schule für alle“, Berlin

T R A N S N E T ,
„Kreativ handeln“, 17. ordentlicher
Gewerkschaftstag, Berlin

DGB, Netzwerk-
Konferenz ChancenGleich, Berlin 

ver.di IT-Forum
„Die EU-Erweiterung: Chancen und
Risiken im vereinten Europa für die
IKT-Branche“, Leipzig

11./12.11.

11./12.11.

7.-11.11.

5./6.11.

5.11.

5.11.
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DGB-Thüringen,
Diskussion „Die Finanzierbarkeit
der relativen Vollbeschäftigung –
oder das Gesetz von der Erhaltung
der Arbeit“, Erfurt

DGB-Thüringen,
„Personalentwicklung im Betrieb –
betriebliche Praxis und neue Kon-
zepte“, Gotha

DGB-Nord, Kon-
ferenz „Arbeitsmarktpolitik in Euro-
pa – von den Nachbarn lernen?!“,
Flensburg

ver.di, Fachtagung
„Auch Männer haben ein Verein-
barkeitsproblem – oder familien-
freundliche Personalpolitik (auch)
für Väter?“, Hannover
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Buch: Viola Falkenberg, 
Im Dschungel der Gesetze,
Leitfaden Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit.
Falkenberg Verlag, 
Bremen 2004, 212 Seiten,
22,90 Euro
„Tue Gutes und rede darüber“ –
getreu diesem Motto müssen
auch ehrenamtliche Gewerk-
schafterInnen und Betriebsräte
ihr Wirken in der Öffentlichkeit
kund tun. Was sie dabei beach-
ten müssen und was sie dürfen,
steht „Im Dschungel der Gesetze.
Leitfaden Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit“.Dabei ist der Rat-
geber nicht einfach ein weiterer
unter den Vielen, stattdessen
berücksichtigt er die Perspektive
des Betriebsrates und befasst
sich mit Mitarbeiterzeitungen.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Buchtitel des Parteienforschers Franz Walter über die SPD in der Ära 
Schröder, Verlag für Sozialwissenschaften

„Abschied von der Toskana“

BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG: Zuwanderung weiter rückläufig
Einem längerfristigen Trend zufolge
geht die Zahl der Zuzüge ins Bundes-
gebiet Jahr für Jahr um neun Prozent
zurück. Die Zahl der Zuwanderer aus-
ländischer Herkunft macht dabei drei
Viertel der Zuzüge aus. Ohne Zuwan-
derungsüberschüsse und Nachkommen
der ersten Zuwanderergenerationen
würde sowohl die Bevölkerungszahl
dramatisch abnehmen wie auch das
Durchschnittsalter deutlich steigen –
mit allen Konsequenzen für den 
Arbeitsmarkt und die Sozialsysteme.
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Entwicklung von Zu- und Fortzügen in Deutschland 1991 – 2003 (in Tausend)

* Die Gesamtzahl umfasst Deutsche (einschließlich Spätaussiedler und Rückkehrer nach Auslandsaufenthalten) und Ausländer.
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Der größte IG Metall-Bezirk,
Nordrhein-Westfalen, hat eine Mo-
dernisierungsoffensive gestartet. Ihr
Slogan: „besser-statt-billiger“. Ihr
Ziel: Öffentlichen Druck erzeugen,
der von den Unternehmern mehr
erwartet, als „billiger“ zu werden,
nämlich „besser“. Die Kampagne
soll bis 2007 laufen.

Ihr Hintergrund: Intern gibt auch
die IG Metall NRW zu, dass die Ge-
werkschaften in der Defensive sind.
Der öffentlich propagierten – und
mit Schlagworten wie „Globalisie-
rung“ und „EU-Osterweiterung“
begründeten – Verzichtsideologie
hat sie kaum etwas entgegenzuset-
zen. Das Credo „Arbeit muss billi-
ger werden“ geistert durch alle Po-
lit-Talkshows. Und verfehlt seine
Wirkung nicht: Die Aufforderung an
die Beschäftigten, auf Entgelt zu
verzichten oder unbezahlte Mehr-
arbeit zu leisten, gilt allgemein als
Patentrezept für den Arbeitsplatz-
erhalt. Und wird kaum noch hin-
terfragt. Die Folge: Unternehmer,
die von Tarifstandards abweichen
wollen, verzichten bereits auf Be-
gründungen: Sie sehen sich per se
im Recht.

Die Diskussion um die Wettbe-
werbsfähigkeit des Industriestand-
orts Deutschland wird auf die Ar-
beitskosten verengt. Es regiert die
phantasielose Kopf-ab-Denke: durch
Personalabbau Kosten senken. „Die-
sen Kostenwettbewerb können wir
aber nicht gewinnen“, sagt der
nordrhein-westfälische IG Metall-
Bezirksleiter Detlef Wetzel, „jedes
‚billiger’ wird im Zweifel durch ein
‚noch billiger’ unterboten.“

Aus diesem Dilemma will Wet-
zel raus. Statt die 35-Stunden-Wo-
che, den Flächentarifvertrag und die
Tarifautonomie, den Kündigungs-
schutz oder die Mitbestimmung nur
zu verteidigen und so das Negativ-
Image der Gewerkschaften als Nein-

Sager zu verfestigen,will er den Spieß
umdrehen – und auf die Verzichts-
ideologie eine positive Antwort ge-
ben: „Werdet besser statt billiger.“
Gemeint ist damit, durch mehr Inves-
titionen in Forschung und Entwick-
lung sowie durch bessere Produkte
und verbesserte Produktionsprozesse
dem alten Gütesiegel „made in Ger-
many“ zu neuem Glanz zu verhelfen.

Die IG Metall NRW will Beispiele
guter Praxis publik machen und er-
folgreiche Unternehmen, die heuern
statt feuern, ins Rampenlicht rücken.
Die Botschaft lautet: Besser statt
billiger ist machbar. Bezirksleiter
Wetzel: „Uns geht die Jammerei
über den Standort auf den Geist.
Wir sind um Welten besser als uns
jetzt viele schlecht reden wollen.“

Wetzel bezeichnet die Kampa-
gne als „Mitmach-Projekt“. Dass
die IG Metall NRW alleine die 
öffentliche Meinung nicht ändern
kann, weiß er: „Wir können nur Im-
pulse geben und Signale setzen,
den Ball ins Spiel bringen.“ Sein
Aufruf zur Modernisierung richtet
sich an Betriebsräte und Unterneh-
mer, an Wissenschaftler und die
Landesregierung NRW.

Auch der DGB sieht die Ge-
werkschaften „als Motor und Part-
ner für Innovation“ (Vorstandsmit-
glied Heinz Putzhammer). Er setzt
dabei auf einen erweiterten Inno-
vationsbegriff, der nicht nur auf
Technik fokussiert, sondern auf so
genannte weiche Faktoren wie Bil-
dung, Qualifizierung und Teamfähig-
keit, bessere Managementsysteme
und Organisationsstrukturen. Im In-
ternet stellt der DGB (www.dgb.de)
zahlreiche betriebliche und regio-
nale Projekte dazu vor. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.bigbrotherawards.de
Datenschützer verleihen

„Oscars für Datenkraken“

www.einblick.dgb.de
Das Konzept der 

Gewerkschaften zur 
Bürgerversicherung
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Marieluise Beck (Grüne) 
will gegen den Wider-

stand von Innenminister 
Otto Schily (SPD) ein Bleibe-
recht für langjährig geduldete
Flüchtlinge durchsetzen. 
Der unsichere Status der 
über 200 000 Menschen, 
müsse beendet werden.

+ FDP-Generalsekretärin 
Cornelia Pieper will die

Wissenschaftsministerkonfe-
renz abschaffen. Erforderlich
sei „mehr Freiheit auf dem 
Bildungsmarkt“. Ausbilder,
Lehrerkollegien, Professoren
und Studierende wüssten
selbst, „was am besten ist“.

-
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Das Logo der IG Metall-Kampagne:
Mit „besser“ geht’s aufwärts, mit
„billiger“ abwärts.

I G  M e t a l l  N R W

Offensive „besser-statt-billiger“ gestartet
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Länger arbeitslos 
durch Hartz IV

Hartz IV könnte bei Arbeitslo-
sen, die vor einer Vermittlung in
den ersten Arbeitsmarkt ihre beruf-
liche Qualifikation verbessern müs-
sen, zu einer Verlängerung der Ar-
beitslosigkeit führen. Darauf haben
die Gewerkschaft ver.di und das
Berufsfortbildungswerk des DGB
(bfw) aufmerksam gemacht.

Ursache der längeren Arbeitslo-
sigkeit ist der Neuzuschnitt der
Kompetenzen der Behörden durch
die Arbeitsmarktreformen, die ab 
1. Januar wirken: Für Langzeitar-
beitslose, die mindestens ein Jahr
ohne Job sind, werden in Zukunft

anstelle der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) die jetzt noch im Aufbau
befindlichen örtlichen Arbeitsge-
meinschaften von Kommunen und
regionalen Arbeitsagenturen zu-
ständig sein. Weil die BA den 
Arbeitsgemeinschaften für jeden
Arbeitslosen, der in den Bezug von
Arbeitslosenfeld (Alg) II rutscht, ei-
nen so genannten Aussteuerungs-
betrag von 10 000 Euro überweisen
muss, sei zu befürchten, dass es für
Alg I-Bezieher kaum noch Maßnah-
men zur beruflichen Weiterbildung
geben wird. Denn der Aussteue-
rungsbetrag ist auch dann zu zah-
len, wenn für den jeweiligen Ar-
beitslosen bereits eine Maßnahme
zur beruflichen Weiterbildung an-
gelaufen ist, die in den Zeitraum
des Alg II-Bezugs hineinreicht. •

A u f l ö s u n g  d e r  H W P

Kein Studium ohne Abitur mehr

nisterpräsident Björn Engholm (SPD),
der ehemalige BDI-Präsident Hans-
Olaf Henkel sowie der langjährige
DAG-Vorsitzende Roland Issen stu-
diert haben, hatte sich auch der
DGB eingesetzt. • 

Trotz monatelanger Proteste
will der von der CDU gestellte
Hamburger Senat die bislang ei-
genständige Hochschule für Wirt-
schaft und Politik (HWP) auflösen.
Die bundesweit einzige Hochschule
für Studierende ohne Abitur soll in
die Universität Hamburg integriert,
der besondere Zugang für Studien-
bewerber ohne Abitur nur bis zum
Beginn des Wintersemesters 2008/
2009 garantiert werden. Das sieht
ein Gesetzentwurf des parteilosen
Hamburger Wissenschaftssenators
Jörg Dräger vor. Für den Erhalt der
HWP, an der unter anderem der
frühere schleswig-holsteinische Mi-

■ Was wollen die Beteiligten mit diesem 
Studiengang bewirken?
■ Unsere Entwicklungsarbeit soll dazu beitragen,
die Globalisierung sozial gerecht zu gestalten. In die-
sem Denken leistet der neue Studiengang einen
wichtigen Beitrag. Wir wollen mit diesem Studien-
gang erreichen, dass Gewerkschaftsmitglieder aus
Entwicklungsländern weiter für ihre Arbeit qualifi-
ziert werden. Bei den internationalen Finanzinstitu-
tionen und bei der Welthandelskonferenz geht es
oft um sehr komplizierte Detailverhandlungen. Da
haben Entwicklungsländer nur eine Chance, wenn
ihre Vertreterinnen und Vertreter gut ausgebildet
sind und wenn es in ihren Ländern eine Zivilgesell-
schaft gibt, die sich ebenfalls mit diesen Themen
auseinandersetzt.
■ „Soziale Gestaltung der Globalisierung“ 
hört sich gut an, andererseits muss aber 
Globalisierung hierzulande gerade als Begründung
für soziale Demontage herhalten.

■ Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dürfen
sich international nicht gegeneinander ausspielen
lassen. Ein Beispiel: Wir setzen uns für die Einhaltung
der internationalen Kernarbeitsnormen der ILO ein –
also: keine Zwangsarbeit, keine Kinderarbeit, keine
Diskriminierung am Arbeitsplatz und das Recht auf
die Arbeit freier Gewerkschaften. Wir haben durch-
gesetzt, dass die Kernarbeitsnormen der ILO heute in
den Prinzipien der Weltbank verankert sind. Und sie
sind fester Bestandteil unserer bilateralen Entwick-
lungszusammenarbeit. Ziel unserer Arbeit sind soziale
und ökologische Regeln weltweit. Das ist im Interes-
se der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den
Entwicklungsländern, aber es ist auch gut für die Be-
schäftigten in Deutschland, weil den Tendenzen zum
Sozialdumping entgegengearbeitet wird.
■ Wir sind von der Umsetzung der ILO-Normen 
in ihren Mitgliedsländern noch weit entfernt.Wie
kann ein Studiengang Kinderarbeit verhindern, wie
für die Durchsetzung der Kernarbeitsnormen sorgen?
■ Letztlich können die ILO-Normen nur von den
Menschen in den betreffenden Ländern – mit Unter-
stützung der Entwicklungszusammenarbeit enga-
gierter Regierungen und internationaler Organisa-
tionen – durchgesetzt werden. Das aber wird nur
gelingen, wenn es einheimische Gewerkschafter
und Gewerkschafterinnen und eine wache Zivilge-
sellschaft gibt, die sich um dieses Thema kümmern.
Für genau diese Zielgruppe gibt es nun in Deutsch-
land einen Studiengang, der in dieser Form weltweit
einzigartig ist.

Das Bundesentwicklungs-
ministerium unterstützt mit
Partnern wie dem DGB, der
Friedrich-Ebert- und der 
Hans-Böckler-Stiftung einen
neuen Studiengang in Kassel:
„Labour Policies and Globali-
sation“, von der Internationa-
len Arbeitsorganisation ILO

auf den Weg gebracht. Im einblick-Inter-
view: Bundesentwicklungsministerin 
Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD).

Fragenan ...

J o b  u n d  F a m i l i e

Elterngeld als 
Lohnersatz

Bundesfamilienministerin Rena-
te Schmidt (SPD) will das bisherige
Erziehungsgeld mittelfristig in ein
Elterngeld mit Lohnersatzfunktion
umwandeln. Den Entwurf für ein
entsprechendes Gesetz werde sie im
Frühjahr 2006 vorlegen, so die Mi-
nisterin. Der Bezugszeitraum des ge-
planten Elterngeldes soll das erste
Lebensjahr des Kindes umfassen
und unabhängig von der Dauer der
dreijährigen Elternzeit sein.Voraus-
setzung für ein kürzeres Elterngeld
mit Lohnersatzfunktion sei aber ein
bedarfsgerechtes Angebot an Kin-
derbetreuung und eine „familien-
freundliche Unternehmenskultur“.

DGB-Vize Ursula Engelen-Kefer
begrüßt die geplante Einführung ei-
nes Elterngeldes als Lohnersatzleis-
tung, sie gewährleiste die finanzielle
Unabhängigkeit des betreuenden
Elternteils. Es sei aber von zentraler
Bedeutung, dass das Elterngeld min-
destens auf der Höhe des heutigen
Erziehungsgeldes liege, um soziale
Benachteiligungen zu vermeiden.
Die Gewerkschaften würden den 
Gesetzgebungsprozess konstruktiv
begleiten, so Engelen-Kefer.

Bereits seit geraumer Zeit for-
dern die Gewerkschaftsfrauen ein
solches Elterngeld nach dem Vorbild
Schwedens, wo es schon vor Jahr-
zehnten eingeführt wurde. Eltern-
geld als Lohnersatzleistung macht
den befristeten Ausstieg aus dem
Job während der Elternzeit auch für
Männer attraktiv: 43 Prozent der
schwedischen Väter beteiligen sich
an der Elternzeit. • 
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■ Warum sollen dann nicht auch
Verbraucherschützer in den Auf-
sichtsrat, wie es etwa der Grünen-
Politiker Fritz Kuhn fordert?
■ Das ist eine gute Frage. Ich wür-
de es allerdings nicht auf Verbrau-
cherschützer münzen. Wir müssen
darüber nachdenken, wie wir die
Allgemeinheit, die demokratische
Bürgerschaft an den strategischen
Unternehmensentscheidungen be-
teiligen. Wir sehen ja nicht erst bei
Opel und Karstadt, dass unterneh-
merische Entscheidungen einer be-
stimmten Größenordnung direkte
Auswirkungen auf eine Region, ei-
ne Stadt, das Umfeld haben. Wir
haben diese Frage in den Gewerk-
schaften lange nicht mehr disku-
tiert, sollten das aber wieder tun.
■ Die Arbeitgeberverbände (BDA)
und die Industrie (BDI) kritisieren
die Mitbestimmung als nicht mehr
zeitgemäß.
■ Glücklicherweise stellen BDA
und BDI weder die Mehrheit der
Bevölkerung noch die des Parla-
ments. Was nicht mehr in die Zeit
passt, entscheidet keine kleine radi-
kale Minderheit. Erstens. Zweitens
ist die Behauptung von BDA und
BDI falsch. Hätten wir die Mitbe-
stimmung nicht, müssten wir sie
dringend erfinden. Weil die wissens-
basierten Unternehmen der Zu-
kunft nur bestehen können, wenn
sie das Wichtigste, was sie haben,
die arbeitenden Menschen, wirklich
ernst nehmen. Sie brauchen eine
vernünftige Arbeitsumgebung, ein
vernünftiges Einkommen und müs-
sen sich mit der Unternehmensidee
identifizieren können. Das alles er-
reicht man nur, wenn die Menschen
beteiligt werden. Und wer beteiligt
werden soll, will auch mitentschei-
den. Wer also wirklich das Gold in
den Köpfen schürfen will, muss auch
über die Claim-Rechte verhandeln.
BDA und BDI betreiben dagegen
die Restauration. Sie haben von der
zukünftigen, wissensbasierten Ge-
sellschaft, die auf die menschliche
Kompetenz setzt, nichts begriffen.
Ihnen geht es um nackte Macht. •

I m  I n t e r v i e w : D i e t m a r  H e x e l , D G B - B u n d e s v o r s t a n d

BDA und BDI haben nichts begriffen
Gäbe es die Mitbestimmung nicht,
müsste sie erfunden werden: Nur
eine echte Teilhabe der Beschäftig-
ten macht Unternehmen fit für die
wissensbasierte Industriegesell-
schaft der Zukunft. Meint DGB-
Vorstand Dietmar Hexel.

■ Die Angriffe auf die Unterneh-
mensmitbestimmung drängen die
Gewerkschaften in die Defensive.
Macht es nicht Sinn, mit eigenen
Modernisierungsvorschlägen in die
Offensive zu gehen?
■ Die Mitbestimmung modernisie-
ren? Natürlich! Doch wir müssen
insgesamt über die Reform des Ge-
sellschaftsrechts reden. Das heißt
erstens, die Anzahl der Aufsichts-
ratsmandate, die jemand wahr-
nimmt, muss auf drei, höchstens
fünf begrenzt werden. Es gibt auf
Seiten der Anteilseigner Leute, die
haben zehn Mandate und mehr.
■ Und auf Arbeitnehmerseite?
■ Unsere Leute haben in der Regel
zwei, höchstens drei. Zweitens darf
es keinen nahtlosen Wechsel des
Vorstandsvorsitzenden in den Auf-
sichtsrat mehr geben. Weil er sonst
das beaufsichtigt, was er vorher
selbst „angerichtet“ hat.
■ Wie viel Zeit sollte zwischen bei-
den Posten verstreichen?
■ Drei Jahre, schlage ich vor. Dann
wäre die Anstandsfrist gewahrt.
Drittens muss allgemein die Arbeit
im Aufsichtsrat qualitativ verbessert
werden. Auf Seiten der Anteilseig-
ner verstehen nicht alle etwas von
dem Geschäft, das sie beaufsichti-
gen sollen. Unsere Leute dagegen
kennen das Geschäft sehr gut, weil
sie aus dem Unternehmen, der
Branche kommen. Die Schwächen
auf unserer Seite liegen beim The-
ma Managementstrategien.
■ Weitere Änderungsvorschläge?
■ Der Gesetzgeber sollte das pas-
sive Wahlrecht für ausländische Ar-
beitnehmer in den Aufsichtsräten
länderübergreifend tätiger Konzer-
ne ermöglichen. Einige bürokrati-

sche Wahlvorschriften kann man
kippen, damit das Wahlverfahren
abgekürzt wird. Weiterhin ist die
Grenze von 2000 Beschäftigten, ab
der die Mitbestimmung gilt, nicht
zeitgemäß. Die Unternehmen wer-
den kleiner. Außerdem sollten wir
genau im Blick haben, wie sich die
so genannte Verhandlungslösung
für die Europäischen Aktiengesell-
schaften (SE) bewährt. Bekanntlich
kann bei Gründung einer SE über
die Form der Mitbestimmung ver-
handelt werden, und wenn kein Er-
gebnis zustande kommt, gilt die in
den beteiligten Ländern weitest ge-
hende Mitbestimmung. 
■ Die monistische Unternehmens-
verfassung anderer EU-Länder kennt
keinen Vorstand und Aufsichtsrat,
sondern nur einen Verwaltungsrat,
der Geschäftsführung und Aufsicht
vereint. Könntest du dich mit einem
monistischen System anfreunden?
■ Warum nicht? Wir müssen Er-
fahrungen mit dem monistischen
System anderer europäischer Län-
der sammeln. Ich bin allerdings der
Meinung, dass das dualistische ein-
deutig Vorteile hat. Aber man kann
nicht sagen, dass das monistische
nicht funktioniert. 
■ Wo bleibt da die Mitbestimmung?
■ Man kann den Verwaltungsrat
auch paritätisch organisieren. Ich
bin sowieso der Meinung, dass wir
– Stichwort echte Teilhabe – in
dreißig Jahren alle in Leitungsgre-
mien sitzen werden. Das mag für
einige merkwürdig klingen. So wie
es uns heute merkwürdig vor-
kommt, dass es früher Fronarbeit
gab. In spätestens dreißig Jahren
wird es uns erstaunen, dass heutzu-
tage die Arbeitnehmer nicht mehr
Verantwortung tragen und stets
mitentscheiden. Schließlich sind sie
es, die den Laden schmeißen. In der
wissensbasierten Industriegesell-
schaft brauchen wir mehr Arbeit-
nehmersouveränität und mehr Teil-
habe am Sagen – und am Haben.
■ Sollte sich der Aufsichtsrat ins

operative Geschäft einmischen? 
■ Es ist vernünftig, dass der Vor-
stand das Geschäft macht und der
Aufsichtsrat sich mit den Leitlinien
und Zielen des Unternehmens be-
schäftigt. Ich würde es grundsätz-
lich bei der Trennung belassen. Man
muss allerdings regeln, dass der
Aufsichtsrat allen wichtigen Ge-
schäften auch wirklich zustimmen
kann: Wenn man nur Geschäfte ab
einer halben Milliarde Euro für zu-
stimmungspflichtig erklärt, gibt es

nichts mehr mitzubestimmen. Im
Übrigen: Der Zweck eines Unter-
nehmens ist es nicht, Aktionäre
reich zu machen. Das ist der wich-
tigste Streit, den man in jedem Auf-
sichtsrat zurzeit führen muss. 
■ Seine Kontrollfunktion ist weni-
ger wichtig?
■ Er hat – und das ist etwas ganz
Anderes – vor allem Aufsicht zu
führen und Rat zu geben. Er be-
stimmt den Zweck des Unterneh-
mens. Er legt grundsätzlich fest,
welche Investitionen wofür getätigt
werden, welches die wichtigsten
Märkte der Zukunft sein werden,
wie erreicht werden kann, dass die
Beschäftigten gern und engagiert
im Unternehmen arbeiten – und
wie hoch der Gewinn sein muss,
um diese Ziele erreichen zu können.
Außerdem achtet er auf hinrei-
chendes Realkapital im Unterneh-
men und auf ein Klima der Innova-
tion. Er darf diese Themen nicht
dem Vorstand alleine überlassen. 
■ Der Aufsichtsrat definiert also
„gute Unternehmensführung“?
■ Ja. Denn ein Unternehmen ist
nicht nur eine ökonomische Rechen-
einheit, sondern in erster Linie eine
soziale Organisation mit „Eigensinn“.

Dietmar Hexel,
54, ist im 
Geschäfts-
führenden 
DGB-Bundes-
vorstand unter
anderem für
Mitbestimmung
zuständig

www.einblick.dgb.de:
Langfassung des Interviews
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Gleichstellung 
erleichtern

MigrantInnen sind in ihren Ar-
beitsverhältnissen rechtlich den „ein-
heimischen“ KollegInnen gleichge-
stellt.Doch formale Vorgaben müssen
mit Leben gefüllt werden, damit sie
Wirkung zeigen. Einen Beitrag dazu
leisten soll eine Materialsammlung
zum Thema „Nichtdiskriminierungs-
und Gleichstellungspolitik im Be-
trieb“, die das ver.di-Ressort Migra-
tionspolitik herausgegeben hat. Die
Veröffentlichung enthält unter an-
derem einschlägige EU-Richtlinien,
die ILO-Konvention zu Wanderar-
beiterInnen und die Florenzer Er-
klärung der europäischen Sozial-
partner zur Gleichbehandlung am
Arbeitsplatz. •

www.verdi.de 
(Gruppen – ausländische Arbeit-
nehmerInnen/Migrationspolitik)

nisse einer ArbeitnehmerInnenbe-
fragung des WSI zum „familien-
freundlichen Betrieb“ sowie Bei-
spiele guter Praxis aus Unterneh-
men und Kommunen. Die Doku-
mentation gibt’s kostenlos. •

christina.stockfisch@bvv.dgb.de

Konzepte für eine familien-
freundliche Arbeitswelt standen im
Mittelpunkt einer Fachtagung von
DGB, Hans-Böckler-Stiftung und
Bundesfamilienministerium Ende
September in Berlin. Vorgestellt
wurden unter anderem die Ergeb-

tet 3 Euro plus 1 Euro Versand (zehn
Exemplare 29 Euro inkl.Versand). •

Bestellungen Ausgabe Süd-West:
DGB-Jugend Saar
Tel. 0681 / 400 01 24
www.dgb-jugend-saar.de
Ausgabe Berlin-Brandenburg:
Agentur für soziale Perspektiven,
Tel. 030 / 610 76 462

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Wege zu mehr
Wachstum

Die bisherigen Rezepte gegen
die Konjunkturflaute helfen nicht.
Kürzungen bei den Sozialleistungen,
Senkung der Spitzensteuersätze
und allgemeine Lohnzurückhaltung
haben nicht verhindert, dass die 
Arbeitslosenquote auf Dauerhöchst-
stand stagniert und die Binnen-
nachfrage schwächelt. Über „Wege

D G B - J u g e n d

Neonazi-Codes
entschlüsseln

Die Neonazi-Szene operiert 
gerne mit „Geheimcodes“: In Klei-
dungsmarken oder Zahlenkombi-
nationen stecken Verweise auf die
rechtsextreme Gesinnung. Auf 40
Seiten beschreibt und erläutert die
Broschüre „Versteckspiel“ Codes der
Neonazis und der rechten Szene. Im
Auftrag der DGB-Jugend Saar,Rhein-
land-Pfalz, Hessen und Baden-Würt-
temberg hat die Berliner Agentur
für soziale Perspektiven gerade 
eine regionalisierte Ausgabe des
Themenheftes produziert. Das erste
„Versteckspiel“-Heft wurde für die
Region Berlin-Brandenburg zusam-
mengestellt. Bei Interesse und Ko-
operationsbereitschaft erstellt die
Agentur für weitere Regionen spe-
zielle Ausgaben. Die Broschüre kos-

lichen Zuwendungen um zehn Pro-
zent auf etwas über eine Million
Euro reduziert, doch Stadt und DGB
geben eine Bestandsgarantie bis
2007, die mit je gut einer Million
Euro unterfüttert ist.Außerdem ha-
ben Ensembles und Einzelkünstler
dem neuen Leiter Frank Hoffmann
angeboten, in der am 1. Mai 2005
beginnenden Spielzeit zu „modera-
ten“ Gagen zu arbeiten. •

www.ruhrfestspiele.de

Die Zukunft der Ruhr-
festspiele Reckling-

hausen ist mindestens bis zum 60.
Jubiläum im Jahr 2006 gesichert.
Noch im Frühjahr schien die Zukunft
ungewiss. Die Besucherzahlen wa-
ren in der Spielzeit unter Frank Cas-
torf drastisch zurückgegangen, dem
daraufhin von den Gesellschaftern
der Ruhrfestspiele, Stadt Reckling-
hausen und DGB, gekündigt wurde.
Zwar hat das Land NRW seine jähr-

R u h r f e s t s p i e l e

Neue Spielzeit – neues Glück

D o k u m e n t a t i o n

Familienfreundlicher Betrieb

D G B - B i l d u n g s w e r k

Neues
Programm

Die Konferenz „Arbeitsrecht in
der Betriebsrats-Praxis“ von DGB
Rechtsschutz GmbH und DGB-Bil-
dungswerk soll Betriebsräten Hilfen
für die Beratung von KollegInnen
über die Folgen der Hartz-Reformen
geben. Namhafte ExpertInnen infor-
mieren am 2. und 3. Dezember in
Düsseldorf über Hartz IV, Kündi-
gungsschutz und Sozialplan.Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt 700 Euro.
Das komplette Veranstaltungsange-
bot des DGB-Bildungswerks findet
sich im gerade erschienenen Semi-
narprogramm 2005. Die Bandbreite
der Seminare und Workshops reicht
von europäischen Themen über Mi-
gration,Arbeit,Umwelt und Gesund-
heit bis hin zu Multimedia. •

www.dgb-bildungswerk.de

••• ver.di München ruft am 
17. November zum Aktionstag
„Stoppt die Räuber“ auf. In mög-

lichst vielen Betrieben soll vor Ort
mit kreativen Aktionen gegen Ar-
beitszeitverlängerung und Lohnsen-

kung demonstriert werden. Der Tag
endet mit einer Aktionskonferenz,
auf der weitere betriebsübergreifen-
de Aktionen geplant werden. Minis-
terpräsident Edmund Stoiber (CSU)
sieht den Freistaat bei Arbeitszeit-
verlängerungen in einer Vorreiter-
rolle und hatte die Einführung der
42-Stunden-Woche im bayerischen
öffentlichen Dienst als „Durchbruchs-
schlacht für die gesamte Wirtschaft“
bezeichnet. Infos: ver.di Bezirk Mün-
chen, Tel. 089 / 5 99 77 0

••• Der DGB Sachsen-Anhalt
lädt gemeinsam mit dem Institut
für Europäische Forschungen und
Projekte am 24. November zur 
Tagung „Was macht eine Wirt-
schaftsregion erfolgreich?“ nach
Wolfen ein. Statt Standortfaktoren
wie Infrastruktur oder Kostenvortei-
len soll der Ansatz einer stärkeren
Vernetzung von Sozialpartnern,
Verwaltung und Hochschulen dis-
kutiert werden. Infos: Klaus Zim-
mermann, Tel. 0391 / 6 25 03 24

interregio

zu nachhaltigem Wachstum, Be-
schäftigung und Stabilität“ disku-
tieren am 25. November in Berlin
ExpertInnen, GewerkschafterInnen
und PolitikerInnen bei einem ma-
kroökonomischen Kongress von
Hans-Böckler-Stiftung und DGB.
Teilnehmen werden unter anderem
Bundesfinanzminister Hans Eichel,
James K. Galbraith von der Univer-
sity of Texas sowie der Wirtschafts-
weise Peter Bofinger. •

Ralf-Guthoff@boeckler.de
Tel. 0211 / 77 78 123

PROJEKTE UND PARTNER
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Diether Döring, bis April diesen
Jahres Professor für Sozialpolitik an
der Akademie für Arbeit der Uni
Frankfurt/M., teilt das Schicksal der
antiken Kassandra: Er prophezeit
die Wahrheit, seinen Rufen aber
schenkt niemand Glauben. Schon
vor neun Monaten, bei der öffentli-
chen Anhörung zum so genannten
Renten-Nachhaltigkeitsgesetz, ließ
der Rentenexperte die Bombe plat-
zen: Seinen Berechnungen zufolge
sackt das Bruttorentenniveau bis
2030 auf 33 Prozent ab. Anders
ausgedrückt: Die ArbeitnehmerIn-
nen von heute können im Alter nur
mit einem Drittel ihres Einkommens
rechnen.

Viel mehr als die Sozialhilfe ist
für die künftigen RentnerInnen also
nicht drin – und das nach 40 Jah-
ren Beitragszahlung. Im öffentli-
chen Bewusstsein ist eine ganz an-
dere Zahl: das Nettorentenniveau
von 67 Prozent nach 45 Versiche-
rungsjahren.

In Expertenkreisen werden Dö-
rings Berechnungen nicht ernsthaft
bestritten. Dass die rot-grüne Ren-
tenpolitik trotzdem keinen Auf-
schrei auslöst, erklärt Döring so:
„Ihre Wucht ist zwar größer als die
von Hartz IV, sie wird aber nicht
schlagartig umgesetzt, sondern
scheibchenweise.“

Dafür sorgt vor allem das – zwi-
schenzeitlich in Kraft getretene –
Gesetz zur Sicherung der nachhalti-
gen Finanzierungsgrundlagen der
gesetzlichen Rentenversicherung
(RV-Nachhaltigkeitsgesetz), ein zen-
traler Punkt der Agenda 2010.
Danach richtet sich künftig die
Rentenanpassung im Wesentlichen
nach dem Verhältnis von Beitrags-

zahlern und Rentnern: Sinkt die
Zahl der Beitragszahler, sinkt auch
die Rentenanpassung – und umge-
kehrt. Letzteres ist jedoch blanke
Theorie. 1960 kamen auf fünf Be-
schäftigte ein Rentner, 2030 wer-
den es nur noch zwei sein.

Das alles wäre nicht so drama-
tisch, hätte die deutsche Alters-
sicherung keine Achillesferse: die
betriebliche Altersversorgung.

Während im benachbarten Aus-
land die Betriebsrente 20 bis 30
Prozent der Gesamtrente aus-
macht, beträgt ihr Anteil in
Deutschland nur fünf Prozent. Das
sind zwar Zahlen aus 1999, we-
sentlich verbessert haben dürften
sie sich bis heute aber nicht.

Obwohl seit 1. Januar 2002 je-
der Arbeitnehmer und jede Arbeit-
nehmerin einen Rechtsanspruch
darauf hat, einen Teil seines/ihres
Einkommens auf ein Betriebsren-
tenkonto fließen zu lassen (Entgelt-

umwandlung), bestehe zwischen
diesem Angebot und der Nachfrage
„ein deutliches Missverhältnis“,
hat der Frankfurter Sozialwissen-
schaftler Sven Dietrich festgestellt,
der zurzeit im Auftrag der Hans-
Böckler-Stiftung die betriebliche 
Altersversorgung in der Metall- und
Elektroindustrie untersucht.

Im Herbst 2005 wird die Bun-
desregierung erstmals über die Ver-
breitung der Betriebsrente berichten.
Zu erwarten ist ein Negativ-Bericht.
Die IG Metall diskutiert deshalb jetzt
schon Möglichkeiten, die Betriebs-
rente zu fördern. Sie hat Gesamt-
metall bereits vorgeschlagen, den
Tarifvertrag über vermögenswirksa-
me Leistungen, der Anfang 2005
ausläuft, künftig auch für die be-
triebliche Altersvorsorge nutzbar zu
machen; dieser einzige bundesweit
geltende Tarifvertrag der IG Metall
sieht eine monatliche Zahlung von
26,59 Euro vor.

Im Gespräch ist zudem „ein
doppeltes Obligatorium“, so Wolf-
gang Schroeder, Leiter des IG Me-
tall-Bereichs Sozialpolitik. Danach
wäre eine betriebliche Altersvor-
sorge sowohl für den Arbeitgeber
als auch für den Arbeitnehmer ver-
pflichtend. Letzteres ist heikel. Denn
ursprünglich sollte auch die Riester-
Rente Pflicht sein. Das scheiterte
nicht zuletzt am Widerstand der
Bild-Zeitung. Das Blatt denunzierte
das Vorhaben von Bundesarbeits-
minister Walter Riester seinerzeit
als „Zwangsrente“. Und damit war
es politisch tot.

Eine andere, in Expertenkreisen
diskutierte – softe – Möglichkeit,
die Schwelle zum Vertragsabschluss
zu senken, ist das so genannte Opt-
out-Modell: Danach wären Arbeit-
geber und Arbeitnehmer beim Ab-
schluss eines Arbeitsvertrages zur
Entgeltumwandlung verpflichtet –
der Arbeitnehmer könnte aber nach
Ablauf einer gewissen Zeit auch
wieder aus der Altersvorsorge aus-
steigen. •

Die gesetzliche Rente verliert 
dramatisch an Bedeutung, die 
betriebliche gewinnt – ein 
bisschen. Zu wenig, um für 
Normalverdiener die Gefahr 
der Altersarmut zu bannen. 
Gegensteuern tut deshalb Not.

„Leever cash 
en der Täsch“

Gründe für die mangelhafte

Verbreitung der betriebli-

chen Altersvorsorge gibt es

viele. Zum einen fehlt das

Bewusstsein für die Not-

wendigkeit der Vorsorge, die

so genannte Versorgungs-

lücke wird unterschätzt; zum

anderen wirkt der Slogan

von CDU/CSU („Die Rente 

ist sicher“) nach, das heißt

die Leistungsfähigkeit der

gesetzlichen Rente wird

chronisch überschätzt. 

Manchen ist die Qual der

Wahl zu groß: Wie viel soll

ich in meine Zusatzvorsorge

investieren? Soll ich betrieb-

lich oder privat vorsorgen?

Für welches Vorsorgepro-

dukt, für welchen Anbieter

soll ich mich entscheiden?

Die alte Werbe-Regel „keep

it simple“ wird missachtet,

die Komplexität der Ent-

scheidung – gepaart mit

mangelhafter Beratung –

wirkt erschlagend, hat das

Marktforschungsinstitut 

psychonomics, Köln, fest-

gestellt. 

Anderen fehlt für die zusätz-

liche Vorsorge schlicht das

Geld. Und das Interesse der

meisten Beschäftigten an 

einer Betriebsrente ist im

Vergleich zur Barvergütung

gering: Sie haben es „leever

cash en der Täsch“, resü-

miert Peter Doetsch, gebür-

tiger Kölner und Vorstands-

mitglied der Soka-Bau, der

Zusatzversorgungskasse 

des Baugewerbes.

B e t r i e b l i c h e  A l t e r s v o r s o r g e

Die völlige Freiwilligkeit bringt’s nicht

Nur vier von zehn Arbeitnehmer-
Innen haben eine Betriebsrente.
Notwendig wäre eine flächen-
deckende Verbreitung. Sonst droht 
Altersarmut, ein nicht nur individu-
elles Problem: Ihre Bekämpfung 
ginge auf Kosten der Allgemeinheit.

Nicht einmal jeder Zweite
Verbreitung und Höhe der
Betriebsrente 2003

©
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Eine betriebliche Altersversorgung
haben in der Privatwirtschaft
(in Prozent)*

in Westdeutschland
Männer
Frauen

in Ostdeutschland
Männer
Frauen

Verbreitung nach Betrieben
West

Ost

Monatliche Bruttorente (in Euro)**
Männer
Frauen

West
Ost

*Infratest Sozialforschung, München
**Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung,
    Berlin

48
41

25
29

36
30

473
313

411
214
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Auch kleine und mittelständi-
sche Unternehmen (KMU) können
ihre Personalpolitik familiengerecht
gestalten. Das zeigen die Beispiele
aus Unternehmen, die im Rahmen
eines DGB-Projektes für KMU ent-
wickelt wurden. Bei dem im Som-
mer 2003 gestarteten und von der
BGAG-Stiftung Walter Hesselbach
geförderten Projekt unterstützen
erfahrene BetriebsberaterInnen Be-
triebsräte und Unternehmensleitun-
gen dabei, betriebliche Lösungen
für eine bessere Vereinbarkeit von
Beruf und Familie zu erarbeiten. Das
müssen nicht wie in den großen
Vorzeigeunternehmen Hunderte von
Arbeitszeitmodellen oder eine eige-
ne Kindertagesstätte sein. Dafür
sind KMU eher als Großbetriebe in
der Lage, die Maßnahmen genau
auf die Bedürfnisse der Beschäftig-
ten anzupassen.

So hat die Firma Hanning &
Kahl, ein Metallbetrieb mit knapp
300 MitarbeiterInnen im ostwestfä-

lischen Oerlinghausen, ihren Mitar-
beiterservice „HAKAfit“ um Bau-
steine zur Vereinbarkeit von Beruf
und Familie erweitert. Was die Fir-
ma den Beschäftigten an Service-
Dienstleistungen bietet, sucht sei-
nesgleichen – von der Rückenschu-
lung über Beratung in Rechts-, Ren-
ten- oder Steuerfragen bis hin zu
Botendiensten.

Unterstützt durch BeraterInnen
von der ISA Consult GmbH wurde
eine Materialbox entwickelt, die 
alles Wissenswerte zu Anbietern von
Betreuungsangeboten für Kinder
oder pflegebedürftige Angehörige
in der Region bereit hält. „Bei Fra-
gen rund um Pflege und Kinderbe-
treuung werden die Beschäftigten
nun kompetent beraten oder ihnen
Kontakte zu Betreuungseinrichtun-
gen vermittelt“, so der Betriebs-
ratsvorsitzende Lothar Specht.

Beim Fruchtsaftproduzenten
EMIG in Calvörde, Sachsen-Anhalt,
wurde der betriebliche Bedarf in

Sachen Work-Life-Balance in je 
einem Workshop für Beschäftigte
und Führungskräfte ermittelt. Zen-
trale Frage in dem Unternehmen
mit rund 320 Beschäftigten sei vor
allem, so der Betriebsratsvorsitzen-
de Thomas Michaelis, wie sich die
Anforderungen eines Schichtsystems
mit den Bedürfnissen von Eltern
nach flexibler Arbeitszeit vereinbaren
lassen. Einig sind sich Betriebsrat
und Geschäftsleitung, dass die Be-
schäftigten mit individuellen Lösun-
gen für Betreuungsprobleme unter-
stützt werden sollen.

Eine gute Vereinbarkeit von Job
und Familie wurde in die Unterneh-
mensziele aufgenommen, eine Mit-
arbeiterInnenbefragung zur Arbeits-
zeit ist geplant.Auch eine Betriebs-
vereinbarung zum Thema ist in der
Mache, sie soll noch im November
auf einer Betriebsversammlung vor-
gestellt werden. •

Infos zum DGB-Projekt: 
maria.kathmann@bvv.dgb.de

Die Gewerkschaft 
ver.di will wegen der 
geplanten Schließung

von 105 der 503 Bundes-
wehrstandorte den Tarifver-
trag für die Zivilbeschäftig-
ten nachbessern. Dessen
Laufzeit soll über das Jahr
2010 hinaus verlängert wer-
den. Zudem fordert ver.di
mehr Geld für Härtefälle
und bei Abfindungen.

Die IG BAU hat in Nie-
dersachsen-Bremen zu 
„Wochen der Unruhe“

aufgerufen, um gegen den
geplanten Ausstieg des 
dortigen Baugewerbever-
bandes aus der Tarifgemein-
schaft des Deutschen Bau-
gewerbes zu protestieren.
Mit spontanen Baustellen-
versammlungen sollen die
Beschäftigten zum „Kampf
um den Flächentarifver-
trag“ motiviert werden. 

Der TRANSNET-Vor-
sitzende Norbert 
Hansen will bei-

trittswilligen Arbeitneh-
merInnen als Einstieg eine
Mitgliedschaft im DGB 
ermöglichen. Die häufig 
unklaren Zuständigkeiten
der Einzelgewerkschaften
erschwerten vielen einen
Zugang zur Gewerkschaft.

Der DGB lehnt eine 
mögliche Verschie-
bung der Zuständig-

keit für das Beamtenrecht
auf die Länder ab. Entspre-
chende Vorschläge hatte
die gemeinsame Föderalis-
muskommission von Bund
und Ländern gemacht. 
Der DGB befürchtet, dass 
finanzschwache Länder dem
drohenden Wettbewerb um
die „besten Beamten“ nicht
standhalten könnten.

kurz&bündig H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

WSI erhält
Zwillingsinstitut 

Die Hans-Böckler-Stiftung (HBS)
wird ab Januar 2005 ein eigenes
Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung aufbauen. Di-
rektor des Instituts soll Gustav Horn
werden, der in den vergangenen vier
Jahren den Bereich Konjunkturfor-
schung am Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin
geleitet hat. Ob Horn, der als einer
der renommiertesten keynesianisch
orientierten Wirtschaftswissenschaft-
ler in Deutschland gilt, weitere Kon-
junkturforscherInnen des DIW in
das neue Institut folgen, ist noch
nicht entschieden.

Verstärkt werden soll das neue
Institut außerdem durch drei Wis-
senschaftler des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts

(WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung,
die bereits im Bereich Makroökono-
mie arbeiten. Das sieht ein Konzept
vor, dem das Kuratorium der HBS
bereits zugestimmt hat. Die Ent-
scheidung des Vorstands stand bei
Redaktionsschluss dieser Ausgabe
noch aus.

Das neue Institut erhält einen
Jahresetat von einer Million Euro.

Es soll unabhängig von politischen
Zielvorgaben der Gewerkschaften
arbeiten und auch Forschungsauf-
träge von anderen politischen Insti-
tutionen und Verbänden bearbeiten
können. Mit dem neuen Institut
wollen die Gewerkschaften der
nachfrageorientierten Ökonomie in
der öffentlichen Debatte mehr
Gehör verschaffen. •

D G B - P r o j e k t  f ü r  K M U

Familienfreundlichkeit ist machbar

Wer verdient was? Seit
Anfang November steht
der Fragebogen des 
neuen Internetportals
www.lohnspiegel.de im Netz (einblick 18/2004). Bis zum Frühjahr
wollen die Initiatoren der kostenlosen online-Auskunft genug Daten
gesammelt haben, um verlässliche Aussagen über die tatsächlich 
gezahlten Einkommen in allen Branchen und Berufen geben zu können.
Koordiniert wird das Internetportal, an dem Forschungsinstitute und
Gewerkschaften aus neun europäischen Ländern beteiligt sind, in
Deutschland vom Tarifarchiv des WSI. Damit die Datenbank ein Erfolg
wird, müssen möglichst viele ArbeitnehmerInnen ihr eigenes 
Einkommen in anonymisierter Form in ein Formular eingeben.
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Wehklagen von Unternehmensvertretern, die
Mitbestimmung sei ein wirtschaftsfeindliches Inves-
titionshemmnis, sind nicht zum ersten und wohl
auch nicht zum letzten Mal zu hören. Berechtigt sind
sie dennoch nicht. Trotz eines weltweit rückläufigen
Trends konnte Deutschland 2002 seine Investitionen
aus dem Ausland von 33,9 Milliarden um zwölf 
Prozent auf 38,1 Milliarden US-Dollar steigern. Nach
einer Studie lag Deutschland damit im EU-Vergleich
vorn und weltweit auf Rang fünf. Wie man ange-
sichts solcher Zahlen zu der Einschätzung
gelangen kann, die Mitbestimmung sei ein
Hemmschuh für ausländische Investitio-
nen in Deutschland oder gar ein „Irrtum
der Geschichte“, ist nicht nachvollziehbar.

Im Gegenteil: Die Mitbestimmung hat in der 
Geschichte der Bundesrepublik wesentlich dazu bei-
getragen, den sozialen Frieden zu wahren. Dieser so-
ziale Frieden ist das Fundament, auf dem eine starke
Wirtschaft gedeihen kann. Dank der Mitbestimmung
wurde der notwendige Strukturwandel sozialver-
träglich ausgestaltet. Arbeitnehmervertreter haben
in Aufsichtsräten Verantwortung für das Unterneh-
men getragen und die Interessen der Beschäftigten
gewahrt. Die Mitbestimmung ist ein Grundpfeiler
unserer Sozial- und Wirtschaftsordnung, der sich 
in jahrzehntelanger Praxis bewährt hat. Nicht zu-
letzt ist sie gelebte Demokratie in den Be-
trieben. Deshalb tritt die Bundesregierung
weiter für die Mitbestimmung ein.

Sozialer Frieden in den Unternehmen

Mitbestimmung ist wichtig, wenn es darum geht,
Veränderungen in Unternehmen abzufedern, sie zu
moderieren und an die Belegschaft zu vermitteln.
Sie führt zu tragfähigen Entscheidungen
im Konsens. Diese Funktion ist in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten besonders
wichtig. Nur so können auch die Beschäftigten 
ihre Ideen und Interessen in den Entscheidungspro-
zess zum Wohl des Unternehmens einbringen.

Begonnen hat dies mit der 1951 eingeführten
Montanmitbestimmung, die der demokratischen
Kontrolle der deutschen Rüstungsindustrie in der
Nachkriegszeit diente. Heute steht die deutsche
Wirtschaft vor anderen, nicht weniger schwierigen
Herausforderungen. Unternehmerische Standortent-

scheidungen, Fusionen, Unter-
nehmensaufspaltungen oder
Strategieveränderungen sind
nicht durch die Mitbestimmung
verhindert, sondern häufig zum
Wohl der Beschäftigten und
damit auch des Unternehmens
optimiert und sozial abgefedert
worden.

Nicht zuletzt wirkt die
Mitbestimmung motiva-
tionsfördernd. So haben mit-
bestimmte Unternehmen einen
stabileren Stamm zufriedener

Beschäftigter – und motivierte Beschäftigte sind un-
verzichtbar für den Unternehmenserfolg. Außerdem
gibt es in mitbestimmten Unternehmen weniger
Kündigungen. Die Bereitschaft, in firmenspezifisches
Know-how zu investieren und sich mit dem Unter-
nehmen zu identifizieren, ist in mitbestimmten Un-
ternehmen größer.

Kein Standortnachteil

Wer behauptet, ausländische Investoren würden
verschreckt, weil Unternehmensentscheidungen in
Deutschland nicht ausschließlich unter dem Aspekt des
Shareholder-Value getroffen werden, der irrt. Nicht
nur die eingangs zitierten Zahlen der Auslandsinves-
titionen stehen dagegen.Von etwa 800 mitbestimm-
ten Unternehmen in Deutschland gehören rund 30
Prozent unmittelbar oder mittelbar zu ausländischen
Konzernen, darunter Nestlé, Coca Cola, General Mo-
tors, Ford, AMD oder Intel. Ganz so abschreckend
kann die deutsche Unternehmensmitbestimmung
auf ausländische Investoren also nicht wirken.

Ausländische Manager haben ganz offensicht-
lich kein Problem mit der Mitbestimmung, weil für
sie andere Faktoren wie Marktgröße und Markt-
dynamik, eine gute Infrastruktur und qualifizierte 
Arbeitskräfte ausschlaggebend sind.

Statt die Mitbestimmung schlecht zu
reden, sollten wir gemeinsam dafür arbei-
ten, dass im Interesse von Unternehmern
und Beschäftigten Deutschland auch in Zu-
kunft ein attraktiver Investitionsstandort
bleibt. Jede und jeder sollte dabei seine Verant-
wortung kennen. •

Die Mitbestimmung ist Teil des Fundaments, auf dem eine starke Wirtschaft gedeihen
kann. Sie schlecht zu reden, erhöht die Attraktivität des Standorts Deutschland nicht.
Meint Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (SPD). 

Rot-Grün pro
Mitbestimmung

Seit 1998 setzt sich die rot-

grüne Bundesregierung für

die Arbeitnehmermitbestim-

mung ein – national wie 

international. So hat sie in

den Verhandlungen zur 

Europäischen Gesellschaft

(SE = Societas Europae) das

deutsche Mitbestimmungsni-

veau erfolgreich verteidigt. 

Ziel von Rot-Grün war es, 

sicherzustellen, dass die 

Mitbestimmung nicht ausge-

hebelt werden kann, wenn

Unternehmen aus verschie-

denen europäischen Ländern

gemeinsam eine SE gründen.

Bei Gründung einer SE muss

nun zuerst mit den Arbeit-

nehmervertreterInnen ver-

handelt werden. Können

sich Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer nicht einigen,

kommt grundsätzlich die

Mitbestimmung aus dem Un-

ternehmen zur Anwendung,

die am weitesten geht.

Derzeit wird in Brüssel die

EU-Fusionsrichtlinie verhan-

delt, die grenzüberschreiten-

de Zusammenschlüsse von

Unternehmen regeln soll.

Die Bundesregierung hat 

im März 2004 einen eigenen

Vorschlag zu dem in Brüssel

diskutierten Entwurf der

Richtlinie vorgelegt. Sie

schlägt vor, die für die 

Mitbestimmung in der SE 

gefundene Verhandlungs-

lösung auch bei grenzüber-

schreitenden Fusionen zu

übernehmen. 

Die Juristin 
Brigitte Zypries,
50, ist seit Okto-
ber 2002 Bundes-
ministerin für 
Justiz.

A r b e i t n e h m e r m i t b e s t i m m u n g

Ein Erfolgsmodell mit Zukunft
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DGB Hessen – Thü-
ringen, Diskussion „Mehr Soziale
Sicherheit für Frauen“, Frankfurt/M.

DGB Sachsen-An-
halt und Institut für Europäische
Forschungen und Projekte, Tagung
„Was macht die Wirtschaftsregion
erfolgreich?“,Wolfen

DGB Niedersach-
sen–Bremen–Sachsen-Anhalt,
Tagung „Die Standortdebatte: My-
thos und Realität“, Hannover

Hans-Böck le r-
Stiftung, Kongress „Wege zu nach-
haltigem Wachstumt“, Berlin

WSI-Herbstforum
2004 „Gute Arbeit – schlechte Ar-
beit. Für eine neue Diskussion zur
Qualität der Arbeit“, Berlin

GEW, Forum „Die
LehrerInnenbildung auf dem Prüf-
stand der OECD“, Bielefeld

26./27.11.

25./26.11.

25.11.

25.11.

24.11.

23.11.

14TAGE

8

20/04

Hans-Böck le r-
Stiftung, Aktion „Pro Mitbestim-
mung“, Berlin

DGB, Schöneber-
ger Forum „Männer und Frauen im
öffentlichen Dienst – Arbeiten im
Spannungsverhältnis von Lebens-
zeit-, Laufbahn-, und Leistungsprin-
zip“, Berlin

DGB und Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Konferenz „Ein-
wanderungs- und Integrationspoli-
tik unter der Lupe“, Berlin

IG Metall, Fachta-
gung „Zukunft der Unternehmens-
mitbestimmung“, Dortmund

Arbeitskammer
des Saarlandes, Saarländische Ar-
mutskonferenz, Saarbrücken

IG Metall,Vertrau-
ensleutekonferenz „Eine andere Ar-
beitswelt ist möglich“, Sprockhövel

18.-20.11.

17.11.

17.11.

17.11.

16./17.11.

16.11.
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••• Norbert Hansen, 52, ist
vom Gewerkschaftstag von TRANS-
NET als Vorsitzender seiner Ge-
werkschaft wiedergewählt worden.
Neben den beiden stellvertreten-
den Vorsitzenden Regina Rusch-
Ziemba, 49, und Lothar Krauß,
48, hat der Gewerkschaftstag erst-
mals auch die bislang vom Beirat
gewählten drei weiteren Vorstands-
mitglieder, Alexander Kirchner,
48, Wolfgang Zell, 53, und
Karl-Heinz Zimmermann, 53,
in ihren Ämtern bestätigt.
••• Jutta Blankau, 50, Tarifse-
kretärin des IG Metall-Bezirks Küs-
te, ist ab dem 1. Januar Leiterin des
Bezirks. Mit Jutta Blankau, die dem
langjährigen Bezirksleiter Frank

Teichmüller, 61, folgt, steht erst-
mals eine Frau an der Spitze eines
IG Metall-Bezirks. Armin Schild,
43, seit 2001 Leiter des Funktions-
bereichs Tarifpolitik der IG Metall,
übernimmt am selben Tag die Lei-
tung des IG Metall-Bezirks Frank-
furt. Schild folgt Klaus Mehrens,
61, der den Bezirk sieben Jahre 
geleitet hat. Das hat der Vorstand
der IG Metall am 8. November be-
schlossen.
••• Dieter Wesp, 51, Sachbear-
beiter im Bereich Internet/Extranet
der IG Metall, ist seit dem 1. Okto-
ber Leiter des neuen Ressorts On-
linemedien der IG Metall. Das Res-
sort ist dem Bereich 1.Vorsitzender
zugeordnet.

personalien

Schlusspunkt●

Der Kabarettist Volker Pispers in der WDR-Sendung Mitternachtsspitzen
vom 6. November

„Wer dem Rogowski länger zuhört, glaubt hinterher noch,
dass vom Rasieren die Haare wachsen.“

LOHNQUOTE: Wirtschaftsinstitute erwarten weiteren Rückgang
Die Lohnquote, der Anteil der Arbeit-
nehmerInnen am Einkommen der 
Volkswirtschaft, wird 2005 weiter 
sinken, auf 68,9 Prozent. Das haben die
Wirtschaftsforschungsinstitute in 
ihrem Herbstgutachten vorausgesagt.
Ursache des Rückgangs sind nach einer
Analyse der IG Metall vor allem geringe
Lohnsteigerungen. Während der Ver-
teilungsspielraum aus Produktivitäts-
anstieg und Preissteigerungsrate 
zwischen 2003 und 2005 um 7,4 Prozent
wachsen soll, dürften die Tariflöhne 
nur um 3,8 Prozent steigen. ©
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Anteil der Arbeitnehmereinkommen am Gesamteinkommen der Volkswirtschaft 1991 – 2005 (in Prozent)

* Prognose des Herbstgutachtens der Wirtschaftsforschungsinstitute
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Quelle:  IG Metall-Herbstanalyse, Teil 1: Gesamtwirtschaftliche Wachstumsaussichten 2004/2005, November 2004; Statistisches Bundesamt
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Wer in die Medien will, muss
die Klaviatur des „Agenda Setting“
beherrschen. Wie man über einen
selbst kreierten Anlass Stimmung
gegen den Sozialstaat machen kann,
will die vom Arbeitgeberverband
Gesamtmetall finanzierte „Initiati-
ve Neue Soziale Marktwirtschaft“
Ende November erneut unter Beweis
stellen. Dann wird zum zweiten
Mal der von Ihr gekürte „Reformer
des Jahres“ und der „Blockierer
des Jahres“ präsentiert.

Ermittelt werden die Preisträger
durch ein Wahlverfahren in Form 
einer „gelenkten Demokratie“. Die
Hälfte der Stimmen dürfen die Le-
serInnen der FAZ-Sonntagszeitung
abgeben, die andere Hälfte wird
von einer durch die Initiative beru-
fene Jury beigesteuert.

2003 fiel die Wahl zum Blockie-
rer des Jahres auf den IG Metall-
Vorsitzenden Jürgen Peters. Öffent-
lich abgestraft wurden von der Ini-
tiative aber auch der Vorsitzende
der Arbeitsgemeinschaft für Arbeit-
nehmerfragen in der SPD, Ottmar
Schreiner (2. Platz), sowie der Vor-
sitzende der Christlich-Demokra-
tischen Arbeitnehmerschaft, Her-
mann-Josef Arentz (4. Platz).

Auf wen die Wahl in diesem Jahr
fällt, stand bis Redaktionsschluss
noch nicht fest. Entscheiden durften

die FAZ-LeserInnen diesmal zwi-
schen Hans Eichel („verletzt den
EU-Stabilitätspakt“, so eine Wahl-
empfehlung der Initiative), Oskar
Lafontaine („erfolgreicher Verzöge-
rer der Agenda 2010“), Werner
Müller („gefährdet mit Subventio-
nen für alte Industriestrukturen die
Zukunftsfähigkeit des Landes“)
Andrea Nahles (ist „für die Bürger-
versicherung“), Manfred Richter-
Reichheim („Die Lobby der Ärzte ist
aus Beton“), und Horst Seehofer.
Der wegen seiner Kritik am Reform-
kompromiss von CDU und CSU ge-
schasste Gesundheitsexperte ist zum
zweiten Mal dabei. 2003 landete er
auf Platz drei der Blockierer. Mit sei-
nen Argumenten auseinandersetzen
will sich die Initiative nicht. Statt
dessen heißt es in der Wahlempfeh-
lung:„Was der Individualist Seehofer
treibt, weiß niemand“. Dass nicht
einmal die – mehrheitlich konser-
vativ eingestellten – LeserInnen der
FAZ entscheiden dürfen, wen sie als
Modernisierer und wen als Blockie-
rer wählen wollen, rundet das Bild
ab. Für beide Kategorien gibt es 
getrennte Kandidatenlisten.

Dass die Initiative trotz ihrer
leicht zu durchschauenden Struktu-
ren ein ernst zu nehmender Akteur
der politischen Meinungsbildung
ist, zeigt eine bereits im August 
erschienene Studie des Berliner 
Politikwissenschaftlers Rudolf Speth
(einblick 16/2004). Sie sei vor allem
deshalb wirkungsvoll, so Speth,
weil sich ihre Geldgeber im Hinter-
grund halten. Gemanagt wird die
Initiative von einer Werbeagentur.
Nach den Regeln des Produktmar-
ketings – nur dass es diesmal um
den Abbau des Sozialstaats geht. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

www.terredesfemmes.de
Kampagne „Nein zu 
Gewalt an Frauen“

21/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 29.11.2004

Kerstin Müller, grüne 
Staatssekretärin im 

Auswärtigen Amt, will „eine
weltweite Konvention gegen
das Klonen menschlicher Zel-
len“ durchsetzen. Die Bundes-
regierung reagiert so auf das
Scheitern der Bemühungen 
um ein weltweites Klonverbot.

+ Der ehemalige Vorsit-
zende des deutschen

Richterbundes und heutige
sächsische Justizminister Geert
Mackenroth (CDU) fordert eine
Gerichtsgebühr. Sie soll „Pro-
zesshansel abschrecken“. 
Einige „beanspruchen die 
Justiz missbräuchlich“.

-
plusminusBERLIN

_____________ _____

Konservativ-neoliberale 
Attacke
Die CDU/CSU will weitere 

Arbeitnehmerrechte 

abschaffen. Tarifverträge 

und Kündigungsschutz sind 

gefährdet

_____________ _____

Quittung für 
richtungslose Werkelei
Weil die Politik Angst vor 

Reformen hat, scheitern 

Deutschlands SchülerInnen 

auch beim neuen PISA-Test

_____________ _____

Dienstleistungen im 
EU-Binnenmarkt
Der Kommissionsentwurf einer 

EU-Dienstleistungsrichtlinie 

muss vom Kopf auf die Füße 

gestellt werden, meint DGB-

Expertin Karin Alleweldt

Seite 7

Seite 5

Seite 3
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W a h l  z u m  B l o c k i e r e r  d e s  J a h r e s

Mit Stigmatisierung Druck machen

Die vom Arbeitgeberverband 
Gesamtmetall finanzierte Initiative
Neue Soziale Marktwirtschaft ist
nicht die einzige PR-Kampagne, 
die Stimmung für einen Umbau 
des Sozialstaats macht. Aber sie 
ist neben dem Bürgerkonvent die
einzige Kampagne, die auf 
größere Medienresonanz stößt.

Stimmungsmache für
den Sozialabbau
Erwähnung politischer
PR-Kampagnen in Printmedien
(1. Mai – 10. November 2003)
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Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft

Quelle: Rudolf Speth,
Die politischen Strategien
der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft, Studie im
Auftrag der Hans-Böckler-
Stiftung, August 2004
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Power durch Betriebsrats-
Netzwerke. Der sechste 
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Gewerkschaften
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Das Konzept, die Arbeitszeit der
Beschäftigten ohne Lohnausgleich
zu reduzieren, um bestehende Ar-
beitsplätze zu sichern, spaltet die
Belegschaften der Betriebe. Das
zeigt eine Mitte September veröf-
fentlichte Umfrage der Gewerk-
schaft ver.di zur Arbeitszeitpolitik.
An ihr hatten sich 25 000 Mitglie-
der beteiligt, 21 000 davon abhän-
gig Beschäftigte.

45 Prozent der Befragten sind
bereit, eine zeitweilige Reduzierung
von Arbeitszeit und Einkommen zu
akzeptieren, wenn dadurch Arbeits-
plätze gesichert werden. 44 Pro-
zent sind dagegen. Groß ist der 
Widerstand gegen eine Arbeitszeit-
reduzierung mit Lohnverzicht in
den unteren Einkommensgruppen.
52 Prozent der Beschäftigten mit
einem Nettoeinkommen von bis zu
1250 Euro sind gegen einen vorüber-
gehenden Lohnverzicht. Bei einem
Nettoeinkommen von mindestens
2200 Euro gilt das nur für 38 Pro-
zent der Beschäftigten. Weniger
wichtig ist hingegen die Tatsache,

U m v e r t e i l u n g  v o n  A r b e i t  

Branchenstimmung entscheidend

dass im eigenen Betrieb in der
nächsten Zeit mit Personalabbau zu
rechnen ist. 47 Prozent der dort Be-
schäftigten sind zu einer Arbeits-
zeitreduzierung mit Einkommens-
verzicht bereit, 43 Prozent sind 
dagegen – nur unwesentlich mehr
als Unternehmen ohne unmittel-
bar bevorstehenden Personalabbau.
Wichtig für die Bereitschaft zum
vorübergehende Arbeitszeitverzicht
ist hingegen die „Stimmung in der
Branche“. So sind 60 Prozent der
Beschäftigten im Kredit- und Versi-
cherungsgewerbe und sogar 61
Prozent der befragten Arbeitneh-
merInnen im Verlagssektor notfalls
zu einer Reduzierung der Arbeits-
zeit bereit, aber nur 32 Prozent der
Beschäftigten im Einzelhandel.

Die wichtigsten Ergebnisse der
Befragung, die einer Weiterent-
wicklung der Arbeitszeitpolitik von
ver.di dienen soll, hat die Gewerk-
schaft als Buch präsentiert: Frank
Bsirske u.a. (Hrsg.) „Es ist Zeit. Log-
buch für die ver.di-Arbeitszeitinitia-
tive“ (VSA-Verlag, 16,80 Euro). •

■ Wirtschaftsminister Wolfgang Clement
(SPD) hat dich in den Ombudsrat zur Arbeits-
marktreform berufen.Was sind deine 
persönlichen Erwartungen? 
■ Zunächst einmal ist wichtig, dass der Ombuds-
rat nicht, wie in Teilen der Öffentlichkeit unter-
stellt, der grundsätzlichen Kritik an der Hartz-Re-
form dient. Deren Ziele teile ich ausdrücklich.
Aber wir werden genau beobachten, wo es Feh-
ler bei der Umsetzung gibt, um den Betroffenen
zu helfen und um die Regierung zu beraten.
■ Gibt es Bereiche, in denen du bereits jetzt
Korrekturen für notwendig hältst?

■ Dazu ist es noch zu früh, der Ombudsrat
nimmt ja erst am 1. Dezember seine Arbeit auf.
Aber wenn wir auf Grund der Eingaben der 
Betroffenen auf Bereiche stoßen, in denen sich
die Fehler bei der Anwendung der neuen Ar-
beitsmarktgesetze häufen, werden wir hierfür
Korrekturvorschläge machen. 
■ Die Gewerkschaften haben kritisiert, dass
Beschäftigte, die nach vielen Jahren Berufstä-
tigkeit ihre Arbeit verlieren, bereits nach einem
Jahr genauso behandelt werden wie diejenigen,
die nie gearbeitet haben. Teilst du diese Kritik?
■ Auch diese Frage werden wir uns genau an-

sehen. Meiner Meinung nach muss jeder, der ar-
beiten kann, sich um Arbeit bemühen. Auch das
ist eine Frage der Solidarität. Aber wir müssen
prüfen, ob es beim Übergang auf das neue Ar-
beitslosengeld II Ungerechtigkeiten denjenigen
gegenüber gibt, die lange Beitragszahler waren.
■ Gibt es weitere Punkte, die du dir kritisch
ansehen willst?
■ Der Ombudsrat wird nicht nur Einzelfälle
behandeln. Sondern wir werden vor allem be-
obachten, ob es in bestimmten Regionen, bei
bestimmten Branchen oder Altersgruppen oder
in Bezug auf bestimmte Gruppen, wie Frauen,
Männer oder Jugendliche, eine Häufung gleich-
artiger Einsprüche gibt. Wenn wir feststellen,
dass diese Einsprüche auf einen Webfehler im
System zurückzuführen sind, werden wir dem
Wirtschaftsminister und der Öffentlichkeit ge-
genüber Korrekturvorschläge machen.

Am 1. Dezember nimmt der dreiköpfige Ombudsrat, an den sich 
Arbeitslose mit Beschwerden richten können, seine Arbeit auf.
Mitglied ist neben der ehemaligen Familienministerin Christiane 
Bergmann (SPD) und dem früheren sächsischen Ministerpräsidenten 
Kurt Biedenkopf (CDU) auch der ehemalige Vorsitzende der Industrie-
gewerkschaft Chemie – Papier – Keramik, Hermann Rappe, 75.
einblick hat ihn nach den Zielen des Ombudsrats gefragt.

Fragenan ...

In Europa weit verbreitet
Mitbestimmung von Arbeitnehmern in Unternehmensorganen in den EU-Staaten
Land1) st aatliche private Zahl der Unter-

Un ter- Unter- Arbeitnehmer- nehmens-
nehmen nehmen vertreter struktur2)

Dänemark x x 1/3 der Sitze m

Deutschland x x 1/3 - 1/2 der Sitze d

Finnland x x nach Vereinbarung m/d

Frankreich x – 1/3 bzw. 2 - 3 Sitze m/d

Griechenland x – 2 - 3 Sitze m

Irland x – meist 1/3 der Sitze m

Luxemburg x x maximal 1/3 der Sitze m

Niederlande x x Sonderregelung3) d

Österreich x x 1/3 der Sitze d

Portugal x – 1 Sitz m

Schweden x x 2 - 3 Sitze m

Spanien x – 2 Sitze m

Malta x – 1 Sitz m

Polen x – meist 2 - 5 Sitze d

Slowakei x x 1/3 - 1/2 der Sitze4) d

Slowenien x x 1/3 - 1/25) d

Teschechien x x 1/3 der Sitze d

Ungarn x x 1/3 der Sitze d

1) nur die 18 der 25 EU-Staaten mit Mitbestimmungsregelung
2) m = monistische Struktur; d = dualistische Struktur 
3) Der Betriebsrat hat das Recht, der Hauptversammlung ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder 
zur Wahl vorzuschlagen.
4) private Unternehmen: 1/3 der Sitze; staatliche Unternehmen: 1/2 der Sitze
5) je nach Statut des Unternehmens
Quelle: Hans-Böckler-Stiftung

Die Mitbestimmung ist in den EU-Staaten weiter verbreitet,
als das in der aktuellen Debatte um die Zukunft des deutschen 
Mitbestimmungsmodells unterstellt wird: In 18 der 25 EU-Staaten 
sitzen ArbeitnehmervertreterInnen in den höchsten Unternehmens-
organen. In elf EU-Staaten gilt das auch für private Unternehmen.
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N e u e  A n g r i f f e  a u f  A r b e i t n e h m e r r e c h t e

CDU/CSU planen massive Einschnitte
Im Abstand weniger Wochen tref-
fen sich die Delegierten der beiden
C-Parteien, um die politische Linie
für die Zeit bis zur Bundestagswahl
2006 abzustecken. Mit christlicher
Nächstenliebe haben die geplan-
ten Angriffe auf die Rechte der 
ArbeitnehmerInnen und ihrer 
Gewerkschaften wenig zu tun.

Die bayrische CSU hat unlängst
auf ihrem Parteitag beschlossen,
dass sie die Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes voran treiben will. Sie
will betriebliche Bündnisse an den
Tarifparteien vorbei ermöglichen,
bei der weder der jeweilige Arbeit-
geberverband noch die Gewerk-
schaft ein Mitspracherecht haben.
Management und Betriebsräte sol-
len alleine die Verträge aushandeln
können. Endet ein Tarifvertrag, gibt
es nach dem Willen der Christsozia-
len keine Nachwirkung. Neu einge-
stellte ArbeitnehmerInnen sollen im
ersten Jahr keinen Anspruch mehr
auf den Tariflohn haben. Befristete
Arbeitsverhältnisse sollen über die
Maximalgrenze von zwei Jahren
hinaus möglich werden.

Mehr Kündigungen sollen den
Unionsparteien zufolge künftig für
mehr Beschäftigung sorgen: In 
Betrieben mit weniger als 20 Be-
schäftigten wollen sie gar keinen
Kündigungsschutz mehr. Noch liegt
die Schwelle bei zehn Arbeitneh-
merInnen – nachdem bereits die
rot-grüne Regierung den zu Kohls
Zeiten herabgesetzten Kündigungs-
schutz zunächst wieder hergestellt
und dann erneut verschlechtert
hatte. Die CSU beschloss auf ihrem
Parteitag, dass für die Beschäftig-
ten größerer Betriebe beim Kün-
digungsschutz eine „verlängerte
Wartezeit“ gilt. Die CDU ist präzi-
ser: Nachdem sie anfangs in ihrem
Leitantrag zum Parteitag Anfang
Dezember gefordert hatte, den
Kündigungsschutz in solchen Be-
trieben für eine Frist von drei Jah-
ren abzuschaffen, beugte sie sich

nun ihrem Arbeitnehmerflügel. Nach
diesem Kompromiss entfällt für
Neueinstellungen zunächst für zwei
Jahre der Kündigungsschutz –
wenn sich die ArbeitnehmerInnen
bei der Einstellung damit einverstan-
den erklären. Gegen eine garantier-

te Abfindung sollen Arbeitnehmer-
Innen auch völlig auf den Kündi-
gungsschutz verzichten können.

Argumente gegen die Verschär-
fung präsentierte die Hans-Böckler-
Stiftung, die im Jahr 2003 mit
ihrem Projekt „Regulierung des 
Arbeitsmarktes“ (REGAM) die Per-
sonalpolitik von 2000 repräsentativ
ausgewählten Unternehmen unter-
suchte. Ergebnis:
■ Das Einstellungsverhalten von
Unternehmen unterhalb der An-
wendungsschwelle des Kündigungs-
schutzes unterscheidet sich nicht
von solchen darüber.
■ Der Kündigungsschutz beein-
flusst Entscheidungen in Betrieben
nicht negativ.
■ Die Kündigungen verursachen
keine hohen, für die Betriebe un-
tragbaren Kosten.
■ Nur wenige Kündigungen zie-
hen eine Klage vor dem Arbeits-
gericht nach sich.

Zudem hat bereits der erhöhte
Schwellenwert unter Kohl zwischen
1996 und 1999 keinerlei Beschäfti-
gungseffekte gebracht. Das belegt
eine Studie des Instituts zur Zu-
kunft der Arbeit. Die Beschränkung
des Kündigungsschutzes auf Betrie-
be mit mehr als 20 Beschäftigten
würde nach Hochrechnungen des
Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung rund 9 Millionen
Beschäftigte vom Kündigungsschutz
ausschließen. Das entspricht 33 Pro-
zent der Beschäftigten in den alten
und 39 Prozent der Beschäftigten in
den neuen Ländern. Darüber hinaus
dürfte sich auch eine verlängerte
Wartezeit deutlich bemerkbar ma-
chen.Eine Untersuchung des Instituts
für Arbeit und Technik für den Zeit-
raum 1985 bis 1997 hat gezeigt,
dass Beschäftigte mit einer Betriebs-
zugehörigkeit von weniger als drei
Jahren eher entlassen werden. Ihr
Anteil bei den Arbeitgeberkündigun-
gen lag stets über 50 Prozent. •

www.boeckler.de/cps/rde/xchg/
hbs/hs.xsl/510-30593.html

Nur ein Drittel der etwa 2 Millionen
Kündigungen jährlich werden 
vom Arbeitgeber ausgesprochen.
Die deutliche Mehrzahl der 
Kündigungen geht von den 
ArbeitnehmerInnen aus (38 %). 
Einen großen Anteil nehmen 
aber auch die befristeten 
Beschäftigungsverhältnisse 
bzw. ihre Beendigung ein.

Die meisten Arbeit-
nehmer kündigen selbst
Anteilige Beendigungen von
Arbeitsverhältnissen (in Prozent)
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32

Quelle: WSI-Befragung zur Beendigung von
Arbeitsverhältnissen (2001), Berechnungen des
WSI (gewichtete Ergebnisse, Stand 30.07.2004)

Kündigung
durch Arbeitgeber

Kündigung durch
Arbeitnehmer selbst

Auf-
hebungs-

vertrag

Vollzug von
Befristungen

38

10

20

Anders als es Unternehmer und
CDU/CSU gerne darstellen, 
kommen Klagen gegen Kündigun-
gen verhältnismäßig selten vor. 
Geklagt wird fast ausnahmslos 
in größeren Unternehmen.

Mehr Klagen in
größeren Betrieben
Klagequote nach Betriebsgröße
(in Prozent)
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Quelle: WSI-Befragung zur betrieblichen
Personalpolitik (2003), Berechnungen des WSI
(gewichtete Ergebnisse, Stand 30.07.2004)

Beschäftigte

Durchschnittliche
Klagequote

1 – 5

6 – 9

10 – 19

20 – 99

100 – 499

über 500

13

13

22

23

28

15

Neusprech

* Wir wollen klare und faire

Regeln für den Kündigungs-

schutz. Wir wollen die Rechts-

sicherheit für Arbeitnehmer

erhöhen und mit klaren 

Regelungen für betriebsbe-

dingte Kündigungen einen

fairen Interessensausgleich

zwischen Arbeitnehmer und

Arbeitgeber sicherstellen.

* Wir wollen bei Neuein-

stellungen die Möglichkeit

schaffen, bereits bei Ver-

tragsschluss gegen Abfin-

dung auf Kündigungsschutz

zu verzichten (Abfindungs-

option).

* Wir wollen die Höhe der

Abfindungen bei betriebs-

bedingten Kündigungen

nach der Dauer der Betriebs-

zugehörigkeit stärker 

differenzieren.

* Für Neueinstellungen

wollen wir den allgemeinen

Kündigungsschutz erst in 

Betrieben ab 20 Beschäftigten

und nach verlängerten War-

tezeiten greifen lassen. Der

Schutz vor diskriminierenden

und sittenwidrigen Kündigun-

gen wird nicht angetastet

und bleibt ebenso erhalten

wie die geltenden gesetzli-

chen Kündigungsfristen.

* Wir wollen die Zahl der

Arbeitsgerichtsprozesse

durch klare Abfindungs-

regelungen verringern. 

Etwa 90 Prozent aller Arbeit-

geberkündigungen führen 

zu einem gerichtlichen oder

außergerichtlichen Abfin-

dungsvergleich.

Aus dem Leitantrag der CSU

zu ihrem 69. Parteitag 

am 19./20. November 2004
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Beitrag zur
Nachhaltigkeit

Der Begriff Nachhaltigkeit hat
Hochkonjunktur. Wurde er lange
vor allem auf Energie- und Roh-
stoffnutzung bezogen, soll mittler-
weile von der Bildungs- bis zur
Wirtschaftspolitik alles nachhaltig
werden. Die IG BAU geht dem 
Thema auf den Grund. In der reich
bebilderten Broschüre „Dem Leben
Zukunft geben“ führen die Autoren

A r b e i t  u n d  L e b e n

Jugendprogramm 
2005

Bildung, Spaß, Auseinanderset-
zung – das alles steckt im Jugend-
programm 2005 von „Arbeit und
Leben“, der von DGB und den
Volkshochschulen getragenen Ar-
beitsgemeinschaft zur politischen
Bildung. Da finden sich Seminare,
die sich mit dem Übergang von 
der Schule zur Arbeitswelt befas-
sen, es gibt im Bereich Interkultu-
reller Dialog Annäherungen an den
Islam, der Sektor Medienwelten 
offeriert Einblicke ins Radio- oder
Filmemachen. •

www.arbeitundleben.de 

D G B - J u g e n d

Abenteuer 
inbegriffen

Die Lust auf Reisen in der Grup-
pe ist in kaum einer Altersgruppe
so ausgeprägt wie bei Jugendli-
chen. Insofern dürften die neuen
Reiseangebote der DGB-Jugend
NRW ins Schwarze treffen. Ob 
Kanutrekking in Schweden oder
Landhausurlaub in Schottland – für
nahezu jeden Geschmack finden
sich im Katalog „anders reisen
2005“ spannende Aktivurlaubsrei-
sen. Die Preise beginnen bei 319
Euro, ein Frühbucherrabatt wird bei
Anmeldungen bis zum 31. Dezem-
ber 2004 gewährt. Den Katalog
gibt es kostenlos. •

Tel. 0251 / 136 72 75
andersreisen@dgb.de
www.dgb-andersreisen.de

sie in Führungspositionen noch un-
terrepräsentiert, liegen die Durch-
schnittsverdienste unter denen
männlicher Beschäftigter. Die GEW
Baden-Württemberg will diesen
Aspekt unter dem Titel „Bildung ist
weiblich“ bei einem Frauenkon-
gress am 14. und 15. Januar 2005
in Esslingen diskutieren. •

www.gew-bw.de/bildung_ist_
weiblich.html 

D a t e n k a r t e  2 0 0 4

Fakten und
Zahlen

Mit exakter Datenkenntnis lässt
sich glänzen. Wer ins Gespräch die
aktuelle Zahl der Gewerkschaftsmit-
glieder oder des Durchschnittsein-
kommens einstreuen möchte,braucht
die Datenkarte der Hans-Böckler-Stif-
tung. Sie enthält u.a. Angaben aus
den Bereichen Bevölkerung/Beschäf-
tigung,Arbeitszeit,Arbeitsmarkt, Ge-
werkschaften sowie Ausbildungs-
markt. Daten für die Bundesländer
können von der Internet-Seite www.
boeckler.de/datenkarte als pdf-Da-
teien heruntergeladen werden. Die
Datenkarte gibt es kostenlos. •

Der Setzkasten GmbH
Fax 0211 / 408 00 90 40
mail@setzkasten.de 

G E W - F r a u e n k o n g r e s s

Bildung ist
weiblich

Immer mehr Frauen erreichen
qualifizierte Bildungsabschlüsse; im-
mer mehr Frauen arbeiten selbst im
Bildungssektor. Doch auch hier sind

Der Countdown läuft: Wer auf
Zuwendungen angewiesen ist und

jetzt noch nicht
den Antrag auf
Arbeitslosen-
geld II abgege-
ben hat, wird
Anfang 2005
womöglich oh-
ne Geld daste-
hen. Die DGB-
Jugend hat ei-

••• Die DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main will mit der
Veranstaltungsreihe „Talk und
Kultur im Gewerkschaftshaus“ das
neu renovierte DGB-Haus an der
Wilhelm-Leuschner-Straße der Öf-
fentlichkeit präsentieren. Am 14.
Dezember lässt Gabriele Kentrup
die Chansons „mit Berliner Schnau-
ze“ der Kabarettistin Claire Waldoff
aufleben, am 20. Januar 2005 prä-
sentiert Kabarettist Erich Schaffner
„Lieder und Gesprochenes“ zum
Thema Krieg mit Texten von Goethe
bis Brecht und am 24. Februar
2005 singt der Berliner „Song-
poet“ Thorsten Riemann für die
Frankfurter. Beginn ist jeweils um
20 Uhr, der Eintritt ist kostenlos. In-
fos: www.hessen.dgb.de/frankfurt

••• Das vom Forum Soziale Tech-
nikgestaltung des DGB Baden-
Württemberg unterstützte re-
gionale Online-Projekt TREWI-
RA gehört zu den Preisträgern des
Landeswettbewerbs „Impulspro-
gramm doIT-regional“. Ausgezeich-
net wurde das aktuelle Bildungs-
angebot des Netzwerks, durch das
kommunalpolitisch Aktive an Mög-
lichkeiten des E-Government heran-
geführt werden. Das Landespro-
gramm „doIT-regional“ soll „zu-
kunftsweisende Medienprojekte im
ländlichen Raum“ unterstützen.
TREWIRA ist in der Region Neckar-
Alb aktiv. Das Netzwerk setzt sich
aus Gemeinden, Schulen und Wei-
terbildungsträgern der Region zu-
sammen und wird vom DGB sowie

der Landeszentrale für politische
Bildung unterstützt. Infos: Welf
Schröter, Tel. 0171 / 141 36 08.
••• Der DGB Baden-Württem-
berg hat den Willi-Bleicher-
Preis 2005 in Zusammenarbeit mit
der GEW ausgeschrieben. Ausge-
zeichnet werden Schulklassen oder
Jugendgruppen mit vorbildlichen
Projekten gegen Faschismus und
Rechtsextremismus. Ob Text, Bild
oder Video: Der Art der Beiträge
sind dabei keine Grenzen gesetzt.
Die eingereichten Ergebnisse wol-
len DGB und GEW im Internet do-
kumentieren und anderen Schulen
für den Unterricht zur Verfügung
stellen. Einsendeschluss ist der 28.
Februar 2005. Infos und Bewer-
bungsunterlagen: www.dgb-bw.de

interregio

zu den 300 Jahre alten Wurzeln des
Begriffs. Auf Nachhaltigkeit wurde
seinerzeit die sächsische Forstwirt-
schaft umgestellt. Die Broschüre 
(2 Euro Schutzgebühr) spannt den
Bogen von diesen Anfängen bis zur
Verabschiedung der Agenda 21 auf
dem Umweltgipfel in Rio 1992. Der
Hauptteil besteht aus Anforderun-
gen zu den Bereichen Forstwirt-
schaft, Bauen und Wohnen, Was-
serwirtschaft, Verkehr, Freizeit/Tou-
rismus. •

bundesvorstand.vbIII@igbau.de
www.igbau.de 

gens für Arbeitslose zwischen 15
und 25 Jahren eine Sonderausgabe
von „Soli aktuell“ zum Thema
„Hartz IV für Jugendliche“ heraus-
gebracht. Sie enthält kompakt und
gut verständlich aufbereitete Infor-
mationen zu Antragstellung, An-
sprüchen auf ALG II, Ein-Euro-Jobs
und anderem mehr. •

daniela.linke@bvv.dgb.de
www.dgb-jugend.de 
(Publikationen/Broschüren)

D G B - J u g e n d

Hartz IV – Ratgeber für Junge

PROJEKTE UND PARTNER
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Viele Jahrzehnte galt das deut-
sche Bildungssystem international
als Vorbild. Bis vor drei Jahren die
erste PISA-Studie erschien. In
Deutschland, so das wichtigste Fa-
zit, ist nicht nur die Quote von Abi-
turientInnen erheblich zu niedrig,
sondern es gibt kein anderes Indus-
trieland, dass sich einen so hohen
Anteil an Schulversagern leistet.
Kein weiteres Land, in dem sich die
soziale Herkunft der SchülerInnen
so massiv auf den Schulerfolg aus-
wirkt.

Wirklich überraschend waren
die damaligen Ergebnisse nicht: Ex-
pertInnen wie der Hamburger Erzie-
hungswissenschaftler Peter Struck
hatten schon lange gewarnt, dass

das gegliederte deutsche Schulsys-
tem nicht mehr zeitgemäß ist. „Un-
ser Bildungssystem war erfolgreich
in einem Obrigkeitsstaat, der Unter-
tanen erzog. Aber es passt nicht zu
einer demokratischen Gesellschaft.“
Doch diese Erkenntnis ist in der Po-
litik noch immer nicht angekom-
men. Im Gegenteil: Seit PISA „ent-
wickelt sich Schule in vielen Bun-
desländern wieder zurück“.

Während etwa Bayern Kinder
von der ersten Klasse an wieder be-
noten will, schreiben Grundschüler
beispielsweise in Nordrhein-West-
falen landesweite Vergleichsarbei-
ten. „Da werden Kinder wie Ver-
suchskaninchen in Testsituationen
gesteckt, die sie aus ihrem schon
sehr offenen Unterricht gar nicht
mehr kennen“, kritisiert der Essener
Erziehungswissenschaftler Tassilo
Knauf. Über den Sinn solcher Tests
kann Knauf nur rätseln. „Wir ken-
nen die Defizite, wozu sie wieder
und wieder messen?“

PISA hat die deutsche Bildungs-
politik verändert, aber nicht verbes-
sert. „Es geht um Placebo-Effekte“,
sagt Knauf. „Die Politik will nichts

verändern, weil sie Angst vor Refor-
men hat.Aber sie will Eltern zeigen,
dass sie etwas tut.“ Aus Angst, alte
Grabenkämpfe um die Gesamt-
schule wieder anzufachen, meiden
PolitikerInnen aller Parteien eine
Strukturdebatte und beschränken
sich auf einen Minimalkonsens:
Ganztagsbetreuung, Bildungsstan-
dards und Frühförderung. Ein Kon-
sens, der nach Ansicht der GEW-
Schulexpertin Marianne Demmer
nicht ausreicht. So setzt die Frühför-
derung bei Kindern vor der Einschu-
lung an und ist häufig auf wenige
Monate begrenzt. Kinder, die bereits
in der Schule sind und eine Förde-
rung brauchen, gehen hingegen
leer aus.Auch schulische Ganztags-
angebote sind ein leeres Verspre-
chen. Zurzeit reicht das Angebot
bundesweit noch nicht einmal für
zehn Prozent aller SchülerInnen.

Bei den Bildungsstandards stellt
sich für Demmer die Frage: „Nutzen
wir sie, um Kinder zu fördern, oder
um sie auszusortieren?“ Solange
die Politik am gegliederten Schulsys-
tem festhält, fürchtet sie, werden
Bildungsstandards die soziale Se-
lektion des Bildungssystems eher
verstärken. „Wir tun immer noch
so, als könnten wir gleichzeitig 
fördern und selektieren.“ Die Schul-
expertin vermisst klare Ziele. „Nie-
mand sagt, wir wollen ein integrier-
tes Schulsystem, oder wir wollen
die Abiturientenquote bis 2007 auf
50 Prozent eines Jahrgangs er-
höhen.“ Aber nur dann könne man
die Politik an ihren Zielen messen.

Dabei wird PISA inzwischen für
fast alles benutzt. So sieht der
Pädagogikprofessor Knauf in der
Diskussion um ein früheres Einschu-
lungsalter eindeutig wirtschaftliche
Interessen. „Das ist absurd. Gerade
die skandinavischen Siegerländer
schulen spät ein. PISA wird nur vor-
geschoben. Es geht einfach darum,
dass die Leute früher ins Berufsle-
ben einsteigen und länger arbeiten
sollen.“   •

Das Ergebnis der Anfang Dezem-
ber erscheinenden zweiten inter-
nationalen PISA-Studie ist vernich-
tend. Erneut landet Deutschland
unter den 32 beteiligten Industrie-
staaten nur auf einem der hinteren
Ränge. Bildungsexperten wundert
das nicht. Denn seit Erscheinen der
ersten PISA-Studie hat die Politik
nur Placebos verteilt.

Drei Jahre 
nach PISA
PISA steht für „Programme

for International Student 

Assessment“. Im Abstand

von jeweils drei Jahren 

misst die PISA-Studie Lese-

verständnis, Kenntnisse in

Mathematik und Naturwis-

senschaften von 15jährigen

SchülerInnen in den 32

OECD-Staaten. Beim ersten

Test im Jahr 2000 ging es vor

allem um das Leseverständ-

nis. Bei der aktuellen Studie

PISA II, die Anfang Dezember

offiziell präsentiert wird,

stand Mathematik im Vor-

dergrund. 2006 folgt PISA III

mit dem Schwerpunkt 

Naturwissenschaften.

Nach PISA I stellt auch PISA II

dem deutschen Bildungssys-

tem ein verheerendes Zeug-

nis aus. In Mathematik ver-

besserten sich die deutschen

SchülerInnen zwar auf Platz

17, liegen damit aber immer

noch im unteren Mittelfeld.

Beim Leseverständnis landete

Deutschland auf Platz 20. 

Auch in zwei anderen Punk-

ten wiederholt sich PISA II: 

In keinem anderen Land ist

der Leistungsunterschied

zwischen starken und schwa-

chen Schülern so groß wie in

Deutschland, und in keinem

anderen Land hängt Schuler-

folg so sehr von der sozialen

Herkunft ab. Wie selektiv

und unflexibel das dreiglied-

rige Schulsystem ist, zeigt

auch eine neue Studie der

Universität Duisburg-Essen:

www.gew.de/studie_selektivitaet_
und_durchlaessigkeit_im_
deutschen_schulsystem.html
Studie der Arbeitsgruppe 
Bildungsforschung der 
Universität Duisburg – Essen

D e u t s c h l a n d  i m  P I S A - T e s t

Quittung für richtungslose Werkelei

Im Gegensatz zu den Ländern, die beim PISA-Test erfolgreich 
abgeschnitten haben, sind Ganztagsschulen in Deutschland die 
Ausnahme. Bundesweit gibt es noch nicht einmal für 10 Prozent 
aller SchülerInnen ein Ganztagsangebot. Nimmt man nur die 
Schulen in den Blick, in denen nachmittags auch unterrichtet 
wird, liegt die Ganztagsquote noch niedriger: bei 6,6 Prozent.

Schlecht versorgt
Anteil der SchülerInnen allgemein bildender Schulen
mit Ganztagsangebot (in Prozent)
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Sachsen
Berlin

Thüringen
Nordrhein-Westfalen

Hessen
Brandenburg

Mecklenburg-Vorp.
Niedersachsen

Baden-Württemberg
Rheinland-Pfalz

Hamburg
Bremen

Sachsen-Anhalt
Saarland

Schleswig-Holstein
Bayern

Quelle: Kultusministerkonferenz;
Datenbasis: Schuljahr 2002/2003

22,3
21,9

21,4
14,6

13,7
10,7

8,1
6,2

5,8
5,7
5,7

4,6
4,3
4,3

3,6
2,3

9,6

15,3
5,6

12,5
14,6

11,7
10,7

6,5
2,5
0,7
1,2

2,1
2,6

3,6
2,1

3,6
1,6

3,06,6

0,8

2,2
0,7
2,0

3,6
4,6
5,1

3,7
1,6

2,0

8,8
16,3

7,0

gesamt

mit Nachmittagsunterricht

nur ergänzende
Nachmittagsangebote

Deutschland gesamt
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Frauen bewegen
Politik

„Frauen bewegen Politik“ lau-
tet das Motto des DGB für den 8.
März 2005. Der aktuelle Info-Brief
„Frau geht vor“ ist als Reader zum
nächsten Internationalen Frauentag
aufgebaut. Die Botschaft der Bei-
träge von der Arbeitsmarktpolitik
bis zum Ausbau der Tagesbetreu-

ung ist eindeutig: Frauen können
etwas bewegen, wenn sie überzeu-
gend und machtvoll auftreten. Und
Frauen müssen etwas bewegen,
denn beim Umbau des Sozialstaats
droht ihr Interesse an einer chan-
cengleichen Teilhabe unter die 
Räder zu kommen. Das Heft gibt es
für einen mit 0,77 Euro frankierten
Rückumschlag (DIN C4) bei der
DGB-Abteilung Gleichstellungs- und
Frauenpolitik, Postfach 11 03 72,
10833 Berlin. •

Mit unserer Kampagne „Ohne Regeln geht es nicht“
kämpfen wir Baustelle für Baustelle um den Flächen-
tarifvertrag. Der Anlass: Die Baugewerbeverbände in
Niedersachsen und Bremen haben gedroht, die bun-
desweite Tarifgemeinschaft des Baugewerbes zu ver-
lassen. Ihr Ziel: Sie wollen in Separat-Verhandlungen
mit der IG BAU das Tarifniveau absenken. Keine Fra-
ge, dass wir uns darauf nicht einlassen. Als Strategie,
um die Wortführer des Dumpingwettbewerbs zurück
an den bundesweiten Verhandlungstisch zu bringen,
starteten wir eine Tour zu den Baustellen in der 
Regionen. Vor Ort informierten wir in persönlichen
Gesprächen die Arbeitnehmer über die Situation. 
Unser Einsatz war massiv: 35 Gewerkschaftssekretäre
zogen in Teams los, um die Beschäftigten über ihre
Rechte zu informieren. Innerhalb von acht Tagen be-

suchten sie 384 Baustellen von 231 Betrieben, spra-
chen mit 2419 Arbeitnehmern, und 120 von ihnen
traten gleich in die IG BAU ein. 
Nicht nur wegen der gelungenen Mitgliederwerbung
war die Aktion für uns erfolgreich – die Arbeitgeber
spürten die Unruhe in ihren Betrieben. Zum Teil deck-
ten wir skandalöse Zustände auf – von Verstößen 
gegen Tariftreue-, Arbeitssicherheits- und Arbeits-
schutzgesetze bis hin zu Verstößen gegen die all-
gemein verbindlichen Mindestlöhne. Bei einigen Be-
trieben reichte unsere Präsenz schon aus, um fortan
den Tariflohn zu zahlen: Sie hätten angeblich die 
Tarifverträge nicht gekannt! 
Dass ihre Gewerkschaft zu ihnen kommt, kam bei den
Beschäftigten gut an. Auch die beteiligten Haupt-
amtlichen waren von der Aktion begeistert. Das per-
sönliche Gespräch ist in der Gewerkschaftsarbeit eben
durch nichts zu ersetzen. Mit Sicherheit war das nicht
unsere letzte Aktion dieser Art. Damit wir uns trotz
knapper personeller Ressourcen intensiver persönlich
um Beschäftigte kümmern können, hat die IG BAU
ihre Gewerkschaftsarbeit umstrukturiert. Einige Dienst-
leistungen wurden zentralisiert, damit die Kollegen
vor Ort mehr Freiraum für die Betreuung haben.
Künftig wollen wir uns auf Schwerpunktbranchen
konzentrieren und mit mitgliedernahen Aktionen wie
der Baustellentour auf die Beschäftigten zugehen.

„Wochen der Unruhe“ hatten 
viele Firmen des Bauhandwerks
in Niedersachsen und Bremen im
November. Gewerkschaftsse-
kretäre der IG BAU aus dem ge-
samten Bundesgebiet informier-
ten die Beschäftigten auf den
Baustellen über den aktuellen
Tarifkonflikt im Bauhauptgewer-
be. einblick fragte Organisator
Carsten Burckhardt, 31,

Leiter der Organisations- und Jugendabteilung
der IG BAU, nach Hintergrund und Strategie.

?...nachgefragt

„Gewerkschaften 
als Motor und Part-
ner für Innovation“

lautet das Motto eines in-
ternationalen Kongresses
des DGB am 14./15. Dezember
in Berlin. Im Mittelpunkt
stehen Beispiele guter Praxis
aus skandinavischen Län-
dern. Außerdem will der
DGB seine innovationspoli-
tische Agenda für das Jahr
2010 vorstellen.
sandra.stark@bvv.dgb.de

IG BCE und Bundes-
arbeitgeberverband 
Chemie (BAVC) haben

vor gesetzlichen Öffnungs-
klauseln in Flächentarif-
verträgen gewarnt. Beide
Organisationen befürchten
einen Verlust der „Friedens-
und Schutzfunktion“ des
Flächentarifvertrags. 

TRANSNET startet 
zu Weihnachten eine 
Spendenaktion für

Kinder, die Opfer von rituel-
ler Gewalt und Missbrauch
geworden sind. Die Spenden
gehen an die Stiftung der
SPD-Sektenexpertin Renate
Rennebach, die Kindern
beim Ausstieg aus Sekten
und Psychogruppen hilft.
Stichwort: 
TRANSNET-Weihnachtsaktion
Konto 3537397033
BLZ 100 200 00
Berliner Bank

„Bestimmt der Markt 
die Zukunft unserer 
Gesellschaft?“ fragt

eine Tagung zur EU-Dienst-
leistungsrichtlinie am 
10. Dezember in der ver.di-
Zentrale in Berlin. Veran-
stalter sind neben ver.di
u.a. die IG Metall, die 
IG BAU sowie attac.
www.verdi.de

kurz&bündig A r b e i t n e h m e r b e g e h r e n

Unterschriften 
übergeben

„Es gibt Alternativen zur gegen-
wärtigen Reform der Wirtschafts-
und Finanzpolitik sowie der Arbeits-
markt- und Sozialpolitik“ – das ist
die Botschaft der mehr als 700 000
Unterschriften, die die Gewerk-
schaften in den vergangenen Mo-
naten im Rahmen des Arbeitneh-
merbegehrens gesammelt haben.
Am 25. November hat der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer die
Unterschriften an Bundestagspräsi-
dent Wolfgang Thierse übergeben.

In einem Begleitbrief fordert
Sommer die Parteien auf, zu prüfen,
ob die gegenwärtig diskutierten
Reformen überhaupt geeignet sind,
die angeblich damit verfolgten Ziele
wie zum Beispiel die Sicherstellung
einer bezahlbaren Gesundheitsver-

sorgung für alle zu erreichen. Die
politische Debatte entzünde sich
nicht an der Frage der Sinnhaftig-
keit der Maßnahmen, sondern sie
erschöpfe sich „im Streit, ob die
Vorhaben in der Arbeitsmarkt- und
Sozialpolitik tiefgreifend genug an-
gelegt seien“. Mit der Übergabe
wird die Unterschriftenaktion abge-
schlossen. Die Auseinandersetzun-

gen über die Reform der Arbeits-
markt- und Sozialpolitik werde
aber weiter gehen, so Sommer.
Dass sich im Rahmen des Arbeit-
nehmerbegehrens Hunderttausen-
de an der Diskussion über die Re-
formen beteiligt haben, zeige, dass
„die Argumente der Gewerkschaf-
ten in der Bevölkerung auf Zustim-
mung stoßen“. •
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Im Internet

www.einblick.dgb.de
DGB-Position zur 

Dienstleistungsrichtlinie:
Beschluss des DGB-Bundes-
vorstands vom 6. Juli 2004

MEINUNG

Kaum ein Vorschlag der EU-Kommission in jüng-
ster Zeit hat für mehr Furore gesorgt als die Richtli-
nie über „Dienstleistungen im Binnenmarkt“ , selten
gab es mehr Kontroversen über die praktischen Aus-
wirkungen. Sowohl Verfechter wie auch Gegner der
Richtlinie führen die Debatte zum Teil sehr emotional
und ideologisch.

Auslöser dafür sind neben der Komplexität des
Vorschlags vor allem auch die Wechselwirkungen zu
anderen europäischen wie nationalen Regelungen,
die selbst hartgesottene EU-Rechtsexperten ins
Schwitzen bringen. Paradoxerweise ergibt sich
die Komplexität aus dem Versuch, den Bin-
nenmarkt für Dienstleistungen auf einem
einzigen Prinzip aufzubauen, dem Her-
kunftslandprinzip. Die Erbringung von Dienst-
leistungen soll im Wesentlichen nur noch den Geset-
zen unterliegen, die am Ort der Niederlassung des
Dienstleisters gelten. Doch dieses Regelungsprinzip
ist in der Realität der EU-Politik und im EG-Vertrag
nur eines unter anderen. Es funktioniert nur, wenn
die Liste der Ausnahmen lang ist, und sie wird immer
länger. Zu Recht ist die Verunsicherung groß.

Die Kommission will dem Binnenmarkt für Dienst-
leistungen zum Durchbruch verhelfen und die müh-
samen Schritte der gemeinsamen Harmonisierungs-
politik beschleunigen. Deshalb hat sie beschlossen,
den Spieß umzudrehen und Harmonisierung als Aus-
nahme von der Regel zu definieren. Das Bemühen
um gemeinsame Standards erscheint so nicht mehr
nötig. Gerade diese Standards sind jedoch
unerlässlich, sei es im Verbraucherschutz, bei den
Arbeitsbedingungen, bei den Steuern. Es geht um
Rechtssicherheit, um die Möglichkeit von Kontrollen
vor Ort, die Weiterentwicklung von Sicherheits- und
Qualitätsstandards, etwa beim Arbeitsschutz. Es
geht schließlich um die Perspektiven für am Gemein-
wohl orientierte öffentliche Dienstleistungen und
vieles mehr.

Nicht die Durchsetzung des Binnen-
marktes für Dienstleistungen ist ein Pro-
blem. Niemand profitiert von zu viel Bürokratie und
Undurchsichtigkeit in den nationalen Bedingungen.
Aber die eindimensionale und einseitige Art und
Weise der vorgeschlagenen Strategie ist nicht ak-
zeptabel. Wenn man die Ziele der EU-Verfassung
ernst nimmt – und darin spielt der Binnenmarkt eine

wichtige, aber nicht die einzige
Rolle – dann muss man zu einer
ausgewogenen Politik kommen,
die den verschiedenen gesell-
schaftlichen Interessen Rech-
nung trägt.

Soziale Bedingungen spielen
dabei eine besondere Rolle. Die
Auffassung, dass Dienst-
leistungsmärkte wie Wa-
renmärkte funktionieren,
ist ein Irrglaube. Auf dem
Dienstleistungsmarkt spielen
Menschen eine entscheidende
Rolle – als VerbraucherInnen
und ArbeitnehmerInnen. „Grenz-
überschreitende Dienstleistung“ heißt: Menschen
müssen in einem anderen Land arbeiten und wollen
dabei auf ihre heimischen Rechte nicht verzichten.
Auf Dauer können davon aber auch die Bedingun-
gen am Arbeitsort nicht völlig unberührt bleiben.
Darauf muss der Richtlinienvorschlag eine ausgewo-
gene, eine politische Antwort geben.

Es geht nicht darum, einige weitere
Ausnahmen zu verhandeln. Wir müssen die
Richtlinie vom Kopf auf die Füße stellen und vervoll-
ständigen. Dazu brauchen wir unter anderem sub-
stanzielle Verbesserungen der EU-weiten und der
nationalen Entsendebestimmungen sowie ergänzen-
de Regelungen für Arbeitsbedingungen von Leihar-
beitnehmerInnen. Die EU muss einen qualitativen
Rahmen für öffentliche Dienste setzen. Rechtssicher-
heit und gemeinsame Regeln bei der Registrierung
von Unternehmen sind unverzichtbar. Es muss 
weiterhin Kontrollen am Arbeitsort geben, um den
Arbeitsschutz zu gewährleisten und Illegalität sowie
Scheinselbständigkeit zu bekämpfen.

Wäre die Welt besser ohne Dienstleistungsricht-
linie? Die Debatte zeigt: Wir brauchen dringend 
politische Entscheidungen, wie wir den Binnenmarkt
für Dienstleistungen ausgestalten, damit er den
Menschen dient. Das können wir nicht dem Europäi-
schen Gerichtshof überlassen. Wir müssen ein
Modell realisieren, das ganz anders ist als
der Binnenmarkt für Autos oder Computer.
Dazu brauchen wir eine Richtlinie, die ganz anders
aussehen muss als der vorliegende Entwurf. •

Dienstleistungsmärkte funktionieren nicht wie Warenmärkte. Der kleine, entscheidende
Unterschied: Dienstleistungen werden von Menschen für Menschen erbracht. Was das
für die EU-Dienstleistungsrichtlinie bedeutet, beschreibt DGB-Expertin Karin Alleweldt.

EU-Dienstleistungs-
richtlinie 

Anfang 2004 legte EU-Kom-

missar Frits Bolkestein einen

Vorschlag für eine Rahmen-

richtlinie „zum Abbau der

bürokratischen Hindernisse

für die Wettbewerbsfähig-

keit Europas“ vor, mit dem

Ziel, den Markt für Dienst-

leistungen in der EU umfas-

send zu liberalisieren.

Insgesamt macht der Dienst-

leistungssektor in den meis-

ten EU-Staaten rund 70 Pro-

zent der Wirtschaftskraft

aus. Dazu gehören so ver-

schiedene Branchen wie die

Bauindustrie, der Handel, die

Wasserversorgung oder die

Kulturbetriebe. Die Richtli-

nie hat Auswirkungen auf

Verbraucher-, Arbeits- und

Umweltschutzstandards.

Die Kommission schlägt die

Einführung des so genann-

ten „Herkunftslandsprinzips“

vor: Die Erbringung von

Dienstleistungen soll künftig

im Wesentlichen den Geset-

zen und Standards unterlie-

gen, die am Firmensitz des

Dienstleisters gelten. 

Karin Alleweldt,
47, ist Referats-
leiterin in der 
Abteilung Inter-
nationale und 
europäische 
Gewerkschafts-
politik beim DGB-
Bundesvorstand.

D i e n s t l e i s t u n g e n  i m  E U - B i n n e n m a r k t

Der kleine Unterschied



Vertrieb durch Toennes Druck + Medien Gmbh, Niermannsweg 3-5, 40699 Erkrath, PVSt, DPAG, Entg. bez.,A 45918

stets verfügbar?“, Schweinfurt
DGB Nord, ver.di,

GEW, Hochschulpolitisches Forum
„Bologna-Prozess und Hochschul-
reform – Konsequenzen für die
Hochschulentwicklung in Ham-
burg“, Hamburg

DGB Thüringen,
Betriebsräte- und ArbeitnehmerIn-
nenkonferenz „Produktionsverla-
gerung, Zuwanderung, internatio-
nale Solidarität?“, Erfurt

DGB Thüringen,
Diskussion „Britische Erfahrungen
mit einem gesetzlichen Mindest-
lohn – Was können wir daraus ler-
nen?“, Erfurt

DGB-Bildungs-
werk, „Im Mittelpunkt der Mensch
– Migration in Zeiten der Globali-
sierung“, Tagung zum UN-Tag der
Menschenrechte, Düsseldorf

10.12.

8.12.

7.12.

6.12.
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DGB Hamburg,
Fachtagung für Personal- und Be-
triebsräte „Was sind gute Arbeits-
bedingungen in der heutigen
Zeit?“, Hamburg

DGB Saar, „Das
Saarland erhebt seine Stimme!“,
Demonstration gegen den Sozial-
abbau, Saarbrücken

GEW, Konferenz
„Gender macht Schule – Gender
Mainstreaming in Bildungspolitik,
Bildungspraxis und Organisations-
entwicklung der GEW“, Fulda

IG BCE, Reckling-
häuser Tagung, Recklinghausen

DGB Thüringen,
Demonstration für soziale Gerech-
tigkeit, Erfurt

D G B - R e g i o n
Main-Rhön, Kongress „Arbeitneh-
mer der Zukunft – rechtlos und

4.12.

4.12.

4.12.

3./4.12.

3.12.

30.11.
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Buch: Berthold Vogel, Leih-
arbeit, Neue sozialwissen-
schaftliche Befunde zu 
einer prekären Beschäfti-
gungsform, VSA-Verlag,
Hamburg 2004, 182 Seiten,
14,80 Euro
250 000 ArbeitnehmerInnen ar-
beiten nach Erhebungen des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) bei Leihar-
beitsunternehmen. Damit stellen
sie 2,4 Prozent aller Beschäftig-
ten. Nicht viel im internationalen
Vergleich, aber spätestens seit
der Hartz-Reform zeigt die Ten-
denz nach oben, vor allem im
Dienstleistungssektor.

Auch die Gewerkschaften ha-
ben die rasant wachsende Branche
entdeckt und über Tarifverträge
erste Mindeststandards durch-
setzt. Kein leichtes Unterfangen
in Zeiten, in denen der Glaubens-
satz, „dass jede Arbeit besser ist,
als keine“ bis weit in die SPD
hinein mehrheitsfähig ist.

In dem von Berthold Vogel
herausgegebenen Band zeigen
WissenschaftlerInnen des Ham-
burger Instituts für Sozialfor-
schung, des Instituts Arbeit und
Technik und des Instituts für Ar-
beitsmarktforschung die Entwick-
lungsperspektiven dieser Boom-
branche auf.

Tipp
.

Schlusspunkt●

Martin Martiny, Arbeitsdirektor der Vattenfall Europe AG, bei der Veran-
staltung der Initiative „Pro Mitbestimmung“ am 16. November in Berlin

„Wer die Muskeln spielen lassen will, soll sich ins 
Sportstudio begeben, aber nicht das Porzellan 
zerschlagen, von dem wir alle gemeinsam essen wollen.“

ARBEITSZEIT: Viele arbeiten erheblich länger
Die ArbeitnehmerInnen arbeiten in
Deutschland erheblich länger, als das in
Teilen der Öffentlichkeit angenommen
wird. Nach einer Erhebung des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) liegt die tatsächlich geleistete 
Arbeitszeit aller ArbeitnehmerInnen bei
42,4 Stunden in der Woche. Die tariflich
vereinbarte Arbeitszeit liegt hingegen
bei 38,4 Stunden. Der Umfang der 
geleisteten Mehrarbeit steigt mit der
Qualifikation der Beschäftigten. Rund
ein Drittel der geleisteten Mehrarbeit
werde nicht vergütet, so das DIW.

tatsächlich geleistete Arbeitszeit vereinbarte Arbeitszeit

vereinbarte Arbeitszeit plus unbezahlte Mehrarbeit
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Tariflich vereinbarte und tatsächlich geleistete Wochenarbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten 2003 (in Stunden)

Quelle: DIW-Wochenbericht 47/2004
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Im März 2005 ist Halbzeit – dann
wollen die EU-Staats- und Regie-
rungschefs eine erste Bilanz ziehen,
was sie von den ehrgeizigen Zielen
für das Jahr 2010 bislang erreicht
haben, die sie auf dem Lissabonner
EU-Gipfel im März 2000 formuliert
haben. Aus Sicht der Gewerkschaf-
ten fällt die Halbzeitbilanz negativ
aus. Lissabon drohe zu scheitern,
heißt es in einer Entschließung des
Europäischen Gewerkschaftsbundes
(EGB) vom 1. Dezember. „Schluss
mit der gebetsmühlenartigen Be-
schwörung von unausgewogenen
Strukturreformen, von Stabilität und
nichts als Stabilität“, bringt der EGB
seine Kritik plakativ auf den Punkt.

Ziel der Lissabon-Strategie ist
es, bis 2010 die EU zum „wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum
der Welt“ zu machen. Ein umfang-
reicher Maßnahmenkatalog für Wirt-
schaft, Beschäftigung, Bildung, So-
ziales und Umwelt sollte zu einem
„dauerhaften Wirtschaftswachstum
mit mehr und besseren Arbeitsplät-
zen und einem größerem sozialen
Zusammenhalt“ führen.

Fünf Jahre später sieht es kaum
danach aus, dass es gelingt, diese

Ziele zu erreichen. Die jährlichen
Wachstumsraten des Bruttoinlands-
produktes (BIP) liegen deutlich un-
ter den angestrebten drei Prozent.
Die Beschäftigungsquoten in den
meisten Mitgliedsstaaten stagnie-
ren. Mit derzeit 63 Prozent ist die
EU dem Ziel kaum näher gekommen,
bis 2010 die 70-Prozent-Marke zu
überschreiten. „Wenn die Lissabon-
Strategie nur auf eine eng verstan-
dene Wettbewerbsfähigkeit reduziert

bleibt, werden die Ziele kaum er-
reicht“, analysiert der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer.

Der DGB fordert wie der EGB 
eine Ausrichtung auf ein qualitati-
ves Wachstum und die Abkehr von
einseitigen Strukturreformen. „Die
meisten Strukturreformen gehen zu
Lasten der Beschäftigten und ha-
ben die Wettbewerbsfähigkeit nicht
gestärkt, sondern sind im Gegenteil
ein Hindernis für Innovation und Pro-
duktivität“, sagt Reiner Hoffmann,
stellvertretender EGB-Generalsekre-
tär. Eine Einschätzung, die auch von
einer hochrangigen Sachverständi-
gengruppe der EU unter dem Vor-
sitz des niederländischen Ex-Premiers
Wim Kok geteilt wird. „Der Ruf
nach weiteren Reformen wird nur
zu oft als Deckwort für mehr Flexi-
bilität verstanden und dies wieder-
um als Deckwort für die Schwächung
der Arbeitnehmerrechte. Das ist
falsch“, heißt es in ihrer Zwischen-
bilanz zur Lissabon-Strategie.

Zentrales Element für eine wachs-
tums- und beschäftigungsorientier-
te Neuausrichtung der europäischen
Wirtschaftspolitik ist aus Sicht der
Gewerkschaften ein konjunktursta-
bilisierender makroökonomischer
Policy-Mix. „Das Tabu einer aktiven
Nachfragepolitik muss gebrochen
werden“, sagt Hoffmann.

Die Kok-Expertengruppe will
die Sozialpartner stärker in die 
Umsetzung der Lissabon-Strategie
einbeziehen. Die Gewerkschaften
seien bereit, Partner des Wandels
zu sein, „wenn sie verbindlich in
die Zielbestimmung, Politikgestal-
tung und Umsetzung der Lissabon-
Strategie einbezogen werden“, so
Michael Sommer. •

Der Surf-Tipp
fürs Internet 

portal.verdi.de
Der ver.di-internet-Auftritt 

im neuen Gewand

www.einblick.dgb.de
Gleichwertige Lebens-

verhältnisse herstellen:
Erwartungen des DGB 

an die Reform der bundes-
staatlichen Ordnung

22/04gewerkschaftlicher Info-Service vom 13.12.2004

Bundespräsident 
Horst Köhler will bei

massiven Menschenrechts-
verletzungen nicht wegsehen.
Der Respekt vor anderen 
Kulturen dürfe nicht zu 
einer „pseudo-kulturellen
Bemäntelung von Unter-
drückung“ führen.

+ Dagmar Wöhrl, wirt-
schaftspolitische 

Sprecherin der CDU/CSU-
Fraktion, hat vor einer Klage-
flut durch das Antidiskrimi-
nierungsgesetz gewarnt. 
Der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung beinhalte ein 
„Übermaß an Regulierungen“.

-
plusminusBERLIN

_____________ _____

Öffentlicher Dienst 
vor Quantensprung
Die im Januar beginnende 

Tarifrunde für den öffent-

lichen Dienst könnte 

Geschichte schreiben: ver.di, 

Bund und Kommunen sind 

sich bereits weitgehend über 

die Strukturen eines neuen 

Tarifrechts einig

_____________ _____

Wir brauchen eine 
Reform nach der Reform
Mit Gerechtigkeit hat die 

Agenda 2010 nichts zu tun. 

Erst wenn sich der Vorhang 

nach dem rot-günen Reform-

spektakel schließt, kommt 

die Zeit für gerechte und 

wirkliche Reformen, meint 

Friedhelm Hengsbach
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Durchwachsene Halbzeitbilanz

Der Vergleich von EU und USA zeigt:
Die Konzentration der EU auf Geld-
stabilität bringt sie bei Wachstum
und Beschäftigung ins Hintertreffen.

Mix entscheidend
Durchschnittlicher Anstieg von
realem Bruttoinlandsprodukt (BIP),
Arbeitslosenquote und Inflation
von 1994 bis 2003 (in Prozent)
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BIP

Quelle: DGB

Europäische
Währungsunion
USA

Arbeitslosen-
quote

Inflation

2,1
3,2

9,6

5,1

2,2 1,9

Der nächste einblick 
erscheint am 
17. Januar 2005



Die Gewerkschaft NGG will wachsen!  
Wir sind eine starke Gewerkschaft und vertreten  
unsere Kolleginnen und Kollegen unter anderem 
in den Branchen Backgewerbe, Fleisch und Fisch,  
Getränke, Hotel- und Gaststättengewerbe, Milch,  
Süßwaren, Obst und Gemüse, Zucker, Tabak. 

Wir wissen, dass es noch mehr Menschen gibt, die 
wir als Mitglieder gewinnen können. Wir bauen ein  
zentrales Werbeteam auf, das unsere Regionen in  
ganz Deutschland aktiv bei der Mitgliederwerbung 
unterstützt.  

Dafür brauchen wir engagierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für bundesweite Werbeprojekte.  
Dafür brauchen wir Sie! 

Bewerben Sie sich! 

Wir erwarten: 

Abgeschlossene Ausbildung oder abgeschlos-
senes Studium 

Teamfähigkeit und den Willen, gemeinsam mit 
dem Werbeteam und den Kolleginnen und Kol-
legen in unseren Regionen Ziele zu erreichen 

Fähigkeit zum konzeptionellen Denken und  
strategischen Handeln 

Offenheit / Kontaktfreudigkeit / Soziale Kompe-
tenz, kurz: Sie müssen Spaß daran haben, 
Menschen anzusprechen und Sie für unsere 
Sache zu begeistern 

Sichere PC-Kenntnisse (MS Windows, MS-
Office) 

PKW-Führerschein 

Bereitschaft zu bundesweiten, auch längeren 
Einsätzen 

Die Arbeitsbedingungen und die Vergütung richten  
sich nach den für die NGG-Beschäftigten gelten-
den Vereinbarungen. Die Beschäftigung wird zu-
nächst auf 2 Jahre befristet.  
Wir freuen uns über jede Bewerbung. Wir würden 
für diese Aufgabe gerne Kolleginnen gewinnen, 
deshalb sind Bewerbungen von Frauen besonders 
willkommen. 

Bitte richten Sie Ihre Bewerbung bis zum  
15.01.2005 an:
Gewerkschaft NGG, Personalabteilung,  
Stichwort: „Stark in Zukunft“,  
Haubachstr. 76, 22765 Hamburg 

NGG Stark in Zukunft 
Die Gewerkschaft NGG braucht Verstärkung 

Stellenausschreibung
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POLITIK

Einer neuen Tarifsituation sieht
sich die IG Metall bei der Siemens
AG gegenüber: Bei über 12 000 Be-
schäftigten im Flächentarif Metall
will die Firma das 13. Monatsein-
kommen und das Urlaubsgeld strei-
chen.Den rund 11000 Beschäftigten
in den ausgegliederten Siemens-Ser-
vice-Gesellschaften sollen zudem die
Fixbeträge zum Ausgleich von tarif-
lichen Einbußen gestrichen werden.
Außerdem hat Siemens vor, die Wo-
chenarbeitszeit auf 38,5 Stunden
anzuheben sowie ein Kontingent
von 50 Stunden für Qualifizierungs-
maßnahmen einzuführen, für die es
keinen finanziellen Ausgleich geben
soll. Als Gegenleistung bietet Sie-
mens nichts: keinerlei Beschäfti-

I G  M e t a l l

Lokale Aktionen gegen 
Siemens-Diktat

gungssicherung, keine andere Ver-
besserung von Tarifbedingungen.

Berthold Huber, der 2. Vorsit-
zende der IG Metall, kündigte an,
die Vorstellungen von Siemens
würden von der IG Metall „nicht
akzeptiert“. Für den 16. Dezember
ruft die Gewerkschaft die Beschäf-
tigten der 36 Siemens-Niederlas-
sungen zu lokalen Aktionen auf.
Ihre Forderungen: „Erstens: Der
Gehaltstopf wird nicht angetastet.
Zweitens müssen die Beschäftigten
ihr altes Einkommen erreichen kön-
nen. Und drittens: Die Beschäftigten
wollen Garantien für die Beschäfti-
gung. Die Service-Gesellschaften
sind in die Siemens AG zurückzu-
führen.“   •

Die Hälfte der Beschäftigten weltweit kann sich und ihre Familien von
ihrem Einkommen nicht ernähren: Rund 1,4 Milliarden Erwerbstätige
müssen mit einem Einkommen unterhalb der Armutsgrenze von zwei
Dollar pro Tag auskommen, 550 Millionen von ihnen verdienen weniger
als einen Dollar täglich. Das zeigt der Weltbeschäftigungsbericht
2004 – 2005 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO).
Um die weltweite Armut wirksam zu bekämpfen, fordert die ILO mehr
Anstrengungen der Politik, menschenwürdige Arbeitsplätze zu schaffen
und die Arbeitsproduktivität zu erhöhen. Dem Bericht zufolge sind die
186 Millionen Menschen, die 2003 weltweit offiziell arbeitslos gemeldet
waren, nur die „Spitze des Eisbergs”. Mehr als sieben Mal so viele 
Personen haben zwar Arbeit, leben aber unter der Armutsgrenze.
Weltweit waren 2003 2,8 Milliarden Menschen beschäftigt, mehr als je
zuvor. „Nicht nur der Mangel an Arbeit, sondern vor allem ihre geringe
Produktivität ist Ursache der Armut”, so der ILO-Generalsekretär Juan
Somavia. „Produktivitätswachstum ist zweifelsohne der Motor des
Wirtschaftswachstums. Werden jedoch nicht gleichzeitig menschen-
würdige Arbeitsplätze geschaffen, haben Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer keine Chance, den Weg aus der Armut zu finden.“ 

Working poor: Weltweit mehr als 1,4 Milliarden
Beschäftigte (in Milliarden) mit einem Tageseinkommen von
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Quelle: ILO World Employment Report 2004 – 2005
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Im Internet

www.igmetall.de/themen/
arbeitslosengeld_ii/

Muster-Widersprüche zu 
Bescheiden an Bezieher-

Innen des künftigen 
Arbeitslosengelds II

H a r t z  I V

Umsetzung wackelt
Wenige Wochen noch, dann ist 2004 Geschichte. Geschichte ist 
dann auch die Arbeitslosenhilfe, die Langzeitarbeitslose erhielten. 
Mit 1-Euro-Jobs und Arbeitslosengeld II (ALG-II) droht ab 1. Januar 
2005 eine weitere Verschlechterung der Arbeitsbedingungen 
und -löhne am ersten Arbeitsmarkt. 

Dabei wird es für zahlreiche
EmpfängerInnen von ALG-II nicht
nur im sprichwörtlichen Sinne „um
die Wurst“ gehen. Schon haben
Tausende Ablehnungsbescheide er-
halten. Andere fürchten, sich bald
zwangsweise eine andere, billigere
Wohnung suchen zu müssen, weil
Miete oder Größe den vorgegebe-
nen Rahmen überschreiten.

Zwischenzeitlich berichten Kun-
den der Arbeitsagentur über die 
Behandlung vor Ort. Und die tan-
giert mitunter deutlich den „Intim-
bereich“. So wusste die Rheinische
Post, Lokalbeilage Bergische Mor-
genpost, Anfang Dezember von
den Erlebnissen eines dieser „Kun-
den“ zu berichten. Nach beinahe
getaner Arbeit, dem Ausfüllen des
kompletten ALG-II-Fragebogens al-
so, wollte die Beraterin vom Kun-
den noch wissen, wie viel Geld er
denn aktuell bei sich trage.

Wie genau es um die Umset-
zung der Reform bestellt ist, kön-
nen wohl nur Insider mit Gewiss-
heit sagen. So beteuert heute das
Bundeswirtschaftsministerium, dass

alles rechtzeitig über die Bühne
geht, während gerade gestern noch
bis hinein in die BA-Spitze laut
Zweifel geäußert wurden. Fakt ist,
dass Ende November kaum die
Hälfte der notwendigen Datensätze
in das übereilt eingeführte neue
Datenbanksystem eingegeben war.
Immer wieder stürzte das gesamte
System ab, stundenlang war der
Zentralrechner in Nürnberg nicht
erreichbar. Mittlerweile wurden die
Betriebszeiten so ausgedehnt, dass
selbst an Samstagen schonmal bei
potentiellen ALG-II-Empfängern das
Telefon klingelt. Bernd K. im Ober-
bergischen erfuhr so um acht Uhr
früh, dass man nicht weiß, wie sei-
ne Unfallrente beim ALG-II ausge-
rechnet werden muss. Vorsorglich
arbeitet die Bundesagentur an Auf-
fanglösungen – falls „entgegen al-
len Erwartungen“ doch Abschlags-
zahlungen nötig sein sollten. Ent-
gegen allen Erwartungen? Die ein-
gesetzte Software wurde gerade
eben erst durch eine neuere Version
ersetzt, die alte wurde für zu viele
Fehler verantwortlich gemacht.

In der Anfangsphase wurde 69
Kommunen die Möglichkeit einge-
räumt, die Betreuung der ALG-II-
Empfänger völlig in eigene Regie zu
übernehmen. Nach Ausschreibung
erhielten überwiegend Kommunen
den Zuschlag, in denen der Anteil
der ALG-II-Empfänger unter dem
Bundesdurchschnitt liegt. Dennoch
ist noch offen, ob die Bundesagen-
tur nicht während eines Übergangs
Aufgaben der Kommunen überneh-
men muss.

Die sonst gemeinsam eingerich-
teten Arbeitsgemeinschaften wer-
den wohl kaum ab Anfang des Jah-
res funktionsfähig sein. So wurden
bis Ende November in rund 70
Kommunen die Gründungsverein-
barungen unterschrieben und in 80
ein Ratsbeschluss herbeigeführt. In
70 weiteren Kommunen gibt es bis-
lang lediglich Absichtserklärungen.

Vom Prinzip „Fordern und För-
dern“ ist man inzwischen scheinbar
überall weit entfernt. So ist derzeit
nicht mit einem besseren Betreu-
ungsverhältnis zu Gunsten der Ar-
beitslosengeldempfänger zu rech-
nen. Und aus den so genannten Ar-
beitsangeboten an Langzeitarbeits-
lose droht ein neues Fiasko für den
Arbeitsmarkt zu werden. In Ham-
burg sind die 1-Euro-Jobs zum zen-
tralen Förderinstrument geworden,
auch in Berlin wird – trotz anders-
lautender Beteuerungen – darüber
nachgedacht, mit 1-Euro-Jobs in
sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung hineinzudrängen. In der
Hauptstadt soll die Pflege von Grün-
anlagen,Wartungsarbeiten an Spiel-
geräten, die Gewährleistung von
Ordnung und Sicherheit und die
sprachliche Integration von Schü-
lern nichtdeutscher Herkunft in die
Hände von 1-Euro-Jobbern gege-
ben werden. Nach Plänen von Wirt-
schaftssenator Harald Wolf (PDS)
sollen im kommenden Jahr rund
35 000 derartiger Jobs in der Stadt
entstehen. Dabei hat die Partei des
Wirtschaftssenators gerade ein Gut-
achten vorgestellt. Kernaussage:
Hartz IV ist in mindestens zehn
Punkten verfassungswidrig. •

Nicht einmal ein Fünftel der ArbeitnehmerInnen gehen
von einer eindeutig positiven Wirkung der Hartz-Reformen
für den Arbeitsmarkt aus. 

Hartz IV schadet dem Arbeitsmarkt
Umfrage unter 3500 ArbeitnehmerInnen (in Prozent)
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Quelle: Online-Stellenbörse stellenbörse.de

Sie ist im Prinzip richtig

Sie ist ein Schritt in die richtige Richtung

Die Reform wirkt sich negativ auf den Arbeitsmarkt aus

Die Reform wirkt sich positiv auf den Arbeitsmarkt aus

Viele Menschen werden sich schlechter stellen, ohne dass sich positive Effekte ergeben

Sie hat keine Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation

Die Kürzungen gehen zu weit
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Minijobs 
vernichten 
Arbeitsplätze

„Vieles ist schon geschafft,

vieles bleibt aber auch noch

zu tun.“ Das ist der Tenor 

einer Studie des Rheinisch-

Westfälischen Instituts für

Wirtschaftsforschung (RWI)

im Auftrag der Minijob-Zen-

trale gut ein Jahr nach der

Einführung der 400-Euro-Jobs.

Die im vergangenen Jahr

eingeführten Jobs hätten ihr

Ziel „teilweise erreicht“. 

Die Befragung von 2500 

Minijobbern habe ergeben,

dass viele neue Beschäfti-

gungsmöglichkeiten ent-

standen seien. Allerdings 

habe die Integration der 

Arbeitslosen in den ersten

Arbeitsmarkt nicht im erwar-

teten Maße stattgefunden.

Der Projektleiter des RWI,

Michael Fertig, empfiehlt

deshalb die Anhebung der

Verdienstgrenze von 400 auf

800 Euro. 

Dabei gibt es Indizien, denen

zufolge zum Teil sozialversi-

cherungspflichtige Beschäf-

tigungsverhältnisse in 

Minijobs umgewandelt wor-

den sind. 15 Prozent der 

Minijobber waren der RWI-

Studie zufolge vorher 

sozialversicherungspflichtig

beschäftigt. 
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Kreative
Konzepte

Ohne Erfindungen, neue Pro-
dukte und innovative Arbeitskon-
zepte ist es schlecht um die Zu-
kunftsfähigkeit der Unternehmen
bestellt. Dabei sind Neuerungen
nicht nur eine Aufgabe für Wissen-
schaftlerInnen. Auch Betriebsräte
haben auf der Basis von Paragraph
92 a Betriebsverfassungsgesetz die
Möglichkeit, innovative Konzepte
für die Weiterentwicklung des Un-
ternehmens einzubringen. Wie
Neuerungen im betrieblichen Alltag
etabliert werden können, ist Thema
einer Innovationstagung im Bildungs-
zentrum Oberjosbach vom 31. Ja-
nuar bis 2. Februar 2005. Wissen-
schaftlerInnen, Geschäftsleitungen,
Betriebsräte und Beschäftigte dis-
kutieren praktische Erfahrungen
und erwünschte Entwicklungen. •

Tel. 069 / 85 00 32 19
Peter-Martin.Cox@tbs-hessen.de 

Bundespolitik das Thema nach dem
Scheitern eines Gleichstellungsge-
setzes für die private Wirtschaft nur
eine untergeordnete Rolle spielt,
werden in den Unternehmen immer
mehr Betriebsräte für Chancen-
gleichheit aktiv. Neuen gleichstel-
lungspolitischen Schwung erhoffen
sich die betrieblichen AkteurInnen
durch die Umsetzung der europäi-
schen Antidiskriminierungsrichtlinie,
die bis 2005 erfolgen soll. Vorge-
stellt werden auf der Tagung Erfah-
rungen mit Gleichstellungsinstru-
menten und Institutionen aus an-
deren europäischen Ländern. Was
sich davon auf Deutschland über-
tragen lässt, erörtern PolitikerInnen,
WissenschaftlerInnen und betrieb-
liche AkteurInnen. Die Tagungsge-
bühr beträgt 30 Euro (10 Euro er-
mäßigt),Anmeldeschluss ist der 20.
Dezember. •

Tel. 0211 / 77 78 123
www.boeckler.de

Strategien für mehr Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern
in der privaten Wirtschaft sollen auf
einer internationalen Tagung von
Hans-Böckler-Stiftung und DGB am
20./21. Januar 2005 in Berlin dis-
kutiert werden. Während in der

I n t e r n a t i o n a l e  T a g u n g

Gleichstellung in der 
privaten Wirtschaft

Die allgemeine Krise
des Einzelhandels
kennt auch Profiteure:
etwa den Discounter
Lidl, der seit 1990 ge-
waltig expandiert ist
und 2003 mit 33,36
Milliarden Dollar auf
Platz 14 der weltweit
umsatzstärksten Un-
ternehmen lag. Hinter
solchen Erfolgen steckt ein Kon-
zept, das sich bei Lidl auf eine ein-
fache Formel bringen lässt:Ausbeu-
tung. In den zum Imperium des
Neckarsulmer Unternehmers Dieter
Schwarz gehörenden Billigsuper-
märkten sind Arbeitshetze und
Gängelung der MitarbeiterInnen an
der Tagesordnung. Ebenso Taschen-
kontrollen, fehlende Pausen, stän-

••• GEW und ver.di Thüringen
rufen gemeinsam mit der Landesel-
ternvertretung sowie den Landes-
verbänden von SPD, PDS und den
Grünen am 16. Dezember zum
„Tag der Grundschulhorte“
auf. Die sechs Organisationen pro-
testieren als Mitglieder des „Bünd-
nisses zum Erhalt der Thüringer
Grundschulhorte“ gegen die Pläne
der Landesregierung, die Schulhor-
te aus der Landesverantwortung an
kommunale oder freie Träger zu
übergeben. Für das Bündnis ist die

Kommunalisierung der Horte  reine
Haushaltskosmetik“. Auf lange Sicht
befürchtet es die Abtrennung der
Horte von den Schulen, obwohl das
„Thüringer Modell“ der angeglie-
derten Schulhorte von der aktuellen
OECD-Studie zur kindlichen Früher-
ziehung ausdrücklich gelobt worden
ist. Infos: Thomas Voß, Tel. 0361/
21 17 100.
••• Der DGB Hessen und der
DGB Mittelthüringen haben
gemeinsam einen Dokumentar-
film zu den gesellschaftlichen Folgen

von Hartz IV und Agenda 2010 pro-
duziert. Im Mittelpunkt von „Refor-
men – ohne Volk. Basta!“ steht ein
Erfurter Ehepaar, das nach 30 Jah-
ren Berufstätigkeit Arbeitslosengeld
II beziehen muss. Zu Wort kommen
aber auch PolitikerInnen, Gewerk-
schafterInnen oder PassantInnen
von der Straße. Der 20-minütige Film
kann als Schulungsmaterial oder für
Kundgebungen beim DGB Hessen
angefordert werden: Renate Gille,
E-Mail: Renate.Gille@dgb.de, Tel.
069 / 27 30 05 52

interregio

T e c h n i k g e s t a l t u n g

Arbeit der
Zukunft

Eines steht fest: Die Arbeitswelt
wird sich weiter wandeln und stän-
dige Anpassungen der Beschäftigten
nötig machen. Das Forum Soziale
Technikgestaltung hat nun eine 

allgemein verständliche Publikation
herausgegeben, die einen Ausblick
auf die bevorstehenden Entwick-
lungen der Arbeitswelt in der In-
formationsgesellschaft liefert. Für
die Publikation wurde vorhandenes 
ExpertInnenwissen ins Allgemein-
verständliche übertragen – für Le-
serInnen ohne Vorkenntnisse. Das
Buch von Welf Schröter „Wie wir
morgen arbeiten werden – Eine
kleine Einführung in die Berufswelt
der Informationsgesellschaft“ ist im
Talheimer Verlag erschienen (120
Seiten, 10 Euro). •

schroeter@talheimer.de

I n n o v a t i o n s k o n g r e s s

Faktor Mensch

Große Veranstaltungen werfen
lange Schatten voraus: Der ver.di-
Bereich Innovations- und Technolo-
giepolitik und die Arbeitnehmerkam-
mer Bremen veranstalten vom 5. bis
7. April 2005 den Kongress „Men-
schen machen Innovationen“, zu
dem 800 TeilnehmerInnen in Bre-
men erwartet werden. Schon jetzt
können sich Interessierte auf der
Kongress-Website (www.menschen-
machen-innovationen.de) in eine
Liste eintragen, um regelmäßig mit
aktuellen Informationen versorgt
zu werden. Auf der Website finden
sich außerdem alle Programmaktu-
alisierungen. •

www.verdi-innotec.de

dige Überstunden 
sowie Entlassungen.
Der Fachbereich Han-
del der Gewerkschaft
ver.di hat im kürzlich
erschienenen Lidl-
Schwarzbuch „Billig
auf Kosten der Be-
schäftigten“ Daten,
Fakten und Hinter-
gründe zu Unterneh-

men und Beschäftigten zusammen-
getragen. Aktive MitarbeiterInnen
und ehemalige Beschäftigte liefern
zudem tiefe Einblicke in den „ganz
normalen“ Arbeitsalltag bei Lidl und
Kaufland, einem weiteren Schwarz-
Unternehmen. Das Buch kostet
acht Euro (plus Versand). •

Fax: 030 / 69 56 31 60
manina.walter@verdigmbh.de

L i d l - S c h w a r z b u c h

Aufschwung durch Ausbeutung

PROJEKTE UND PARTNER
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Noch sind die Verhandlungen
zwischen ver.di, dem Bund und den
Kommunen nicht abgeschlossen –
die Länder hatten sich im April durch
die Kündigung des Arbeitszeittarif-
vertrags selbst aus den laufenden
Verhandlungen katapultiert. Selbst
zentrale Fragen wie die materielle
Ausgestaltung der geplanten 15
Tarifgruppen des neuen Entgeltsys-
tems, die Höhe der Jahressonder-
zahlung, in der das Weihnachts-
und das Urlaubsgeld zusammenge-
fasst werden sollen, und die Un-
kündbarkeit im öffentlichen Dienst
sind nicht geklärt. Trotzdem stehen
die Chancen nicht schlecht, dass sich
die Tarifparteien in der nächsten
Verhandlungsrunde vom 13. bis 15.
Dezember auf die zentralen Eck-
punkte des neuen Tarifsystems ver-
ständigen.

Profitieren würden von einer Ei-
nigung beide Seiten. Mit dem Ende
des Bundesangestelltentarifvertrags
(BAT) würde nicht nur ein 40 Jahre
altes Tarifsystem abgelöst, in dem
es über 17 000 Eingruppierungs-
merkmale und ein kaum noch über-
schaubares Zulagensystem gibt, weil
Hubschrauberpiloten wie Pferde-
führer eingruppiert werden und
Programmierer eine Zulage fürs Pro-
grammieren erhalten, da bei der
Formulierung des BAT die EDV noch
nicht erfunden war. Das neue Tarif-
vertragssystem würde auch alles
enthalten, was zur Erhöhung der
Leistungsfähigkeit und der Attrakti-
vität des öffentlichen Dienstes not-
wendig ist. Geplant ist ein Arbeits-
zeitkorridor, der eine vorübergehen-
de Erhöhung der wöchentlichen Ar-
beitszeit auf bis zu 48 Stunden pro

Woche ohne Mehrarbeitszuschläge
möglich macht, wenn der Arbeits-
zeitausgleich innerhalb eines Jahres
erfolgt. Das Senioritätsprinzip, nach
dem ältere Beschäftigte unabhän-
gig von ihrer Leistung höher bezahlt
werden, soll zu Gunsten einer bes-
seren Bezahlung Jüngerer abge-
schafft werden. Zudem soll es auch
im öffentlichen Dienst nach Leistung
differenzierte Einkommen geben.

Das neue Tarifsystem ist trotz-
dem kein Wunschbaukasten der Ar-
beitgeber. Die geplanten Leistungs-
zuschläge unterliegen der Mitbe-
stimmung des Personalrates. Und sie
müssen ausgezahlt werden, damit
sie nicht zur Haushaltssanierung
missbraucht werden. Die geplante
neue Tarifgruppe I, mit der einfache
Tätigkeiten in den öffentlichen Dienst
zurückgeholt werden sollen (einblick
19/2004), wird es zudem nur geben,
wenn die öffentlichen Arbeitgeber
vor Ort einen entsprechenden Haus-
tarifvertrag abschließen, in dem sie
auf das Outsourcing einfacher
Tätigkeiten verzichten.

Noch stehen die Detailergebnis-
se für beide Seiten allerdings unter
Gesamteinigungsvorbehalt. Gelingt
die Einigung in den bisher strittigen
Fragen nicht, ist deshalb auch der
Rest hinfällig. Zu den offenen Fra-
gen gehört, wie die Tarifrunde 2005
mit den Strukturveränderungen
verrechnet werden soll. Wenn sich
beide Tarifparteien auf eine neue
Entgeltstruktur einigen, macht es
wenig Sinn, deren Höhe sofort in
Tarifverhandlungen wieder in Frage
zu stellen. Für ver.di ist es wichtig,
dass der öffentliche Dienst trotz-
dem 2005 nicht von der Tarifent-
wicklung abgekoppelt wird. Denn
die Angst der Beschäftigten, dass in
ihr Portemonnaie gegriffen wird, ist
groß. Kommt hingegen für sie 2005
materiell etwas oben drauf, würde
die Zustimmung zum neuen Ent-
geltsystem sprunghaft steigen. •

Am 20. Januar beginnen die Tarifverhandlungen für den öffentlichen
Dienst, der wichtigsten Tarifrunde 2005. Nicht nur wegen der 
2,6 Millionen unmittelbar betroffenen Beschäftigten, sondern 
auch, weil die seit zwei Jahren laufenden Verhandlungen über ein
modernes Tarifvertragssystem für den öffentlichen Dienst kurz vor
dem Abschluss stehen. Nehmen die Tarifparteien die letzte Hürde,
kommt ein Tarifsystem zu Stande, das moderner ist als viele 
Tarifverträge in der Privatwirtschaft.

Streikrecht für
Beamte?

Wenn die Verhandlungsfüh-

rer von Bundesregierung

und Union, der SPD-Vorsit-

zende Franz Müntefering

und der CSU-Vorsitzende 

Edmund Stoiber, Mitte 

Dezember ihr Konzept zur

Föderalismusreform vorstel-

len, wollen sie auch eine Än-

derung des Grundgesetzes

vorschlagen. Artikel 38, Ab-

satz 5 soll um zwei Wörter

erweitert werden: Der Ver-

fassungsgrundsatz, nach dem

der öffentliche Dienst nach

den „hergebrachten Grund-

sätzen des Berufsbeamten-

tums zu regeln“ ist, soll um

den Zusatz „und fortzuent-

wickeln“ ergänzt werden. 

Zwei Worte nur, aber für die

Beamten wäre es eine Revo-

lution. Denn das, was für das

Beamtenrecht seit dem 19.

Jahrhundert gilt, hätte nicht

mehr automatisch Bestands-

schutz. Das Beamtenrecht

könnte modernisiert werden.

Die Kriterien für die Eingrup-

pierung und Bezahlung der

Beamten könnten umfas-

send neu geregelt werden.

Die Unkündbarkeit stünde

genauso zur Disposition wie

die einheitliche Bezahlung 

in den Bundesländern. 

Beteiligt an den Gesprächen

sind die Gewerkschaften

nicht. Aber wenn es zu den

geplanten Veränderungen

des Beamtenrechts kommen

sollte, wollen sie auch die

Abschaffung eines anderen

Ausnahmezustands durch-

setzen: das bislang fehlende

Streikrecht der Beamten.

T a r i f r u n d e  2 0 0 5

Öffentlicher Dienst vor Quantensprung

Seit 1991 ist die Zahl der Beschäf-
tigten bei Bund, Ländern und 
Gemeinden von 5,2 auf 4,1 Millio-
nen gesunken. Den größten 
Rückgang gab es mit einem Minus
von 600 000 Arbeitsplätzen bei 
den Kommunen. 

Jede fünfte Stelle
abgebaut
Beschäftigte bei Bund, Ländern
und Gemeinden 1991 – 2003
(in Millionen)
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Quelle: ver.di-Bundesvorstand

1991

Bund

2003

Länder Gemeinden

0,7
0,5

2,6

2,2
2,0

1,4

Der massive Abbau von Stellen im
öffentlichen Dienst hat zu einem
spürbaren Rückgang des Anteils 
der Personalkosten geführt. In den
Ländern, die vor allem für das per-
sonalintensive Bildungssystem und
die Polizei zuständig sind, sank die 
Personalkostenquote von 41,6 auf
37,5 Prozent. Bei den Kommunen
ging sie auf 27 Prozent zurück, beim
Bund sogar auf unter zehn Prozent.

Deutlicher
Ausgabenrückgang
Anteil der Personalkosten an den
Ausgaben von Bund, Ländern und
Gemeinden 1991 – 2003 (in Prozent)
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Quelle: ver.di-Bundesvorstand
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Länder Gemeinden
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31,3
27,0
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„Außer schön sein – kön-
nen wir auch schön ner-
ven, wenn wir zu wenig
Kohle kriegen, wenn wir
angegrapscht oder für
blöd verkauft werden“,
das ist die Botschaft ei-
ner Werbepostkarte
der Abteilung Frauen- und Gleichstellungspolitik des ver.di-Landes-
bezirks NRW. Die Postkarten werden in den kommenden Wochen in 
Szenekneipen in Nordrhein-Westfalen ausgelegt.
Das Motiv gibt es in Kürze auch als Bildschirmschoner.

Ohne Innovationen hat der Standort Deutschland keine Zukunft.
Aber abseits der Sonntagsreden wirkt der Blick auf Deutschlands
Unternehmen ernüchternd. Investitionen in die Entwicklung neuer
Produkte und Dienstleistungen werden aufgeschoben, Forschungs-
etats radikal beschnitten. Und vor allem fehlt eine Betriebskultur,
die Innovationen möglich macht.
„Ressource Mensch“ ist der Titel des einblickMAGAZIN 13.
Es zeigt nicht nur, wie die Betriebe durch die Entwicklung neuer
Produkte und Dienstleistungen ihre eigene Zukunftsfähigkeit 
verbessern können, sondern auch, wie sie dazu das Wissen und die
Kreativität der dort arbeitenden Menschen nutzen können.
Denn Innovation braucht Freiräume, in denen sich neue Ideen 
entwickeln können.
Vorgestellt werden im einblickMAGAZIN nicht nur Schlüsseltechno-
logien der Zukunft, sondern auch Beispiele guter Praxis, die zeigen,
wie Betriebs- und Personalräte den Wandel in ihren Unternehmen
aktiv begleiten.
Kostenlose Einzelexemplare des einblickMAGAZIN „Ressource
Mensch“ gibt es in allen DGB-Büros. Größere Stückzahlen können
bei der Redaktion bestellt werden:
Tel. 030 / 30 88 240, Fax 030 / 30 88 24 20, redaktion@einblick.info

Die IG Metall hat von 
der Bundesregierung 
ein Förderprogramm

für die energetische Gebäu-
desanierung gefordert. 
Auf einer gemeinsamen 
Tagung mit IG BAU und 
IG BCE bezifferte IG Metall-
Vorstand Wolfgang Rhode
das Beschäftigungspoten-
zial der Branche auf 50 000
neue Jobs. 

Mit einer gemeinsa-
men Umfrage unter 
Kraftfahrern wollen

ACE und ver.di die „alltäg-
lichen Probleme“ und die
Verkehrssicherheit auf eu-
ropäischen Straßen ermit-
teln. Die Fragen zur Sicher-
heit des eigenen Fahrzeugs
und zum Zustand verschie-
dener Schnellstraßen kön-
nen online beantwortet
werden: www.verdi.de/
postdienste_speditionen_
logistik

TRANSNET hat zum 
zweiten Mal eine 
Wahl zum „Ver-

kehrspolitischen Unding
des Jahres“ gestartet. Nach
der positiven Resonanz im
vergangenen Jahr stehen
bis Januar 2005 erneut fünf
Begriffe zur Abstimmung 
im Internet, darunter die
„On-Board-Units“ für die
LKW-Maut und der „Bundes-
verkehrswegeplan“:
www.transnet.org/.
Kampagnen-Texte/Unding

Die GEW fordert als 
Konsequenz aus der 
Kita-PISA-Studie, dass

künftig alle ErzieherInnen
an Hochschulen ausgebildet
werden. Bislang bieten 
sieben deutsche Universi-
täten entsprechende 
Studiengänge an.

kurz&bündig

Die seit Januar 1950 erschei-
nenden Gewerkschaftlichen Monats-
hefte (GMH) werden zum Jahresende
eingestellt. Das hat der DGB-Bun-
desvorstand Anfang Dezember be-
schlossen. Zugleich wurde der Ge-
schäftsführende Bundesvorstand
(GBV) beauftragt, ein Konzept für
eine Nachfolgepublikation zu ent-
wickeln, die „ein Forum für einen
regelmäßigen Austausch zwischen
Gewerkschaften, Wissenschaft, Po-
litik und Gesellschaft bietet“. Der
DGB-Bundesvorstand reagiert mit
dem Beschluss auf die in den ver-
gangenen Jahren stark gesunkene
Auflage der Theroriezeitschrift, die
von ursprünglich über 5000 Exem-
plaren auf zuletzt rund 2700 Exem-
plare zurückgegangen ist.

Mit der Einstellung der Gewerk-
schaftlichen Monatshefte endet auch
ein Stück Gewerkschaftsgeschich-
te: 55 Jahre war die Zeitschrift nicht
nur ein Forum für Wissenschaftler-
Innen,die sich kritisch mit politischen
und ökonomischen Positionen der
Gewerkschaften auseinandergesetzt
haben, sondern auch eine Bühne,
auf der sich die politische Debatte
der Bundesrepublik widergespie-
gelt hat. Ihren Höhepunkt hatten
die Gewerkschaftlichen Monatshef-

G e w e r k s c h a f t l i c h e  M o n a t s h e f t e

Einstellung zum Jahresende

te in den sechziger und siebziger
Jahren, als die Auseinandersetzun-
gen um politische Grundsatzfragen
noch über Zeitschriftendebatten
ausgetragen wurden. Einzelne Ver-
öffentlichungen führten auch zu
heftigen innergewerkschaftlichen
Auseinandersetzungen. Als Walter
Fabian, Weggefährte Willy Brandts
und von 1957 bis 1970 Chefredak-
teur der Gewerkschaftlichen Monats-
hefte, 1964 einen Aufsatz veröf-
fentlichte, in dem die Anerkennung
der DDR gefordert wurde, kündigte
ihm der DGB. Erst nach massiver
Kritik in den Medien wurde die Ent-
lassung Fabians zurückgenommen.

Welche Form die Nachfolgepub-
likation der Gewerkschaftlichen
Monatshefte haben wird, ist noch
nicht entschieden. Für den DGB-
Vorsitzenden Michael Sommer steht
jedoch fest, dass der DGB auch in
Zukunft „eine Plattform braucht,
auf der die Gewerkschaften den
Diskurs mit der Wissenschaft su-
chen“. Ziel des neuen Mediums
müsse es sein, nicht nur Impulse in
die Wissenschaft zu geben, sondern
mit publizistischen Mitteln auch 
politische Debatten in den Gewerk-
schaften anzustoßen und zu beglei-
ten. „Wir brauchen“, so Sommer,
„ein Forum, das uns hilft, unsere ei-
gene Position in Grundsatzfragen
kritisch zu hinterfragen.“   •
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MEINUNG

Der Bundeskanzler spricht von der „wich-
tigsten, fundamentalsten und komplexesten
Sozialreform in der Geschichte der Bundesre-
publik“. Er meint die Hartz IV-Münze, die zwei
Seiten hat – die vereinfachte Verwaltung von
Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe, die im Ar-
beitslosengeld II zusammengefasst ist, und die
beispiellosen Einschnitte in das soziale Netz,
die der bürokratischen Veränderung angehängt
wurden.

Die Reform der Arbeits- und Sozialverwal-
tung mag sich als vorteilhaft erweisen, falls die
Kosten-Nutzenrechnung positiv ausfällt. Aber
die beispiellosen Einschnitte in die Lebensla-
gen der Langzeitarbeitslosen sind weder ge-
recht noch treffen sie ihr Ziel. Sie wurden von
Parlamentariern beschlossen, die wohl nie die
Chance haben werden, arbeitslos zu werden
oder Sozialhilfe zu beziehen.

Soziale Reformen werden nicht da-
durch gerecht, dass die politische Klas-
se sie als solche etikettiert. Damit sie
den Anschein des Gerechten erwecken, haben
sich die Spitzen der Parteien angestrengt, den
Gerechtigkeitsbegriff für die eigenen Interessen
zu verzwecken. Eine neue, moderne, zeitgemäße
Gerechtigkeit sollte an die Herausforderungen
der Globalisierung, der demographischen Ver-
änderung und der technischen Revolution an-
gepasst werden. Die Bevölkerung sollte von
der Verteilungsgerechtigkeit Abschied
nehmen, weil materielle Güter nicht mehr
umverteilt werden könnten und finanzielle
Mittel dazu nicht mehr verfügbar seien. Statt
dessen sollte die Chancengerechtigkeit, der
gleiche Zugang zu den Bildungsgütern für alle
in den Vordergrund rücken. Da die Menschen
unterschiedliche Talente hätten und sich unter-
schiedlich anstrengten, sei es gerecht, dies
durch abweichende Einkommen und Vermö-
gen zu belohnen. Der Leistungsgerechtigkeit
gebühre Vorrang vor der Bedarfsgerechtigkeit.
Die Steuerung durch den Markt sei vorzugs-
würdig gegenüber der Steuerungsform der So-
lidarität, die zum Trittbrettfahren verleite.

Trotz des Gefasels der Parteispitzen behält
die Verteilungsgerechtigkeit den ersten Rang.

Zur Verteilung stehen nämlich nicht
nur materielle Güter und Geld an,
sondern auch Zugangschancen, Verfügungs-
rechte und Machtstellungen. Die Verteilungs-
gerechtigkeit geht der Tauschgerechtigkeit 
logisch voraus. Denn bei einem rechtmäßigen
Tausch von Gütern wird unterstellt, dass die
Marktpartner das Recht haben, über die ge-
handelten Güter zu verfügen. Wird die Kette
der Marktbeziehungen immer weiter zurück
verfolgt, endet die Reihe bei einer als gerecht
unterstellten Ausgangsverteilung.

Real gleiche Chancen sind nicht schon
dadurch gewährleistet, dass Start-
löcher in einer Linie abgesteckt wer-
den, damit Hund und Kaninchen, Antilope
und Eichhörnchen zur gleichen Zeit und vom
gleichen Punkt aus loslaufen können. Die for-
mal gleichen Bildungschancen haben weder
die schulische Benachteiligung von Kindern
aus einfachen Verhältnissen aufgehoben noch
die Diskriminierung der Frauen bei der Ausbil-
dung, im Beruf und beim Einkommen beseitigt.

Der Gerechtigkeitsbegriff enthält im Kern
eine Vorvermutung der Gleichheit. „Gleiches
ist gleich, Ungleiches ist ungleich zu behan-
deln“, sagen die Juristen und meinen damit 
eine formale Gleichheit. „Jedem das Seine“
oder: „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ kenn-
zeichnen eine verhältnismäßige Gleichheit.
Moralische Gleichheit bestimmt das Recht ei-
ner jeden Person, von allen anderen als Gleiche
anerkannt und behandelt zu werden. Sie ist die
Grundlage politischer Beteiligungsrechte in 
einer demokratischen Gesellschaft.Wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Ungleichheiten be-

dürfen einer Rechtfertigung, deren Gründe ein-
zig in persönlichen Fähigkeiten und Leistungen
liegen.

Aus einem solchen Gerechtigkeitsbegriff
lässt sich folgern, dass nicht diffuse öko-
nomische, biologische und technische
Trends ein alternativloses politisches
Handeln erzwingen, wie der Kanzler der
Bevölkerung einzureden versucht. Vielmehr
sollten im Brennpunkt sozialer Reformen jene
Veränderungen stehen, die in den Herzen und
Köpfen der Menschen wahrgenommen wer-
den – ein eigenständiges, selbstbestimmtes Le-
ben zu führen, die eigenen Entwürfe des guten
und schönen Lebens in gelingenden Partner-
schaften und mit Kindern zu verwirklichen, im
Einklang mit der natürlichen Umwelt zu leben,
eine faire Balance zwischen der Erwerbsarbeit
und der Privatsphäre herzustellen.

Daraufhin sollten die politischen Entschei-
dungsträger zusätzliche Erwerbsgelegenheiten
für die Arbeit am Menschen in kleinen und
mittleren Unternehmen anregen, die auf den
Binnenmarkt orientiert sind. Öffentliche und
private Investitionen sollten die Nachfrage nach
Bildungs- und Gesundheitsgütern stärken. Ein
ehrgeiziger ökologischer Umbau der Wirtschaft
sollte bewirken, dass die Nutzung der Privatau-
tos mit einem Schienenverkehr entlang weit-
räumiger Achsen kombiniert wird.

Wenn sich der Vorhang nach dem
rot-grünen Reformspektakel schließt,
kommt die Zeit für gerechte und wirk-
same Reformen. •

2004 war das Jahr der Agenda 2010. Mit Gerechtigkeit hat die Agenda nichts zu 
tun. Erst wenn sich der Vorhang nach dem rot-grünen Reformspektakel schließt,
kommt die Zeit für wirkliche Reformen, meint Friedhelm Hengsbach.

Friedhelm Hengsbach SJ., 67,
ist Professor für Wirtschafts-
und Gesellschaftsethik an der
Philosophisch-Theologischen
Hochschule St. Georgen in
Frankfurt/M. und Leiter des 
Oswald von Nell-Breuning-
Instituts.

B i l a n z  d e s  A g e n d a - J a h r e s

Reformen nach der „Reform“

Im Herbst ist von Friedhelm Hengsbach im Herder Verlag das Buch „Das Reformspek-
takel, Warum der menschliche Faktor mehr Respekt verdient“ erschienen 
(190 Seiten, 9,90 Euro). Hengsbach kritisiert darin auch das ambivalente Verhalten der 
Gewerkschaften gegenüber der Bundesregierung. Einerseits würden sie sich an den 
Protesten gegen die „missratene Agenda“ beteiligen, andererseits würde die „Noch-Allianz
mit der rot-grünen Koalition“ die Gewerkschaften in einen Spagat zwingen, „der sie davon
abhält, sich zur Avantgarde einer anderen Politik zu machen“.

Feldzug gegen den Sozialstaat
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••• Dr. Eva-Maria Stange, 47,
seit 1997 Vorsitzende der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft,
davor vier Jahre Vorsitzende der
GEW Sachsen, kandidiert auf dem
Gewerkschaftstag im April 2005
nicht für eine erneute Amtszeit.
Stange, die vor ihrem Wechsel in
die hauptamtliche Gewerkschafts-
arbeit Lehrerin für Physik und 
Mathematik war, will wieder an die
Schule wechseln. Am 21. Januar
will der GEW-Hauptvorstand einen
Vorschlag machen, wer Stange, die
als einzige Frau an der Spitze einer
DGB-Gewerkschaft steht, als GEW-
Vorsitzende folgen soll.
••• Jan Jurczyk, 43, Redakteur
der ver.di-Zeitung Publik, ist seit
dem 22. November Pressesprecher
von ver.di.
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DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main, Talk und Kultur im
Gewerkschaftshaus, „Chansons von
Claire Waldorff – gesungen von
Gabriele Kentrup“, Frankfurt/M.

DGB, Konferenz
„Gewerkschaften als Motor und
Partner für Innovation – In
Deutschland von anderen europäi-
schen Ländern lernen“, Berlin

Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliches Institut in
der HBS, Workshop „Der Plan, das
Planen zu beenden“, Düsseldorf

DGB-Region Saar/
Eifel, „Arbeitszeiten und Sozialchar-
ta“, Diskussion mit EGB-Vizegene-
ralsekretär Reiner Hoffmann, Trier

GEW, Frauenkon-
gress „Bildung ist weiblich?!“, Ess-
lingen

14./15.1.

7.1.

16.12.

14./15.12.

14.12.
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Buch: Peter Bofinger, Wir
sind besser als wir glau-
ben – Wohlstand für alle,
Pearson Studium Verlag,
München 2005, 284 Seiten,
19,95 Euro
Das deutsche Lohnniveau ist
nicht wettbewerbsfähig. Vor al-
lem bei den Geringqualifizierten
ist eine Lohnabsenkung unver-
meidbar. Die Kranken- und Ren-
tenversicherungssysteme sind
nicht mehr finanzierbar. Und die
Staatsquote muss auf 40 Prozent
reduziert werden. Kenntnisreich
und fundiert weist Peter Bofin-
ger, seit März 2004 einer der fünf
Wirtschaftsweisen, die längst

zum Mainstream gewordene
neoliberale Kritik am Modell
Deutschland in ihre Schranken.
Seine Diagnose: Wir leben nicht
über unsere Verhältnisse, son-
dern bleiben weit dahinter
zurück. So gebe die deutsche
Volkswirtschaft weniger aus als
sie einnehme. Bei der Abgaben-
last liege Deutschland im Schnitt
aller EU-Länder, und die Steuer-
quote sei im internationalen Ver-
gleich extrem niedrig. Bofingers
Schlussfolgerung: „Die Politik
muss ihren Reformkurs überden-
ken. Sie muss weg von der ein-
seitigen Sparpolitik, hin zu Inves-
titionen in die Zukunft.“

Tipp
.

Schlusspunkt●

Der ehemalige Bayer-Chef und heutige Multi-Aufsichtsrat Manfred Schnei-
der laut dpa in der Sonntagszeitung der FAZ vom 28. November. Schneider
ist Aufsichtsratsmitglied in sieben der 30 Dax-Unternehmen.

„Die derzeitige Entlohnung von durchschnittlich 50 000
bis 60 000 Euro pro Mandat ist nicht angemessen:“

BESCHÄFTIGUNG: Deutschland braucht steigende Löhne
Zwischen 2000 und 2004 stiegen die
Stundenlöhne in den großen EU-Ländern
und den USA wesentlich stärker als in
Deutschland. Gleichzeitig stieg dort die
Zahl der Beschäftigten, während sie in
Deutschland um 0,4 Prozent pro Jahr
sank. In einem Sondervotum zum Jahres-
gutachten fordert der Wirtschaftsweise
Peter Bofinger deshalb höhere Löhne.
Deutsche Produkte hätten kein Problem,
sich im internationalen Wettbewerb zu
behaupten. Gravierende Absatzproble-
me bestünden aber für Anbieter, die
vorrangig den Inlandsmarkt bedienen. ©

 D
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